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über Lage und Entwickiung auf seinem Aufgabengebiet (§ 50 GWB) 


Stellungnahme der Bundesregierung 

I. 

Die Kartellgesetznovelle ist jetzt knapp ein Jahr in 
Kraft. Das Bundeskartellamt ist mit Entschiedenheit 
an seine neuen Aufgaben herangegangen. Die not- 
wendige Ausschöpfung seiner neuen gesetzlichen 
Möglichkeiten, die eine intensivere Entscheidungs- 
praxis als bisher erfordern, hat das Amt verstärkt 
in das Blickfeld der Öffentlichkeit treten lassen. Dies 
gilt in besonderem Maße für die Anwendung der 
durch die Kartellnovelle verschärften Mißbrauchs- 
aufsicht über marktbeherrschende Unternehmen. Ge- 
rade die Ausübung der Mißbrauchsaufsicht, deren 
Verbesserung ein von allen politischen Kräften un- 
terstütztes Hauptziel der Novelle war, hat erneut 
deutlich gemacht, wie groß die wirtschaftlichen Aus- 
wirkungen eines Einschreitens des Amtes sein kön- 
nen und wie vielfältig daher die Gesichtspunkte 
sind, die das Amt bei der Ausfüllung der notwen- 
digerweise unbestimmten Rechtsbegriffe des Ge- 
setzes zu berücksichtigen hat. Für die Tätigkeit des 
Amtes ist deshalb ein Einklang mit den Grundsätzen 
der generellen Wirtschaftspolitik unerläßlich. 

Auch die Öffentlichkeitsarbeit des Amtes ist nach 
Inkrafttreten der Kartellnovelle in eine größere 
Verantwortung gestellt. Die interessierte Öffent- 
lichkeit erwartet eine umfassende objektive Unter- 
richtung über die Anwendung des Kartellgesetzes 
durch das Bundeskartellamt. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß durch die Kartellgesetznovelle die 
Prüfungsbefugnisse des Amtes, z. B. aufgrund der 
neuen Marktbeherrschungsverinutungen, erheblich 
verstärkt worden sind. Allein die Tatsache der Er- 


öffnung eines Verfahrens sagt daher vielfach noch 
nichts über das zu erwartende Ergebnis aus. Hier 
ist in der Öffentlichkeitsarbeit des Amtes besondere 
Zurückhaltung geboten, damit nicht voreilige und 
pauschal abwertende Urteile über das Verhalten von 
Unternehmen oder Branchen und damit auch über 
die Funktionsfähigkeit der marktwirtschaftlichen 
ördnung hervorgerufen werden. 

II. 

Die in die vorbeugende Fusionskontrolle gesetzten 
Erwartungen haben sich bisher erfüllt. In den ersten 
zehn Monaten seit Inkrafttreten des neuen Kartell- 
gesetzes hat sich das Amt mit 85 kontrollpflichtigen 
Zusammenschlüssen befaßt. 39 Fälle wurden bis 
Mitte Mai 1974 abgeschlossen. Das Amt untersagte 
in diesem Zeitraum zwei Zusammenschlüsse (Tätig- 
keitsbericht S. 68 f. und S. 73). In einem weiteren 
Fall (Tätigkeitsbericht S. 70 f.) hat das Amt die Be- 
schränkung des Anteilserwerbs auf 20 v. H. durch- 
gesetzt. Von einer Untersagung des Zusammen- 
schlusses Thyssen/Rheinstahl hat das Amt abge- 
sehen, weil die Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften diese Fusion nach Artikel 66 Montan- 
union-Vertrag bereits mit Auflagen verbunden 
hatte, die wettbewerblich bedenklichen Folgen die- 
ses Zusammenschlusses entgegenwirken. Diese Auf- 
lagen entsprachen der Stellungnahme der Bundes- 
regierung nach Artikel 66 § 2 Montanunion-Ver- 
trag. 

Für die Übernahme der Mehrheitsbeteiligung an der 
Gelsenberg AG durch den Bund hat der Bundes- 
minister für Wirtschaft am 1. Februar 1974 die 
Ausnahmeerlaubnis nach § 24 Abs. 3 GWB erteilt 
(Bundesanzeiger Nr. 29 vom 12. Februar 1974). 
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Das Bundeskartellamt hatte diesen Anteilserwerb | 
untersagt, da auf einigen Teilmärkten die Voraus- ' 
Setzungen des § 24 Abs. 1 GWB (Entstehung oder i 
Verstärkung einer marktbeherrschenden Stellung) 
erfüllt waren. Maßgeblich für die Erteilung der | 
'Ausnahmeerlaubnis durch den Bundesminister für 
Wirtschaft waren die energiepolitischen Vorteile ! 
dieses Anteilserwerbs und das überragende Inter- ' 
esse der Allgemeinheit an der langfristigen Siche- ' 
rung der Energieversorgung. Der Anteilserwerb an 
der Gelsenberg AG durch den Bund bildet die 
Grundlage für eine Neugruppierung der deutschen j 
Mineralölinteressen. Bisher fehlte es der Bundes- : 
republik an einem deutschen Mineralölunternehmen, | 
das sowohl von seinen finanziellen Möglichkeiten | 
als auch der Kapazität her in der Lage ist, die deut- ^ 
sehen Interessen auf dem internationalen Mineralöl- i 
markt wirksam zur Geltung zu bringen. Wie die 1 
Bundesregierung bereits in ihrem Energieprogramm j 
vom 26. September 1973 festgestellt hat, ist zur Siche- i 
rung der langfristigen Mineralölversorgung eine ver- 
stärkte Zusammenarbeit mit den rohölfördernden 
Ländern vordringlich. Die Entwicklung des Mineral- 
ölmarktes in den vergangenen Monaten hat die , 
Notwendigkeit der Zusammenfassung der deutschen ' 
Mineralölinteressen erhärtet. 

Das FusionskontrolTVerfahren in diesem Falle war 
auch der erste Test für die Praktikabilität der vom 
Gesetzgeber vorgesehenen Aufgabenverteilung zwi- j 
sehen dem Bundeskartellamt und dem Bundesmini- 1 
Ster für Wirtschaft bei der Kontrolle von Zusam- • 
menschlüssen. Der Gesetzgeber hat die Beurteilung j 
der wettbewerblich bedeutsamen Wirkungen eines j 
Zusammenschlusses allein dem Bundeskartellanrt 
überantwortet und hiervon getrennt dem Bundes- ^ 
minister für Wirtschaft die Aufgabe übertragen, im j 
Wege der Ausnahmeerlaubnis übergeordneten ge- | 
:samtwirtschaftlichen »Aspekten und Interessen der i 
Allgemeinheit bei der Entscheidung über eine Fusion ! 
gleichgewichtig Geltung zu verschaffen. Das in der | 
Novelle vorgesehene „dualistische" Verfahren führt j 
zu einer klaren Gegenüberstellung der Wettbe- | 
werbsaspekte einerseits und aller übrigen wirt- 
schafts- und sozialpolitisch relevanten Gesichts- 
punkte andererseits. Es ermöglicht hierdurch eine 
umfassende, transparente Abwägung aller bei gro- 
ßen Zusammenschlüssen bedeutsamen Faktoren. 

Die unabhängige Monopolkommission, die nach 
§ 24 b der Kartellgesetznovelle den jeweiligen Stand 
der Unternehmenskonzentration sowie deren ab- 
sehbare Entwicklung beurteilen und die Anwendung 
der §§ 22 bis 24 a würdigen soll, ist inzwischen ge- ; 
bildet worden. Zu Mitgliedern der Monopolkommis- 
sion hat der Bundespräsident auf Vorschlag der 
Bundesregierung ernannt: Dieter Fertsch-Röver, Pro- 
fessor Dr. Erhard Kantzenbach, Professor Dr. Ernst- 
Joachim Mestmäcker, Dr. Erich Mittelsten Scheid, 
Josef Murawski. Die Monopolkommission hat Pro- 
fessor Dr. Mestmäcker zu ihrem Vorsitzenden ge- 
wählt. Sie hat ihre Geschäftsstelle beim Bundesver- j 
waltungsamt in Köln. I 


III. 

Aufgrund der erweiterten Definition des Begriffs 
„Marktbeherrschung" und der neuen Marktbeherr- 
schungsvermutungen des § 22 Abs. 3 GWB hat das 
Amt in einer erheblich größeren Zahl von Fällen als 
bisher Mißbrauchsverfahren eingeleitet. Wie Rechts- 
und Wirtschaftsausschuß des Deutschen Bundestages 
bei der Beratung der Kartellnovelle übereinstim- 
mend festgestellt haben, sind die Marktbeherr- 
schungsvermutungen in dem Sinne „Aufgreiftat- 
bestände", daß die Kartellbehörde bei Vorliegen der 
Vermutungsvoraussetzungen gehalten ist, in die 
Prüfung einzutreten. Für die Entscheidung in Miß- 
brauchsverfahren schreibt § 53 Abs. 3 GWB eine 
öffentliche mündliche Verhandlung ausdrücklich vor. 
Es handelt sich um ein Anhörungsverfahren, das der 
Sachaufklärung dient und auch den beteiligten Un- 
ternehmen Gelegenheit geben soll, ihren Standpunkt 
darzulegen. Daß öffentliche mündliche Verhandlun- 
gen vor dem Bundeskartellamt diese Zwecke auch 
tatsächlich erfüllen, haben die öffentlichen Anhörun- 
gen der Firma Merck, der Mineralölgesellschaften 
und des Volkswagenwerks im Frühjahr dieses Jah- 
res gezeigt. 

Die Mißbrauchsaufsicht ist das notwendige Regu- 
lativ beim Fehlen wirksamen Wettbewerbs. Sie 
richtet sich auch gegen mißbräuchlich überhöhte 
Preise. Insofern kann Mißbrauchsaufsicht im Einzel- 
fall auch Preiskontrolle bedeuten. Hierauf hat die 
Bundesregierung in ihrer letztjährigen Stellung- 
nahme zum Tätigkeitsbericht des Amtes (Druck- 
sache 7/986, Ziffer VII) bereits hingewiesen. Die 
Überprüfung der Preisgestaltung marktbeherrschen- 
der Unternehmen darf jedoch nicht in eine generelle 
Preis- und Kostenkontrolle abgleiten, wenn das er- 
klärte Ziel der Wirtschaftspolitik, die freie Preisbil- 
dung und damit die Steuerung über den Markt funk- 
tionsfähig zu erhalten, nicht gefährdet werden soll. 

Die ersten Mißbrauchsverfahren aufgrund des neuen 
§ 22 GWB haben die großen praktischen Schwierig- 
keiten deutlich gemacht, die sich zwangsläufig er- 
geben, wenn Kostenelemente in die Prüfung einbe- 
zogen werden müssen. Jede Verhaltenskontrolle ist 
in einer marktwirtschaftlichen Ordnung problema- 
tisch. Dies gilt besonders für die Mißbrauchsaufsicht 
über Preise marktbeherrschender Unternehmen in 
Zeiten starker Preissteigerungstendenzen. Die Kar- 
tellbehörde steht dann vor der schwierigen Aufgabe, 
bei der Beurteilung von Preiserhöhungen etwaige 
„machtbedingte" von den „marktbedingten" Kompo- 
nenten zu trennen. Nur die machtbedingten Preis- 
erhöhungen will das Kartellgesetz treffen. Die Kar- 
tellbehörde kann sich dieser schwierigen Prüfung 
nicht dadurch entziehen, daß sie in solchen Situati- 
onen überhaupt untätig bleibt. Sie würde sich dann 
dem berechtigten Vorwurf zu großer Zurückhaltung 
bei der Wahrung des Verbraucherinteresses aus- 
setzen. Sie darf aber auch nicht die marktbedingten 
Ursachen von Preiserhöhungen unterbewerten, weil 
sie dann den Marktkräften entgegenwirken und sich 
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in die Rolle eines dirigistischen „Preiskommissars“ 
begeben würde. Die öffentliche Diskussion über die 
jüngsten Verfahren des Bundeskartellamtes auf- 
grund des neuen § 22 GWB spiegelt diese Proble- 
matik wieder. Für die Sicherung der marktwirtschaft- 
lichen Ordnung ist eine funktionierende Mißbrauchs- 
aufsicht über vermachtete Märkte unerläßlich. In 
dem Maße, in dem die Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen ihrer Aufgabe 
nicht gerecht wird und auch die Wiederherstellung 
wettbewerblicher Marktstrukturen sich nicht reali- 
sieren ließe, würden sich voraussichtlich die Forde- 
rungen nach nichtmarktwirtschaftlichen Kontroll- 
mechanismen verstärken. 

Die Bundesregierung hat die Monopolkommission 
um die Erteilung eines Gutachtens über Anwendung 
und Möglichkeiten der Mißbrauchsaufsicht über 
marktbeherrschende Unternehmen seit Inkrafttreten 
der Kartellgesetznovelle gebeten. 


IV. 

Die im Herbst 1973 einsetzende krisenhafte Entwick- 
lung auf dem Mineralölmarkt war eine Belastungs- 
probe für die Funktionsfähigkeit unserer marktwirt- 
schaftlichen Ordnung. Die Bundesregierung hat auch 
in dieser schwierigen wirtschaftspolitischen Situation 
ihre marktwirtschaftliche Linie konsequent weiter- 
verfolgt. Sie hat jeden Dirigismus vermieden und 
die auftretenden Schwierigkeiten mit marktkonfor- 
men Mitteln bewältigt. Diese Strategie hat sich als 
erfolgreicher erwiesen als die Politik anderer Län- 
der, die zu staatlichen Preis- und Mengenreglemen- 
tierungen Zuflucht genommen haben. Die mengen- 
mäßige Versorgung der Bundesrepublik mit Mine- 
ralöl konnte zu jeder Zeit sichergestellt werden. 

Nach den beträchtlichen Preiserhöhungen für Kraft- 
stoffe und Heizöl Ende Januar 1974 hat das Bundes- 
wirtschaftsministerium das Bundeskartellamt gebe- 
ten, die in der Bundesrepublik Deutschland tätigen 
Raffineriegesellschaften zu einer mündlichen An- 
hörung über ihre Preisgestaltung zu laden. Das 
Bundeskartellamt führte im März/April 1974 münd- 
liche Verhandlungen mit den Gesellschaften BP, 
ESSO, Shell, Texaco, Gelsenberg und VEBA durch. 
Die Überprüfung der Preisgestaltung bei leichtem 
Heizöl stellte das Bundeskartellamt ein, da die 
Preise inzwischen wieder stark gesunken waren. 

Bei den Kraftstoffen blieb die Entscheidung zunächst 
offen. Als BP und Texaco Mitte April 1974 erneut 
ihre Benzinpreise anhoben, erließ das Amt einst- 
weilige Anordnungen, mit denen diese Preiserhö- 
hungen untersagt wurden. Die übrigen Mineralöl- 
gesellschaften hatten schon vor Erlaß der einst- 
weiligen Anordnungen von der Preiserhöhung Ab- 
stand genommen. Texaco erklärte sich im Anschluß 
an die einstweilige Anordnung nach einer erneuten 
mündlichen Verhandlung zur Rücknahme seiner 
Benzinpreise auf den vorherigen Stand bereit. Eine 
Mißbrauchsverfügung erging daher nur gegen BP. 
Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung, die 
das Bundeskartellamt nach § 63 a GWB angeordnet 
hatte, hat das Kammergericht durch Beschluß vom 
14. Mai 1974 aufgehoben. 


V. 

Die Verfahren des Bundeskartellamtes gegen Mine- 
ralölgesellschaften haben die Grenzen des natio- 
nalen Kartellrechts gegenüber multinationalen Ge- 
sellschaften aufgezeigt. Die Notwendigkeit einer 
verbesserten Transparenz der weltweiten Geschäfts- 
tätigkeit dieser Unternehmen ist erneut deutlich 
geworden. Eine solche Transparenz kann am besten 
durch eine verstärkte internationale Zusammen- 
arbeit der Regierungen erreicht werden, wie die 
Bundesregierung bereits in ihrer Stellungnahme zum 
Tätigkeitsbericht des Bundeskartellamtes für 1972 
(Drucksache 7/986, Ziffer VIII) betont hat. In diesem 
Sinne hat der Bundesminister für Wirtschaft im 
Ministerrat der OECD am 29. Mai 1974 die Mit- 
gliedstaaten aufgerufen, ihre Anstrengungen zu 
einer wirksamen Kooperation im Hinblick auf die 
multinationalen Unternehmen zu intensivieren. 

Die Bundesregierung hält es aber auch für erforder- 
lich, alle Möglichkeiten des nationalen Rechts aus- 
zuschöpfen, um dessen wirksamere Anwendung auf 
multinationale Unternehmen sicherzustellen. Die 
Durchsetzung der nationalen Wettbewerbsvorschrif- 
ten gegenüber multinationalen Unternehmen setzt 
insbesondere voraus, daß die Informationen der 
Kartellbehörde nicht auf die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse der inländischen Tochtergesellschaften be- 
schränkt bleiben. Hierzu ist es zunächst erforderlich, 
von den Auskunftsrechten des Kartellgesetzes, die 
durch die Kartellgesetznovelle verstärkt worden 
sind, Gebrauch zu machen. Dies hat das Kammer- 
gericht in der bereits erwähnten BP-Entscheidung 
vom 14. Mai 1974 unterstrichen. 

Darüber hinaus wären Abkommen mit anderen 
Staaten über Rechts- und Amtshilfe, wie sie bereits 
in anderen Bereichen praktiziert werden, auch in 
Wettbewerbsverfahren geeignet, eine effiziente An- 
wendung des nationalen Kartellrechts zu fördern. 


VI. 

Die Kooperationserleichterungen zugunsten kleiner 
und mittlerer Unternehmen sind neben der Fusions- 
kontrolle und der Verschärfung der Mißbrauchs- 
aufsicht über marktbeherrschende Unternehmen ein 
Schwerpunkt der Kartellnovelle. Die neuen Vor- 
schriften {Kooperationsvereinbarungen nach § 5 b 
GWB, Mittelstandsempfehlungen nach § 38 Abs. 2 
Nr. 2 GWB, Wettbewerbsregeln nach § 28 GWB) ha- 
ben sich allerdings bisher noch nicht voll ausgewirkt. 
Gewisse Hemmnisse bestehen einmal auf seiten 
vieler kleiner und mittlerer Unternehmen, die sich 
erfahrungsgemäß nur schwer zu einer zwischenbe- 
trieblichen Zusammenarbeit entschließen. Zum an- 
deren muß auch bei der Gesetzesanwendung durch 
die Kartellbehörden Sinn und Tragweite der neuen 
Kooperationserleichterungen erst ausgelotet werden. 
Die Bundesregierung hält daher eine Verbesserung 
der Information in dieser Hinsicht für unerläßlich. 
Sie wird noch in dieser Legislaturperiode eine Neu- 
auflage der Kooperationsfibel vom 29. Oktober 1963 
herausgeben. Die Kooperationsfibel hat sich in den 
vergangenen zehn Jahren bewährt und dem Koope- 
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rationsgedanken in der Wettbewerbspolitik Geltung 
verschafft. 

Besondere Bedeutung kommt — neben § 5 b — der 
neuen Mittelstandsempfehlung zu. Die Neufassung 
der Mitteistandsempfehlung stellt sicher, daß diese 
Kooperationsform — ■ über ihren traditionellen An- 
wendungsbereich bei den Einkaufsgemeinschaften 
des Handels hinaus — in allen Zweigen des Handels 
und der Industrie von mittelständischen Unterneh- 
men genutzt werden kann. Die Bundesregierung 
weist in diesem Zusammenhang nochmals auf die 
Ausführungen des Wirtschaftsaausschusses des Bun- 
destages in seinem Bericht zur Kartellnovelie hin 
(Drucksache 7/765, S. 10). Danach hat die Neufassung 
der Mittelstandsempfehlung vor allem zum Ziel, die 
bisherigen engen Grenzen, insbesondere bei der Zu- 
lassung von wettbewerbsfördernden Preisempfeh- 
lungen für das Gesamtsortiment, deutlich zu erwei- 
tern, gleichzeitig aber auch etwaigen Mißbräuchen 
wirksam entgegenzuwirken. Dieser vom Wirtschafts- 
ausschuß nachdrücklich betonte Zweck der neuen 
Mittelstandsempfehlung ist die maßgebliche Richt- 
schnur für ihre Anwendung durch die Kartellbe- 
hörden. 

VII. 

Seit dem 1. Januar 1974 ist die Preisbindung für 
Markenwaren verboten. Dies hat in einer Reihe von 
Fällen zu teilweise spürbaren Preissenkungen ge- 
führt (z. B. bei Elektrogeräten, Kühlschränken, Win- 
tersportartikeln, Kosmetika), deren Ausmaß aller- 
dings örtlich und bei den einzelnen Handelsformen 
unterschiedlich ist. Nach Auffassung der Bundes- 
regierung zeigen diese Preisrückgänge eine deut- 
liche Belebung des Prei.swettbewerbs auf der Han- 
delsstufe an. fm Interesse des Verbrauchers ist die 
stärkere Nutzung der neugewonnenen Wettbewerbs- 
freiheit des Handels zu begrüßen. 

Die Auswirkungen der neuen Unverbindlichen Preis- 
empfehlung lassen sich noch nicht voll übersehen. 
Das Bundeskarteliamt hat die verschärfte Miß- 
brauchsaufsicht mit gutem Erfolg angewandt. Es hat 
seine Kontrolle durch systematische Überprüfung 
von Preisempfehlungen an Schwerpunktorten in Zu- 
sammenarbeit mit den Landeskartellbehörden kon- 
sequent ausgeübt. Infolgedessen haben eine Reihe 
von Markenwarenherstellern ihre Preisempfehlun- 
gen für über 10 000 Verkaufseinheiten (z. B. Kraft- 
fahrzeugreifen, Körperpflegemittel) ersatzlos auf- 
gegeben. Die Bundesregierung begrüßt bestehende 
Tendenzen, die Unverbindliche Preisempfehlung in 
erster Linie für höherwertige Gebrauchsgüter (z. B. 
Automobile, Fernsehgeräte) zu verwenden, nicht 
jedoch bei den sogenannten Kleinpreisartikeln. Bei 
höherwertigen Gütern liegt es verstärkt im Interesse 
des Verbrauchers, daß der Hersteller seine Preis- 
vorstellung bekanntgeben darf. 

Die Unverbindliche Preisempfehlung schränkt im 
Gegensatz zur Preisbindung die Preisbildiingsfrei- 
heit auf der Handelsstufe nicht ein. Der Händler ent- 
scheidet darüber, ob und in welchem Umfang er die 
Preisempfehlung des Herstellers unterschreiten will. 
Auch das geltende Rabattgesetz setzt der Unter- 
schreitung des empfohlenen Preises keine Grenzen. 


Das Verbot des Rabattgesetzes, Letztverbrauchern 
einen höheren Rabatt als 3 v. H. zu gewähren, be- 
zieht sich nicht auf den vom Hersteller empfohlenen 
unverbindlichen Preis. Das Gesetz untersagt dem 
Händler nur, auf den von ihm frei kalkulierten und 
nach der Preisauszeichnungsordnung angegebenen 
Letztverbraucherpreis einzelnen Kunden einen hö- 
heren Rabatt als 3 v. H. zu geben. 

Mit großem Nachdruck ist das Amt Versuchen ein- 
zelner Markenwarenhersteller entgegengetreten, 
mittels Unverbindlicher Preisempfehlungen oder be- 
stimmter Vertriebsbindungen einen Preisbindungs- 
ersatz zu schaffen. Die Vertriebsbindung ist nach 
wie vor ein legitimes Mittel der Absatzpolitik. Miß- 
bräuche, insbesondere eine Umgehung des Preis- 
bindungsverbotes, müssen aber verhindert werden. 
In diesem Sinne ist auch der neue § 26 Abs. 2 Satz 2 
GWB zu verstehen, soweit er sich gegen Marken- 
warenhersteller richtet, die durch gezielten selek- 
tiven Vertrieb faktisch Preisbindungswirkungen zu 
erzielen versuchen. 

Zweck und Inhalt des Diskriminierungsverbots ha- 
ben sich durch die Kartellnovelle im übrigen nicht 
verändert. Nach wie vor heißt Diskriminierungsver- 
bot nicht Differenzierungsverbot. Die freie Bestim- 
mung des Herstellers über den für seine Waren 
günstigsten Vertriebsweg ist ein wesentlicher 
Grundsatz unserer Wirtschaftsordnung. Eine Ten- 
denz zur Gleichschaltung der Vertriebsformen würde 
sich nicht zuletzt auch gegen die Wahlfreiheit des 
Verbrauchers richten. 


VIII. 

Durch die Karteligesetznovelle ist auch die sofor- 
tige Vollziehung kartellbehördlicher Verfügungen 
neu geregelt worden (§ 63 a GWB). Das Kammer- 
gericht hat durch seinen Beschluß vom 3. Mai 1974 
(„Nordmende") die wettbewerbspolitische Bedeu- 
tung dieser neuen Bestimmung hervorgehoben. Das 
Bundeskartellamt hatte der Firma Nordmende un- 
tersagt, die vertriebgebundenen Groß- und Einzel- 
händler zu verpflichten, bei ihrer Preisfestsetzung 
„die Kalkulationsgrundlagen eines ordentlichen 
Kaufmanns unter Berücksichtigung angemessener 
Spannen anzuwenden''. Das Kammergericht hat das 
öffentliche Interesse an der sofortigen Vollziehung 
dieser Verfügung bejaht; denn es würden nicht 
wiedergutzumachende Nachteile für die Allgemein- 
heit eintreten, wenn Kaufverträge zu höheren als 
wettbewerbskonformen Preisen abgeschlossen wür- 
den. Durch eine solche Beschränkung des Wettbe- 
werbs würde die bestmögliche Versorgung des 
Verbrauchers gefährdet. Die Maßnahme des Kartell- 
amtes übe zudem einen günstigen Einfluß auf die 
gegenwärtige inflationäre Situation aus. In dem 
gleichen Sinne hat das Kammergericht in seinem 
Beschluß vom 14. Mai 1974 (BP) ausgeführt, daß 
das öffentliche Interesse an der sofortigen Voll- 
ziehung grundsätzlich gegeben ist, wenn die Kar- 
tellbehörde das Fordern mißbräuchlich überhöhter 
Preise feststellt und durch die Anordnung der so- 
fortigen Vollziehung verhindern will. Angesichts 
der gegenwärtigen gesamtwirtschaftlichen Lage und 
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Entwicklung bestehe ein jegliche Gruppeninter- 
essen überragendes öffentliches Anliegen jede zu- 
sätzliche Gefährdung der Währungsstabilität durch 
Ausschöpfung aller hierzu geeigneten gesetzlichen 
Vorschriften zu bekämpfen. 

IX. 

Der Vorschlag der EG-Kommission für eine Verord- 
nung (EWG) des Rates über die Kontrolle von Un- 
ternehmenszusammenschlüssen (ABLEG Nr. C 92/1 
vom 31. Oktober 1973), den die EG-Kommission im 
Jahre 1973 dem Rat zugeleitct hat, ist inzwischen 
nach intensiven Beratungen sowohl vom Europä- 
ischen Parlament als auch vom Wirtschafts- und 
Sozialausschuß zustimmend behandelt worden. Die 
Gruppe für Wirtschaftsfragen des Rates hat die Be- 
ratung des Verordnungsentwurfs aufgenommen. Die 
Bundesregierung hat sich wiederholt für eine kon- 
sequente europäische Wettbewerbspolitik ausge- 
sprochen und die entsprechenden Maßnahmen der 
EG-Kommission unterstützt. Sie hält gerade auch 
im Hinblick auf den fortschreitenden Konzentra- 
tionsprozeß eine europäische Fusionskontrolle für 
eine unerläßliche Ergänzung der Wettbewerbsregeln 
des EWG-Vertrages. Sie wird sich für eine zügige 
Behandlung des Kommissionsvorschlages einsetzen. 
Sie sieht in der Entscheidung über die Europäische 
Fusionskontrolle zugleich einen Test dafür, ob es 
gelingen wird, dem Wettbewerb auch in Zukunft im 
Gemeinsamen Markt den ihm vom EWG-Vertrag 
zugewiesenen Rang zu sichern. 

Der Europäische Gerichtshof hat in seiner Entschei- 
dung vom 30. Januar 1974 in der Rechtssache 127 73 
die unmittelbare Geltung der Artikel 85 und 86 
EWG-Vertrag unterstrichen. Danach ist ein natio- 
nales Gericht auch dann zuständig, unmittelbar über 
die Anwendung des Artikels 85 Al)s. 1 EWG-Ver- 
trag zu entscheiden, wenn die EG-Kommission in 
derselben Sache ein Verfahren eingeleitet hat. Das 
nationale Gericht kann wählen, ob es das Verfah- 
ren bis zu einer Entscheidung der EG-Kommission 
aussetzt oder selbst entscheidet. 

Diese Entscheidung stellt — im Anschluß an das 
Urteil des Gerichtshofes vom 6. Februar 1973 
„Brasserie de Haecht/Wilkin" über das Problem der 
„vorläufigen Gültigkeit" von Kartellabsprachen — 
die effiziente Durchsetzung des Kertellverbots als 
einen der „Eckpfeiler" der Europäischen Wettbe- 
werbsordnung sicher. 


Uber die Entscheidungstätigkeit der EG-Kommission 
unterrichtet im einzelnen der vorliegende Bericht 
(S. 118 ff.). Die EG-Kommission ist auch im Berichts- 
zeitraum gegen Wettbewerbsbeschränkungen auf 
dem Gemeinsamen Markt vorgegangen und hat da- 
mit einen wichtigen Beitrag für die weitere wirt- 
schaftliche Integration geleistet. Das Bundeskartell- 
amt hat sich im Beratenden Ausschuß für Karteil- 
und Monopolfragen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft zu den einzelnen Entscheidungsvor- 
schlägen der EG-Kommission geäußert. Die Bera- 
tungen des Ausschusses sind auch ein wichtiges Mit- 
tel für die Koordinierung der europäischen und 
nationalen Entscheidungspraxis. Hierzu tragen 
ebenfalls die sogenannten „Kartellkonferenzen" bei, 
zu denen die Kommission die Wettbewerbsexperten 
der Regierungen der Mitglicdstaaten einlädt, wenn 
grundlegende Fragen der europäischen Wettbe- 
werbspolitik zur Entscheidung stehen. Im Berichts- 
zeitraum haben das Bundeswirtschaftsministerium 
und das Bundeskartellamt an einer Kartellkonferenz 
über die Wettbewerbsprobleme selektiver Vertriebs- 
systeme in Brüssel teilgenommen. 

X. 

Aufgrund der Vorarbeiten im Wettbewerbsausschuß 
der OECD hat der OECD-Rat im Jahre 1973 eine 
Empfehlung an die Regierungen der Mitgliedstaaten 
verabschiedet, die ein freiwilliges Konsultations- 
und Schlichtungsverfahren bei wettbewerbsbeschrän- 
kenden Praktiken mit Auswirkungen auf den inter- 
nationalen Handel vorsieht [C (73) 99 (Final)]. Da- 
nach kann ein Mitgliedstaat, der seine Interessen 
durch wettbewerbsbeschränkende Praktiken von 
Unternehmen aus einem anderen Mitgliedstaat be- 
rührt sicht, diesen um Konsultation bitten. Führt 
diese zu keinem Ergebnis, so können die betreffen- 
den Mitgliedstaaten — allerdings nur gemeinsam — 
den Wettbewerbsausschuß der OECD als Vermitt- 
lungsstelle anrufen. Die Empfehlung baut auf der 
OECD-Empfehlung vom 5. Oktober 1967 über die 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten auf 
dem Gebiete wettbewerbsbeschränkender Geschäfts- 
praktiken im internationalen Handel auf. Diese sieht 
vor allem eine gegenseitige Unterrichtung der Kar- 
tellbehörden vor und ist inzwischen in einer Viel- 
zahl von Fällen angewandt worden. Die Bundes- 
regierung wird auch weiterhin auf eine intensive 
Nutzung dieser Form internationaler Zusammen- 
arbeit der Wettbewerbsbehörden hinwirken. 
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Hinweise für den Leser 


Um dem Leser ein rasches Auffinden der Ausführungen zu den ein- 
zelnen Bestimmungen des Gesetzes zu ermöglichen, sind dem Bericht 
im Anschluß an den Textteil ein Stichwortverzeichnis, ein Paragra- 
phennachweis und eine Fundstellenübersicht angefügt worden. Die 
zahlenmäßige Entwicklung der Kartelle ist aus den Tabellen A und B, 
ihre Verteilung auf die Wirtschaftszweige und die Fundstellen der 
Bekanntmachungen im Bundesanzeiger aus der Tabelle C zu ersehen. 
Eine Übersicht über die Preisbindungen, Lizenzverträge und Wett- 
bewerbsregeln sowie über Zahl und Sachstand der Verwaltungs- und 
Bußgeldsachen enthalten die Tabellen D ff. 

Soweit im Bericht Paragraphen ohne Gesetzesnennung aufgeführt 
sind, beziehen sie sich auf das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrän- 
kungen (GWB). Die Zitate WuW/E in dem Bericht beziehen sich auf 
die Entscheidungssammlung zum Kartellrecht der Zeitschrift „Wirt- 
schaft und Wettbewerb". Die Fundstellen der Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofes und der Oberlandesgerichte sind im Anschluß 
an den Paragraphennachweis aufgeführt. 

Die in dem Bericht aufgeführten vorhergehenden Tätigkeitsberichte 
des Bundeskartellamtes sind als folgende Bundestagsdrucksachen er- 
schienen; 

Tätigkeitsbericht 1958: Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 

Drucksache 1000 

Tätigkeitsbericht 1959; Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 

Drucksache 1795 

Tätigkeitsbericht 1960: Deutscher Bundestag, 3. Wahlperiode, 

Drucksache 2734 

Tätigkeitsbericht 1961: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/378 
Tätigkeitsbericht 1962: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/1220 
Tätigkeitsbericht 1963: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/2370 
Tätigketisbericht 1964: Deutscher Bundestag, Drucksache IV/3752 
Tätigkeitsbericht 1965: Deutscher Bundestag, Drucksache V/530 
Tätigkeitsbericht 1966: Deutscher Bundestag, Drucksache V/1950 
Tätigkeitsbericht 1967: Deutscher Bundestag, Drucksache V/2841 
Tätigkeitsbericht 1968: Deutscher Bundestag, Drucksache V/4236 
Tätigkeitsbericht 1969: Deutscher Bundestag, Drucksache VI/950 
Tätigkeitsbericht 1970: Deutscher Bundestag, Drucksache W2380 
Tätigkeitsbericht 1971: Deutscher Bundestag, Drucksache VI/3570 
Tätigkeitsbericht 1972; Deutscher Bundestag, Drucksache 7/986 

Die Tätigkeitsberichte 1958, 1959 und 1960 sind außerdem gesammelt 
als Heft 8 der Schriftenreihe Wirtschaft und Wettbewerb veröffent- 
licht worden. 

Bei den im Bericht nicht genannten Wirtschaftsbereichen war kein 
Anlaß gegeben zu berichten. 
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ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeiner Überblick über die wettbewerbsrecht- 
liche und wettbewerbspolitische Entwicklung 


Das Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen vom 3. August 1973 (BGBl. I S. 917) 
ist am 5. August 1973 und, soweit es die Kontrolle von Unter- 
nehmenszusammenschlüssen betrifft, mit Wirkung vom 7. Juni 
1973 in Kraft getreten. Das wettbewerbsrechtliche Instrumenta- 
rium zur Aufrechterhaltung und Sicherung des Wettbewerbs 
im marktwirtschaftlichen Bereich unserer Wirtschaftsordnung 
ist damit wesentlich erweitert worden. Dies betrifft vor allem 


1 . 

Neue Aufgaben 
und erweiterte 
Kompetenzen 
für das 

Bundeskartellamt 
durch die Zweite 
GWB-Novelle 


die Kontrolle der Entstehung und Ausnutzung wirtschaftlicher 
Macht, aber auch die Verbesserung der Wettbewerbschancen 
kleiner und mittlerer Unternehmen sowie die Stärkung der 
Marktstellung der Verbraucher. Dem Bundeskartellamt sind im 
Rahmen aller drei genannten Schwerpunkte der Kartellgesetz- 
novelle neue Aufgaben und erweiterte Kompetenzen entstan- 
den. 


1. Kontrolle der Entstehung und Ausnutzung wirtschaftlicher 
Macht 

Die Einführung der Zusammenschlußkontrolle markiert den Be- 
ginn einer neuen Phase in der Entwicklung der deutschen Wett- 
bewerbspolitik. Sie bietet nunmehr die Möglichkeit, das dezen- 
trale Lenkungs- und Kontrollsystem präventiv im Sinne der 
Erhaltung wettbewerblicher Strukturen dort zu sichern, wo 
seine Funktionsfähigkeit durch externes Unternehmenswachs- 
tum bedroht ist. Das Bundeskartellamt kann jetzt Unterneh- 
menszusammenschlüsse untersagen, wenn zu erwarten ist, daß 
durch sie eine marktbeherrschende Stellung entsteht oder ver- 
stärkt wird, es sei denn, die beteiligten Unternehmen weisen 
nach, daß durch die betreffenden Zusammenschlüsse auch Ver- 
besserungen der Wettbewerbsbedingungen eintreten, weiche 
die Nachteile der Marktbeherrschung überwiegen. 

Die karteilbehördliche Mißbrauchsaufsicht als nachträgliche 
Verhaltenskontrolle bereits marktbeherrschender Unternehmen 
stellt zwar keinen Ersatz für funktionsfähigen Wettbewerb dar, 
ist jedoch solange unentbehrlich, wie rechtliche Möglichkeiten 
zur Entflechtung bestehender Machtpositionen nicht gegeben 
sind. Mit der Kartellgesetznovelle ist die Definition des Markt- 
beherrschungsbegriffs erweitert worden. Das hat zur Beweis- 
erleichterung für das Bundeskartellamt im Rahmen der Miß- 
brauchsaufsicht geführt. Die Einführung des Begriffs „über- 
ragende Marktstellung'' und von Marktbeherrschungsvermutun- 
gen in Form von Marktanteilskriterien ist über die Mißbrauchs- 
aufsicht nach § 22 hinaus auch für das Diskriminierungsverbot 
des § 26 Abs. 2 und die Zusammenschlußkontrolle von Bedeu- 
tung. Der dem Begriff der überragenden Marktstellung zu- 
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gründe liegende Strukturtest rückt in umfassenderer Weise jene 
Faktoren in das Blickfeld der wettbewerbspolitischen Analyse 
von Marktmacht, die den marktstrategischen Handlungsspiel- 
raum einzelner Unternehmen oder Unternehmensgruppen kon- 
stituieren. Das Machtpotential vertikaler und konglomerater 
Unternehmensverflechtungen, denen im Rahmen des allgemei- 
nen Konzentrationsprozesses gegenüber rein horizontalen Zu- 
sammenschlüssen wachsende Bedeutung zukommt, ist zutreffend 
vielfach nur durch eine über die einfache Marktanteilsbetrach- 
tung hinausgehende Untersuchung der den Unternehmen zur 
Verfügung stehenden Ressourcen zu beurteilen. Die positive 
Umschreibung des Begriffs der überragenden Marktstellung mit- 
tels der Kriterien Marktanteil, Finanzkraft, Zugang zu den 
Beschaffungs- und Absatzmärkten, Verflechtungen mit anderen 
Unternehmen sowie Marktzutrittsschranken bedeutet einen 
Fortschritt bei der Feststellung der Marktbeherrschung einzel- 
ner Unternehmen oder von Unternehmensgruppen (Oligopolen). 
Das Bundeskartellamt ist nicht mehr der Mosaiktheorie (Tätig- 
keitsberichte 1967 S. 17, 1968 S. 12, 1970 S. 11) entsprechend 
gezwungen, das Fehlen wesentlichen Wettbewerbs anhand einer 
Vielzahl negativer Merkmale nachzuweisen ^). Die Bedeutung 
der widerlegbaren Marktbeherrschungsvermutungen für eine 
wirksamere Mißbrauchsaufsicht nach § 22 ist insbesondere in 
ihrer Eigenschaft als Aufgreiftatbestände zu sehen: Bei ihrem 
Vorliegen kann mit hoher Wahrscheinlichkeit das Bestehen 
einer marktbeherrschenden Stellung angenommen werden, wo- 
durch dem Bundeskartellamt die Einleitung von Mißbrauchsver- 
fahren erleichtert wird. Sie werden auch in den Fällen von Be- 
deutung sein, in denen Zweifel an der Wesentlichkeit des Wett- 
bewerbs oder am Vorliegen einer überragenden Marktstellung 
nicht ausgeräumt werden können. 

Den Schutz vor mißbräuchlicher Ausnutzung wirtschaftlicher 
Macht bezweckt auch das Behinderungs- und Diskriminierungs- 
verbot des § 26 Abs. 2. Dieses Verbot ist — außer durch die 
weitere Definition des Marktbeherrschungsbegriffs — insoweit 
verschärft worden, als ihm nun auch Unternehmen und Ver- 
einigungen von Unternehmen unterliegen, die zwar allgemein 
keine marktbeherrschende Stellung innehaben, von denen aber 
Anbieter oder Nachfrager in der Weise abhängig sind, daß aus- 
reichende und zumutbare Möglichkeiten, auf andere Unterneh- 
men auszuweichen, nicht bestehen. § 26 Abs. 2 Satz 2 setzt 
u. a. Bestrebungen von Markenartikelherstellern sehr enge 
Grenzen, nach Aufhebung der Preisbindung die Einhaltung der 
von ihnen empfohlenen Preise über selektive Vertriebssysteme 
oder entsprechende Rabattierung sicherzustellen. Für sie be- 
steht grundsätzlich eine Lieferpflicht gegenüber Händlern, die 
aus Gründen der Wettbewerbsfähigkeit darauf angewiesen 
sind, den betreffenden Markenartikel in ihrem Sortiment zu 
führen. Weiterhin verbietet § 26 Abs. 2 Satz 2 nach überein- 
stimmender Auffassung des Ausschusses für Wirtschaft „einem 
Konzernunternehmen, das auf mehreren nachgeordneten Wirt- 


siehe Bericht des Ausschusses für Wirtschaft zu § 22, Drucksache 7/765, 

S. 5. 
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schaftsstufen tätig ist, die Belieferung mit der Begründung ein- 
zustellen oder abzulehnen, daß die vorhandene Kapazität nur 
für die Belieferung der konzerneigenen Verkaufsstellen aus- 
reicht. In einem solchen Falle ist das Konzernunternehmen zur 
Repartierung verpflichtet und darf sich nicht auf die vorrangige 
Versorgung des eigenen Vertriebsnetzes als sachliche Rechtferti- 
gung für die Lieferverweigerung berufen" (Bericht des Aus- 
schusses für Wirtschaft zu § 26 Abs. 2 S. 10). Diese Regelung 
ermöglicht es dem Bundeskartellamt, der Erhöhung der Markt- 
zutrittsschranken durch vertikal integrierte Unternehmen wirk- 
samer als bisher zu begegnen. 

Mit dem Verbot aufeinander abgestimmten Verhaltens hat der 
Gesetzgeber eine seit der Entscheidung des Bundesgerichtshofes 
im „Teerfarbenfall" (Beschluß vom 17, Dezember 1970, WuW/E 
BGH 1147) offenkundige Lücke im GWB geschlossen und inso- 
weit gleichzeitig das nationale mit dem europäischen Wettbe- 
werbsrecht harmonisiert. Das Bundeskartellamt wird damit in 
die Lage versetzt, auch gegen solche Wettbewerbsbeschränkun- 
gen vorzugehen, die die Voraussetzungen eines Vertrages nach 
den allgemeinen Regeln des bürgerlichen Rechts nicht erfüllen 
und somit vom Kartellverbot des § 1 nicht erfaßt werden. Wie 
die Erfahrungen der vergangenen Jahre gezeigt haben, erweist 
sich auf oligopolistisch strukturierten Märkten die vertragliche 
Festlegung der unternehmerischen Aktionsparameter als zuneh- 
mend entbehrlich. Die Ergänzung des überwiegend kleine und 
mittlere Unternehmen auf polypolistischen Märkten treffenden 
Kartellverbots des § 1 durch ein Verbot abgestimmter Verhal- 
tensweisen beseitigt deren wettbewerbsrechtliche Diskriminie- 
rung und sichert die Durchsetzung eines umfassenden Kartell- 
verbots. 

2. Verbesserung der Wettbewerbschancen kleiner und 
mittlerer Unternehmen 

Auch die Verbesserung der Wettbewerbschancen kleiner und 
mittlerer Unternehmen durch weitere Erleichterung der lei- 
stungssteigernden Kooperation zielt auf die Erhaltung kompe- 
titiver Marktstrukturen und stellt damit eine Ergänzung der 
gesetzlichen Neuregelung im Bereich der Kontrolle von Ent- 
stehung und des Schutzes vor Mißbrauch wirtschaftlicher Macht 
dar. Dem Abbau der wettbewerbsstrategischen Überlegenheit 
von Großunternehmen dienen insbesondere § 5 b, der weitere 
Freistellungsmöglichkeiten vom Kartellverbot des § 1 für Ko- 
operationsvereinbarungen eröffnet, welche die Leistungsfähig- 
keit kleiner und mittlerer Unternehmen fördern, die erweiterte 
Mittelstandsempfehlung des § 38 Abs. 2 Nr. 1 sowie die Neu- 
fassung von § 28 Abs. 2, die vorsieht, daß Wettbewerbsregeln 
künftig nicht nur zum Schutz des lauteren, sondern auch des 
„leistungsgerechten" Wettbewerbs aufges teilt werden können. 

Das Bundeskartellamt wird darauf zu achten haben, daß die ver- 
stärkte Kooperation nicht zu Marktstellungen führt, die sich 
dem Wettbewerb entziehen oder ihn wesentlich beeinträchtigen. 
Im Rahmen des § 38 Abs. 2 Nr. 1 sind lediglich Empfehlungen 
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freigestellt, die die Leistungsfähigkeit der kooperierenden mit- 
telständischen Unternehmen fördern und dadurch die Wettbe- 
werbsbedingungen verbessern. Preistreibende Empfehlungen 
oder die Umgehung des Preisbindungsverbotes sind von der 
Mittelstandsempfehlung nicht gedeckt. Ebenfalls sind reine 
Preiskartelle im Rahmen der Kooperationserleichterungen nach 
§ 5 b nicht zulässig; freigestellt sind lediglich Verträge, die eine 
Rationalisierung wirtschaftlicher Vorgänge zum Gegenstand 
haben, den Wettbewerb auf dem Markt nicht wesentlich beein- 
trächtigen und dazu dienen, die Leistungsfähigkeit kleiner und 
mittlerer Unternehmen zu fördern. Dabei ist insbesondere zu 
beachten, daß das Ausmaß der zulässigen Wettbevv^erbsbe- 
schränkung nach § 5 b im Vergleich zur Wettbewerbsklausel des 
§ 5 a geringer ist. Sofern im Rahmen von Rationalisierungsmaß- 
nahmen Preise oder Preisbestandteile abgesprochen werden, 
sieht der Ausschuß für Wirtschaft die kritische Grenze für eine 
wesentliche Beeinträchtigung des Wettbewerbs generell bei 
einem kartellierten Marktanteil von 10 bis 15 v. H. (siehe Be- 
gründung des Ausschusses für Wirtschaft zu § 5 b S. 3 f). 

3, Stärkung der Stellung des Verbrauchers 

Maßnahmen zur Kontrolle der Entstehung und zum besseren 
Schutz vor einem Mißbrauch wirtschaftlicher Macht bedeuten 
gleichzeitig — indirekt — auch eine Verbesserung der Markt- 
stellung des Verbrauchers. Die Kartellgesetznovelle enthält je- 
doch darüber hinaus auch Regelungen, von denen unmittelbar 
positive Wirkungen zugunsten des Verbrauchers erwartet wer- 
den: die Abschaffung der vertikalen Preisbindung für Marken- 
waren sowie die Neuregelung der Unverbindlichen Preisemp- 
fehlung. 

Die Möglichkeit, Preisempfehlungen für Markenwaren auszu- 
sprechen, hat durch die Kartellgesetznovelle in § 38 a eine neue 
gesetzliche Grundlage erhalten. Mit der Einführung des Begriffs 
„Unverbindliche Preisempfehlung'' hat der Gesetzgeber den 
Unterschied zur bisherigen Preisempfehlung deutlich gemacht. 
Für seine Entscheidung, die Preisempfehlung für Markenwaren 
zumindest einstweilen beizubehalten, war ausschlaggebend, daß 
von ihrer durch engere Zulassungsbestimmungen und ver- 
schärfte Mißbrauchsaufsicht verbesserten neuen Regelung so- 
wohl für die Markenwarenhersteller als auch für die Verbrau- 
cher Vorteile erwartet werden. 

Das Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen stellt einen bedeutenden Schritt zur Fort- 
entwicklung des Wettbewerbsrechts der Bundesrepublik dar. 
Anläßlich seiner Verabschiedung hat der Deutsche Bundestag 
die weiteren wichtigsten wettbewerbspolitischen Aufgaben ge- 
nannt: die zunehmende Ausweitung des Wettbewerbsprinzips 
auf die Ausnahmebereiche (Verkehrswirtschaft, Land- und Forst- 
wirtschaft, Kredit- und Versicherungswirtschaft, Versorgungs- 
wirtschaft) sowie die Erhaltung der Meinungsvielfalt und der 
Breite des Informationsangebotes im Pressewesen durch spezi- 
fische, über die geltende Zusammenschlußkontrolle hinaus- 
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gehende Regelungen (Drucksachen 7/779, 7/766). Der Bundestag 
hat darüber hinaus die Bundesregierung aufgefordert, einen Er- 
fahrungsbericht über die neugeregelte Unverbindliche Preis- 
empfehlung für Markenwaren vorzulegen, dessen Ergebnis über 
den Fortbestand dieser Vorschrift entscheiden wird (Drucksache 
7/778). Weiterhin beabsichtigt die Bundesregierung, einem an- 
läßlich der Verabschiedung der Kartellgesetznovelle geäußerten 
Wunsch des Bundesrates (Bundesrats-Drucksache 449/73) zu ent- 
sprechen und über die Erfahrungen mit § 5 b, insbesondere unter 
Berücksichtigung von Preisabreden, Bericht zu erstatten. 

Mit der Verkündung des „Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen" (Kartellgesetz- 
novelle) erfolgten einige organisatorische Veränderungen im 
Bundeskartellamt. Sie betrafen vor allem die Gebiete Fusions- 
kontrolle und Mißbrauchsaufsicht über Unverbindliche Preis- 
empfehlungen (siehe den Organisationsplan auf der letzten 
Seite dieses Berichtes). 

Mit der Durchführung der Fusionskontrolle und der erweiterten 
Mißbrauchsaufsicht gegenüber marktbeherrschenden Unterneh- 
men sowie mit der Anwendung des Diskriminierungsverbots 
sind die 6. bis 8. Beschlußabteilung beauftragt worden. 

Die Mißbrauchsaufsicht über Unverbindliche Preisempfehlungen 
wird allein von der 5. Beschlußabteilung in Verbindung mit dem 
Referat Marktbeobachtung der Abteilung Wirtschaftsbeobach- 
tung und Betriebsprüfungen wahrgenommen. Mit der Konzen- 
tration der Zuständigkeit für die Mißbrauchsaufsicht über Un- 
verbindliche Preisempfehlungen ist dem Auftrag des Gesetz- 
gebers Rechnung getragen worden, die Umgehung des Preis- 
bindungsverbotes zu verhindern sowie durch umfangreiche 
Markt- und Preisuntersuchungen Mißbräuche in der Handha- 
bung von Unverbindlichen Preisempfehlungen — vor allem dem 
Empfehlen von überhöhten Preisen oder gar „Mondpreisen" — 
konsequent zu begegnen. 

Für die Wahrnehmung der ihm mit der Kartellgesetznovelle 
übertragenen umfangreichen neuen Aufgaben hatte das Bundes- 
kartellamt einen Bedarf von 77 neuen Stellen angemeldet. Hier- 
von hat der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages ent- 
sprechend dem Antrag der Bundesregierung zunächst 40 Stellen 
bewilligt, so daß das Bundeskartellamt am 31. Dezember 1973 
über 238 Stellen verfügte. Die weitergehenden Stellenanforde- 
rungen sollen durch den Bundesrechnungsnof noch überprüft 
werden. Die angespannte Personalsituation zwingt zur Konzen- 
trierung der Tätigkeit des Bundeskartellamtes auf wettbewerbs- 
politisch bedeutsame Schwerpunktbereiche. 

Die Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Konzentration wird 
von vier Komponenten geprägt: vom internen Unternehmens- 
wachstum, vom externen Wachstum (Zusammenschlüsse), vom 
Auftreten neuer und vom Ausscheiden alter Unternehmungen. 
Das vom Bundeskartellamt speziell beobachtete externe Wachs- 
tum kann sinnvoll nur im Rahmen der gesamten Konzentrations- 
entwicklung beurteilt werden. 


2 . 

Umorganisation 

des 

Bundeskartellamtes 
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Entwicklung 

und Stand 

der Konzentration 
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In der Tabelle 1 am Ende des Ersten Abschnitts sind die Ergeb- 
nisse der Umsatzsteuerstatistik für die Jahre 1962, 1968 und 
1970 für ausgewählte Wirtschaftszweige und für Unternehmen 
mit Umsätzen von 500 000 DM und mehr dargestellt. Danach 
hat sich die Gesamtzahl aller Unternehmen mit einem entspre- 
chenden Jahresumsatz von 153 284 (1962) auf 235 566 (1970) 
um 54 V. H. erhöht. Am stärksten war der Anstieg der Zahl 
der Unternehmen in den Wirtschaftszweigen Kunststoff-, Gum- 
mi- und Asbestverarbeitung (76 v. H.) sowie Einzelhandel 
(102 V. H.). Diese Zunahme ist allerdings nicht primär auf das 
Entstehen neuer Unternehmen zurückzuführen. Sie beruht viel- 
mehr überwiegend darauf, daß Unternehmen, die 1962 einen 
Umsatz von weniger als 500 000 DM hatten, bis 1970 in die 
Größenklasse von 500 000 DM und mehr hineingewachsen 
sind ^). 

Das Umsatzwachstum konzentriert sich eindeutig auf die oberen 
Umsatzgrößenklassen. Im Verhältnis zu der Zunahme des Um- 
satzes aller Unternehmen eines Wirtschaftszweiges liegt das 
überdurchschnittliche Umsatzwachstum fast ausschließlich in den 
Größenklassen von 100 Millionen DM Umsatz und mehr, über- 
wiegend in der Klasse von 250 Millionen DM und mehr. Umsatz- 
verringerungen treten nur in den unteren Größenklassen auf. 

Ausgehend von den jeweils größten Unternehmen entfielen im 
Jahre 1970 in allen Bereichen auf 2,35 v. H. der Unternehmen 
58,43 V. H. der Umsätze; im Industriebereich erzielten 3,10 v. H. 
der Unternehmen 64,43 v. H. der Umsätze. In den Bereichen mit 
überdurchschnittlich hohem Konzentrationsstand lauten die ent- 
sprechenden Zahlen: 

Chemische Industrie und 

Mineralölverarbeitung 2,01 v. H. Unter- 70,96 v. H. der 

nehmen Umsätze 

Eisen- und NE-Metall- 

erzeugung, Gießerei, 

Stahlverformung 2,59 v. H. Unter- 77,00 v. H. der 

nehmen Umsätze 

Stahl-, Maschinen- und 

Fahrzeugbau 2,06 v. H. Unter- 61,29 v. H. der 

nehmen Umsätze 

In den Bereichen mit einem unter dem Durchschnitt liegenden 
Konzentrationsstand bestehen die Relationen: 

Gewinnung und 

Verarbeitung von 

Steinen, Erden, Fein- 
keramik, Glas 3,09 V. H. Unter- 47,17 v. H. der 

nehmen Umsätze 

Holz-, Papier- und 

Druckgewerbe 3,55 v. H. Unter- 49,67 v. H. der 

nehmen Umsätze 


Eine ausführliche Untersuchung der Unternehmensgrößenstruktur unter 
besonderer Berücksichtigung der Zahl der Beschäftigten ist vom Institut 
für Mittelstandsforschung durchgeführt worden. Siehe Knöchel, D.: Zur 
Entwicklung der Unternehmensgrößenstrukturen in der Wirtschaft. Unter- 
nehmen, Beschäftigte und Umsatz in kleinen, mittleren und großen Unter- 
nehmen 1960 bis 1970, Veröffentlichung des Bundesministers für Wirt- 
schaft, Studien-Reihe H. 4, Bonn o. J. 
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Leder-, Textil- und 

Bekleidungsgewerbe 1,77 v. H. Unter- 28,61 v. H. der 

nehmen Umsätze 

Baugewerbe 3,04 v. H. Unter- 41,41 v. H. der 

nehmen Umsätze 

Dieses Ergebnis bestätigen auch die in Tabelle 2 wiedergegebe- 
nen „concentration ratios" für ausgewählte Branchen. Trotz 
der bereits früher deutlich hervorgehobenen methodischen Män- 
gel (Tätigkeitsbericht 1972 S. 8) erlaubt die nun vorliegende 
Zeitreihe über acht Jahre doch eine Aussage über die Tendenz 
der Unternehmenskonzentration der ausgewählten Branchen. 
Wenn auch nicht in allen Wirtschaftszweigen über den ganzen 
Beobachtungszeitraum eine eindeutige Konzentrationsbewe- 
gung feststellbar ist, so überwiegen doch die Zunahmen deut- 
lich die Abnahmen. Besonders augenfällig ist der durch die 
Bildung der Ruhrkohle AG bedingte Konzentrationssprung im 
(Steinkohlen-)Bergbau; bemerkenswert ist auch die starke Kon- 
zentrationszunahme im Bereich des Kali- und Steinsalzbergbaus 
und der Salinen. Die „concentration ratios" berücksichtigen in 
der vorliegenden Form allerdings fast ausschließlich das interne 
Unternehmenswachstum, da bei ihrer Ermittlung wirtschaftliche 
Konzernverflechtungen nicht erfaßt werden. 

Die Umsatzsteuerstatistik erfaßt demgegenüber einen wesent- 
lichen Teil der Konzernverflechtungen, da sie die steuerlichen 
Organkreise berücksichtigt-). Tendenziell spiegeln die Umsatz- 
steuerstatistiken die Konzentrationsentwicklung insgesamt, die 
„concentration ratios" das interne Wachstum und die Statisti- 
ken der Zusammenschlüsse das externe Wachstum wider. 

Mit der Einführung der Fusionskontrolle sind im Berichtsjahr 
die Grundlagen für die spezielle Konzentrationsbeobachtung 
(externes Wachstum) des Bundeskartellamtes geändert worden. 
Einmal ist bei Anzeigen nach § 23 neuer Fassung (n. F.) die 
Bilanzsumme, auf die in den vergangenen Jahren die Auswer- 
tung der Zusammenschlüsse nach ihrer wirtschaftlichen Bedeu- 
tung abgestellt war, nur noch für Kreditinstitute anzugeben. 
Nach der Neufassung ist neben Marktanteilen und Beschäftig- 
tenzahlen — soweit die Voraussetzungen vorliegen — nunmehr 
generell der Außenumsatz — ausschließlich Verbrauchsteuern 

— anzugeben mit den Ausnahmen, daß 

— bei Flandelsunternehmen drei Viertel der Handelsumsätze, 

— bei Kreditinstituten ein Zehntel der Bilanzsumme, 

— bei Versicherungen die Prämieneinnahmen 

an die Stelle der Umsätze treten. Zum anderen sind nunmehr 
alle Daten für jedes an einem Zusammenschluß beteiligte Unter- 
nehmen unter Berücksichtigung bestehender Konzernverbin- 
dungen — auch im Ausland — anzugeben. 


J Anteil der jeweils drei und sedis größten Unternehmen am Gesamtum- 
satz in ausgewählten Industriezweigen, bezogen auf die in der jeweiligen 
Branche tätigen inländischen Unternehmen in v. H. 

“) 1970 wurden im Bereich der Industrie z. B. 2 075 Organkreise erfaßt, auf 
die 51,2 v. H. des steuerbaren Umsatzes entfielen. 
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Wegen dieser Änderungen muß auch die statistische Darstel- 
lung der nach der neuen Fassung des Gesetzes angezeigten Zu- 
sammenschlüsse in einer neuen Form erfolgen. Vergleiche mit 
den in den Tätigkeitsberichten früherer Jahre veröffentlichten 
Zahlen sind nur noch bedingt möglich. Da im Berichtsjahr die 
überwiegende Zahl der Zusammenschlüsse noch nach der alten 
Fassung des Gesetzes angezeigt wurde, ist die Auswertung der 
„alten" und der „neuen" Zusammenschlüsse weitgehend ge- 
trennt erfolgt. Die Tabellen 3 und 4 beziehen sich auf die ge- 
samte Zahl der angezeigten Zusammenschlüsse; sie entsprechen 
den bisherigen Veröffentlichungen. Die Tabellen 5 bis 7 ent- 
halten spezielle Auswertungen der nach § 23 a. F. angezeigten 
Zusammenschlüsse, während die Tabellen 8 bis 10 die Daten 
für nach § 23 n. F. angezeigte Zusammenschlüsse wiedergeben. 

Im Berichtsjahr sind insgesamt 242 Zusammenschlüsse angezeigt 
worden, und zwar 208 nach § 23 a. F. und 34 nach § 23 n. F. 
(Tabelle 4). Die gegenüber 1972 um 27 geringere Zahl der an- 
gezeigten Zusammenschlüsse dürfte im wesentlichen auf die 
längere Bearbeitungszeit für die nach der neuen Fassung ange- 
zeigten Zusammenschlüsse zurückzuführen sein. Nach dem alten 
Recht bereits vollständige Anzeigen mußten wegen des rück- 
wirkenden Inkrafttretens der Fusionskontrolle im Hinblick auf 
die neuen Vorschriften ergänzt werden, in laufenden Verfahren 
waren verstärkt Rückfragen notwendig, und schließlich hat die 
Anmeldung von Zusammenschlußvorhaben nach § 24 a wegen 
der im Gesetz vorgesehenen Prüfungsfrist von vier Monaten 
zu einer zeitlichen Verschiebung geführt. Berücksichtigt man die 
nach § 23 n. F. zum Jahresende laufenden Anzeigevorgänge, 
die nach der bisherigen Fassung des Gesetzes hätten abgeschlos- 
sen werden können (32) sowie die nach § 24 a angemeldeteii 
Vorhaben (15), so ergäbe sich mit 289 Zusammenschlüssen eine 
deutlich über der des Vorjahres liegende Zahl. Auch ein Ver- 
gleich der Zahlen des ersten Halbjahres 1973 mit denen des 
gleichen Zeitraumes des Vorjahres läßt eher auf einen Anstieg 
der Konzentration durch externes Wachstum schließen. Wäh- 
rend vom 1. Januar 1972 bis zum 30. Juni 1972 insgesamt 154 
Zusammenschlüsse (davon 32 große — ohne Kreditinstitute — 
mit einer anteilig erworbenen Bilanzsumme von 1,7 Mrd. DM) 
angezeigt wurden, waren es vom 1. Januar 1973 bis zum 
30. Juni 1973 insgesamt 159 Zusammenschlüsse, wobei die Zahl 
der großen Zusammenschlüsse mit 44 einen deutlichen Anstieg 
aufwies; ebenso mit 3,6 Mrd. DM die anteilig erworbene Bilanz- 
summe. 

An den 242 insgesamt angezeigten Zusammenschlüssen waren 
in 75 Fällen ausländische Unternehmen bzw. deren deutsche 
Tochtergesellschaften beteiligt. 

Die in Tabelle 3 vorgenommene Aufgliederung der 1973 ins- 
gesamt angezeigten Zusammenschlüsse nach Wirtschaftsberei- 
chen der erwerbenden und der erworbenen Unternehmen zeigt 
wie in den vergangenen Jahren ein eindeutiges Übergewicht 
der Zusammenschlüsse zwischen Unternehmen gleicher bzw. 
ähnlicher Wirtschaftsbereiche. Die Angaben über Zusammen- 
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Schlüsse, an denen Handelsunternehmen beteiligt sind, können 
aus methodischen Gründen (siehe Fußnote 1 zu Tabelle 3) mit 
den Vorjahreszahlen nicht mehr verglichen werden. Von den 
in Tabelle 3 ausgewiesenen 23 „Handelszusammenschlüssen'* 
wären in den Vorjahren nur vier als solche ausgewiesen wor- 
den. 

Die Auswertung nach Zusammenschlußarten erfolgt getrennt 
für die nach § 23 a. F, (Tabelle 7) und nach § 23 n. F. (Tabelle 
10 b) angezeigten Zusammenschlüsse. In beiden Fällen über- 
wiegen die horizontalen Zusammenschlüsse die übrigen Zusam- 
menschlußarten bei weitem. Die Zahlenangaben sind allerdings 
untereinander nicht voll vergleichbar (siehe Fußnote 1 zu 
Tabelle 10 b). 

Auch nach der Neufassung der Zusammenschlußtatbestände 
scheint, wenn auch weniger ausgeprägt als nach der alten Fas- 
sung des Gesetzes, der Anteilserwerb die häufigste Zusammen- 
schlußform zu sein (Tabelle 10a). 

Von den 34 nach der neuen Fassung des Gesetzes angezeigten 
Zusammenschlüssen waren 17 nach § 24 kontrollpflichtig. Von 
den 17 nicht-kontrollpflichtigen Zusammenschlüssen erreichten 
in zwei Fällen die beteiligten Unternehmen nicht die Umsatz- 
grenze von 500 Millionen DM (§ 24 Abs. 8 Nr. 1). In 15 Fällen 
schloß sich ein Unternehmen mit weniger als 50 Millionen DM 
Umsatz an ein anderes Unternehmen an (§ 24 Abs. 8 Nr. 2). Bei 
den Zusammenschlüssen nach § 23 n. F. handelt es sich aus- 
schließlich um Anzeigen nach Vollzug des Zusammenschlusses. 
Nach § 24 a angemeldete Zusammenschlußvorhaben, die nach 
erfolgter Prüfung vollzogen und dann nach § 23 n. F. angezeigt 
worden sind, lagen im Berichtszeitraum noch nicht vor. 

Von den 34 Zusammenschlüssen hatten die an einem Zusam- 
menschluß beteiligten Unternehmen in 15 Fällen Umsätze von 
mehr als fünf Mrd. DM. An diesen 15 Zusammenschlüssen 
waren insgesamt 31 Unternehmen beteiligt, von denen wieder- 
um 11 Umsätze von weniger als 50 Millionen DM hatten (Ta- 
belle 8). Obgleich die geringe Zahl der im Berichtszeitraum 
nach § 23 n. F. angezeigten Zusammenschlüsse keine gesicher- 
ten Aussagen zuläßt, scheinen große Unternehmen wegen der 
Bagatellgrenzen des § 24 Abs, 8 verstärkt kleinere Unterneh- 
men aufgekauft zu haben. 

Mit der Darstellung der nach § 23 n. F. angezeigten Zusammen- 
schlüsse nach Wirtschaftsbereichen und wirtschaftlicher Bedeu- 
tung (Tabelle 9) soll erstmalig versucht werden, die durch Zu- 
sammenschlüsse insgesamt verursachten Verschiebungen der 
Verfügungsmacht über wirtschaftliche Ressourcen aufzuzeigen. 
Da bei Gemeinschaftsunternehmen und Neugründungen anders 
als bei sonstigen Zusammenschlüssen das wirtschaftliche In- 
teresse nicht auf das TätigTceitsgebiet der Erwerber (Gründer), 
sondern auf das des gemeinsamen (gegründeten) Unternehmens 
gerichtet ist, wurde die Tabelle unterteilt. In Teil a) werden 
die Erwerber in ihren Wirtschaftsbereichen mit den jeweils vom 
Erworbenen zugeflossenen Ressourcen (gemessen an den Um- 
sätzen) unter Angabe des Wirtschaftsbereiches, aus dem diese 
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zufließen, angegeben. In Teil b) werden für Gemeinschafts- 
unternehmen und Neugründungen die hinter diesen stehenden 
Ressourcen der Erwerber/Gründer ebenfalls nach Herkunfts- 
bereichen ausgewiesen. Die geringe Zahl der im Berichtszeit- 
raum erfaßten Zusammenschlüsse läßt eine wirtschafts- und 
wettbewerbspolitische Auswertung nicht zu. 

Eine Zusammenstellung der im Bundesanzeiger unter nament- 
licher Nennung der beteiligten Unternehmen veröffentlichten 
Zusammenschlüsse befindet sich gleichfalls am Ende des Ersten 
Abschnitts. 

Im Auftrag des Bundesministers für Wirtschaft hat das Bun- 
deskartellamt im Berichtsjahr zu 26 Anträgen nach § 6 b Abs. 1 
Satz 2 Ziffer 5 des Einkommensteuergesetzes (EStG) oder § 4 
des Gesetzes über steuerliche Maßnahmen bei Auslandsinve- 
stitionen der deutschen Wirtschaft (AuslInvG) unter den Ge- 
sichtspunkten seines Arbeitsbereiches Stellung genommen. In 
sieben Fällen wurden wettbewerbspolitische Bedenken geltend 
gemacht. In den übrigen Fällen ergaben sich zwar keine wett- 
bewerbspolitischen Bedenken, jedoch waren überwiegend auch 
keine positiven Veränderungen der Wettbewerbsstruktur zu 
erkennen. 

Das Bundeskartellamt hat in der Vergangenheit wiederholt auf 
die Wettbewerbs- und konjunkturpolitische Problematik privat- 
administrierter Preise hingewiesen, die von den Anbietern auf 
Märkten ohne wesentlichen Preiswettbewerb allein unter 
Kosten- und Gewinngesichtspunkten festgesetzt werden (Tätig- 
keitsberichte 1969 S. 14, 1972 S. 5f.). Um näheren Aufschluß 
über die gesamtwirtschaftliche Bedeutung privat-administrierter 
Preise in der Bundesrepublik zu erhalten, ist im Berichtsjahr 
ein erster Versuch zur quantitativen Erfassung jener Bereiche 
gemacht worden, in denen der Preiswettbewerb aus strukturel- 
len Gründen oder vertraglich so weitgehend beschränkt ist, daß 
die Anbieter über ein relativ hohes Maß an preispolitischer 
Autonomie verfügen. Dabei war häufig aus statistischen Grün- 
den eine genaue Erfassung der Märkte mit administrierter 
Preisbildung nicht möglich; in diesen Fällen konnten nur die 
„Produktionsbereiche“ nach dem statistischen Warenverzeich- 
nis, innerhalb derer die betreffenden Märkte anzusiedeln sind, 
identifiziert werden. Die nachfolgende Systematik geht von der 
Art der Wettbewerbsbeschränkung aus, deren Konsequenz die 
starke Beeinträchtigung des Preiswettbewerbs ist. Die quantita- 
tive Bedeutung der einzelnen Bereiche mit administrierter 
Preisbildung wird generell in Produktionswerten, basierend auf 
dem Stand von 1972 ausgedrückt; lediglich im Falle der 
Preisbindungen werden Umsatzzahlen ausgewiesen. Im einzel- 
nen wurden in die Untersuchung einbezogen: 

1. Märkte bzw. Produktionsbereiche, in denen der Preiswett- 
bewerb aus strukturellen Gründen beschränkt ist. Mit der 


Quelle: Statistisdies Bundesamt, Statistik der industriellen Produktion, 
Fadiserie D {Industrie und Handwerk), 1972. Es ist zu beachten, daß eine 
Identität zwisdien Produktionswert und „Marktumsatz" nicht gegeben 
sein muß. 


14 



Drucksache 7/2250 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Einführung der Marktbeherrschungsvermutungen in Form 
von Marktanteilskriterien in § 22 Abs. 3 hat der Gesetz- 
geber dem Bundeskartellamt nunmehr einen Rahmen für die 
Marktbeobachtung nach § 22 vorgegeben. Die Zahl der ge- 
genwärtig erfaßten Märkte bzw. Produktionsbereiche mit 
monopolistischen bzw. teilmonopolistischen sowie oligo- 
polistischen bzw. teiloligopolistischen Marktstellungen, bei 
denen die Vermutung einer marktbeherrschenden Stellung 
nach § 22 Abs. 3 besteht, beläuft sich auf 450, auf die ins- 
gesamt ein Produktionswert von 109 Mrd. DM entfällt. Für 
weitere etwa 600 Produktionsbereiche mit drei oder weni- 
ger Herstellern, in denen der Preiswettbewerb aus struk- 
turellen Gründen ebenfalls wesentlich beschränkt ist, ent- 
hält die amtliche Produktionsstatistik aus Gründen der Ge- 
heimhaltung keine Produktionswertangaben. (Siehe Zusam- 
menstellung der Märkte bzw. Produktionsbereiche, bei denen 
nach den Vermutungskriterien des § 22 Abs. 3 der Verdacht 
marktbeherrschender Stellungen besteht, in Tabelle 21 am 
Ende des Ersten Abschnitts.) 

2. Märkte bzw. Produktionsbereiche, in denen der Preiswett- 
bewerb durch die Einrichtung von Preismeldestellen be- 
schränkt wird. Preismeldestellen dienen der „Organisation 
von Markttransparenz" auf der Angebotsseite und damit der 
Verhinderung von „Geheimwettbewerb" durch individuelle 
Preisnachlässe und Rabattgewährung. Die dem Bundeskar- 
tellamt gegenwärtig bekannten Preismeldestellen werden 
in 48 Waren- bzw. Produktionsbereichen praktiziert, deren 
Produktionswert sich auf insgesamt 28,6 Mrd. DM beläuft. 

3. Märkte bzw. Produktionsbereiche mit Gesamtumsatzrabatt- 
kartellen. GUR-Kartelle sind ein wirksames Instrument zur 
Organisierung enger und weiter Oligopole, Teiloligopole 
oder Teilmonopole insbesondere auf Märkten mit relativ 
homogenen Gütern. Ähnlich den Preismeldestellen führen 
sie zu einer Erhöhung der Markttransparenz sowie der Reak- 
tionsverbundenheit unter den Kartellmitgliedern und damit 
zu einer Beschränkung des Preiswettbewerbs. Ende 1972 be- 
standen in 23 Produktionsbereichen GUR-Kartelle, die ins- 
gesamt einen Produktionswert von 11,9 Mrd. DM auf sich 
vereinigten. 

4. Märkte bzw. Produktionsbereiche mit Syndikaten. Auch mit 
höherstufigen Rationalisierungskartellen nach § 5 Abs. 2 
und 3 sind in der Regel so erhebliche Wettbewerbsbeschrän- 
kungen verbunden, daß es in den entsprechenden Wirt- 
schaftsbereichen zu einer kosten- und gewinndeterminierten 
Preisbildung kommt. Ende 1972 belief sich der Produktions- 
wert für zwölf Produktionsbereiche mit Syndikaten auf ins- 
gesamt 4,6 Mrd. DM. 

5. Schließlich eröffnen auch Preisbindungen, durch die der 
Preiswettbewerb auf der Einzelhandelsstufe hinsichtlich der 
preisgebundenen Erzeugnisse ausgeschaltet wird, Möglich- 
keiten zur privaten Administrierung von Preisen. Da auf 
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6 . 

Bauwirtschaft 


preisgebundene Markenwaren nach Schätzung des Bundes- 
kartellamtes im Jahre 1972 etwa 8 v. H. des Gesamtumsatzes 
des Einzelhandels entfielen, entspricht dies einem Umsatz- 
volumen von insgesamt 17,84 Mrd. DM. 

Die genannten Zahlenangaben der Untersuchung des Bundeskar- 
tellamtes stellen nur — dies sei noch einmal nachdrücklich be- 
tont — eine erste grobe Schätzung des Ausmaßes privat-admini- 
strierter Preisbildung in der Bundesrepublik dar. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß gesamtwirtschaftlich so bedeutende Berei- 
che wie Mineralölwirtschaft, Zementindustrie, Bergbau, Stahl- 
verarbeitung und Bauwirtschaft im Rahmen der jetzigen Unter- 
suchung wegen unzureichender Unterlagen unberücksichtigt 
bleiben mußten, obgleich mit Sicherheit auch hier die Preisbil- 
dung zumindest teilweise kosten- und gewinndeterminiert ist. 
Berücksichtigt man die Tatsache, daß neben den Bereichen pri- 
vat-administrierter Preisbildung ein quantitativ nicht unbedeu- 
tender Sektor mit hoheitlich-administrierten Preisen (u. a. im 
Bereich der Versorgungs- und Landwirtschaft sowie im öffent- 
lichen Dienstleistungsbereich) besteht, so erscheint die Erhal- 
tung und — wo immer möglich — Ausweitung des gesamtwirt- 
schaftlichen Bereichs mit wettbewerblicher Preisbildung als eine 
wettbewerbspolitische Aufgabe von großer Dringlichkeit. 

Im Berichtsjahr eingeleitete Ermittlungen des Bundeskartell- 
amtes haben ergeben, daß zahlreiche Bauunternehmen regel- 
mäßig wettbewerbbeschränkende Absprachen bei der Vergabe 
von Bauleistungen getroffen und durchgeführt haben. In diesen 
Absprachen haben die Beteiligten vor Abgabe der Angebote 
vereinbart, wer ein bestimmtes Bauvorhaben erhalten sollte. 
Gleichzeitig verpflichteten sich die übrigen Unternehmen zur 
Abgabe von Angeboten, die über dem Angebotspreis des zu 
schützenden Unternehmens lagen. Dafür erwarben sie ihrerseits 
den Anspruch, in der gleichen Weise bei späteren Ausschrei- 
bungen von ihren Konkurrenten geschützt zu werden. Zur Kon- 
trolle der gegenseitigen Ansprüche wurde in der Regel von 
den Beteiligten über jedes abgesprochene Bauvorhaben Buch ge- 
führt, wobei jeweils der gewährte oder empfangene Schutz 
kontenmäßig erfaßt wurde. Nachdem bei einem Bauunterneh- 
men „Firmenlisten" sichergestellt worden waren, in denen ins- 
gesamt etwa 2 000 Bauunternehmen mit „Guthaben" und „Ver- 
pflichtungen" aus Submissionsabsprachen verzeichnet waren, 
hat das Bundeskartellamt im Rahmen weiterer Ermittlungen 
und in Zusammenarbeit mit der Kriminalpolizei gleichzeitig an 
141 Orten in Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Bremen, 
Hessen, Hamburg und Berlin die Geschäftsräume von 168 Bau- 
unternehmen und von vier Verbänden der Bauindustrie durch- 
sucht. Dabei wurde umfangreiches neues Belastungsmaterial 
sichergestellt. Die Ergebnisse der bisherigen Ermittlungen recht- 
fertigen bereits jetzt folgende Feststellungen: 

1. Weite Kreise der Bauwirtschaft haben auch nach Inkrafttre- 
ten des GWB, jedenfalls in den oben erwähnten Bundes- 
ländern, wettbewerbbeschränkende Absprachen auf der 
Grundlage von Submissionskartellen praktiziert. 
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2. An diesen Absprachen haben sich Bauunternehmen verschie- 
dener Art und Größe beteiligt. 

3. Auch wenn man berücksichtigt, daß der Wettbewerb auf dem 
Baumarkt durch rechtliche und tatsächliche Besonderheiten 
gekennzeichnet ist, die einen Anreiz zu wettbewerbbeschrän- 
kenden und damit gesetzwidrigen Absprachen bedeuten, so 
sind doch bereits die jetzt festgestellten umfassenden, seit 
vielen Jahren planmäßig durchgeführten Absprachen als be- 
sonders schwerwiegende, unentschuldbare Verstöße gegen 
kartellrechtliche Vorschriften zu werten. Die Frage, in wel- 
chem Umfang durch diese Wettbewerbsbeschränkungen die 
Preise insbesondere für öffentliche Bauleistungen zum Nach- 
teil der Auftraggeber beeinflußt worden sind, bedarf noch 
weiterer Untersuchungen. 

Der Bundesgerichtshof hat durch Beschluß vom 12. Juli 1973 
(KRB 2/72) einen deutschen Röhrenhersteller von dem Vorwurf 
der Praktizierung eines nicht angemeldeten Exportkartells mit 
der Begründung freigesprochen, daß das GWB nicht auf Export- 
kartelle anwendbar sei, für die nach § 98 Abs. 2 eine Inlands- 
wirkung nicht festgestellt werden kann. Diese maßgebliche Kol- 
lisionsnorm enthält nicht nur eine Ausdehnung des Anwen- 
dungsbereiches des GWB auf gewisse auslandsbezogene Sach- 
verhalte, sondern auch eine Einschränkung. Kann nämlich eine 
Inlandsauswirkung im Sinne dieser Bestimmung nicht festge- 
stellt werden, so findet das GWB keine Anwendung. Der Bun- 
desgerichtshof unterscheidet bei einem reinen Exportkartell im 
Sinne des § 6 Abs. 1 zwischen der „Regelung des Wettbewerbs 
auf Märkten außerhalb des Geltungsbereichs des GWB" und 
den „Auswirkungen" des Vertrages in räumlicher Hinsicht. Ein 
Exportkartell nach § 6 Abs. 1, auf welches das GWB anwendbar 
ist, liegt danach nur dann vor, wenn der Vertrag sich zwar auf 
die Regelung des Wettbewerbs auf Märkten außerhalb des Gel- 
tungsbereiches dieses Gesetzes beschränkt, sich aber dennoch 
im Inland auswirkt. Davon unterscheidet sich die Vorschrift des 
§ 6 Abs. 2 dadurch, daß sie eine Regelung „innerhalb und außer- 
halb" dieses Geltungsbereichs im Auge hat. Exportkartelle nach 
§ 6 Abs. 2 fallen damit uneingeschränkt unter das GWB. Nach 
Auffassung des Bundesgerichtshofes läßt sich Klarheit darüber, 
welche Inlandsauswirkungen bei der Praktizierung auslands- 
bezogener Wettbewerbsbeschränkungen nach den im Gesetz 
zum Ausdruck kommenden Ordnungsvorstellungen für den In- 
landsmarkt ohne weiteres noch in Kauf genommen werden kön- 
nen und welche unter das GWB fallen, nur gewinnen, wenn 
man zur Auslegung des § 98 Abs. 2 den Schutzzweck des Ge- 
setzes allgemein und der jeweils in Frage kommenden speziel- 
len Sachnormen heranzieht. Dabei können nur solche Folgen 
auslandsbezogener Wettbewerbsbeschränkungen als Inlands- 
auswirkung im Sinne des § 98 Abs. 2 angesehen werden, die 
den Schutzbereich der jeweiligen Sachnorm im Inland verletzen. 
Die Inlandsauswirkung im Sinne von § 98 Abs. 2 besteht dem- 
nach in einer Beeinträchtigung des inländischen freien Wett- 
bewerbs. Im vorliegenden Fall hätten sich keinerlei beschrän- 
kende Auswirkungen auf den Wettbewerb von Linepipes und 
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ölfeldrohren im Inland ergeben, da das betroffene Unterneh- 
men für diese Erzeugnisse eine Monopolstellung besitzt. Dritte 
hätten damit keine Einengung ihrer Chancen als Wettbewer- 
ber hinnehmen müssen. Diese Entscheidung bedingt eine Ände- 
rung der Praxis des Bundeskartellamtes bei der Mißbrauchsauf- 
sicht über Exportkartelle. Da nach der Ansicht des Bundes- 
gerichtshofes bei Exportkartellen, die ausschließlich den Wett- 
bewerb auf fremden Märkten regeln und die auch keine son- 
stigen Auswirkungen auf den freien Wettbewerb im Inland 
haben, eine Anmeldung nach § 9 Abs. 2 entfällt, wird eine 
Überprüfung dieser Verträge auf ihre Vereinbarkeit mit dem 
GWB erschwert. Auch für die an einem Exportkartell beteilig- 
ten Unternehmen kann der Wegfall der Anmeldepflicht nach 
§ 9 Abs. 2 für „reine" Exportkartelle ohne Inlandsauswirkungen 
Risiken mit sich bringen. Dieser Gefahr können die Unterneh- 
men dadurch begegnen, daß sie künftig in jedem Fall den beab- 
sichtigten Abschluß eines Exportkartellvertrages beim Bundes- 
kartellamt anzeigen, um so die Prüfung zu ermöglichen, ob der 
Vertrag „der Sicherung und Förderung der Ausfuhr" dient und 
der Anmeldepflicht nach § 9 Abs. 2 unterliegt. Diese vorsorg- 
liche Anzeige empfiehlt sich auch im Hinblick darauf, daß er- 
fahrungsgemäß fast jedes Exportkartell auch Auswirkungen auf 
den Wettbewerb im Inland hat, was vom Standpunkt der betei- 
ligten Unternehmen aus häufig nicht überschaubar ist. 

8 . Durch die Kartellgesetznovelle wurde die vertikale Preisbin- 
Preisbindung für Markenwaren zum 31, Dezember 1973 aufgehoben. Die 

— nicht anmeldepflichtige — Preisbindung für Verlagserzeug- 
nisse (§ 16) und für Saatgut (§ 100 Abs. 3) ist bestehen geblieben. 

Am 5. August 1973, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der No- 
velle, hatten 763 Unternehmen insgesamt 172 526 Verkaufsein- 
heiten zur Preisbindung angemeldet, von denen 84 438 auf Kfz- 
Ersatzteile entfielen. Zum 31. Dezember 1973, dem Termin des 
Auslaufens der vertikalen Preisbindung, belief sich die Zahl der 
preisbindenden Unternehmen auf 650, jene der preisgebunde- 
nen Verkaufseinheiten auf 156 526, darunter 84 395 Kfz-Ersatz- 
teile. Somit haben, soweit dem Bundeskartellamt bekannt 
wurde, lediglich 113 Unternehmen ihre Preisbindung vorzeitig 
aufgegeben. Bei den 16 463 aus der Preisbindung vorzeitig ent- 
lassenen Verkaufseinheiten handelte es sich überwiegend um 
Erzeugnisse der Bereiche Nahrungsmittel, Glaswaren, Papier- 
waren, Schreibgeräte, Uhren, Elektrogeräte und Metallwaren. 

Die Markenwarenhersteller, die ihre Preisbindung vor dem 
31, Dezember 1973 aufgaben, haben sich recht unterschiedlich 
hinsichtlich der weiteren Gestaltung ihrer Vertriebs- und Ab- 
satzpolitik verhalten. Ein geringerer Teil der Hersteller ging 
zum Nettopreissystem über, die überwiegende Mehrheit sprach 
jedoch für die ehemals preisgebundenen Artikel Unverbindliche 
Preisempfehlungen auf der Basis entweder gleicher oder erhöh- 
ter Preise aus. 

Nahezu gleichzeitig mit der Aufhebung der Preisbindung waren 
einige bekannte Markenartikelhersteller, insbesondere aus der 
Elektro- und Kosmetikbranche, bemüht, die nicht mehr zulässige 
Preisbindung durch andere Absatzmittel zu ersetzen. So ver- 
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suchte eine Reihe von Unternehmen, mit Hilfe einer selektiven 
Vertriebspolitik Einfluß auf die Endabnehmerpreise zu gewin> 
nen. Das von diesen Herstellern praktizierte Vertriebssystein 
schloß vor allem kostengünstigere Blandeisbetriebe von der Be- 
lieferung aus und berücksichtigte allein den konventionellen 
Fachhandel. 

Gegen derartige Lieferverweigerungen kann das Bundeskartell- 
amt unter bestimmten Voraussetzungen mit § 26 Abs. 2 Satz 2 
Vorgehen. Danach besteht für Hersteller von Markenartikeln, 
die ein Händler aus Gründen des Wettbewerbs zu führen ge- 
zwungen ist, eine grundsätzliche Lieferpflicht. Ausnahmen von 
dieser Lieferpflicht sind u. a. dann anzunehmen, wenn die Er- 
zeugnisse des Herstellers offensichtlich zu Lockvogelangeboten 
i. S. des § 3 UWG dienen sollen oder aber ein vom Produkt her 
notwendiger und im Interesse des Verbrauchers liegender Kun- 
dendienst vom Händler abgelehnt wird. Hierbei ist die Service- 
bedürftigkeit von Erzeugnissen nach objektiven Kriterien streng 
zu prüfen. Daneben kann auch nach § 18 eingegriffen werden, 
um eine nach § 26 Abs. 2 Satz 2 eingeleitete Maßnahme zu 
unterstützen. 

Die Hersteller von Markenwaren versuchten auch mit anderen, 
preisbezogenen Maßnahmen, die Endverbraucherpreise auf 
einem gewünschten Niveau zu stabilisieren. So wurden von den 
Abnehmern Verpflichtungen verlangt, die Herstellererzeugnisse 
zu kostendeckenden Preisen zu verkaufen oder aber als Grund- 
lage für die Preisgestaltung die Kalkulation eines ordentlichen 
Kaufmannes unter Berücksichtigung angemessener Spannen an- 
zuwenden. Im Zusammenhang damit wird von den Herstellern 
oftmals auch das Verbot der Lockvogelwerbung ausgesprochen. 

Der Hersteller verstößt in beiden Fällen gegen § 15, der recht- 
liche und wirtschaftliche Bindungen jeder Art erfaßt, also nicht 
nur Bindungen an ziffernmäßig bestimmte Preise, sondern auch 
jede sonstige vertragliche Einflußnahme auf die Freiheit der 
Gestaltung von Preisen ausschließt. 

Bis zum 5. August 1973, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des 9. 

neuen § 38 a, hatten noch 1 895 Unternehmen für insgesamt Preisempfehlung 

448 832 Verkaufseinheiten Preisempfehlungen für Markenwaren 

ausgesprochen. Die neue Unverbindliche Preisempfehlung kann 

beim Bundeskartellamt nicht mehr angemeldet werden, so daß 

Aussagen über ihren Umfang und ihre Bedeutung nicht mehr 

ohne weiteres möglich sind. 

Das Bundeskartellamt hat, um dem Auftrag des Gesetzgebers 
zu entsprechen, die verschärfte Mißbrauchsaufsicht über Unver- 
bindliche Preisempfehlungen, insbesondere im Konsumgüter- 
bereich, zu einem Schwerpunkt seiner Arbeit gemacht. Eine in- 
tensive Marktbeobachtung hatte im Herbst 1973 zahlreiche Ver- 
dachtsmomente für überhöhte Preisempfehlungen im Körper- 
pflege- und Nahrungsmittelbereich ergeben. In Zusammenarbeit 
mit Landeskartellbehörden, Ordnungs- und Preisbehörden so- 
wie der Verbraucherzentrale Niedersachsen hat das Bundeskar- 
tellamt daraufhin in westdeutschen Ballungsgebieten (Hamburg, 

München, Hannover, Frankfurt-Wiesbaden, Ruhrgebiet) und 
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Berlin Preiserhebungen bei preisempfohlenen Produkten (Seifen, 
Haarwaschmittel, Handcreme und -lotion, Zahnpasta, Mund- 
wasser, Intimspray, Babypflegemittel, Fruchtsirup, Babybeikost, 
Pralinen, Knäckebrot und Kaffee) vorgenommen. Die repräsen- 
tative Erhebung wurde in Vertriebsformen des Einzelhandels 
durchgeführt, auf die ein erheblicher Teil des Absatzes dieser 
Erzeugnisse entfällt. 

Bei den meisten der untersuchten Produkte hat sich der Ver- 
dacht überhöhter Preisempfehlungen bestätigt. Allgemein wurde 
nur in relativ wenigen Fällen die Einhaltung des empfohlenen 
Preises festgestellt, die Mehrzahl der befragten Einzelhändler 
folgte dagegen den Preisempfehlungen nicht. So lag der Schwer- 
punkt der Unterschreitungen im Bereich der Körperpflegemittel 
bei 15 bis 35 v. H., oftmals waren jedoch auch Unterschreitun- 
gen bis zu 50 V. H. zu verzeichnen. Angesichts der allgemein 
niedrigen Handelsspanne im Lebensmittelsektor deuten Unter- 
schreitungen der empfohlenen Preise von im Durchschnitt 15 bis 
25 V. H., teilweise jedoch bis zu 50 v. H., auf einen erheblichen 
Mißbrauch der Preisempfehlung selbst in diesem Bereich hin. 
(Nähere Einzelheiten sind den Tabellen 11 bis 20 am Ende des 
Ersten Abschnitts zu entnehmen.) Weitere Ermittlungen sowie 
im Rahmen der Marktbeobachtung erhaltene Informationen 
über effektive Verbraucherpreise für Spirituosen zeigten, daß 
die vom Handel geforderten Preise verbreitet und in erheb- 
lichem Umfang die empfohlenen Preise unterschritten. Aufgrund 
der Ermittlungsergebnisse hat das Bundeskartellamt zahlreiche 
Mißbrauchsverfahren eingeleitet und in 25 Fällen die betrof- 
fenen Unternehmen gemäß § 38 a Abs. 5 aufgefordert, um- 
gehend die beanstandeten Mißbräuche durch Aufhebung der 
Preisempfehlung oder Senkung der empfohlenen Preise abzu- 
stellen. Daraufhin hatten einige Unternehmen ihre Preisemp- 
fehlungen für das gesamte Sortiment bis zum Jahresende auf- 
gegeben; die übrigen erklärten sich bereit, auf die beanstande- 
ten Preisempfehlungen zu verzichten. Dadurch wurde für 
ungefähr 1 500 Verkaufseinheiten die Aufhebung der miß- 
bräuchlichen Unverbindlichen Preisempfehlungen erreicht. 

Weiterhin mußten in einer größeren Anzahl von Fällen Preis- 
empfehlungen beanstandet werden, weil der Verdacht bestand, 
daß sie ordnungswidrig waren. Dabei handelte es sich in erster 
Linie um Empfehlungen von Unternehmen, die zur Verwen- 
dung von Preisempfehlungen nicht befugt waren — z. B. Groß- 
händler mit Erzeugnissen ohne eigene Markenbezeichnungen — 
und um Empfehlungen ohne oder ohne ordnungsgemäße Kenn- 
zeichnung der Unverbindlichkeit der empfohlenen Preise. In 
zwei Verfahren, die bereits vor Inkrafttreten der Kartellgesetz- 
novelle eingeleitet worden waren, wurden Geldbußen verhängt 
(Dritter Abschnitt Ziffern 32 Nr. 3 und 36 Nr. 5). 

10 . Die Anwendbarkeit des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän- 
und Standes^^ kungen auf die Freien Berufe ist bei den Beratungen über die 
der Freien Berufe Novellierung erneut klargestellt worden. Der Bundestags-Aus- 
schuß für Wirtschaft hat zu dieser Frage in dem Bericht über 
seine Beratungen folgendes ausgeführt; „Bezüglich der Freien 
Berufe ist der Ausschuß der Auffassung, daß zu einer generel- 
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len Freistellung vom Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen keine Notwendigkeit besteht. Die Freien Berufe unterliegen 
dem Kartellrecht nicht, soweit staatliches oder auf staatlicher 
Ermächtigung beruhendes Berufsstandesrecht besteht" (Druck- 
sache 7/765 S. 13). Der zweite Satz dieser Aussage ist in der 
Öffentlichkeit gelegentlich mißverstanden worden. Es sind nicht 
diejenigen Freien Berufe vom GWB ausgenommen, die über- 
haupt einem Standesrecht unterstehen, sondern es wird damit 
nur gesagt, daß vom GWB abweichende staatliche Sonderrege- 
lungen — dazu gehört auch die bestimmte Ermächtigung zum 
Erlaß abweichenden Standesrechts — diesem Gesetz vergehen. 
Staatliche Ermächtigungen zum Erlaß standesrechtlicher Vor- 
schriften, die mit dem GWB nicht in Einklang stehen, bestehen 
zur Zeit nicht. Mehrere Verbände und Standesorganisationen 
Freier Berufe sind noch einmal auf diese Rechtslage hingewie- 
sen worden. 

Das Oberlandesgericht München hat in einem Zivilrechtsstreit 
der Medical Service München GmbH gegen die Kassenärztliche 
Vereinigung Bayerns und die Bayerische Landesärztekammer 
ausdrücklich darauf hingewiesen, daß das Gesetz gegen Wett- 
bewerbsbeschränkungen auch auf freiberuflich tätige Arzte und 
ihre Standesvereinigungen anwendbar ist. Den Standesvertre- 
tungen seien zwar einerseits als Körperschaften öffentlichen 
Rechts hoheitliche Aufgaben gegenüber ihren Mitgliedern über- 
tragen, andererseits aber nähmen sie gleichzeitig als Vereini- 
gungen von Unternehmen die wirtschaftlichen Interessen ihrer 
Mitglieder und deren Durchsetzung gegenüber Dritten wahr. 
In dieser letztgenannten Funktion würden sie auf dem Gebiet 
des Privatrechts tätig und unterlägen damit den Gesetzen zur 
Regelung des Wettbewerbs. Soweit sie sich bewußt wettbe- 
werblich betätigen würden — was nicht zu ihren öffentlich- 
rechtlichen Aufgaben gehöre — , müsse ihr Handeln an den 
Normen des Wettbewerbsrechts gemessen werden. Streitigkei- 
ten, die sich aus solchem Handeln ergäben, seien bürgerlich- 
rechtlicher Natur im Sinne von § 13 GVG und fielen deshalb 
nicht in die besondere Zuständigkeit der Verwaltungs- oder So- 
zialgerichtsbarkeit. Die Klägerin dieses Rechtsstreits bietet der 
Ärzteschaft Dienstleistungen im Bereich der Blutanalyse an. Sie 
betreibt eine sogenannte Auto-Analyzer-Anlage, die 27 kli- 
nisch-chemische und hämatologische Untersuchungen aus 15 ccm 
Blut erstellt. Die beklagten Körperschaften hatten in einem ge- 
meinsamen Rundschreiben an ihre Mitglieder erklärt, der Kas- 
senarzt dürfe nur eigene und solche Leistungen abrechnen, die 
unter seiner Verantwortung und fortlaufenden Aufsicht von 
fachlich weisungsgebundenem Hilfspersonal erbracht werden. 
Diese Voraussetzungen seien bei Leistungserbringung durch 
„Service-Firmen" nicht erfüllt. Eine Verrechnung derartiger Lei- 
stungen verstoße gegen die kassenärztlichen Pflichten. Den 
bayerischen Kassenärzten werde deshalb dringend nahegelegt, 
sich durch derartige Angebote nicht irreführen zu lassen. Glei- 
ches gelte auch gegenüber selbstzahlenden Patienten. Am Ende 
des Rundschreibens wurde betont, „daß das Erbringen von 
Laborleistungen in der Praxis des Arztes unter Verwendung 
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wissenschaftlich anerkannter Labormethoden nach wie vor in 
vollem Umfang den modernen Anforderungen entspricht". Das 
Oberlandesgericht München hat in der Versendung dieses 
Rundschreibens eine gegen § 26 Abs. 1 GWB verstoßende Boy- 
kottaufforderung gesehen. Es hat ausgeführt, die beklagten Kör- 
perschaften hätten nicht etwa nur auf das Risiko der Erstat- 
tungsmöglichkeit für Kassenärzte wegen unklarer Rechtslage 
hingewiesen, sondern vielmehr durch Form und Inhalt des 
Rundschreibens in den Wettbewerbskampf zugunsten derjeni- 
gen ihrer Mitglieder, die selbst Laborleistungen erbringen, zum 
Nachteil der Klägerin eingegriffen. Sie hätten ihre Mitglieder 
durch Androhung von Nachteilen zu Bezugssperren aufgefor- 
dert und dadurch die Klägerin, die mit den Laborärzten im 
Wettbewerb stehe, zu beeinträchtigen beabsichtigt. Diese Be- 
einträchtigung sei auch unbillig, weil die von der Klägerin ein- 
gesetzten Analysengeräte unbestrittenermaßen mit weit über- 
durchschnittlicher Zuverlässigkeit arbeiten und sich weder aus 
der Reichsversicherungsordnung noch aus dem Bundesmantel- 
vertrag (Arzte) oder der ärztlichen Berufsordnung ein Verbot 
der Inanspruchnahme derartiger Diagnosehilfen ergebe (Urteil 
vom 20. Dezember 1973, U [K] 2492/73). 

In einem anderen Zivilrechtsstreit hat der Bundesgerichtshof 
entschieden, daß die Anwendung des § 1 auf eine genossen- 
schaftliche Verpflichtung nicht etwa deshalb ausgeschlossen ist, 
weil diese Verpflichtung nach dem Genossenschaftsgesetz als 
zulässig zu erachten ist. Die Beurteilung, ob eine wettbewerb- 
beschränkende Vereinbarung im Sinne des § 1 vorliege, hänge 
nicht von der Rechtsform ab, die sich die Beteiligten gegeben 
hätten. Genauso wie der organisatorische Zusammenschluß zu 
einem rechtsfähigen oder nicht rechtsfähigen Verein, zu Gesell- 
schaften des privaten und öffentlichen Rechts — wie Aktien- 
gesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Gesell- 
schaften nach § 705 BGB, §§ 105 ff. HGB sowie öffentliche Zweck- 
verbände — könne auch ein genossenschaftlicher Zusammen- 
schluß kartellmäßige Bindungen begründen. Entscheidend sei 
allein, ob die Vereinbarung über die Gründung der Genossen- 
schaft oder das Statut gegeignet seien, die Marktverhältnisse 
durch Beschränkung des Wettbewerbs zu beeinflussen. Eine 
Herausnahme der Genossenschaften aus dem Kartellbegriff 
würde das Ergebnis zeitigen, daß durch die Wahl einer beson- 
deren Organisationsform das Gesetz umgangen werden könnte. 
Eine Genossenschaft sei auch nicht deshalb der Anwendung des 
§ 1 entzogen, weil ihr auch solche Personen angehörten, die 
selbst kein Unternehmen darstellen (Urteil vom 17. Mai 1973, 
KZR 2/72). 

Das Landgericht Dortmund hatte sich mit der Frage zu befassen, 
ob auch Grundstücke als „Waren" im Sinne des § 1 anzusehen 
sind. Es hat die Wareneigenschaft hinsichtlich solcher Grund- 
stücke bejaht, deren Wert darin liegt, daß sie zum Abbau von 
Mineralien geeignet sind. In einem solchen Falle beziehe sich 
nämlich das Interesse der Erwerbswilligen nicht so sehr auf das 
Grundstück selbst, als vielmehr auf das abbaufähige Mineral, 
das eine Ware darstelle. Zumindest dann aber sei auch das 
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Grundstück selbst als Ware im Sinne von § 1 anzusehen (Urteil 
vom 12. April 1973, 8 0 37/73 Kart.). 

In dem Verfahren wegen der Ausschließlichkeitsverbindungen 
von Verladern, die sich aus Kontraktzeichnungen und der 
Gewährung von Zeitrabatten durch Konferenzreeder der Fern- 
ost-Schiffahrtskonferenzen ergeben, hat der Bundesgerichtshof 
mit Beschluß vom 5. Juli 1973 (— KVR 3/72 — , WuW/E BGH 
1269) die Rechtsbeschwerde des Bundeskartellamtes gegen den 
Beschluß des Kammergerichts vom 9. Juni 1972 zurückgewiesen. 
Bundeskartellamt und Kammergericht (Tätigkeitsberichte 1971 
S. 29, 1972 S. 86) hatten es — wenn auch in diesem Verfahren 
mit unterschiedlichem Ergebnis — für die Frage eines Miß- 
brauchs im Sinne des § 104 als maßgebend erachtet, ob die 
Verladerbindungen zu einem völligen oder fast völligen Aus- 
schluß des Wettbewerbs führen. Nach der Auffassung des Bun- 
desgerichtshofs kommt es jedoch für die Frage, ob Verträge, 
die nach § 99 Abs. 2 Nr. 1 von der Anwendung der §§ 1, 15 
bis 18 freigestellt sind, oder die Art ihrer Durchführung einen 
Mißbrauch der durch die Freistellung erlangten Stellung im 
Markt darstellen (§ 104 Abs. 1 Nr. 1), auf einen völligen oder 
fast völligen Ausschluß des Wettbewerbs nicht an. Entscheidend 
sei vielmehr, ob über die Zwecke der Freistellung hinaus- 
gehende besondere Umstände eines Mißbrauchs vorliegen. Auf 
der Grundlage der vom Kammergericht festgestellten Tatsachen 
entschied der Bundesgerichtshof, daß die beanstandeten Ver- 
laderbindungen nicht über das sachlich gerechtfertigte Schutz- 
bedürfnis der Linienschiffahrt nach Vorkehrungen für eine kon- 
tinuierliche Auslastung hinausgingen, welches den Gesetzgeber 
zur Freistellung der marktregelnden Absprachen im Bereich der 
grenzüberschreitenden Seeschiffahrt veranlaßt habe. Der Bun- 
desgerichtshof hat weiter ausgeführt, daß die regelmäßigen Aus- 
wirkungen von Ausschließlichkeitsbindungen, die durch § 99 
Abs. 2 Nr. 1 von der Anwendung des § 18 freigestellt sind, nur 
nach § 104 verfolgt werden können; solche regelmäßigen Aus- 
wirkungen können dann auch nicht nach § 26 Abs. 1 oder 2 be- 
anstandet werden. Nach dieser Entscheidung ist die Mißbrauchs- 
aufsicht im Bereich der grenzüberschreitenden Seeschiffahrt er- 
heblich eingeschränkt. 

Der Arbeitskreis Kartellrecht behandelte auf seiner Tagung im 
Oktober die wettbewerbstheoretische und kartellrechtliche Pro- 
blematik eines Verbots wettbewerbbeschränkender abgestimm- 
ter Verhaltensweisen. Dieses Thema hatte durch das Verbot 
des aufeinander abgestimmten Verhaltens in § 25 Abs. 1 des 
novellierten GWB besondere Aktualität gewonnen. Die Ta- 
gungsteilnehmer stimmten darin überein, daß § 25 Abs. 1 so- 
wohl horizontales als auch vertikales abgestimmtes Verhalten 
erfaßt. Im Mittelpunkt der weiteren Diskussion standen die 
Abgrenzung des abgestimmten Verhaltens zum Vertragsbegriff 
des § 1 auf der einen und zum bewußten Parallelverhalten auf 
der anderen Seite sowie die Frage, welche Anforderungen an 
einen Nachweis des abgestimmten Verhaltens insbesondere 
durch Indizien und vor allem gegenüber dem Einwand der be- 
troffenen Unternehmen hinsichtlich eines bestehenden Markt- 
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Zwangs zu stellen seien. Hier wurden unterschiedliche Stand- 
punkte vertreten. Einerseits wurde die Ansicht geäußert, daß 
für den Nachweis eines abgestimmten Verhaltens nicht auf den 
inneren Willen, sondern nur auf den äußeren Tatbestand abzu- 
stellen sei. Bei einer zu engen Anlehnung an den zivilrecht- 
lichen Vertragsbegriff mit seinen Elementen „Willensüberein- 
stimmung'', „gemeinsamer Plan" und Wissenserklärung" be- 
stehe die Gefahr, daß sich die neue Vorschrift als wirkungslos 
erweisen werde. Gerade die aus der Anwendung des § 1 resul- 
tierende Erfahrung, daß der Nachweis eines subjektiven Ele- 
ments in der Regel nicht geführt werden könne, habe den Ge- 
setzgeber zur Einführung des neuen Tatbestands veranlaßt. 
Andererseits wurde die Ansicht vertreten, ein Willenselement 
sei im Rahmen von § 25 Abs. 1 schon als Zurechnungsfaktor 
erforderlich, um rechtsstaatlichen Kategorien zu genügen. Ver- 
mittelnd wurde darauf hingewiesen, das Problem bestehe darin, 
aus einem parallelen Verhalten auf subjektive Übereinstim- 
mung zu schließen und durch einen Anscheinsbeweis — dessen 
Widerlegung den Betroffenen freistände — zu begründen, daß 
ein Marktzwang mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich- 
keit nicht Vorgelegen habe. Den Ökonomen falle dabei die Auf- 
gabe zu, mit Hilfe einer Marktanalyse festzustellen, ob ein 
Verhalten „marktkonform" sei. Die Tagung hat den Kartell- 
behörden für die Anwendung der neuen Vorschrift wichtige 
Anregungen vermittelt. 

Das Bundeskartellamt hat sich weiter aktiv an den Arbeiten des 
Ausschusses für wettbewerbbeschränkende Praktiken bei der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung (OECD) beteiligt. Der Präsident des Bundeskartellamtes, 
bis dahin Vizepräsident des Ausschusses, wurde von den Dele- 
gierten der Mitgliedsländer während ihrer Mai-Sitzung zum 
Präsidenten des Ausschusses gewählt. Neuseeland, seit 1973 
Vollmitglied der OECD, nahm im November 1973 zum ersten 
Mal an den Sitzungen des Ausschusses teil. 

Der Ausschuß und die von ihm eingesetzten Arbeitsgruppen 
sind wiederum in mehreren Sitzungen zusammengetreten, um 
Probleme der Wettbewerbspolitik, des Wettbewerbsrechts und 
der in den Arbeitsgruppen behandelten Studien zu erörtern. 
Die Bundesrepublik ist gegenwärtig Mitglied der Arbeitsgrup- 
pen Exportkartelle, Internationale Zusammenarbeit, Fusionen, 
Wettbewerbspolitik in den Mitgliedsländern, Multinationale 
Unternehmen und Submissionsabsprachen. In der Arbeitsgruppe 
Patente und Lizenzen beteiligte sie sich als Beobachter. 

Die Studie über Exportkartelle (Tätigkeitsbericht 1972 S. 32) 
wurde fertiggestellt. Sie wird voraussichtlich in diesem Jahr 
veröffentlicht werden. Die Arbeitsgruppe über Fusionen hat im 
Berichtszeitraum die Arbeiten an der Studie über Fusionskon- 
trolle (Tätigkeitsbericht 1972 S. 33) fortgesetzt. Der ökonomi- 
sche Teil ist im wesentlichen fertiggestellt. Vom rechtlichen Teil 
und von dem Teil über internationale Fusionen liegen Entwürfe 
vor. Die Arbeiten an dem Kapitel, das die Schlußfolgerungen 
enthalten soll, befinden sich noch im Anfangsstadium. Die für 
die Studie über Wettbewerbspolitik in den Mitgliedsländern 
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eingesetzte Arbeitsgruppe (Tätigkeitsbericht 1972 S. 33) hat mit 
der Erarbeitung des Kapitels über die nur beschränkt oder über- 
haupt nicht dem Kartellrecht unterworfenen und besonderen 
staatlichen Regelungen unterliegenden Wirtschaftssektoren be- 
gonnen. Um vergleichbare Informationen über die Wettbe- 
werbspolitik in den einzelnen Ländern zu erhalten, hat die 
Arbeitsgruppe einen Fragebogen ausgearbeitet, der in seiner 
endgültigen Fassung von allen Mitgliedsländern beantwortet 
werden soll. 

Die zuständige Arbeitsgruppe hat sich nach eingehender Prü- 
fung der vorliegenden Informationen entschlossen, einen neuen 
detaillierteren und umfassenderen Fragebogen über die Erfah- 
rungen mit multinationalen Unternehmen in den Mitgliedstaa- 
ten aufzustellen und an diese zur Beantwortung zu versenden. 
Diese Entscheidung schien der Arbeitsgruppe geboten, weil das 
faktische Wissen speziell auf dem Gebiet der wettbewerb- 
beschränkenden Praktiken multinationaler Unternehmen noch 
zu lückenhaft erschien, als daß es Schlußfolgerungen erlauben 
würde, die zur Grundlage von Richtlinien für das Wettbewerbs- 
verhalten solcher Unternehmen gemacht werden könnten. Die 
Arbeitsgruppe hat bei ihrer Entscheidung auch die von anderen 
internationalen Institutionen über multinationale Unternehmen 
durchgeführten Arbeiten berücksichtigt. 

Der Ausschuß hat eine neue Arbeitsgruppe für die Abfassung 
eines Berichtes über die Behandlung von Submissionsabspra- 
chen gebildet. In dem Bericht sollen die Probleme solcher Ab- 
sprachen rechtsvergleichend und in empirischer Hinsicht unter- 
sucht werden. 

Der OECD-Rat hat am 3. Oktober 1973 eine Empfehlung an die 
Regierungen der Mitgliedsländer über ein — in jeder Bezie- 
hung völlig freiwilliges — Konsultations- und Schlichtungsver- 
fahren, [C (73) 99 (Final)] verabschiedet. Die Empfehlung, die 
als Fortentwicklung und Ergänzung der OECD-Empfehlung vom 
5. Oktober 1967 [C (67) 53 (Final)] über die Zusammenarbeit 
zwischen Mitgliedstaaten auf dem Gebiet des Kartellrechts kon- 
zipiert ist, sieht vor, daß ein Mitgliedstaat, der Verhaltenswei- 
sen von Unternehmen mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat 
als sein nationales Interesse erheblich beeinträchtigend ansieht, 
diesen um eine Konsultation in der Angelegenheit bitten soll. 
Der betreffende Staat soll dann den Fall untersuchen und, wenn 
er eine die Interessen des ersuchenden Staates beeinträchti- 
gende Beschränkung für gegeben hält, versuchen, die betreffen- 
den Unternehmen zur Abstellung der schädlichen Verhaltens- 
weisen anzuhalten bzw. die nach seinem Recht möglichen und 
ihm angemessen erscheinenden Maßnahmen ergreifen. Ist die- 
ses Konsultationsverfahren erfolgreich, so soll der Ausschuß 
über die Art der Wettbewerbsbeschränkungen und das Vor- 
gehen gegen sie unterrichtet werden. Führt das Konsultations- 
verfahren nicht zu einer befriedigenden Lösung, so können die 
beteiligten Staaten, sofern sie dies übereinstimmend für tunlich 
halten, die Angelegenheit dem Ausschuß zur Schlichtung vor- 
legen, der allerdings keinerlei Entscheidungs-, sondern nur Be- 
ratungsfunktion hat. Vorschläge des Ausschusses bedürfen also 
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zu ihrer Verwirklichung der Zustimmung aller betroffenen Be- 
teiligten. Diese neue Empfehlung bedeutet trotz ihrer Unver- 
bindlichkeit einen wichtigen Fortschritt auf dem Gebiet der 
Zusammenarbeit der Mitgliedsländern bei ihrem Vorgehen 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 


Empfehlung Aufgrund der Ergebnisse der Studie über Patente und Lizenzen 
und tlze'nzen (Tätigkeitsbericht 1972 S. 32) hat die zuständige Arbeitsgruppe 
eine OECD-Empfehlung an die Mitgliedstaaten erarbeitet, die 
vom OECD-Rat am 22. Januar 1974 verabschiedet wurde [C (73) 
238 (Final)]. Den Mitgliedstaaten wird besonders Wachsamkeit 
gegenüber schädlichen Auswirkungen auf den innerstaatlichen 
und internationalen Handel empfohlen, die sich aus Mißbräu- 
chen im Zusammenhang mit Patenten und Lizenzen ergeben kön- 
nen. Eine Reihe in diesem Sinne besonders gefährlicher Miß- 
bräuche wird in der Empfehlung ausdrücklich genannt, wie z. B. 
ungerechtfertigte Gebiets-, Mengen- oder Preisbeschränkungen 
in Zusammenhang mit Patentgemeinschaften oder Lizenzaus- 
tauschverträgen; Bestrebungen, die darauf abzielen, einen In- 
dustriezweig, einen Markt oder ein neues industrielles Verfah- 
ren patentrechtlich zu beherrschen; ungerechtfertigte Export- 
verbote von patentrechtlich geschützten Erzeugnissen sowie die 
Bindung von Lizenznehmern durch Kopplungs-, Rückgewäh- 
rungs- oder sonstige Klauseln in Patentlizenzverträgen. Die 
Empfehlung legt ferner den Staaten, deren Rechtsordnungen 
diese Möglichkeit noch nicht vorsehen, die Schaffung von 
Rechtsgrundlagen für die Erteilung von Zwangslizenzen an 
Patenten und verbundenem Know how in Fällen nahe, in denen 
die Patente zu Kartellverstößen mißbraucht werden. Schließlich 
wird, soweit dies in den nationalen Rechtsordnungen noch nicht 
vorgesehen ist, die Schaffung von Rechtsgrundlagen für die 
Registrierung internationaler Lizenzverträge angeregt. 


Wettbewerb Im Rahmen der Empfehlung [C (71) 205 (Final)] vom 14. bis 
und Inflation Dezember 1971 hat der Ausschuß dem OECD-Rat über wett- 
bewerbspolitische Maßnahmen zur Bekämpfung der schleichen- 
den Inflation in 17 Mitgliedstaaten berichtet. 


Zusammenarbeit Die Vorsitzenden der OECD-Ausschüsse für Verbraucherpolitik 
mit dem Ausschuß wettbewerbbeschränkende Praktiken haben im Auftrag 

Verbraucherpolitik der von ihnen geleiteten Ausschüsse Kontakt aufgenommen, 
um die Möglichkeit einer näheren Zusammenarbeit beider 
OECD-Gremien auf Gebieten von gemeinsamem Interesse zu 
erörtern. 


OECD- Gemäß der OECD-Empfehlung vom 5. Oktober 1967 [C (67) 53 
Unterr^^ung^s^ die Arbeitsgruppe Internationale Zusammenarbeit 

dem Ausschuß einen Bericht über die Erfahrungen bei der An- 
wendung dieser Empfehlung durch die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten vorgelegt. Aus dem Bericht ergibt sich, daß 
die Zahl der Fälle, in denen das in der Empfehlung vorgesehene 
Unterrichtungsverfahren angewendet wurde, seit 1970 deutlich 
zugenommen hat. Gleichzeitig erhöhte sich die Zahl der durch- 
schnittlich in einem Anwendungsfall beteiligten Mitgliedstaa- 
ten. Der Ausschuß sieht in dieser Entwicklung einerseits eine 
Folge des zunehmend internationalen Charakters der Wett- 
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bewerbsbeschränkungen, andererseits aber auch das Ergebnis 
einer wachsenden Bereitschaft der nationalen Kartellbehörden 
zur internationalen Kooperation. 

Um Erfahrungen und Informationen rechtlicher und faktischer Informations- 
Art auszutauschen, haben Rechts- und Wirtschaftswissenschaft- 
1er verschiedener Länder, Beamte ausländischer Behörden und 
Gruppen ausländischer Unternehmer das Bundeskartellamt be- 
sucht. Das Interesse der Besucher konzentrierte sich vor allem 
auf die im Berichtszeitraum in Kraft getretene Zweite Novelle 
zum GWB. 
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Tabelle 1 


Zahl und Größe der Unternehmen mit Umsätzen von 0,5 Millionen DM und mehr 


insgesamt 


0,5 bis 1 


davon mit Umsätzen von . . . 


1 bis 2 


2 bis 5 



Umsatz 

Anzahl jvlillionen 

1 DM 

Anzahl 

Umsatz 
in Mil- 
lionen 
DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

insgesamt 









1962 

153 284 

674 410 

71 058 

49 401 

39 243 

54 826 

26 079 

80 208 

1968 

185 526 

927 291 

86 748 

60 077 

45 257 

63 124 

31 070 

96 007 

1970 

235 566 

1 257 870 

109 421 

75 976 

56 987 

79 453 

39 381 

121 953 

davon: 









Industrie (= ohne Handwerk) 









1962 

42 758 

354 506 

12 656 

9 HO 

11 193 

15 942 

10 117 

31 836 

1968 

42 741 

477 517 

11 138 

8016 

10 446 

14918 

10518 

33 455 

1970 

48 016 

645 090 

10 978 

7 917 

11 466 

16 451 

11 985 

38 365 

' 

Energiewirtschaft, Wasser- 
versorgung und Bergbau 









1 1962 

1 031 

33 794 

282 

199 

216 

314 

205 

627 

i 1968 

1 040 

42 052 

282 

198 

215 

305 

206 

642 

1970 

1 183 

57 326 

320 

226 

239 

343 

246 

773 

; Verarbeitendes Gewerbe 
(ohne Baugewerbe) 









1962 

37 952 

306 305 

11 303 

8 136 

9 866 

14 053 

8 905 

28 062 

1968 

38 785 

423 945 

' 9 950 

7 158 

9 374 

13 394 

9 579 

30 479 

1970 

42 690 

563 961 

1 9 841 

7 095 

9 972 

14 299 

10 619 

34 017 

j 

1 davon: 









1 Chemische Industrie 

und Mineralölverarbeitung 









, 1962 

1 1 810 

36 553 

486 

354 

454 

646 

402 

1 249 

1968 

1 952 

59 156 

423 

305 

432 

631 

479 

1 509 

1970 

i 2 039 

72 977 

407 

1 

298 

405 

583 

515 

1 639 

Kunststoff-, Gummi- 
und Asbestverarbeitung 

1 

1 








1962 

1 934 

6 661 

291 

208 

247 

352 

209 

662 

1968 

i 1 287 

11 313 

327 

237 

333 

477 

329 

1 064 

1970 

1 642 

15711 

’ 428 

309 

404 

575 

401 

1 281 

Gewinnung und Verarbeitung 
von Steine, Erden; 

Feinkeramik, Glas 

i 


1 

1 






1962 

3 361 

12 922 

1 247 

' 886 

947 

1 338 

737 

2 277 

1968 

3 528 

16 905 

1 134 

810 

945 

1 351 

863 

2 683 

1970 

4 007 

1 

23 277 

1 113 

799 

1 061 

1 514 

1 016 

3 237 
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nach Umsatzgrößenklassen in den Jahren 1972, 1968 und 1970 


Millionen DM bis unter . . . Millionen DM 


5 bis 10 

10 bis 25 

1 25 bis 50 

50 bis 100 

100 bis 250 

250 und mehr 

Anzahl 

Umsatz 

in 

Milliojien 

DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

8 976 

62 223 

5 114 

77 222 

1 562 

54 028 

670 

46 310 

371 

55 965 

211 

194 227 

11 497 

79 728 

6 905 

105 189 

2 215 

76 660 

1 026 

70 941 

508 

77 290 

300 

298 275 

14 956 

103 974 

9 273 

141 523 

2 997 

103 565 

1 415 

96 579 

731 

110 369 

405 

424 478 

4 307 

30 212 

2 774 

41 893 

921 

31 904 

412 

28 519 

237 

35 715 

141 

129 375 

4 922 

34 455 

3 468 

52 957 

1 180 

40 802 

577 

39 667 

300 

45 946 

192 

207 301 

6 011 

42 197 

4 478 

68 814 

1 611 

55 713 

806 

54 748 

419 

63 757 

262 

297 128 , 

91 

634 

85 

1 295 

56 

2 046 

37 

2 782 

59 

25 897 



93 

658 

88 

1 337 

43 

1 444 

42 

3 100 

41 

6 527 

30 

27 841 

112 

811 

100 

1 543 

50 

1 781 

39 

2 809 

40 

6318 

37 

42 722 

3 864 

27 126 

2 509 

38 000 

836 

28 830 

358 

24 465 

199 

29 577 

112 

108 056 

4 575 

32 025 

3 256 

49 8131 

j 

1 121 

38 789 

517 

35 437 

255 

38 805 

158 

178 045 

5 351 

37 614 

4 101 

63 076 

1 476 

51 035 

748 

50 581 

363 

55 034 

219 

251 210 

207 

1 490 

124 

1 950 

58 

2 004 

29 

1 981 

33 

4 936 

17 

21 943 : 

228 

1 584 

199 

3 000 

80 

2 775 

40 

2 816 

40 

6 690 

31 

39 846 ' 

265 

1 828 

224 

3 472 

91 

3 294 

49 

3 384 

42 

6 696 

41 

51 783 

88 

617 

61 

878 

22 

755 

8 

589 

4 

605 

4 

1 

1 995 

136 

938 

94 

l 438 

42 

1 376 

11 

755 

9 

1 410 

6 

3 618 ^ 

190 

1 322 

120 

1 812 

55 

1 941 

25 

1 585 

10 

1 602 

9 

5 284 i 

252 

1 721 

111 

1 680 

41 

1 455 

14 

981 

9 

1 664 

3 

920 

344 

2 386 

149 

2210 

55 

1 889 

22 

1 449 

7 

1 081 

9 

3 046 

452 

3 123 

241 

3 625 

64 

2 256 

36 

2 351 

15 

2 346 

9 

4 026 


h Quelle: Statistisches Bundesamt; Fachserie L Finanzen und Steuern, Reihe 7 Umsatzsteuer 
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Drucksache 7I22SQ 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Tabelle 1 


noch Zahl und Größe der Unternehmen mit Umsätzen von 0,5 Millionen DM und mehr 


davon mit Umsätzen von . . . 


! 

insgesamt j 

0,5 bis 1 

1 bis 2 

2 bis 5 


Anzahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

Anzahl ! 

Umsatz 
in Mil- 
lionen 
DM 

An- 

zahl 

1 

Umsatz 

in 

Millionen 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

Eisen- und NE-Metallerzeugung, 
Gießerei, Stahlverformung 









1962 

2211 

40 259 

600 

436 

532 

752 

532 

1 688 

1968 

2 279 

55 049 

i 532 

383 

541 

766 

549 

1 758 

1970 

2 619 

77 901 

501 

365 

578 

830 

670 

2 123 

Stahl-, Maschinen- 
und Fahrzeugbau 









1962 

5 349 

67 597 

1 178 

861 

: 1 282 

1 848 

1 369 

4 338 

1968 

5 520 

85 486 

1 132 

820 

1 219 

1 752 

1 441 

4 606 

1970 

6 440 

128 501 

1 021 

746 

1 366 

1 984 

1 707 

5 495 

Elektrotechnik, Feinmechanik, 
Optik; H. V. EBM-Waren, 
Musikinstrumente, Sport-, 

Spiel- und Schmuckwaren 









1962 

5 306 

41 615 

1 596 

1 149 

1 397 

1 990 

1 238 

3 906 

1968 

5 841 

60 118 

1 479 

1 067 

1 449 

2 067 

1 425 

4 472 

1970 

6 684 

81 626 

1 593 

1 148 

1 565 

2 246 

1 612 

5 209 

Holz-, Papier- 
und Druckgewerbe 









1962 

6 123 

22 801 

2 388 

1 695 

1 692 

2 373 

1 203 

3 771 

1968 

6 404 

32 654 

2 190 

1 564 

1 724 

2 415 

1 388 

4317 

1970 

7 317 

42 969 

2 254 

1 611 

1 987 

2 801 

1 666 

5 180 

Leder-, Textil- 

und Bekleidungsgewerbe 









1962 

6 707 

31 585 

1 947 

1 409 

1 745 

2 486 

1 632 

5 213 

1968 

6 189 

37 264 

1 509 

1 093 

1 525 

2 184 

1 530 

4 888 

1970 

6 364 

43 741 

1 448 

1 042 

1 506 

2 167 

1 601 

5 174 

Nahrungs- und 
Genußmittelgewerbe 









1962 

6 152 

46 312 

1 570 

1 138 

1 570 

2 268 

1 583 

4 957 

1968 

5 785 

66 000 

1 224 

879 

1 206 

1 750 

1 575 

5 180 

1970 

5 578 

77 258 

1 076 

779 

1 100 

1 598 

1 431 

4 679 

Baugewerbe (ohne Handwerk) 









1962 

3 775 

14 407 

1 071 

776 

1 111 

1 575 

1 007 

3 148 

1968 

2 916 

11 520 

906 

660 

857 

1 219 

733 

2 334 

1970 

4 143 

23 803 

817 

597 

1 255 

1 809 

1 120 

3 575 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 1I225Q 


noch Tabelle 1 


nach Umsatzgrößenklassen in den Jahren 1962, 1968 und 1970 


Millionen DM bis unter . . . Millionen DM 


5 bis 10 

10 bis 25 

25 bis 50 

50 bis 100 

100 bis 250 

250 und mehr 

Anzahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

221 

1 608 

182 

2 818 

75 

2 608 

28 

1 928 

13 

1 810 

28 

26 611 

280 

2 005 

212 

3 264 

73 

2 498 

49 

3 491 

18 

2 848 

25 

38 041 

346 

2 442 

286 

4 420 

116 

4 052 

54 

3 688 

32 

4 362 

36 

55 619 

650 

4 602 

519 

7 921 

176 

6 079 

93 

6 347 

60 

8 743 

22 

26 858 

721 

5 064 

596 

9 289 

219 

7 764 

108 

7 304 

54 

8 275 

30 

40 612 

922 

6 495 

817 

12 743 

288 

9 948 

186 

12 331 

84 

13 318 

49 

65 441 

525 

3 687 

361 

5 634 

111 

3 874 

38 

2 779 

24 

3 647 

15 

14 950 

709 

4 941 

490 

7 466 

166 

5 776 

64 

4 305 

38 

5 698 

21 

24 326 

826 

5 841 

654 

10 008 

233 

8 062 

124 

8 448 

45 

7 143 

32 

33 521 

474 

3 374 

262 

3 857 

68 

3 267 

25 

1 750 

11 

3714 



529 

3 713 

392 

5 917 

117 

3 982 

41 

2 734 

17 

2 230 

6 

5 782 

659 

4 600 

485 

7 433 

163 

5 347 

71 

4 742 

25 

3 613 

7 

7 642 

739 

5 104 

431 

6 461 

152 

5 163 

46 

3 069 

15 

2 680 



838 

5 790 

518 

7 896 

182 

6 273 

60 

4 159 

22 

3 313 

5 

1 668 

884 

6 227 

598 

9 261 

214 

7 355 

68 

4 589 

39 

5 634 

6 

2 292 

708 

4 922 

458 

6 802 

133 

4 625 

77 

5 042 

35 

5 074 

18 

11 484 

790 

5 604 

606 

9 333 

187 

6 457 

122 

8 425 

50 

7 266 

25 

21 106 

807 

5 737 

676 

10 301 

252 

8 779 

135 

9 463 

71 

10 320 

30 

25 602 

352 

2 452 

180 

2 598 

29 

1 028 

17 

1 272 

8 

1 558 



254 

1 772 

124 

1 807 

16 

570 

18 

1 130 

4 

613 

4 

1 415 

548 

3 771 

277 

4 195 

85 

2 897 

19 

1 358 

16 

2 405 

6 

3 196 


0 Quelle: Statistisches Bundesamt; Fachserie L Finanzen und Steuern, Reihe 7 Umsatzsteuer 
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Drucksache 1I22SQ 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


noch Zahl und Größe der Unternehmen mit Umsätzen von 0,5 Millionen DM und mehr 









davon mit Umsätzen von . . , 



insgesami 

0,5 bis 1 

1 bis 2 

2 bis 5 




Umsatz ! 

! 

Umsatz 


Umsatz 


Umsatz 



Anzahl 

in 

Millionen j 

Anzahl 

in Mil- 
lionen 

An- 

zahl 

in 

Millionen 

An- 

zahl 

in 

Millionen 




DM : 


DM 




DM 

Großhandel 










1962 


44 161 

175 370 

17 662 

12 550 

12418 

17 472 

8810 

26 904 

1968 


47 721 

235 474 

17 279 

12 283 

13 141 

18 595 

10 172 

31 549 

1970 


53 161 

306 982 

17 836 

12 763 

14211 

20 178 

11 891 

37 056 

Einzelhandel 










1962 


23 885 

57 216 1 

14 861 

10 026 

5 308 

7 262 

2 583 

7 819 

1968 


36163 

89 078 ; 

23 031 

15 604 

7 718 

10519 

3 639 

10 942 

1970 


48 177 

120 654 

30 094 

20 599 

10 561 

14 348 

4 966 

15 019 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode _ _ DrUCkS^Che 7 /22 50 


nach Umsatzgrößenklassen in den Jahren 1962, 1968 und 1970 ’) 


Millionen DM bis unter . . . Millionen DM 









5 bis 10 

10 bis 25 

25 bis 50 

50 bis 100 

100 bis 250 

250 und mehr 

Anzahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

An- 

zahl 

j Umsatz 
, in 

Millionen 
DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

1 

’ Millionen 
DM 

An- 

zahl 

Umsatz 

in 

Millionen 

DM 

2 946 

20 259 

1 584 

24 026 

430 

14 616 

177 

12 186 

86 

13 188 

48 

34 169 

3 785 

26 239 

2 173 

33 036 

670 

23 283 

297 

20 318 

136 

20515 

68 

49 656 

4 755 

33213 

2 872 

43 858 

898 

31 136 

412 

28 139 

198 

29 893 

88 

70 746 

618 

4 950 

341 

5 173 

105 

3 775 

36 

2 484 

i 

i 22 

3 207 

11 

12 520 

1 024 

7 001 

496 

7 602 

146 

5 101 


109 

32 309 


1 504 

10 291 

712 

10 702 

193 

l 

6 623 


147 

43 072 



9 Quelle: Statistisches Bundesamt; Fachserie L Finanzen und Steuern, Reihe 7 Umsatzsteuer 


33 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/225Q 


Tabelle 2 


Anteil der jeweils 3 und 6 größten Unternehmen am Gesamtumsatz 
in ausgewählten Industriezweigen *) 

— bezogen auf die in der jeweiligen Branche tätigen inländischen Unternehmen — 

(in V. H.) 


3 Unternehmen ! 6 Unternehmen 



1962 

1965 

1967 

1968 1 

1970 

1962 1 

1965 1 

1967 1 

1968 

1970 

Bergbau 

21,3 

19,0 

20,9 

22,5 

78,6 

34,3 

33,2 

37,4 

39,9 

93,3 

Steinkohlenbergbau 

23,8 

23,8 

25,5 

28,0 

85,3 

38,9 

41,0 

44,3 

47,9 

97,3 

Kali- und Steinsalzbergbau, 
Salinen 

75,9 

78,7 

86,6 

87,7 

93,2 

90,5 

92,1 

94,3 

94,4 

99,9 

Erdöl- und Erdgasgewinnung 

91,3 

87,5 

84,4 

88,0 

92,6 



99,7 

99,7 

99,3 

Mineralölverarbeitung und 
Kohlewertstoffindustrie 

56,4 

61,2 

52,5 

48,1 

49,4 

77,0 

78,2 

72,1 

68,1 

69,2 

Industrie der Steine und Erden 

8,7 

9,0 

9,4 

9,6 

8,6 

13,8 

14,2 

14,2 

14,4 

13,1 

Natursteinindustrie 

10,2 

10,2 

9,5 


12,6 

14,5 

15,1 

15,0 


19,2 

Zementindustrie 

44,0 

49,2 

51,3 

52,1 

53,7 

55,4 

59,8 

61,4 

60,6 

62,8 

Ziegelindustrie 

6,6 

6,5 

5,0 


7,3 

9,5 

9,5 

8,6 


11,2 

Betonsteinindustrie 

6,4 

7,3 

8,7 

8,9 

10,1 



14,0 


15,7 

Eisenschaffende Industrie 

21,6 

24,6 

30,9 

31,5 

33,8 

39,9 

44,5 

48,9 

49,0 

51,2 

NE-Metallindustrie 

29,5 

30,2 

32,1 

33,5 

31,5 

— 1 


47,7 


46,7 

Gießereiindustrie 

18,2 

16,2 

18,3 

15,8 

16,4 

24,8 

22,7 

25,2 

22,7 

24,3 

Eisen-, Stahl- und Temper- 
gießereien 

21,5 

20,2 

22,7 


21,0 

29,3 

28,3 

31,3 


1 

31,1 

! Metallgießereien 

24,4 

22,5 

17,3 

16,5 



33,0 

27,6 


— 

j Ziehereien und Kaltwalzwerke, 
Stahlverformung 

7,6 

10,2 

10,3 

10,1 

10,5 

12,2 

14,5 

15,5 

15,7 

15,7 i 

Stahlbau 

8,6 

8,4 

9,1 

12,6 


14,2 

13,5 

14,3 



Maschinenbau 

9,9 

9,6 

11,9 

10,2 

8,3 

14,8 

13,7 

15,5 

14,0 

11,9 

Metallverarbeitungs- 
maschinen, Maschinen- und 

1 Präzisionswerkzeuge 

6,4 

5,5 

6,4 

7,1 

6,2 

10,5 

9,9 

11,0 

11,8 

i 

Hütten- und Walzwerk- 
einrichtungen, 

Gießerei-, Bau- und Bau- 
stoff- und Bergbau- 
maschinen, Hebezeuge und 
Förderer 

16,2 

16,0 

21,1 

20,4 


24,1 

23,1 

28,0 

27,3 


i Landwirtschaftliche 

1 Maschinen und Acker- 

schlepper 

27,9 

28,7 

25,4 

22,5 

24,2 

41,4 

42,5 

37,2 

35,9 

i 

i 

37,8 1 

Feinkeramische Industrie 

23,9 

26,2 

25,6 


24,0 

36,0 

37,6 

35,2 


32,4 

1 

Glasindustrie 

24,0 

22,6 

23,3 

23,8 


38,9 

38,5 



-^) 1 

1 


Die Angaben für 1962 bis 1968 sind dem Tätigkeitsbericht 1972 entnommen. 

Keine Veröffentlichung wegen der für die amtliche Statistik geltenden Geheimhaltungsbestimmungen. 
Keine Angaben vorhanden. 
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noch Tabelle 2 

^ 3 Unternehmen 

1 I — 

' i 1962 ; 1965 I 1967 ; 1968 i 1970 


6 Unternehmen 

1962 ! 1965 1 1967 | 1968 1 1970 i 


Sägewerke und holzverarbei- 
tende Industrie 

5,4 

5,9 

5,5 

Holzverarbeitende Industrie 

3,2 

3,6 

4,2 

Holzmöbelindustrie 

4,7 

5,2 

6,1 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und 
Pappe erzeugende Industrie 

25,2 

27,8 

27,6 

Papier und Pappe verarbeitende 
Industrie 

8,8 

9,1 

10,8 

Druckerei und Vervielfälti- 
gungsindustrie 

7,6 

11,3 

9,2 

Kunststoffverarbeitende 

Industrie 

12,1 

10,3 

9,3 

Kautschuk- und Asbest- 
verarbeitende Industrie 

37,4 

35,1 

34,5 

Ledererzeugende Industrie 

37,2 

43,8 

48,7 

Lederverarbeitende und Schuh- 
industrie 

14,0 

13,9 

15,8 

Textilindustrie 

3,4 

3,5 

3,8 

Wollspinnereien 

18,7 

20,7 

18,7 

Wollwebereien 

12,0 

13,5 

15,4 

Baumwollspinnereien 

17,7 

18,4 

22,3 

Seidenindustrie 

24,8 

22,5 

23,9 

Wirkereien und Strickereien 

10,9 

12,0 

11,3 

Textilveredlung 

14,5 

15,6 

16,2 

Bekleidungsindustrie 

5,0 

3,7 

3,7 

Bekleidung und Wäsche 
(ohne Pelzbekleidung) 

5,5 

4,0 

4,0 

Maschinen und Apparate für die 
Nahrungsmittel-, chemische 
und verwandte Industrie 

12,2 

13,4 

13,6 

Textil- und Nähmaschinen 

19,0 

19,1 

20,7 

Zahnräder, Getriebe, Walz- und 
Gleitlager 

44,1 

43,2 

45,1 

Fahrzeugbau 

53,9 

54,1 

55,5 

Kraftwagenindustrie 

55,6 

55,6 

57,0 

Kraftrad- und Fahrrad- 1 

Industrie 

41,1 

43,7 

57,6 

Schiffbau 

33,3 

27,9 

34,8 


6,1 

7,1 

9,7 

10,7 

10,4 

11,6 

12,6 



5,7 

5,9 

6,7 





8,4 

8,6 

9,7 




29,6 

37,8 

39,8 

41,3 

39,8 

43,0 


10,8 

1 

13,3 

15,1 

15,4 

15,7 


9,2 

11,8 

16,1 

12,8 


1 

8,5 

7,8 

18,6 

16,1 

15,6 

15,1 

14,1 

1 

35,1 

33,9 

47,9 

46,3 

46,5 

48,4 


16,3 

15,3 

44,2 

49,7 

54,1 

26,0 

24,8 1 

13,9 


17,8 

17,6 




4,1 


5,7 

5,8 

6,4 

6,7 


18,5 

21,0 



31,5 

32,3 

35,0 

15,2 

17,1 

20,8 

23,9 

27,6 

26,6 

28,0 

22,8 

22,6 

28,4 

29,4 

33,9 

33,9 

33,0 

22,6 


35,1 

35,3 

38,5 

36,4 


11,4 

12,3 

15,2 

16,9 

16,2 




14,7 

25,7 

26,3 

25,7 


24,5 


4,9 

7,7 

6,4 

6,1 


7,4 

3,7 


8,4 

6,9 

6,5 

6,3 



15,5 

21,6 

23,2 

20,1 


21,1 

23,3 

18,2 

30,9 

33,4 

34,4 


31,4 

43,2 

43,8 

56,5 

54,9 

56,8 

55,6 


57,8 

52,7 

67,7 

69,4 

70,1 

71,8 

68,7 

1 

59,4 

53,8 

69,8 

71,3 

72,0 

73,8 

70,0 1 

53,5 

57, H) 

60,9 

64,7 

76,4 

76,4 

82,1-') i 

50,6 


50,9 

49,1 

58,2 

69,6 



') Keine Veröffentlichung wegen der für die amtliche Statistik geltenden Geheimhaltungsbestimmungen. 
Keine Angaben vorhanden. 

Nur Herstellung von Krafträdern. 
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Drucksache 7/22S0 


noch Tabelle 2 


6 Unternehmen | 3 Unternehmen 



1962 

1965 

1967 

1968 1 

1970 

1962 1 

1965 

1967 

1968 1 

1970 

Luftfahrzeugbau 

45,9 

57,1 

52,9 

59,1 

58,9 

72,3 

81,5 

82,8 

82,0 

84,8 

Elektrotechnische Industrie 

22,8 

22,4 

32,1 

32,3 

31,8 

34,7 

34,6 

39,9 

39,8 

39,0 ! 

i 

Feinmechanische und Optische 
sowie Uhrenindustrie 

11,9 

13,6 

14,8 



20,5 

21,3 

22,9 



Feinmechanische Industrie 

21,1 

21,1 

23,8 

-^) 

24,0 

28,7 

29,3 

31,1 

30,8 

31,0 j 

Augenoptische Industrie 

43,1 

48,5 

52,0 


50,1 

53,7 

58,5 

61,5 


62,0 

Foto-, Projektions- und Kino- 
technik 

32,5 

36,1 

39,7 



48,3 

52,5 

53,6 

55,0 

i 

Uhrenindustrie 

24,6 

24,8 

25,8 



31,7 

31,4 

33,0 


30,6 

Eisen-, Blech- und Metallwaren- 
industrie 

6,3 

6,0 

6,3 

5,9 

5,2 

10,0 

9,0 

8,8 

8,9 

1 

8,2 1 

Heiz- und Kochgeräte- 
industrie 

26,1 

26,5 

28,7 



41,1 

43,6 

47,5 


-^) 1 

Geschweißte Stahlblechrohre 

90,7 

70,3 

57,5 

41,4 

53,4 

97,8 

94,7 

79,4 

57,3 

69,0 

1 

Sonstige Stahlblech- 
verarbeitung 

8,3 

7,3 

6,0 

6,1 

— ) 

12,9 

12,3 

10,7 

11,2 


1 Schloß- und Beschlagindustrie 

16,6 

15,6 

16,0 

13,3 

13,3 

25,1 

23,2 

24,3 

21,2 

21,6 

Metallwarenindustrie 

19,2 

20,0 

20,1 

--) 


27,8 

28,7 

29,2 


-=*) 

i 

Musikinstrumenten-, Spiel- 
waren-, Schmuckwaren- und 
Sportgeräteindustrie 

10,1 

9,8 

7,8 


7,3 

14,7 

15,1 

11,5 


10,8 

Chemische Industrie 

26,0 

26,9 

27,0 

27,4 

27,5 

35,5 

35,9 

36,5 

37,7 

36,2 

; Ernährungsindustrie 

8,0 

7,4 

8,2 

8,4 


10,8 

10,3 

10,9 

11,3 

-^) ' 

1 Mühlenindustrie 

15,1 

22,0 

21,9 

22,9 

22,8 



32,9 

33,5 

33,9 

Brotindustrie ^ 

6,8 

7,2 

7,7 

8,3 

9,5 

12,3 

13,7 

13,9 

15,0 

16,9 

Zuckerindustrie 

46,6 

47,4 

47,5 

49,3 

49,8 

56,0 

56,5 

57,6 

59,5 

60,5 

Molkereien und Käsereien 

6,7 

6,5 

6,2 

10,3 

9,6 

9,7 

9,5 

10,0 


14,3 

Ölmühlenindustrie 

47,9 

54,3 

55,9 

59,3 

46,7 

75,0 

78,4 

79,5 

81,7 

74,8 ; 

j Margarineindustrie 

79,4 

81,6 

84,5 

86,0 

85,0 

86,6 

88,6 

90,1 

91,4 

90,5 

Talgschmelzen und Schmalz- 
siedereien 

50,2 

41,9 

52,9 

51,6 

45,1 

72,1 

69,9 

79,6 

78,5 

69,3 

Fleischverarbeitende 
j Industrie 

42,6 

36,7 

36,8 

37,2 

34,3 

46,9 

41,4 

42,2 

43,0 

41,0 

Brauereien 

6,8 

7,5 

7,3 

7,7 

9,1 

11,7 

12,8 

12,8 

13,5 

15,1 

Mälzereien 

14,9 

19,7 

18,5 

21,5 

19,5 

25,0 

30,5 

29,8 

32,7 

30,8 

Spirituosenindustrie 

19,9 

18,4 

20,3 

21,4 

19,0 

31,5 

29,8 

33,9 


31,0 

1 Tabakverarbeitende Industrie 

72,6 

76,7 

77,5 



82,5 

86,9 

88,5 


i 

' Zigarettenindustrie 

1 

81,7 

85,5 

84,4 





96,3 


-^) 

1 Zigarrenindustrie 

32,2 

33,3 

32,6 

34,6 

34,3 

45,1 

46,5 

48,1 



Rauch-, Kau- und Schnupf- 
tabakindustrie 

1 

51,4 

54,2 

63,4 

60,7 

68,0 

70,5 

69,0 

75,6 

77,8 

i 

80,8 


Keine Veröffentlichung wegen der für die amtliche Statistik geltenden Geheimhaltungsbestimmungen. 
3) Keine Angaben vorhanden. 
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Tabelle 3 


Nach § 23 GWB a. F. und n. F. angezeigte Unternehmenszusammenschlüsse 


Wirtschaftsbereich 
des erworbenen 
Unternehmens 

Wirtschafts- 
bereich des erwer- 
benden Unternehmens 

Bergbauliche Erzeugnisse 

MineraiÖlerzeugnisse 

Steine und Erden 

Eisen und Stahl 

NE-Metalle und -Metallhalb- 
zeug 

Gießereierzeugnisse 

Erzeugnisse der Ziehereien 
und Kaltwalzwerke 

Stahlbauerzeugnisse 

Maschinenbauerzeugnisse 

Landfahrzeuge 

Wasserfahrzeuge 

Luftfahrzeuge 

Elektrotechn. Erzeugnisse 

c 

E 

-C 

i 

u w 

O C 
-C 05 
O 3 
« 0) 
c 

O OJ 

05 x: 

E ^ 

0) Q. 

u_ o 

Eisen-, Blech- und Metall- 
waren 

Musikinstrumente, 

Spielwaren u. ä. 

Chemische Erzeugnisse 

j Büromaschinen; EDV 

Bergbauliche Erzeugnisse 











1 








Mineralölerzeugnisse 


1 







1 










Steine und Erden 



10 











Dl 





Eisen und Stahl 



■ 

Dl 

1 


1 

Dl 

Dl 




■ 

Dl 

1 




NE-Metalle und -Metallhalbzeug 





4 








1 


1 




Gießereierzeugnisse 






1 













Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke 



















Stahlbauerzeugnisse 








1 

1 




1 






Maschinenbauerzeugnisse 





1 


1 

Bl 

D 

■II 







1 


Landfahrzeuge 










D 



1 


1 




Wasserfah rzeuge 



















Luftfahrzeuge 









1 



1 







Elektrotechnische Erzeugnisse 









1 



■1 

D 


1 


1 

1 

Feinmechanische und optische Erz.: Uhren 














1 

■1 




Eisen-, Blech- und Metallwaren 









1 






D 





Musikinstrumente, Spielwaren, u. ä. 



















Chemische Erzeugnisse 

1 














1 


D 


Büromaschinen; EDV 


















1 

Feinkeramische Erzeugnisse 









1 










Glas und Glaswaren 



















Schnittholz, Sperrholz u. ä. 



















Holzwaren 



















Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe 



















Papier- und Pappewaren 



















Druckerei-, Lichtpauserzeugnisse u. ä. 



















Kunststofferzeugnisse 











ID 

■1 





1 


Gummi- und Asbestwaren 



















Leder 



















Lederwaren und Schuhe 



















Textilien 



















Bekleidung 



















Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 

















1 


Tabak waren 

















1 


Bau Wirt Schaft 



















Handel und Handelshilfsgewerbe 



















Kulturelle Leistungen 



















Filmwirtschaft 



















Sonstige Dienstleistungen 



















Land- und Forstwirtschaft, Fischerei und Jagd 



















Verkehrswirtschaft 









1 










Kreditinstitute 





1 




3 










Versicherungen 



















Versorgungswirtschaft 



















Mehrere Wirtschaftsbereiche 

1 


1 

1 

3 




1 

1 





1 


2 


insgesamt 

2 

1 

11 

4 

10 

1 

2 

1 

33 

4 

1 

1 

16 

3 

8 


17 

2 


1) Gegenüber den Vorjahren ist die Zuordnung der Zubdiiiniensclilüsse, an denen Handelsuniernehmen beteiligt sind, geändert worden. Wegen 
der brandienbezogenen Beriditerstattung wurden bisher unter der Brandie Handel und Handelshiifsgewerbe überwiegend nur Handelsunter- 
nehmen ausgewiesen, die Handel mit verschiedenen Waren treiben. Schwerpunktmäßig mit bestimmten Waren handelnde Unternehmen wurden 
dagegen ohne Hinweis auf die Handelstätigkeit unter der jeweiligen Branche ausgewiesen. 
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Feinkeramische Erzeugnisse 
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Tabelle 4 


Zusammenschlüsse nach § 23 a. F. und n. F. GWB seit 1966 


darunter 


Jahr 

Zusammenschlüsse 

insgesamt 

„große" 
Zusammen- 
schlüsse 
(insgesamt) *) 

Neugrün- 

dungen 

1966 

43 

12 

4 

1967 

65 

20 

5 1 

1968 

65 

; 

5 

1969 

168 

61 

18 1 

1970 

305 

; 95 

49 i 

1971 1 

220 

69 

32 

1972 1 

269 

75 

64 i 

1973 ^ 

242 

1 



davon § 23 a. F. 208 

61 

47 i 


§ 23 n. F. 34 

— 

— 

bis 1973 

1 377 


*) Die Aufgliederung nach „großen" Zusammenschlüssen und Neugründun- 
gen wird nur für Zusammenschlüsse vorgenommen, die nach § 23 a. F. 
GWB angezeigt worden sind. 

Ein „großer" Zusammenschluß liegt vor, wenn das erworbene Unter- 
nehmen eine Bilanzsumme von 25 Millionen DM oder mehr ausweist. 
Handelt es sich bei dem erworbenen Unternehmen um ein Kreditinstitut, 
wird als Kriterium eine Bilanzsumme von 150 Millionen DM oder mehr, 
bei Versicherungsunternehmen eine jährliche Prämieneinnahme von 50 
Millionen oder mehr angenommen. 

Für eine Gliederung der nach § 23 n. F. GWB angezeigten Zusammen- 
schlüsse nach Umsatzgrößen vgl. Tabellen 8 und 9. 
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Tabelle 5 


„Große“ Zusammenschlüsse seit 1966 


ohne Kreditinstitute 
und Versicherungen 


Kreditinstitute 


Versicherungen 


Jahr 

insgesamt 

Anzahl 

1 

anteilig 
erworbene 
Bilanzsumme in 
Millionen DM 

Anzahl ! 

1 

anteilig 
erworbene 
Bilanzsumme in 
Millionen DM 

Anzahl ! 

1 

anteilig 
erworbene 
Bilanzsumme in 
Millionen DM 

1966 

12 

12 

2 181,4 



— 

— 

1967 

20 

20 

1 770,4 

— 


— 

— 

1968 

16 

16 

1 178,2 

— 

— 

— 

— 

1969 1 

61 

54 

7 112,6 ! 

5 

11 020,3 

2 

1 497,0 

1970 

95 

83 

5 438,8 

7 

13 162,8 

5 

868,6 

1971 

69 

49 

2 882,7 

17 

18 262,1 

3 

497,9 

1972 

75 

62 

4 512,1 

12 

23 490,0 

1 

29,5 

1973 *) 

61 

57 

4 460,3 

4 

772,1 

— 

— 

1966 bis 1973 1 

409 

353 

29 536,5 

45 

66 707,3 


2 893,0 


*) Nur Anzeigen nach § 23 a. F. GWB; vgl. Fußnote zu Tabelle 4. 


Tabelle F» 


„Große“ Zusammenschlüsse nach Größenklassen der Erwerber 


Jeweilige Bilanzsumme des erwerbenden Unternehmens *) 
(in Millionen DM) 



1 unter 100 

100 bis 250 

250 bis 500 

500 bis 1 000 

Über 1 000 

insgesamt 1 

Jahr 

! 

An- 
1 zahl 

1 

1 

anteilig 
er- 
worbene 
Bilanz- 
summe in 
Millionen 
DM 

1 

An- 1 
zahl ; 

j 

anteilig 

erwor- 

bene 

Bilanz- 

summe 

in Mil- 
lionen 
DM 

1 

1 

1 

i An- 
1 zahl 

1 

j 

1 anteilig 
erwor- 
bene 
Bilanz- 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 1 

An- 

zahl 

i 

anteilig 
erwor- 
bene j 
Bilanz- i 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

Anzahl 

1 

anteilig 
er- 
worbene 
Bilanz- 
summe in 
Millionen 
DM 

Anzahl 

anteilig 
er- j 

worbene ! 
Bilanz- 
summe in 
Millionen 
DM 

1972 

5 

171,2 

— 

— 

6 

332,9 

1 

22,3 

50 

3 985,7 

62 

4 512,1 










12K 

23 490,0 

12K 

23 490,0 




i 



1 



1 V 

29,5 

1 V 

29,5 

1973 **) 

1 2 

151,1 

4 

390,2 

7 

521,1 

7 

317,4 1 

37 

3 080,5 

57 

4 460,3 










1 4K 

1 

772,1 

l 

4K 

772,1 

1966 1 

bis 

1973 1 

! 

12 

509,6 

16 

1 371,1 

1 

32 

1 V 

3 279,7 

189,1 

20 

1 288,9 

273 

45 K 

23 087,2 

66 707,3 

353 

45 K 

29 536,5 
66 707,3 1 






1 



10 V 

2 703,9 

11 V 

2 893,0 


K == Kreditinstitute, V = Versicherungen 
*) Unter Berücksichtigung einer möglichen Konzernzugehörigkeit. 
**) Nur Anzeigen nach § 23 a. F. GWB; vgl. Fußnote zu Tabelle 4. 
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Tabelle 7 


„Große" Zusammenschlüsse nach Zusammenschlußarten 


Diversifiziert (Konglomerat) 


Jahr 

i 

Horizontal 

Vertikal 1 

insgesamt 

davon 

j sonstige 

ausweitung | ^ 

insgesamt ^ 

(Spalten 2 bis 7) 

Anzahl 

anteilig 
er- 
worbene 
Bilanz- 
summe in 
Millionen 
DM 

anteilig 

erwor- 

bene 

Anzahl 

zahl summe 
in Mil- 
lionen 

DM 

anteilig 
erwor- 
bene 
Bilanz- 
summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

anteilig 

erwor- 

bene 

An- Bilanz- 
zahl summe 
in Mil- 
lionen 
DM 

An- 

zahl 

anteilig 1 
er- 
worbene 
Bilanz- 
summe in 
Millionen 
DM 

anteilig , 
er- 
worbene 
Anzahl Bilanz- 
summe in 
Millionen i 
DM 

! 

1 1 

! 2 ! 

3 1 

4 1 5 1 6 ! 

7 ! 

8 ! 9 ! 

10 i 

! 11 t 

12 1 13 

1 1972 

33 

2 770,3 

3 338,6 26 

1 403,2^ 

12 444,6 

14 

958,6 

62 4 512,1 ! 


12K 

23 490,0 






12 K 23 490,0 ; 


1 V 

29,5 






IV 29,5 

1973*) 

36 

3 904,7 

1 138,0 20 

417,6 

8 175,2 

12 

242,4 

57 4 460,3 ' 

i 

3K 

664,7 

1 K 

107,4 


1 K 

107,4 

4K 772,1 

1966 

215 

20 991,8 

7 620,2 131 

7 924,5 

66 4 941,5 

65 

2 982,4 

353 29 536,5 

i bis 

42 K 

66 376,3 

3K 

331,0 

IK 141,0 

2K 

190,0 

45 K 66 707,3 

; 1973 










6V 

898,2 

5 V 

1 994,8 


5 V 

1 994,8 

1 1 V 2 893,0 

i 


K = Kreditinstitute, V = Versicherungen. 

*) Nur Anzeigen nach § 23 a. F. GWB; vgl. Fußnote zu Tabelle 4. 
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Tabelle 8 


Zahl der nach § 23 n. F. angezeigten Zusammenschlüsse 
nach Umsatzgrößenklassen im Jahre 1973 

davon: mit Umsätzen aller jeweils an einem Zusammenschluß 
beteiligten Unternehmen (in Millionen DM) 





insgesamt 

1 

unter 

250 

500 

1 000 

5 000 





bis unter 

bis unter 

bis unter 

und 





250 

500 

1 000 

5 000 

darüber 

Zahl der Zusammenschlüsse: 

34 

1 

1 

5 

12 

15 

Zahl der daran beteiligten 








Unternehmen: 



72 

3 

2 

10 

26 

31 

davon: mit Umsät- 

keine 

6 

1 



3 

i 

1 

2 

zen der einzelnen 
beteiligten Unter- 
nehmen (in Millio- 

bis 

50 

21 

2 

1 

4 

, 3 

1 

i 

11 ! 

nen DM) 

über 

50 








bis 

250 

5 




5 



über 

bis 

250 

500 

3 


t 

1 

1 

— 

1 


über 

bis 

500 

1 000 

10 



5 

4 

1 


über 

bis 

1 000 

5 000 

13 




11 

2 

1 

i 

i 

über 

5 000 

14 





14 











Die in dieser Tabelle vorgenommene Gliederung geht von den „Umsätzen" im Sinne des § 23 n. F. aus. Die Glie- 
derung nach Größenklassen bezieht sich sowohl auf die Umsätze aller an jeweils einem Zusammenbeschluß be- 
teiligten Unternehmen (Zeile „Zahl der Zusammenschlüsse") als auch auf die Umsätze der einzelnen beteilig- 
ten Unternehmen. 

") Neu gegründete Unternehmen. 
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Tabelle 9 

Zusammenschlüsse nach §23 n.F. nach Wirtschaftsbereichen und wirtschaftlicher Bedeutung 

(obere Zahl: Anzahl der Zusammenschlüsse; untere Zahl: Umsätze der Erwerber, bzw. der Erworbenen, 
bzw. der Gründer in Millionen DM) 


a) Zusammenschlüsse ohne Gemeinschaftsunternehmen b) Gemeinschaftsunternehmen und 

und Neugründungen Neugründungen 


\ Wirtschaftsbereich 

Nv des Erworbenen 

Wirtschaftsbereich \ 

des Erwerbers 

Zahl und 
Umsätze 
der 

Erwerber 

in Millio- 
nen DM 

Zahl und Umsätze (in Millionen DM) der Erworbenen 
nach Wirtschaftsbereichen 


Zahl und Umsätze (in Millionen DM) der 
Gründer nach Wirtschaftsbereichen 

NE-Metalle und -Metallhalbzeug 

Maschinenbauerzeugnisse 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

Chemische Erzeugnisse 

Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe 

Kunststofferzeugnisse 

Textilien 

Erzeugnisse derEmährungsindustrie 

Handel und Handelshilfsgewerbe 

Kulturelle Leistungen 

Sonstige Dienstleistungen 

Kreditinstitute 

Versicherungen 

Zahl der 

Gemein- 

schafts- 

untemeh- 

men 

Neugrün- 

dungen 

NE-Metalle und Metallhalbzeug 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

Chemische Erzeugnisse 

Handel und Handelshilfsgewerbe 

Verkehrswirtschaft 

Kreditinstitute 

Versicherungen 

Mineralölerzeugnisse 

5 

81 736 










2 

2 


3 

1 



- 








Eisen und Stahl 

3 

24 110 

' 17 

1730 


^ 19 











- 








Stahlbauerzeunisse 

826 



7 












- 








Elektrotechnische Erzeugnisse 

350 


3 













- 








Eisen-, Blech- und Metallwaren 

: 















1 


1 

20 


1 

24 




Chemische Erzeugnisse 

5 

47 795 





2 

152 

' 8 

1 

32 

1 

26 







1 

1 

830 


13 563 





Erzeugnisse derEmährungsindustrie 

2 

27 895 





^ 3 




1 

172 






- 








Handel und Handelshilfsgewerbe 

2 910 










^ 75 





- 








Kulturelle Leistungen 

2 

1672 











2 

607 




- 








Sonstige Dienstleistungen 

: 















2 






2 

7 598 


Verkehrswirtschaft 

_ 















1 





9 


1 

3 446 

Kreditinstitute 

2 

7140 








^404 





1 

90 








2 

3 783 


Versicherungen 

5 

5 459 













2695 

4 

813 

- 








Versorgungswirtschaft 

6817 












1 

1? 



- 
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Tabelle 10 


Zahl der nach § 23 n. F. GWB angezeigten Zusammenschlüsse im Jahre 1973 nach 
a) Form des Zusammenschlusses b) Art des Zusammenschlusses 


insgesamt 

34 

Vermögenserwerb 

8 

Anteilserwerb 

17 

, 

Gemeinschaftsunternehmen 
(einschließlich Neugründungen) 

6 

Vertragliche Verbindung 

2 

Personengleichheit 

1 

Sonstige Verbindung 

— 


Die Unterscheidung der nach § 23 n. F. angezeigten 
Zusammenschlüsse nach Konzentrationsarten (Tabelle 
10 b) ist gegenüber den bisherigen Auswertungen 
Tabelle 7) variiert worden. Bislang wurden horizon- 
tale, vertikale und konglomerate (produktausweitende 
oder sonstige) Zusammenschlüsse unterschieden, wo- 
bei immer dann ein horizontaler Zusammenschluß an- 
genommen wurde, wenn die beteiligten Unternehmen, 
unter Berücksichtigung bestehender Konzernverbin- 
dungen, für die gleiche Art von Waren oder gewerb- 
lichen Leistungen als Anbieter auftraten, es sei denn, 
es handelte sich bisher lediglich um Randgebiete ihrer 
Tätigkeit. Bei Zusammenschlüssen nach § 23 n. F. wird 
dagegen ein horizontaler Zusammenschluß ohne Pro- 


insgesamt 


34 


Horizontal 

davon 

a) ohne Produktausweitung 17 

b) mit Produktausweitung 10 

Vertikal 

Konglomerat 


27 


1 

6 


duktausweitung angenommen, wenn das erworbene 
Unternehmen schwerpunktmäßig auf den gleichen 
Märkten tätig ist wie der Erwerber (Beispiel: Brauerei- 
konzern erwirbt Brauerei), ein horizontaler Zusam- 
menschluß mit Produktausweitung dagegen, wenn Er- 
werber und Erworbener auf benachbarten Märkten, 
aber im gleichen Wirtschaftsbereich tätig sind (Bei- 
spiel: Brauereikonzern erwirbt Fruchtsaftfabrik). Ver- 
tikal ist ein Zusammenschluß, wenn ein Unternehmen 
ein vor- oder nachgelagertes Unternehmen erwirbt 
(Beispiel: Brauereikonzern erwirbt Getränkegroßhänd- 
ler), während alle übrigen Fälle als Konglomerat, ohne 
weitere Untergliederung eingestuft werden. 
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Tabelle 11 


Einhaltung und Unterschreitung von unverbindlichen empfohlenen Preisen 
bei ausgewählten Zahnpasten 




Bär- 
nangen 
Vade- 
me- 
cum 2) 

Bär- 

nangen 

Vade- 

mecum 

med 

Colgate 
Fluor S 

Colgate 

Zahn- 

creme 

Colgate 

Ultra 

Weiß 

Colgate 

Denta- 

gaard 

Biendax 
Strah- 
ler 75 
Groß- 
tube 

Biendax 

fluor 

super 



67,5 ccm 
DM 

2,55/2,75 

67,5 ccm 
DM 

3,15/3,35 

67,5 ccm 
DM 

2,95 

Familien- 

tube 

67,5 ccm 
DM 

2,35/2,85/ 

2,95 

67,5 ccm 
DM 

2,95/2,85/ 

2,60 

Familien- 

tube 

67,5 ml 
DM 

3,45 

DM 

2,45/2,95 

j 

Familien- 
tube i 

DM 

2,75/2,85/ ! 

2,95 

L 

Absolute Zahl 

der erhobenen Einheiten 

56 

99 

313 

268 

233 

240 

275 

196 

11. 

Zahl der Einhaltungen 










a) absolut 

34 

63 

185 

175 

141 

134 

165 

128 


b) relativ (v. H.) 

61 

64 

59 

65 

61 

56 

60 

65 

in. 

Zahl der Unterschreitungen 










a) absolut 

22 

36 

128 

93 

92 

106 

110 

68 


b) relativ (v. H.) 

39 

36 

41 

35 

39 

44 

40 

35 

IV. 

Unterschreitungen 










1. bis 15 V. H. 










a) absolut 

2 

8 

13 

12 

10 

24 

16 

17 


b) relativ (v. H.) 

12 

22 

10 

13 

11 

23 

15 

25 


2. 15 V. H. bis 25 v. H. 










a) absolut 

1 

8 

49 

44 

50 

40 

42 

31 


b) relativ (v. H.) 

6 

22 

38 

47 

54 

38 

38 

46 


3. 25 v.H. bis 35 v. H. 










a) absolut 

11 

5 

55 

35 

27 

32 

46 

18 


b) relativ (v. H.) 

50 

14 

43 

38 

29 

30 

42 

27 


4. 35 v.H. bis 50 v.H. 










a) absolut 

7 

12 

11 

2 

5 

10 

6 

2 


b) relativ (v. H.) 

32 

33 

9 

2 

6 

9 

5 

2 


5. 50 V. H. und mehr 










a) absolut 


3 








b) relativ (v. H.) • 


9 







V. 

Schwerpunktbereich der 
Preisunterschreitungen in DM 

155 bis 
185 

1,68 bis 
1,98 

1,92 bis 
2,28 

1,98 bis 
2,28 

1,95 bis 
2,38 

2,78 bis 
2,98 

1,98 bis 
2,28 

1,95 bis 
2,35 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7I22BQ 


noch Tabelle 1 1 


Einhaltung und Unterschreitung von unverbindlichen empfohlenen Preisen 
bei ausgewählten Zahnpasten 


Biendax i 
Blend-a- 
med 

Großtube 

Blendax 

Blendax 


Elida 

Signal 


Blend-a- 

mit dem 

Blendax 

Gips 

extra 

Signal 

med ! 

univer- 

Großtube 

Ganz nah 

frisch 

mit 

Riesen- 

tube 

sellen 

Wir- 

Formel M 

Familien- 

tube 

Familien- 

tube 

fluor 



kungs- 

kreis 

Farailien- 



j 




tube 




67,5 ml 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 

DM 1 

DM 

3,55/3,45 

4,45 

2,55/2,45 

3,10 

2,85/2,95 

2,95 

2,85/2,95 


L 

Absolute Zahl der erhobenen 
Einheiten 

300 

90 

249 

227 

253 

118 

175 

11 . 

Zahl der Einhaltungen 









a) absolut 

160 

36 

154 

148 

157 

75 

87 


b) relativ (v. H.) 

53 

40 

62 

65 

62 

64 

49 

III. 

Zahl der Unterschreitungen 









a) absolut 

140 

54 

95 

79 

96 

43 

88 


b) relativ (v. H.) 

47 

60 

38 

35 

38 

36 

51 

IV. 

Unterschreitungen 









1. bis 15 V. H. 









a) absolut 

9 

3 

24 

23 

14 

1 

7 


b) relativ (v. H.) 

6 

6 

25 

29 

15 

2 

8 


2. 15 V. H. bis 25 v. H, 









a) absolut 

72 

11 

50 

36 

51 

18 

37 


b) relativ (v. H.) 

51 

20 

53 

46 

53 

42 

42 


3. 25 V. H, bis 35 v. H. 









a) absolut 

1 

29 

20 

11 

30 

17 

32 


b) relativ (v. H.) 

^ 29 

54 

21 

14 

31 

40 

36 


4. 35 V. H. bis 50 v. H. 









a) absolut 

19 

11 

1 

9 

1 

7 

12 


b) relativ (v. H.) 

14 

20 

1 

11 

1 

16 

14 


5. 50 V. H. und mehr 









a) absolut 

b) relativ (v. H.) 








V. 

Schwerpunktbereich der Preis- 

2,28 bis 

2,95 bis 

1,88 bis 

2,38 bis 

1,92 bis 

1,98 bis 

1,89 bis 


unterschreitungen in DM 

1 2,78 

2,98 

1,98 

2,78 

2,45 

2,43 

2,49 
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Drucksache 1I22'5Q 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 12 


Einhaltung und Untersdireitung von unverbindlichen empfohlenen Preisen 
bei ausgewähltem Mundwasser und Schaumbad 



Odol Mundwasser 

Dulgon Schaumbad 

Badedas 

45 ml 

DM 

4,45 

85 ml 

DM 

5,95/6,45 

500 ml 

DM 

11,40 

900 ml 

DM 

20.50/23,80 

125 ml 

DM 

5,75/5,95 

300 ml 

DM 

12.90/13,50 

900 ml 

DM 

32,50/34,50 

1. Absolute Zahl der erhobenen 








Einheiten 

239 

274 

66 

28 

186 

145 

98 

II. Zahl der Einhaltungen 








a) absolut 

171 

144 

42 

14 

113 

74 

41 

b) relativ (v. H.) 

71,5 

52,5 

63,7 

50 

60,7 

51,1 

41,8 

IIL Zahl der Unterschreitungen 








a) absolut 

68 

130 

24 

14 

73 

71 

57 

b) relativ (v. H.) 

28,5 

47,5 

36,3 

50 

39,3 

48,9 

58,2 

IV. Unterschreitungen 








1. bis 15V.H. 








a) absolut 

23 

30 

2 


8 


1 

b) relativ (v. H.) 

33,8 

23,1 

8,3 


11 


1,8 

2. 15 v.H. bis 25 v. H. 








a) absolut 

33 

58 

5 

5 

19 

6 

7 

b) relativ (v. H.) 

48,5 

44,6 

20,8 

35,7 

26,0 

8,4 

12,3 

3. 25 V. H. bis 35 v. H. 








a) absolut 

11 

27 

5 

5 

32 

30 

10 

b) relativ (v. H.) 

16,2 

20,8 

20,8 

35,7 

43,8 

42,3 

17,5 

4. 35 V. H. bis 50 v. H. 








a) absolut 

1 

15 

11 

4 

13 

34 

38 

b) relativ (v. H.) 

1,5 

11,5 

45,9 

28,6 

17,8 

47,9 

66,6 

5. 50 V. H. und mehr 








a) absolut 



1 


1 

1 

1 

b) relativ (v. H.) 



4,2 


1,4 

1,4 

l,ö 

V. Sdiwerpunktbereidi der Preis- 

3,35 bis 

3,95 bis 

6,78 bis 

12,48 bis 

3,75 bis 

7,74 bis 

18,95 bis 

unterschreitungen in DM 

3,78 

4,55 

7,45 

14,55 

4,12 

8,95 

19,95 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSdCh6 7 12.2.S0 

Tabelle 13 


Einhaltung und Unterschreitung von unverbindlichen empfohlenen Preisen 
bei ausgewählten Haarwaschmitteln 



Polykur 

Intensiv- 

Shampoo 

200 ml 

DM 

3,45/3,90/ 

3,95 

Sham-tu 

Shampoo 

in Flaschen 
Ei, gegen 
Schuppen, 

7 Kräuter 
DM 

3,4013,451 

3,55/3,60 

Kur- 
shampoo 
in Stand- 
tuben 

Sham-tu 
normales, 
fettiges 
Haar, gegen 
Schuppen 
DM 

2,25/2,45 

Gard- 

Shampoo 

mit 

Kureffekt 

80 ml 

DM 

1,85/1,95/ 

2,25 

Gard- 

Shampoo 

mit 

Kureffekt 

200 ml 

DM 

2,95/3,45/ 

3,55 

Elidor- 

Shampoo 

„Groß- 

flasdie" 

DM 

3,45 

Elidor 

Sham- 

poo 

„Fla- 

sche" 

DM 

2,75 

I. 

Absolute Zahl der erhobenen 









Einheiten 

95 

79 

78 

175 

161 

84 

65 

II. 

Zahl der Einhaltungen 









a) absolut 

42 

9 

21 

89 

44 

20 

25 


b) relativ (v. H.) 

44,2 

11,4 

26,9 

50,9 

27,3 

23,8 

38,5 

III. 

Zahl der Unterschreitungen 









a) absolut 

53 

70 

57 

86 

117 

64 

40 


b) relativ (v. H.) 

55,8 

88,6 

73,1 

49,1 

72,7 

76,2 

61,5 

IV. 

Untersdireitungen 









1. bis 15 V. H. 









a) absolut 

8 

3 

1 

11 

— 

— 

1 


b) relativ (v. H.) 

15,1 

4,2 

1,7 

12,8 



2,5 


2. 15 V. H. bis 25 v. H. 









a) absolut 

11 

6 

22 

27 

21 

7 

4 


b) relativ (v. H.) 

20,8 

8,6 

38,6 

31,4 

17,9 

10,9 

10 


3. 25 V. H. bis 35 v. H. 









a) absolut 

8 

12 

12 

22 

27 

21 

20 


b) relativ (v. H.) 

15,1 

17,1 

21,1 

25,6 

23,1 

32,9 

50 


4. 35 V. H. bis 50 v. H. 









a) absolut 

17 

43 

21 

16 

64 

36 

12 


b) relativ (v. H.) 

32 

61,5 

36,9 

18,6 

54,7 

56,2 

30 


5. 50 V. H. und mehr 









a) absolut 

9 

6 

1 

10 

5 

— 

3 


b) relativ (v. H.) 

17 

8,6 

1,7 

11,6 

4,3 


7,5 

V. 

Schwerpunktbereich der Preis- 

1,84 bis 

1,95 bis 

1,25 bis 

1,28 bis 

1,90 bis 

1,74 bis 

1,75 bis 


untersdireitungen in DM 

3,58 

2,95 

1,98 

1,98 

2,48 

2,25 

1,98 
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Drucksache 7/2250 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 14 


Einhaltung und Unterschreitung von unverbindlichen empfohlenen Preisen 

bei ausgewählten Seifen 



Sunlicht-Seife 

Nivea 

2 X 100 g 

DM 

0,95/1,08 

2 X 150 g 

DM 

1,54 

Badeseife 

150 g 

DM 

1,75 

Cremeseife 

100 g 

DM 

1,20 

L Absolute Zahl der erhobenen 





Einheiten 

235 

191 

183 

138 

IL Zahl der Einhaltungen 





a) absolut 

175 

141 

141 

104 

b) relativ (v. H.) 

74,5 

73,9 

77,0 

75,4 

IIL Zahl der Unterschreitungen 





a) absolut 

60 

50 

42 

34 

b) relativ (v. H.) 

25,5 

26,1 

23,0 

24,6 

IV. Unterschreitungen 





1. bis 15 v.H. 





a) absolut 

42 ') 

27 2) 

7 

2 

b) relativ (v. H.) 

70,0 

54,0 

16,7 

5,9 

2. 15 v.H. bis 25 v.H. 





a) absolut 

16 

19 

13 

18 

b) relativ (v. H.) 

26,7 

38,0 

31,0 

52,9 

3. 25 V. H. bis 35 v. H. 





a) absolut 

2 

4 

19 

9 

b) relativ (v. H.) 

3,3 

8,0 

45,2 

26,5 

4. 35 V. H. bis 50 v. H. 





a) absolut 



3 

5 

b) relativ (v. H.) 



7,1 

14,7 

5. 50 v.H. und mehr 





a) absolut 





b) relativ (v. H.) 





V. Schwerpunktbereich der Preis- 

0,92 bis 

1,18 bis 

1,20 bis 

0,95 bis 

unterschreitungen in DM 

0,98 

1,38 

1,45 

1 — 


davon 38 zwischen 7 v. H. bis unter 15 v. H. 
2) davon 21 zwischen 7 v. H. bis unter 15 v. H. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2250 


Tabelle 15 


Einhaltung und Unterschreitung von unverbindlichen empfohlenen Preisen 
bei ausgewähltem Handcreme, -lotion 



Atrix 

To + San 
Großdose 

DM 

5,95 

Tasmin Fleur 
125 g 

DM 

5,95 

125 ml 

DM 

2,45/2,70 

250 ml 

DM 

4,45/4,90 

Handlotion 
250 ml 

DM 

5,75 

1. Absolute Zahl der erhobenen 






Einheiten 

294 

212 

116 

176 

118 

IL Zahl der Einhaltungen 






a) absolut 

168 

127 

72 

124 

86 

b) relativ (v. H.) 

57,2 

60,0 

62,0 

70,4 

72,9 

IIL Zahl der Unterschreitungen 






a) absolut 

126 

85 

44 

52 

32 

b) relativ (v. H.) 

42,8 

40,0 

38,0 

29,6 

27,1 

IV. Unterschreitungen 






1. bis 15 V. H. 






a) absolut 

46 

22 

8 

5 

1 

b) relativ (v. H.) 

36,5 

25,9 

18,2 

9,6 

3,1 

2. 15 v.H. bis 25 v. H. 






a) absolut 

29 

22 

11 

21 

8 

b) relativ (v. H.) 

23,0 

25,9 

25,0 

40,4 

25,0 

3. 25 v.H. bis 35 v.H. 






a) absolut 

46 

20 

18 

16 

5 

b) relativ (v. H.) 

36,5 

23,6 

40,9 

30,3 

15,7 

4. 35 V. H. bis 50 v. H. 






a) absolut 

5 

21 

6 

10 

18 

b) relativ (v. H.) 

4,0 

24,6 

13,6 

19,2 

56,2 

5. 50 V. H. und mehr 






a) absolut 



1 



b) relativ (v. H.) 



2,3 



V. Schwerpunktbereich der Preis- 

1,85 bis 

2,90 bis 

3,75 bis 

3,58 bis 

2,98 bis 

unterschreitungen in DM 

2.45 

4,45 

4,25 

4,98 

3,86 
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Drucksache 7/225 0 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Tabelle 16 


Einhaltung und Unterschreitung von unverbindlichen empfohlenen Preisen 
bei ausgewählten Babypflegemitteln 



Nivea 

Fissan 

Baby öl 

250 ml 

DM 

5,40 

Baby 

Creme 

250 ml 

DM 

6,80 

Kinder- 

seife 

lOOg 

DM 

1,30 

Kinder- 

shampoo 

100 ml 

DM 

2,80 

Baby öl 

300 ml 

DM 

5,95 

Kinder- 

creme 

150 ml 

DM 

4,50/4,85 

Kinder- 

seife 

100 q 

DM 

1,30 

I. Absolute Zahl der erhobenen 








Einheiten 

114 

63 

266 

82 

82 

139 

150 

IL Zahl der Einhaltungen 








a) absolut 

85 

41 

197 

59 

58 

93 

113 

b) relativ (v. H.) 

74,5 

65 

74 

72 

70,7 

67 

75,3 

III. Zahl der Unterschreitungen 








a) absolut 

29 

22 

69 

23 

24 

46 

37 

b) relativ (v. H.) 

25,5 

35 

26 

28 

29,3 

33 

24,7 

IV. Unterschreitungen 








1. bis 15 v.H. 








a) absolut 

9 

1 

7 

6 

2 

3 

5 

b) relativ (v. H.) 

31 

4ß 

10 

26 

8,3 

6,5 

13,5 

2. 15 V. H, bis 25 v. H. 








a) absolut 

10 

9 

20 

10 

6 

19 

12 

b) relativ (v. H.) 

34,4 

41 

29 

43,5 

25 

41,3 

32,4 

3. 25 V. H. bis 35 v. H. 








a) absolut 

7 

8 

32 

4 

14 

17 

18 

b) relativ (v. H.) 

24,2 

36,4 

46,5 

17,4 

58,4 

37 

48,7 

4. 35 V. H. bis 50 v. H. 








a) absolut 

3 

3 

10 

3 

2 

7 

2 

b) relativ (v. H.) 

10,4 

13,6 

14,5 

13,1 

8,3 

15,2 

5,4 

5. 50 V. H. und mehr 








a) absolut 


1 






b) relativ (v. H.) 


4,6 






V. Schwerpunktbereich der Preis- 

3,62 bis 

4,38 bis 

0,88 bis 

2,30 bis 

3,90 bis 

3,83 bis 

0,85 bis 

unterschreitungen in DM 

4,50 

4,98 

0,98 

2,48 

4,45 

3,98 

0,95 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7I22S0 


noch Tabelle 16 


Einhaltung und Untersdireitung von unverbindlichen empfohlenen Preisen 
bei ausgewählten Babypflegemitteln 



Penaten Creme 

Penaten 

Puder 

Plastik- 

dose 

75 g ' 

DM 

1,50/1,70 ' 

Penaten Öl 

Be Be 
Zart- 
creme 
Vorrats- 
dose 

DM 

2,90/3,10 

Penaten 

Seife 

100 g 
DM 

1,30/1.40 

1/1 Dose 

48 ml 

DM 

2,15/2,30 

Vorrats- 

dose 

150 ml 

DM 

4,75/5,20 

Vorrats- 

flasdie 

200 ml 

DM 

4,55/4,60/ 

4,65/4,90 

Groß- 

flasdie 

500 ml 

DM 

9,45/10,20 

I. Absolute Zahl der erhobenen 








Einheiten 

307 

274 

236 

272 

191 

233 

267 

IL Zahl der Einhaltungen 








a) absolut 

218 

167 

166 

192 

119 

179 

193 

b) relativ (v. H.) 

71 

60,9 

70,3 

70,6 

62,3 

76,3 

72,3 

III. Zahl der Unterschreitungen 








a) absolut 

89 

107 

70 

80 

72 

54 

74 

b) relativ (v. H.) 

29 

39,1 

29,7 

29,4 

37,7 

23,2 

27,7 

IV. Unterschreitungen 








1. bis 15 v.H. 








a) absolut 

41 

27 

25 

24 

11 

14 

21 

b) relativ (v. H.) 

46J 

25,2 

35,7 

30,0 

15,3 

25,9 

23,4 

2. 15 v.H. bis 25 v.H. 








a) absolut 

32 

32 

23 

30 

26 

17 

21 

b) relativ (v. H.) 

35,9 

30,0 

32,3 

37,4 

36,2 

31,5 

23,4 

3. 25 V. H. bis 35 v. H. 








a) absolut 

15 

36 

16 

24 

31 

22 

27 

b) relativ (v. H.) 

16,9 

33,6 

22,9 

30,0 

43,0 

40,7 

36,5 

4. 35 V. H. bis 50 v. H. 








a) absolut 

1 

12 

6 

1 

4 

1 

5 

b) relativ (v. H.) 

14 

11,2 

3,6 

1,3 

5,5 

1,9 

6,7 

5. 50 v.H. und mehr 








a) absolut 




1 




b) relativ (v. H.) 




1,3 




V. Schwerpunktbereich der Preis- 

1,85 bis 

3,15 bis 

1,12 bis 

3,15 bis 

6,50 bis 

2,02 bis 

0,92 bis 

unterschreitungen in DM 

2,15 

3,98 

1,28 

3,60 

6,95 

2,28 

1,08 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 17 


Einhaltung und Unterschreitung von unverbindlichen empfohlenen Preisen 
bei ausgewählten Pralinen 


1 

T 5 1 

DM 

1,20 

„Mon Cherie' 

T 15 

DM 

3,60 

T 25 

DM 

6,— 

„Edle Tropfen 
in Nuß" 

250 q 

DM 

6,-/6, 50 

„Für 
Fein- 
schmecker" 
200 g 

DM 

6 — 

L 

Absolute Zahl der erhobenen 







Einheiten 

155 

267 

101 

135 

105 

i 

: II. 

Zahl der Einhaltungen 








a) absolut 

114 

133 

34 

11 

7 



b) relativ (v. H.) 

73,5 

50 

33,6 

8,1 

6,7 

IIL 

Zahl der Unterschreitungen 








a) absolut 

41 

134 

67 

124 

98 



b) relativ (v. H.) 

26,5 

50 

66,4 

91,9 

93,3 

IV. 

Unterschreitungen 







1. 

bis 15 V. H. 








a) absolut 

23 

79 

43 

11 

1 



b) relativ (v, H.) 

56,1 

59 

64,2 

8,9 

1,2 


2. 

15 V. H. bis 25 v. H. 








a) absolut 

16 

50 

23 

49 

25 



b) relativ (v. H.) 

39 J 

37,3 

34,4 

39,5 

25,5 


3. 

25 v.H. bis 35 v. H. 








a) absolut 

1 

4 

— 

50 

50 



b) relativ (v. H.) 

2,4 

2,9 


40,3 

51 


4. 

35 V. H. bis 50 v. H. 








a) absolut 

1 

1 

1 

13 

22 



b) relativ (v. H.) 

2,4 

0,8 

h4 

10,5 

22,3 


5. 

50 V. H. und mehr 








a) absolut 

— 

— 

— 

1 

— 



b) relativ (v. H.) 




0,8 


V. 

Schwerpunktbereich der Preis- 

0,94 bis 

2,98 bis 

4,78 bis 

3,98 bis 

3,78 bis 


unterschreitungen in DM 

1,10 

3,30 

5,50 

5,50 

4,25 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache H22SQ 


noch Tabelle 17 


Einhaltung und Unterschreitung von unverbindlichen empfohlenen Preisen 
bei ausgewählten Pralinen 



Für 

Genießer 

200 g 

DM 

5,— 

Maria 

Theresia 

200 g 

DM 

6,50/7,— 

India 

200 g 

DM 

7 — 

Knusper 

200 g 

DM 

6,50/7,— 

I. Absolute Zahl der erhobenen 
Einheiten 

165 

133 

118 

92 

II. Zahl der Einhaltungen 





a) absolut 

16 

20 

24 

16 

b) relativ (v. H.) 

97 

15 

20,3 

17,4 

IIL Zahl der Untersdireitungen 





a) absolut 

149 

113 

94 

76 

b) relativ (v. H.) 

907 

85 

79,7 

82,6 

IV. Unterschreitungen 





1. bis 15 v.H. 





a) absolut 

30 

33 

26 

21 

b) relativ (v. H.) 

20,1 

29,2 

27,6 

27,6 

2. 15 V. H. bis 25 v. H. 





a) absolut 

91 

55 

45 

30 

b) relativ (v. H.) 

61 

48,4 

47,9 

39,4 

3. 25 V. H. bis 35 v. H. 





a) absolut 

24 

21 

17 

20 

b) relativ (v. H.) 

16,1 

18,5 

18,1 

26,3 

4. 35 V. H. bis 50 v. H. 





a) absolut 

4 

4 

6 

4 

b) relativ (v. H.) 

2ß 

3,9 

6,4 

5,2 

5. 50 V. H. und mehr 





a) absolut 




1 

b) relativ (v. H.) I 




1,5 

V. Schwerpunktbereich der Preis- 
untersdireitungen in DM 

3,79 bis 

4,25 

4,98 bis 

5,65 

5,40 bis 

5,80 

4,79 bis 

5,95 
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Drucksache 7I22B(^ 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 18 


Einhaltung und Unterschreitung von unverbindlichen empfohlenen Preisen 
bei ausgewähltem Knäckebrot und Fruchtsirup 



Wasa Bröd 

Kraft Bröd 

Tri Top 

Tri Top 


200 g 

200 g 




DM 

DM 

DM 

DM 


1,10/1,18/1,20 

1,05/1,15 

2,95 

3,95 

I. Absolute Zahl der erhobenen 





Einheiten 

342 

79 

250 

246 

11. Zahl der Einhaltungen 





a) absolut 

200 

55 

154 

163 

b) relativ (v. H.) 

58 

70 

61ß 

66,2 

IIL Zahl der Unterschreitungen 





a) absolut 

142 

24 

96 

83 

b) relativ (v. H.) 

42 

30 

38,4 

33,8 1 

IV. Unterschreitungen 




! 

1 

1. bis 15 V. H. 




! 

a) absolut 

50 

12 

36 

52*) 

b) relativ (v. H.) 

35 

50 

37,5 

62,6 1 

2. 15 V. H. bis 25 v. H. 




j 

a) absolut 

88 

1 

41 

23 

b) relativ (v. H.) 

62 

46 

42,7 

27,7 

3. 25 V. H. bis 35 v. H. 





a) absolut 

4 

1 

19 

8 

b) relativ (v. H.) 

3 

4 

19,8 

9J 

4. 35 V. H. bis 50 v. H. 





a) absolut 

b) relativ (v. H.) 





5. 50 V. H. und mehr 





a) absolut 





b) relativ (v. H.) 





V. Schwerpunktbereich der Preis- 

0,89 bis 

0,85 bis 

2,35 bis 

3,48 bis 

unterschreitungen in DM 

0,99 

0,95 

2,48 

3,59 


*) davon 48 zwischen 7 v. H. bis unter 15 v. H. 
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Tabelle 19 


Einhaltung und Unterschreitung von unverbindlichen empfohlenen Preisen 
bei ausgewähltem Kaffee 



Melitta Kaffee 

filterfertig 

Auslese 

250 g 

DM 

4,85/5,35 

filterfertig 

Auslese 

500 g 

DM 

10,70 

filterfertig 

Moccafein 

250 g 

DM 

4,90 

filterfertig 

Moccafein 

500 g 

DM 

9,80 

I. 

Absolute Zahl der erhobenen 






Einheiten 

97 

43 

89 

59 

IL 

Zahl der Einhaltungen 






a) absolut 

46 

13 

42 

11 


b) relativ (v. H.) 

47 

30 

47 

19 

III. 

Zahl der Unterschreitungen 






a) absolut 

51 

30 

47 

48 


b) relativ (v. H.) 

53 

70 

53 

81 

IV. 

Unterschreitungen 






1. bis 15 v.H. 






a) absolut 

48') 

27 2) 

413) 

31^) 


b) relativ (v. H.) 

94 

90 

87 

65 


2. 15 V. H. bis 25 v. H. 






a) absolut 

3 

3 

6 

15 


b) relativ (v. H.) 

6 

10 

13 

31 


3. 25 V. H. bis 35 v. H. 






a) absolut 




2 


b) relativ (v. H.) 




4 


4. 35 v.H. bis 50 v.H. 






a) absolut 






b) relativ (v. H.) 






5. 50 V. H. und mehr 






a) absolut 






b) relativ (v. H.) 





V. 

Schwerpunktbereich der Preis- 

4,70 bis 

9,25 bis 

4,15 bis 

7,95 bis 


unterschreitungen in DM 

4,85 

9,90 

4,45 

8,85 


davon 39 zwischen 7 v. H. bis unter 15 v. H. 

2) davon 22 zwischen 7 v. H. bis unter 15 v. H. 

3) davon 32 zwischen 7 v. H. bis unter 15 v. H. 

*) davon 25 zwischen 7 v. H. bis unter 15 v. H. 
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Tabelle 20 

Einhaltung und Unterschreitung von unverbindlichen empfohlenen Preisen 
bei ausgewählter Babykost 



Alete 
Karotten 
190 g 

DM 

0,95/1,05 

Alete . . . 

190 q 

DM 

1,25 

Gerber 
Karotten 
190 q 

DM 

1,05 

Gerber . . . 

190 q 

DM 

1,25 

Glücksklee 
Karotten 
190 g 

DM 

1,05 

Glücks- 
klee . . . 

190 g 

DM 

1,25 

1. Absolute Zahl der erhobenen 
Einheiten 

250 

232 

136 

124 

61 

63 

11. Zahl der Einhaltungen 

a) absolut 

133 

125 

15 

13 

6 

8 

b) relativ (v. H.) 

53,2 

53,8 

11 

10,5 

9,9 

12,7 

III. Zahl der Unterschreitungen 

a) absolut 

117 

107 

121 

111 

55 

55 

b) relativ (v. H.) 

46,8 

46,2 

89 

89,5 

90,1 

87,3 

IV. Unterschreitungen 

1. bis 15 V. H. 

a) absolut 

54 

64 

34 

24 

9 

12 

b) relativ (v. H.) 

46,2 

59,8 

28,1 

21,6 

16,4 

21,8 

2. 15 V. H. bis 25 v. H. 

a) absolut 

53 

38 

61 

70 

28 

31 

b) relativ (v. H.) 

45,3 

35,5 

50,4 

63,1 

50,9 

56,4 

3. 25 V. H. bis 35 v. H. 

a) absolut 

10 

5 

26 

17 

18 

12 

b) relativ (v. H.) 

8,5 

4,7 

21,5 

15,3 

32,7 

21,8 

4. 35 v.H. bis 50 v. H. 

a) absolut 

b) relativ (v. H.) 

5. 50 V. H. und mehr 

a) absolut 

b) relativ (v. H.) 







V. Schwerpunktbereich der Preis- 

0,78 bis 

0,98 bis 

0,78 bis 

0,93 bis 

0,75 bis 

0,85bis 

unterschreitungen in DM 

0,95 

1,13 

0,89 

1,05 

0,89 

0,95 


58 




Drucksache 112250 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle 21 


Märkte bzw. Produktionsbereiche, bei denen nach den Vermutungskriterien des § 22 Abs. 3 der 

Verdacht einer marktbeherrschenden Stellung besteht 


Märkte bzw. Produktions- 
bereiche nach Waren- 
gruppen -) 


Anzahl der 
Verdadits- 
fällc 

marktbe- 
herrschen- 
der Stel- 
lungen 


Anzahl der 
Vcrdadits- 
fülle 

insgesamt 


( 1 ) 


W-Gr. 21: 


(2) I (3) 


14 14 


Rohteer, NE-Metall-Konzen- 
I träte, Kali, Sole für Heil- 
I zwecke und Speisesalzberei- 
i tung I 

i I 

! W-Gr. 22: 9 23 


Petroleum, Dieselkraftstoff, ' 

Turbinenöl, Hydrauliköl, Pa- i 
raffin, Vaselin, Wachs 

1 

W-Gr. 25: 66 89 

Steindruckplatten, Asphalter- 
zeugnisse, Ton, Kieselgur, 

Zement, gebrannter Kalk, 
Gipskartonverbundplatten, 

Stahlbetonmaste, Asbest- 
zementerzeugnisse, Stein- 
gußmassen 


W-Gr. 27: 

Nahtlose Stahlrohre, 
geschweißte Stahlrohre, 
Stahlflaschen 


7 96 

i 


W-Gr. 28: 

Hüttenaluminium, Magne- 
sium, Bleilegierungen, Zink, 
Zinkhalbzeuge, Zinnlegierun- 
gen, Widerstandsmaterial, 
Drucker-Walzen 

W-Gr. 30 ; 

Präzisionsstahlrohre, Stachel- 
draht, Drahtseile und -litzen, 
Baustahlgewebe, Spaten und 
Schaufeln, Eisenpulver, 
Grubenstempel 


W-Gr. 31: 

Drehscheiben, Weichen, 
Kreuzungen, Eisenbahn- und 
Reisezugwagen, Güterwagen, 
Feldbahnwagen, Hemm- 
schuhe, Kesselanlagen 


21 


16 


23 


117 


133 


156 


Ohne Berücksichtigung der Bagatellgrenzen von 250 
Millionen DM für ein einzelnes marktbeherrschendes 
Unternehmen und 100 Millionen DM für Unterneh- 
men innerhalb einer Oligopolgruppe. 

2) Nach dem systematischen Warenverzeichnis für die 
Industriestatistik, Ausgabe 1970. 


Märkte bzw. Produktions- 
bereiche nach Waren- 
gruppen 


( 1 ) 


Anzahl dor 
Verdachts- 
fälle 

marktbe- 
herrschen- 
der Stel- 
lungen 


Anzahl der 
Verdachts- 
fälle 

insgesamt 


(2) I (3) 


Übertrag 


W-Gr. 32: 

Drehautomaten, Bohrmaschi- 
nen, Bohr- und Fräswerke, 
Drahtflechtmaschinen, 
Innenrundschleifmaschinen, 
Pressen, Drahtseil- und 
Kabelmaschinen, Petro- 
chemie-Industrieöfen, Holz- 
bearbeitungs- und -Verar- 
beitungsmaschinen, Ketten- 
sägemaschinen, ortsfeste 
Diesel, Gas-, Dampf- und 
Wasserturbinen, Kältever- 
dichter, Axialpumpen, 

I Vibriergeräte, Straßenbau- 
I maschinen, Verpackungsma- 
schinen, Förderanlagen, 
Schwerarmaturen, Steuer- 
aggregate 


W-Gr. 33, 34: 

Lastkraftwagen, Kommunal- 
fahrzeuge, Straßenzugma- 
schinen, Kolben, Kolben- 
ringe, Vergaser, Kraftstoff- 
pumpen, Felgen, Räder, 
Getriebe, Lenkungen, Brems- 
aggregate 


W-Gr. 35: 
Motorsegler 


W-Gr. 36: 

Turbogeneratoren, Transfor- 
matoren, Akkumulatoren, 
Batterieelemente, Elektr. 
Kabel, Elektrobrotröster, 
Back- und Bratgeräte, Durch- 
lauferhitzer, Wasserspeicher, 
Staubsauger, Elektrorasierer, 
Bügelmaschinen, Blitzgeräte, 
Allgebrauchsglühlampen, 
Diktiergeräte, Empfänger- 
und Verstärkerröhren, Fern- 
sehbildröhren, Transistoren, 
Feinsicherungen, Anlasser, 
Lichtmaschinen, Zünd- und 
Glühkerzen 


141 


40 


1 

95 


337 

338 

433 
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noch Tabelle 21 


Märkte bzw. Produktions- 
bereidie nach Waren- 
gruppen -) 


I Anzahl dei 
I Verdachts- 
j fälle 
marktbe- 
herrschen- 
der Stel- 
lungen 


Anzahl der 
Verdachts- 
fälle 

insgesamt 


Märkte bzw. Produktions 
bereiche nach Waren- 
gruppen 


Anzahl der 
Verdachls- 
fällc 

marktbe- 
herrschen- 
der Stel- 
lungen 


Anzahl der 
Verdachts- 
fälle 

insgesamt 


(1) 


(2) 1 (3) 


( 1 ) 


(2) 1 (3) 


Übertrag 


W-Gr. 37: 

Schutz- und Sonnenbrillen, 
Fotoverschlüsse und 
-blenden, Gaszähler, Wasser- 
zähler, Vakuumpumpen, 
Atemschutzgeräte, Batterie- 
uhren 

W-Gr. 38: 

Milchtransportkannen, Müll- 
tonnen, Großraummüllbe- 
hälter, Kesselöfen, Hand- 
feuerlöscher, Benzinkanister, 
NE-Heizkörper, Feinblech- 
packungen, Konservendosen, 
Aerosoldosen, Alukapseln, 
Kronenkorken, Metallreiß- 
verschlüsse, Tuschefüller, 
Alufolien 


W-Gr. 39: 

Musikapparate, Streich- und 
Zupfinstrumente, Mund- und 
Handharmonikas, Glas-, 
Porzellan-, Stein- und Ton- 
spielwaren, Tauchsport- 
geräte, Schaustellergeräte, 
technische Steine 


17 


53 


17 


W-Gr. 41,42, 43: 

Schwefel, Graphit, Phosphor, 
Oxyde, Chloride, Sulfide, 
Wasserglas, Acylische Alko- 
hole, Phenole, Kresole, 
Xylenole, Peroxide, Fett- 
säuren, Einnährstoff- und 
Mehrstoffdünger, Insektizide, 
Fungizide, Herbizide, Ace- 
tate, Aceton, Methylacetat, 
Aethylacetat, Oxalsäure, 
Salicylsäure, Ester, Weich- 
macher, Erzeugnisse der 
Holzdestillation 


109 


W-Gr. 44, 45, 46: 

Zellwolle, Textilreyon, syn- 
thetische Fasern, Teerfarb- 
stoffe, organische Farbstoffe, 
Emailfritten, Leimharze, 
Silicone, Mischpolymerisate, 
Polystrol, Zellulosekunst- 


43 


450 


503 


520 


629 


672 


Übertrag 

Stoffe, Schmelzharze, Bleicar- 
bonate, Cadmiumpigmente 

W-Gr. 47: 

Pharmazeutische Erzeug- 
nisse, Pflaster, Röntgen- 
kontrastmittel, Industrie- 
desinfektionsmittel 

W-Gr. 49: 

Synthetische Leim- und 
Klebstoffe, Leder-, Pelz-, 
Textil- und Papierhilfsmittel, 
Bautenschutzmittel, 

Linoleum, fotochemische 
Materialien, Röntgenfilme 
und -platten, Amateurfilme, 
Fotopapiere, unbespielte 
Magnettonbänder, Magnet- 
tonfilme, Computerbänder, 
Waschmittel, Waschhilfs- 
mittel, Geschirrspülmittel, 
Haarfarben, Haarbleich- und 
Tönungsmittel, technische 
Klebebänder, Rohr- 
reinigungsmittel 


28 700 


68 768 


W-Gr. 50: 

EDV-Processoren, zentrale 
und periphere Speicher- 
einheiten, Ein- und Aus- 
gabeeinheiten 


16 784 


W-Gr. 51: 

Kaffeefilterkörper, Sanitär- 
erzeugnisse, Dentalporzellan, 
Steinzeugtoilettengegen- 
stände, elektrotechnische 
Keramik, Porzellan- und 
Keramikerzeugnisse für 
chemische und technische 
Zwecke, Mosaikfliesen, Bau- 
keramik 


33 


817 


W-Gr. 52: 

Flachglas, Tafelglas, 
Spiegelglas, Sicherheitsglas, 
Isolierglas, Getränke- 
flaschen, Konservengläser 


13 830 
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Deutscher Bundestag 


! Anzcthl der 

Markte bzw. Produktions- | 

bereiche nach Waren- marktbe- 

gruppen 2) ! herrschen- insgesamt 

] der Stel- 
I lungen 

(1) I (2) (3) 

Übertrag 

W-Gr. 54: 23 853 

Modelle für Gießereien, 

Schwer- und Leichtfässer, 

Flaschenkästen, Holzkoffer, 
i Draht- und Kabelspulen, 

Stuhlrohr 

W-Gr. 55: 45 898 

^ Sulfidzellstoff, Linters, 

Kabelpapier, Kraftspinn- 
papier, Schmirgel- und 
Schleifbandrohpapier, Echt- 
pergamentrohpapier, 

I Pergamentersatz, Zeichen- 
transparentpapier, Toiletten- 
papier, Löschpapier, 

Zigarettenpapier, Chrom- 
t ersatzkarton, Presspan, 

I Matrizenpappe 

W-Gr. 56: 7 905 

Filtrierpapierwaren, Schrank- 
papier, Faltschachteln, Siegel- 
marken, Schnittmuster 

W-Gr. 57: 6 911 

Flachdruckpapiererzeug- 
nisse, Hochdruck- und Tief- 
druckweichpackungen, 

Zeitungen und andere Ver- 
lagserzeugnisse 

W-Gr. 58: 15 926 

Kunststoffolien, Brems- und 
Kupplungsbeläge, Kunst- 
stoffschrauben und 
-muttern, Vinylasbest- 
fliesen, Asphaltfliesen, 

Kunststoffreißverschlüsse, 

Abfalleimer, Mülltonnen, 

Schriftschablonen 

W-Gr. 59: 15 941 

Fahrradbänder, Flugzeug- 
bereifungen, Bereifungs- 
zubehör, Keilriemen, 

Arbeitsstiefel, Tennisbälle, 
Gummi-Metall-Bindemittel, 

Weichschaumgummi 


7. Wahlperiode 


noch Tabelle 21 


j Anzahl dei 

Märkte bzw, Produktions- 

bereiche nach Waren- j marktbe- 

gruppen i herrschen- insgesamt 

der Stel- 
I lungen 



Übertrag 


W-Gr. 63, 64: 4 945 

Bucheinbandstoffe, Mull, 

Watte, Taschentücher, Stepp- ! 

decken 

W-Gr. 68: 98 1 043 

Hirse, Sojaerzeugnisse, Eier- 
teigwaren, Puddingpulver, 

Säuglings- und Kindernähr- I 

mittel, Fertigsuppen, Brüh- | 

erzeugnisse, Dextrose, | 

Dextrine, Kartoffelfertig- j 

erzeugnisse, Snackartikel, 1 

Kandis, Zitronat und ; I 

Orangeat, Rübenerzeug- | i 

nisse, Kuvertüre, Speiseeis, 1 

Eiskonserven, Milchzucker, 

Milchpulver, Kondensmilch, 
raffinierte öle, Margarine, 

Kühl- und Frostfisch, Fertig- | 

gerichte, Kaffeemittel, j 

Hefe, Rum 

W-Gr. 69: 2 1 045 

Zigaretten, Rauchtabak 

Sonstige Erzeugnisse 5 1 050 j 
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Überblick über die nach § 23 n. F. GWB angezeigten 

Unternehmenszusammenschlüsse 

im Bereich 

Mineralölerzeugnisse 

1. und 2. Die Deutsche Shell AG, Hamburg, 

— ■ Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung und der Vertrieb von Mineralöl- 
erzeugnissen — 

schloß 

a) mit einem Tankstellenbetrieb einen Über- 
lassungsvertrag, 

b) mit einem Supermarkt einen Pachtvertrag 
über eine Tankstelle. 

3. bis 5. Die Aral AG, Bochum, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der Han- 
del mit und der Vertrieb von Mineralöl- 
erzeugnissen — 

erwarb 

drei Campingplätze in Zwiesel, Kirchzell und 

Gerbach, 

Eisen und Stahl 

6. Die Hoesch Werke AG, Dortmund, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung und Verarbeitung von Eisen und 
Stahl sowie die Vornahme einschlägiger 
Handesgeschäfte — ■ 

erwarb eine Beteiligung an der 

Dr. Ing. Vogel GmbH, Schweinfurt, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung von Metallkonstruktionen aller Art, 
u. a. auch von Stahlfenstern — . 

7. Die Mannesmann AG, Düsseldorf, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Ge- 
winnung von Erz sowie die Erzeugung von 
Eisen und Stahl — 

erhöhte ihre Beteiligung auf eine Mehrheitsbe- 
teiligung an der 

Demag AG, Duisburg, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung und der Vertrieb von Maschinen 
und maschinellen Anlagen — . 

8. Die August Thyssen-Hütte AG, Duisburg, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Erzeu- 
gung und Verarbeitung von Eisen und Stahl 
sowie von anderen Werkstoffen und Erzeug- 
nissen, die damit Zusammenhängen — 


über die 

Deutsche Edelstahlwerke GmbH, Krefeld, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Erzeu- 
gung und Verarbeitung von Eisen, Stahl 
— namentlich von Edelstahl — und anderen 
Werkstoffen — 

erhöhte ihre Beteiligung auf eine Mehrheits- 
beteiligung an derContiment GmbH, Krefeld, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Er- 
zeugung, Bearbeitung und Verarbeitung von 
Titan, Titanlegierungen und anderen Werk- 
stoffen sowie daraus hergestellten Haib- 
und Fertigerzeugnissen — . 

Stahlbauerzeugnisse 

9. Die Babcock ßt Wilcox Ltd., London, 

— • Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung von Erzeugnissen der Schwerindu- 
strie und die Kesselanfertigung — 

erwarb über die 

Claudius Peters AG, Hamburg, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der Ma- 
schinen- und Anlagenbau — 

eine Mehrheitsbeteiligung an der 

Firma Interschalt Otto & Jürs, Schenefeld, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung von elektrischen Schaltanlagen zur 
Verwendung im Anlagenbau und im Schiff- 
bau — . 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

10. Die W. C. Heraeus GmbH, Hanau, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung von Edelmetall-Halbzeugen, — ■ Fer- 
tigerzeugnissen und Laborgeräten — 

erwarb mittelbar über die 

Original Hanau-Quarzlampen GmbH, Hanau, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung von Geräten zur ultravioletten und 
infraroten Bestrahlung — 

das Vermögen der 

Ernst Vötsch Kälte- und Klimatechnik KG, 
Frommem, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung und der Vertrieb von Tieftempera- 
tur-, Druck- und Klima-Prüfanlagen — . 

Eisen-, Blech- und Metallwaren 

1 1 . Die Unternehmen 

a) Firma A. W. Naht, Schiffsausrüstungen, 
Werksvertretungen, Groß- und Außenhan- 
del, Hamburg, 
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— Gegenstand des Unternehmens ist die 
Herstellung von Container- und Trailer- 
Zurreinrichtungen und allgemeinen 
Schiffsbeschlägen sowie der Handel mit 
Kabelbahnen, Klüsen und Ketten — 

b) Firma A. W. Niemeyer Wuppermann Schmi- 
linsky Nachf., Hamburg, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der 
Großhandel mit Werkzeugen, Werkzeug- 
maschinen, Schiffsausrüstungen und 
Eisenwaren — 

erwarben je eine Beteiligung an der neugegrün- 
deten A. W. Naht + A. W. Niemeyer Wupper- 
mann Schmilinsky Nachf., GmbH & Co. KG, 
Hamburg, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung und der Vertrieb von Schiffsaus- 
rüstungen — . 

Chemische Erzeugnisse 

12. Die Farbwerke Hoechst AG, Frankfurt, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung chemischer Erzeugnisse aller Art — 

über die 

Dr. Kurt Herberts & Co. GmbH, Wuppertal, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung von Farben, Lacken und Kunststoff- 
erzeugnissen — 

erhöhte ihre Beteiligung auf eine Mehrheits- 
beteiligung an der 

Letron GmbH & Co. KG, Aschaffenburg, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung von Folien — . 

13. Die Farbwerke Hoechst AG, Frankfurt, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung chemischer Erzeugnisse aller Art — 

erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an der Böh- 
ringer & Reuss GmbH, Waldkirch/Brsg., 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Tex- 
turierung von Chemiefasern — . 

14. Die Farbwerke Hoechst AG, Frankfurt, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung chemischer Erzeugnisse aller Art — 

hat die Personengleichheit der zur Geschäfts- 
führung berufenen Organe über die 

Hoffmann & Engelinann AG, Neustadt/Weinstr., 

— • Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung von technischen Spezialpapieren — 

mit der 

J. P. Sonntag GmbH, Emmendingen, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung von Feinpapieren — 

herbeigeführt. 


15. Die Unternehmen 

a) Farbwerke Hoechst AG, Frankfurt, 

— • Gegenstand des Unternehmens ist die 
Herstellung chemischer Erzeugnisse aller 
Art — 

b) Boliden AB, Schweden, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der 
Bergbau sowie die Herstellung und der 
Vertrieb von metallurgischen und che- 
mischen Erzeugnissen — 

erwarben je eine Beteiligung an der neuge- 
gründeten Boliden Knapsack GmbH, Knapsack/ 

Köln, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der Ver- 
kauf von Chemikalien zur Reinigung von 
Abwässern — . 

16. Die Henkel GmbH, Düsseldorf, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung und der Vertrieb von chemischen 
Erzeugnissen aller Art — 

erwarb sämtliche Anteile an der 

Kepec Chemische Fabrik GmbH, Siegburg, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung und der Vertrieb chemischer Pro- 
dukte, insbes. von Kepec-Farben, Kepec- 
Lacken und Kepec-Finishen, ferner die che- 
mische Be- und Verarbeitung von Schuh- 
kappenstoffen und Gegenständen ähnlicher 
oder anderer Art — . 

17. Die Firma Johnson & Johnson, USA, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung von chirurgischen Produkten und 
von Erzeugnissen der Gesundheitspflege — 

erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an der 

Dr. Carl Hahn GmbH, Düsseldorf, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung von Erzeugnissen der Hygiene, der 
Körperpflege, der Kosmetik und des allge- 
meinen Haushaltsbedarfs — . 


Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 

18. Die Deutsche Unilever GmbH, Hamburg, 

— das Unternehmen ist die Dachgesellschaft 
der deutschen Tochtergesellschaften des 
Unilever-Konzerns, der Nahrungsmittel, 
Drogeriewaren, chemische Erzeugnisse so- 
wie Verpackungsmittel herstellt — 

erwarb über die 

G F I Gesellschaft zur Herstellung von Reini- 
gungsmitteln für die Industrie mbH, Mannheim, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung und der Vertrieb von Erzeugnissen 
für die Reinigung bei der industriellen Me- 
tallverarbeitung und der Lebensmittelpro- 
duktion — 
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das Vermögen der 

Kemia Industrie-Chemie-Gesellschaft mbH, 
Rauenberg b. Heidelberg, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung und der Handel mit Industriereini- 
gungsmitteln für die Metallwäsche — . 

19. Die Kaiser's Kaffee-Geschaft AG, Viersen, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der Ein- 
zelhandel mit Nahrungs- und Genußmittelh 
sowie den üblichen Artikeln eines Super- 
marktes — 

(als Gesellschaft der Unternehmensgruppe 
Schmitz — Scholl/Tengelmann/Kaiser's) 

erwarb das Vermögen der Firma 
Carl Richard Schmidt (Carisch), Berlin, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der Ein- 
zelhandel mit Nahrungs- und Genußmit- 
teln — . 

20. Die Watney Mann Ltd., London, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der Braue- 
reibetrieb — 

erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an der 
Stern-Brauerei Carl Funcke AG, Essen, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der Braue- 
reibetrieb — . 

Kulturelle Leistungen 

21. Die Bertelsmann AG, Gütersloh, 

— ■ Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung und der Vertrieb von Druck- 
erzeugnissen und Schallplatten — 

erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an der 

Druck- und Verlagshaus Grüner + Jahr AG 
u. Co. KG, Hamburg, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung und der Vertrieb von Zeitschriften, 
Büchern und sonstigen Druckereierzeugnis- 
sen — . 

22. Die Bertelsmann AG, Gütersloh, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
stellung und der Vertrieb von Druck- 
erzeugnissen und Schallplatten — 

(über die Reinhard Mohn oHG und die Adres- 
senzentrale Inhaber Reinhard Mohn, beide Gü- 
tersloh), 

erwarb sämtliche Anteile an der 
Richard Scholz oHG, Berlin, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Her- 
ausgabe von Bautennachweisen, Arzteadres- 
sen — Informationen, aktuellen Adressen so- 
wie Bearbeitung und Vertrieb von Zeitungs- 
ausschnitten — 

(und damit zugleich die Rhein-Main-Adress- 
Direktwerbegesellschaft mbH, Oberursel). 


Kreditinstitute 

23. Die Deutsche Bank AG, Frankfurt, 

— Gegenstand des Unternehmens ist das Bank- 
geschäft — 

erwarb über die 

Deutsche Canada Grundbesitz Verwaltungs- 
gesellschaft mbH, Frankfurt, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der Er- 
werb, die Bebauung, die Veräußerung sowie 
die Verwaltung von Grundstücken und 
grundstücksgleichen Rechten — 

eine Mehrheitsbeteiligung an der neugegründe- 
ten Deutsche Canada-Grundbesitz GmbH & Co, 
KG, Frankfurt, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der un- 
mittelbare oder mittelbare Erwerb, die Be- 
bauung, die Vermietung und die Verpach- 
tung, die Veräußerung sowie die Verwal- 
tung von Grundstücken und grundstücks- 
gleichen Rechten — . 

24. Die Westdeutsche Landesbank Girozentrale, 
Düsseldorf, 

— Gegenstand des Unternehmens ist das Bank- 
geschäft — 

erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an der 
Schulte & Dieckhoff GmbH, Horstmar, 

— Gegenstand des Unternehmens sind Produk- 
tion und Vertrieb textiler und ähnlicher Er- 
zeugnisse, insbesondere Damenstrümpfe und 
Damenfeinstrumpfhosen — . 

25. Die Norddeutsche Landesbank Girozentrale, 
Hannover/Braunschweig, 

— Gegenstand des Unternehmens ist das Bank- 
geschäft — 

erwarb eine Beteiligung an der 

Leasinggesellschaft für Handel und Industrie 
mbH, München, 

— Gegenstand des Unternehmens ist das Lea- 
singgeschäft für Handel und Industrie — . 

26. Die Norddeutsche Landesbank Girozentrale, 
Hannover/Braunschweig, 

— Gegenstand des Unternehmens ist das Bank- 
geschäft — 

erwarb über die 

Norddeutsche Kreditbank AG, Bremen, 

— Gegenstand des Unternehmens ist das Bank- 
geschäft — 

im Wege der Verschmelzung 
das Vermögen der 

Adca Allgemeine Deutsche Credit-Anstalt, Ber- 
lin/Frankfurt, 

— Gegenstand des Unternehmens ist das Bank- 
geschäft — . 
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27. Die Hessische Landesbank — Girozentrale — , 

Frankfurt, 

— Gegenstand des Unternehmens ist das Bank- 
geschäft — 

und die 

Ljubljanska Banka, Ljubljana, 

— Gegenstand des Unternehmens ist das Bank- 
geschäft — 

erwarben je eine Beteiligung an der 

LHB Internationale Handelsbank AG, Frankfurt, | 

bei deren Neugründung. | 

— Gegenstand des Unternehmens ist das Bank- | 
geschäft — . 


Versicherungen 

28. Die Firmen 

a) Allianz Versicherungs AG, Berlin-München, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der 
unmittelbare und mittelbare Betrieb 
aller Zweige des privaten Versiche- 
rungswesens-, in der Lebens-, Kranken- 
und Kreditversicherung jedoch nur die 
Rückversicherung (teilweise über die 
Allianz-Lebensversicherung AG, Berlin- 
München), 

b) Ernst Russ, Hamburg, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der 
Betrieb der Seeschiffahrt, einschließlich 
Schiffsmaklergeschäften und Seever- 
sicherung, 

haben die 

TMS „Ernst G. Guss" Hamburg-Rheinlinie 
GmbH & Co. KG, Hamburg, als Gemeinschafts- 
unternehmen gegründet. 

— Gegenstand des Unternehmens ist der Be- 
trieb des Motortankers „Ernst G. Russ". 

29. Die Alte Leipziger Lebensversicherungsgesell- 
schaft a. G., Frankfurt, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Groß- 
lebensversicherung mit allen dabei üblichen 
Zusatzversicherungen — 

und die 

Hailesche Lebensversicherung a. G., Stuttgart/ 
Berlin, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Groß- 
und Kleinlebensversicherung — 

schlossen einen Verschmelzungsvertrag. 

30. Die Berlinische Feuer-Versicherungs-Anstalt, 
München, 

■ — • Gegenstand des Unternehmens ist die Scha- 
denversicherung — - 


erwarb eine Mehrheitsbeteiligung an der 
Vereinigte Krankenversicherung AG, München 

— • Gegenstand des Unternehmens ist die 
private Krankenversicherung — . 

31. Die Deutscher Herold Volks- und Lebensver- 
sicherung AG, Berlin/Bonn, 

— - Gegenstand des Unternehmens ist der un- 
mittelbare und mittelbare Betrieb der Le- 
bensversicherung in allen ihren Arten — • 

erwarb über die 

Deutscher Herold Allgemeine Versicherungs- 
AG, Bonn, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der un- 
mittelbare und mittelbare Betrieb aller 
Zweige des privaten Versicherungswesens, 
in der Lebensversicherung jedoch nur die 
Rückversicherung — 

eine Beteiligung an der 

Westfälische Hypothekenbank AG, Hagen, 

— Gegenstand des Unternehmens ist der Be- 
trieb aller Geschäfte einer Hypotheken- 
bank — 

einem mit der Bayerische Hypotheken- und 
Wechsel-Bank, München, verbundenes Unter- 
nehmen, 

— ■ Gegenstand des Unternehmens ist der Be- 
trieb von Bankgeschäften — . 

32. Die Bank für Gemeinwirtschaft, Frankfurt, 

— ■ Gegenstand des Unternehmens sind alle 
Zweige des Bankgeschäftes sowie des Ver- 
sicherungswesens — 

hat über ihre Tochtergesellschaft, die 

Hamburger Internationale Rück versicherungs 
AG, Hamburg, 

— Gegenstand des Unternehmens ist das An- 
gebot von Rückversicherungsschutz — 

die Mehrheit des Aktienkapitals der 

Hamburg-Bremer Rückversicherungs AG, Ham- 
burg, 

— Gegenstand des Unternehmens ist das An- 
gebot von Rückversicherungsschutz in allen 
Versicherungszweigen — 

erworben. 

33. Der Haftpflichtverband der Deutschen Industrie 
und Feuerschadenverband V. a. G., Hannover, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Ge- 
währung von Versicherungsschutz in allen 
Versicherungszweigen — 

erwarb eine Beteiligung an der 

Saar-Union Allgemeine Versicherungs-AG, 
Saarbrücken, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Ge- 
währung von Versicherungsschutz in allen 
Versicherungszweigen — . 
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Versorgungswirtschaft 

34. Die Rheinisch-Westfälisches Elektrizitätswerk 
AG, Essen, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die 
Strom-, Gas- und Wasserversorgung — 

über die 

Lahmeyer AG, Frankfurt, 


— Gegenstand des Unternehmens ist die Ener- 
gieversorgung, die Fertigung von Transfor- 
matoren und die Tätigkeit als Beratender 
Ingenieur — • 

erhöhte ihre Beteiligung an der 

Lahmeyer International GmbH, Frankfurt, 

— Gegenstand des Unternehmens ist die Aus- 
führung von Leistungen als Beratender 
Ingenieur — . 
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ZWEITER ABSCHNITT 

Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen 


In diesem Abschnitt wird über die Tätigkeit des 
Bundeskartellamtes im Bereich der Fusionskontrolle 
(§§ 24, 24 a) berichtet. Die Darstellung ist unterteilt 
in vollzogene Zusammenschlüsse, die der nach- 
träglichen Prüfung durch das Bundeskartellamt un- 
liegen, und in Zusammenschlußvorhaben, die nach 
§ 24 a zu prüfen sind. Sie erstreckt sich auf alle 
Fälle, die im Berichtsjahr abgeschlossen wurden. 
Uber noch anhängige Fälle ist nur berichtet, soweit 
ihnen aus rechtlichen oder wirtschaftlichen Gründen 
eine besondere Bedeutung zukommt. Die Zahl der 
Anmeldungen von Zusammenschlußvorhaben im Be- 
richtsjahr ergibt sich aus dem Anhang Tabelle O, 
die Zahl der angezeigten Zusammenschlüsse aus 
dem Ersten Abschnitt, Tabelle 1, 


I. Vollzogene Zusammenschlüsse 

1. Abgeschlossene Fälle 

Die Prüfung des mit Wirkung vom 30. Juni 1973 
vollzogenen Zusammenschlusses — Vermögens- 
erwerbs — der Kaiser's Kaffee-Geschäft AG, Vier- 
sen, eines mit der Tengelmann-Gruppe verbundenen 
Unternehmens, mit dem Einzelunternehmen Carl 
Richard Schmidt — CARISCH — , Berlin-Marien- 
dorf, nach § 24 hat ergeben, daß der Zusammenschluß 
weder zur Entstehung noch zur Verstärkung einer 
marktbeherrschenden Stellung im Berliner Einzel- 
handel von Nahrungs- und Genußmitteln und den 
Artikeln, die gewöhnlich auf einem Supermarkt an- 
geboten werden, führt. 

Die Allianz-Gruppe sowie die Fa. Ernst Russ, Ham- 
burg, haben die TMS „Ernst G. Russ" Hamburg- 
Rhein-Linie GmbH & Co. KG gegründet und die 
Anteile an dieser Gesellschaft übernommen. Einzi- 
ger Tätigkeitsbereich des neu gegründeten Unter- 
nehmens ist der Betrieb des Motortankers „Ernst 
G. Russ". Die Prüfung hat ergeben, daß dieser Vor- 
gang weder das Entstehen noch die Verstärkung 
einer marktbeherrschenden Stellung erwarten ließ. 

2. Nicht abgeschlossene Fälle 

Die Dyckerhoff Zementwerke AG, Wiesbaden, die 
Portland-Zementwerke Heidelberg AG, Heidelberg, 
und die Rohrbach KG, Balingen, haben 25 v. H. 
überschreitende Anteile an der LIAS-Rhein Lcicht- 
baustoffe GmbH & Co. KG bei deren Neugründung 
erworben. Gegenstand des Gemeinschaftsunterneh- 
mens ist die Produktion und der Vertrieb von 
Leichtbaustoffen und die Beteiligung an Unterneh- 
men, die Leichtbaustoffe herstellen oder vertreiben. 


Die Gesellschaft hat eine Produktion bisher nicht 
'aufgenommen. Der Zusammenschluß befindet sich 
gegenwärtig in rechtlicher und wirtschaftlicher Prü- 
fung. 

Nachdem die Mannesmann AG zu Anfang des Be- 
richtsjahres bereits mehr als 25 v. H. des Aktien- 
kapitals der Demag AG erworben hatte, hat sie 
bei der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften eine Genehmigung nach Artikel 66 § 2 
EGKSV für eine Mehrheitsbeteiligung beantragt. 
Diese Genehmigung ist mit Entscheidung der Kom- 
mission vom 27. Juni 1973 erteilt worden. Darauf- 
hin hat die Mannesmann AG ihre Beteiligung an 
der Demag AG auf ca. 51 v. H. erhöht, und zwar 
noch vor Inkrafttreten der Novelle. Wegen der 
Rückwirkung nach Artikel 4 Abs. 1 Satz 2 des Zwei- 
ten Anderungsgesetzes zum GWB ist auf diesen 
vollzogenen Zusammenschluß § 24 Abs. 1 n. F. an- 
zuwenden. Diese Prüfung ist noch nicht abge- 
schlossen. 

Die Deutsche Herold Allgemeine Versicherungs- 
AG, Bonn, ein Konzernunternehmen der Deutscher 
Herold Volks- und Lebensversicherungs AG, Bonn, 
hat eine Beteiligung in Höhe von 25 v. H. an der 
Westfälische Hypothekenbank AG, Hagen, erwor- 
ben. Die übrigen Anteile der Westfälische Hypo- 
thekenbank AG werden von der Westfalenbank 
AG, Bochum/Düsseldorf, gehalten. Dieses Unter- 
nehmen steht im Mehrheitsbesitz der Bayerischen 
Hypotheken- und Wechselbank, München. Die 
Prüfung dieses Zusammenschlusses ist noch nicht 
abgeschlossen. Die Frist für die Prüfung des Zu- 
sammenschlusses endet mit Ablauf des 16. Oktober 
1974 (§ 24 Abs. 2 Satz 2). 

Die Hessische Landesbank Girozentrale, Frankfurt, 
hat am 11. Dezember 1973 zusammen mit der Ljubl- 
janska Banka, Ljubljana, die LHB Internationale 
Handelsbank AG mit Sitz in Frankfurt gegründet 
(§ 23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 3). Das Grundkapital der 
LHB wird von beiden Gründerunternehmen je zur 
Hälfte übernommen. Der angezeigte Zusammen- 
schluß wird zur Zeit überprüft. 

Die Corona Beteiligungsgesellschaft, Frankfurt mbH 
(Corona), hat von der Münchener Rückversicherungs 
AG, München (Münchener Rück), weitere 35 v. H. 
des Aktienkapitals der Phoenix Gummiwerke AG, 
Harburg (Phoenix) erworben. Damit erhöht sich die 
Beteiligung der Corona an Phoenix auf 62 v. H. Die 
Corona ist eine Holding, an der die Deutsche Bank 
AG, die Bayer AG und die Münchener Rück zu je 
einem Drittel beteiligt sind. Durch die Einbringung 
der Phoenix-Aktien als Sacheinlage im Rahmen 
einer Erhöhung des Stammkapitals der Corona hatte 
die Münchener Rück ihren Anteil an dieser Gesell- 
schaft auf 33,3 V. H. erhöht. In der Corona wollen 
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die drei Gesellschafter Bayer, Deutsche Bank und 
Münchener Rück Beteiligungen an deutschen Unter- 
nehmen der Kautschukverarbeitung zusammenfas- 
sen. Die Corona hält bereits 35 v. H. des Aktien- 
kapitals der Continental Gummiwerke AG, Han- 
nover. Die Auswirkungen dieses Zusammenschlus- 
ses, der zwar vor Inkrafttreten des Zweiten Ande- 
rungsgesetzes zum GWB aber noch innerhalb dos 
in diesem Gesetz (Artikel 4 Abs. 1) vorgesehenen 
Rückwirkungszeitraums lag, werden zur Zeit nach 
§ 24 Abs. 1 geprüft. 

Die Hamburger Internationale Rückversicherungs- 
AG, Hamburg, hat 97 v. H. des Aktienkapitals der 
IHamburg-Bremer Rückversicherung AG erworben. 
An der Hamburger Internationale Rückversicherung 
sind die Volksfürsorge AG mit 60 v. H. und die 
Volksfürsorge Lebensversicherungs AG mit 40 v. H. 
beteiligt. Die beiden letztgenannten Unternehmen 
stehen im Mehrheitsbesitz der Bank für Gemein- 
wirtschaft. Die Prüfung dieses Zusammenschlusses 
ist noch nicht abgeschlossen. Die Frist für die Prü- 
fung des Zusammenschlusses endet mit Ablauf des 
14. September 1974 (§ 24 Abs. 2 Satz 2). 

Ein Kreditinstitut hat durch Zuerwerb seine Beteili- 
gung am Grundkapital eines Bauunternehmens auf 
etwas über 25 v. H. erhöht. Bereits vorher — und 
zwar vor dem 7. Juni 1973 (Artikel 4 des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des GWB) — ■ hatte ein an- 
deres Kreditinstitut über 25 v. H. des Bauunterneh- 
mens erworben. Die Beteiligung der beiden Kredit- 
institute an dem Bauunternehmen gilt zugleich hin- 
sichtlich des Marktes für Bauausführungen auch als 
Zusammenschluß der beiden Kreditinstitute unter- 
einander (§ 23 Abs. 2 Nr. 2 Satz 3). Da zwei der am 
Zusammenschluß beteiligten Unternehmen Umsatz- 
milliardäre sind (§ 23 Abs. 1 Satz 4) war der Zu- 
sammenschluß vor Vollzug anmeldepflichtig (§ 24 a 
Abs. 1 Satz 2). Die vorherige Anmeldung ist unter- 
blieben. Der Vollzug des Zusammenschlusses war 
daher unwirksam (§ 24 a Abs. 4 Satz 1, zweiter 
Halbsatz); das Eigentum an den Aktien, durch deren 
Erwerb das Kreditinstitut einen Anteil von 25 v. H. 
am Grundkapital des Bauunternehmens erreicht 
oder überschritten hätte, ist nicht übergegangen. 
Darüber hinaus war der Vollzug des Zusammen- 
schlusses ordnungswidrig (§ 38 Abs. 1 Nr. 8). Es ist 
verboten, anmeldepflichtige Zusammenschlüsse ohne 
vorherige Anmeldung und innerhalb der gesetz- 
lichen Entscheidungsfrist des Bundeskartellamtes 
(ein Monat bzw. vier Monate seit Eingang der voll- 
ständigen Anmeldung) zu vollziehen (§ 24 a Abs. 4). 
Das Bundeskartellaint hat die am Zusammenschluß 
beteiligten Unternehmen zur Stellungnahme aufge- 
fordert. 


II. Zusammenschlußvorhaben 

1. Abgeschlossene Fälle 

Das Bundeskartellamt hat der Bundesrepublik 
Deutschland (Bund) und der Rheinisch-Westfälisches 
Elektrizitätswerk Aktiengesellschaft (RWE) mit Be- 
schluß vom 7. Januar 1974 nach § 24 Abs. 1 Satz 1 


die Übertragung der Beteiligung des RWE an der 
Gelsenberg Aktiengesellschaft (Gelsenberg) auf den 
Bund untersagt. Der Bund, der bereits 3 v. H. der 
Gelsenberg-Aktien besitzt, hat von RWE dessen 
Gelsenberg-Aktienpaket in Höhe von 48,3 v. H. des 
Nennkapitals gekauft und den Kaufvertrag zu- 
gleich für Gelsenberg und RWE, nach § 24 a Abs. 1 
Satz 2 beim Bundeskartellamt angemeldet. Der Be- 
schluß läßt offen, ob die Anmeldung vollständig 
ist, obgleich eine unvollständige Anmeldung nach 
§ 24 a Abs. 1 Satz 4 als nicht bewirkt gilt. Die Un- 
tersagung eines Zusammenschlußvorhabens setzt 
keine Anmeldung voraus (§ 24 Abs. 2 Satz 2, erster 
Halbsatz). Das gilt auch für Zusammenschlußvor- 
haben, die, wie das vorliegende, nach § 24 a Abs. 1 
Satz 2 anmeldepflichtig sind. Die dem Bimdes- 
kartellamt bekannten Tatsachen reichten aus, um 
die Untersagung zu rechtfertigen. Für die Beurtei- 
lung des Zusammenschlußvorhabens waren die Be- 
teiligungen des Bundes vor allem an der VEBA 
AG und deren Beteiligungen an der Preußischen 
Elektrizitäts-AG, VEBA-Kraftwerke Ruhr AG, 
VEBA-Chemie AG, Hugo Stinnes AG und an der 
Ruhrkohle AG von Bedeutung. Es ist zu erwarten, 
daß durch den beabsichtigten Zusammenschluß auf 
verschiedenen Märkten beherrschende Stellungen 
des Bundes entstehen oder verstärkt werden. Das 
gilt für den Elektrizitätsbereich, auf den Märkten 
für leichtes und schweres Heizöl sowie für die 
petrochemischen Vorprodukte Phthalsäureanhydrid 
und Para-Xylol. Auch würde der Zusammenschluß 
zur Verstärkung der marktbeherrschenden Stellung 
des Bundes nach § 22 Abs. 1 Nr. 2 im Bereich der 
Binnenschiffahrt führen. Der Bund hat in der Bin- 
nenschiffahrt eine im Verhältnis zu seinen Wett- 
bewerbern überragende Marktstellung. Er ist über 
die von ihm beherrschten Unternehmen das mit 
Abstand größte deutsche Binnenschiffahrtsunter- 
nehmen. Diese Marktstellung würde durch den 
Vollzug des vorgesehenen Zusammenschlusses ver- 
stärkt, da Gelsenberg über ein Tochterunternehmen 
eine bedeutende Binnenschiffahrtsflotte besitzt. 
Außerdem würde der vorgesehene Zusammenschluß 
einen erheblichen Machtzuwachs des Bundes im Han- 
delsbereich für feste Brennstoffe zur Folge haben. 
Diese Auswirkungen unterliegen aber nach § 101 
Nr. 3 in Verbindung mit Artikel 80 f. EGKSV sowie 
Anlage I zu dem Vertrag über die Gründung der Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl nicht dem Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen und sind des- 
halb nicht mit zur Begründung der Untersagungs- 
verfügung herangezogen worden. Wenn das Bun- 
deskartellamt in seinem Beschluß vom 7. Januar 
1974 nach § 24 Abs. 1 erwartet, daß auf den ge- 
nannten Märkten beherrschende Stellungen ent- 
stehen oder verstärkt werden, so versteht es die 
Voraussetzung „zu erwarten" wie das Kammer- 
gericht in seinem Beschluß vom 9. Januar 1970 
'(WuW/E OLG 1074, 1077 „feuerfeste Steine") da- 
hin gehend, daß gewisse objektive Anhaltspunkte 
für die betreffenden Auswirkungen bestehen müs- 
sen, und wie der Schriftliche Bericht des Aus- 
schusses für Wirtschaftspolitik (Deutscher Bundes- 
tag, 2. Wahlperiode 1953, zu Drucksache 3644, S. 27) 
in dem Sinne, daß Anlaß zu der Besorgnis besteht, 
daß entsprechende Auswirkungen eintreten werden. 
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Die wiedergegebenen Äußerungen beziehen sich 
zwar auf die alte Fassung des § 24, der Wortlaut 
„zu erwarten" ist aber ohne Einschränkung in den 
neugefaßten § 24 übernommen worden. Nach § 24 
Abs. 1 ist der Zusammenschluß nur zu untersagen, 
wenn die beteiligten Unternehmen nicht nach- 
weisen, daß hierdurch auch Verbesserungen der 
Wettbewerbsbedingungen eintreten und daß diese 
Verbesserungen die Nachteile der Marktbeherr- 
schung überwiegen. Das Bundeskartellamt hat auf- 
grund der ihm bekannten Tatsachen keine Anhalts- 
punkte für Verbesserungen der Wettbewerbsbe- 
dingungen im Sinne des § 24 Abs. 1, welche die auf- 
gezeigten wettbewerblichen Nachteile des vorge- 
sehenen Zusammenschlusses überwiegen könnten. 
Zwar ist nicht auszuschließen, daß sich die Wett- 
bewerbsbedingungen auf inländischen Märkten für 
Mineralölprodukte durch den beabsichtigten Zu- 
sammenschluß verbessern, indem VEBA die Kapa- 
zitäten von Gelsenberg Zuwachsen und beider Zu- 
gangsmöglichkeiten zu den Beschaffungsmärkten 
verbessert würden. Es ist aber auch möglich, daß 
der vorgesehene Zusammenschluß zu einer Ver- 
schlechterung der Wettbewerbsbedingungen auf 
inländischen Märkten für Mineralölprodukte füh- 
ren würde, indem sich die Reaktionsverbunden- 
heit innerhalb des bereits jetzt bestehenden engen 
Oligopols der Anbieter durch die Verbindung von 
VEBA und Gelsenberg verstärken würde. Im übri- 
gen ist mit dem Gesetzeswortlaut „es sei denn, die 
beteiligten Unternehmen weisen nach“ klargestellt, 
daß die am Zusammenschluß beteiligten Unterneh- 
men die Tatsachen darzulegen und gegebenenfalls 
auch zu beweisen haben, die nach ihrer Ansicht 
und zu ihren Gunsten die Feststellung gerechtfer- 
tigt erscheinen lassen würden, daß die Verbesserun- 
gen der Wettbewerbsbedingungen die Nachteile 
der Marktbeherrschung überwögen (Unterrichtung 
des Ausschusses für Wirtschaft, 9. Ausschuß, Be- 
richt der Abgeordneten Dr. Frerichs und Dr. Jens, 
Drucksache 7/765, S. 7 r. Sp.). Die Beteiligten haben 
keine Ausführungen über etwaige Verbesserungen 
der Wettbewerbsbedingungen durch den beabsich- 
tigten Zusammenschluß gemacht. Bei der Abwägung 
im Rahmen des § 24 Abs. 1 ist außer Betracht ge- 
blieben, inwieweit die deutsche Verhandlungsposi- 
tion bei der Nachfrage auf den internationalen 
Rohölmärkten durch den vorgesehenen Zusammen- 
schluß verbessert würde. Die Beurteilung der Wett- 
bewerbsbedingungen der internationalen Rohöl- 
märkte entzieht sich dem Bundeskartellamt, das nur 
die Wettbewerbsbedingungen innerhalb des Gel- 
tungsbereiches des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen überprüfen kann. Die Abwägungs- 
klausel des § 24 Abs. 1 ist insofern enger als die 
des Absatzes 3, über die der Bundesministor für 
Wirtschaft im Rahmen einer Erlaubniserteilung zu 
befinden hat und die ihm die Möglichkeit gibt, die 
Wettbewerbsfähigkeit der beteiligten Unternehmen 
auch auf Märkten außerhalb des Geltungsbereiches 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen zu 
berücksichtigen. Da bereits die aufgezeigten Be- 
gründungen oder Verstärkungen marktbeherrschen- 
der Stellungen unter Berücksichtigung der Abwä- 
gungsklausel des § 24 Abs. 1 zur Untersagung des 
vorgesehenen Zusammenschlusses geführt haben. 


war die Überprüfung weiterer durch den Zusam- 
menschluß berührter Märkte nicht erforderlich. Ins- 
besondere ist die Würdigung von Märkten unter- 
blieben, auf denen der Bund über die von ihm be- 
herrschten Unternehmen und Gelsenberg nicht zu- 
gleich tätig sind, wie zum Beispiel die Märkte für 
Hohlglas und Düngemittel, obgleich die Verstärkung 
etwaiger marktbeherrschender Stellung auf diesen 
Märkten durch den Zusammenschluß auch ohne 
Vergrößerung des Marktanteils in Betracht kommt. 

Mit Wirkung vom Tage des Inkrafttretens des Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen haben die beteiligten 
Unternehmen das Vorhaben des Verkaufes des 
Unternehmensbereiches Handel mit Heizöl und 
festen Brennstoffen sowie Technik der Mannesmann- 
Handel AG an die Raab Karelier GmbH nach § 24 a 
Abs. 1 Satz 2 angemeldet. Dieser Vermögenserwerb 
seitens der Raab Karcher GmbH erfüllt den Zusam- 
menschlußtatbestand des § 23 Abs. 2 Nr. 1. Die Be- 
urteilung des veräußerten Unternehmensbereiches 
als wesentlicher Vermögensteil beruht nicht auf 
einer rein quantitativen, sich auf das Umsatzvolu- 
men dieses Unternehmensbereiches oder seinen Ver- 
kaufswert stützenden Betrachtung. Als erheblich 
wurde vielmehr auch der Umstand angesehen, daß 
sich ein Unternehmen durch die Veräußerung von 
Vermögensteilen aus einem unternehmerischen Tä- 
tigkeitsbereich völlig zurückzieht. Denn auch dit^ 
Funktion eines Vermögensteiles eines Unterneh- 
mens ist für die Bestimmung seines Wertes und da- 
mit seiner Wesentlichkeit im Sinne von § 23 Abs. 2 
Nr. 1 maßgebend. Die Prüfung des Zusammenschluß- 
vorhabens ergab, daß der Übergang des genannten 
Handelsgeschäftes das Entstehen einer marktbeherr- 
schenden Stellung oder die Verstärkung einer be- 
reits bestehenden weder auf den durch den Zu- 
sammenschluß unmittelbar berührten noch auf nur 
mittelbar berührten Märkten erwarten läßt. Den am 
Zusammenschluß beteiligten Unternehmen konnte 
daher noch vor Ablauf der in § 24 a Abs. 2 genann- 
ten Monatsfrist mitgeteilt werden, daß das Bundes- 
kartellamt in eine nähere Prüfung des Zusammen- 
schlußvorhabens nicht eingetreten ist. Das Bundes- 
kartellamt konnte das Verfahren auf diese Weise 
verkürzen, weil keine Anhaltspunkte für die Be- 
gründung oder Verstärkung einer marktbeherr- 
schenden Stellung bestanden. Noch im Berichtszeit- 
raum ist das Vorhaben vollzogen und der Zusam- 
menschluß nach § 23 angezeigt worden. 

Die Kaiser-Preussag Aluminium-Werke GmbH, Ko- 
blenz, eine gemeinsame Tochtergesellschaft der 
Kaiser Aluminium & Chemical Inc. Oakland/Kalifor- 
nien und der Preussag Aktiengesellschaft hat ein 
von ihr betriebenes Werk zur Fertigung von Ge- 
tränkedosen aus Aluminium an die Kaiser Alumi- 
nium & Chemical Inc. veräußert. Die beabsichtigte 
Veräußerung war von den Beteiligten nach § 24 
Abs. 1 Satz 2 vorher angemeldet worden. Das Bun- 
deskartellamt hat eine Mitteilung nach § 24 a Abs. 2 
Satz 1 unterlassen, weil durch das Ausscheiden der 
Preussag Aktiengesellschaft aus der gemeinsamen 
Dosenfertigung mit dem Kaiser Konzern keine Ver- 
änderung der Wettbewerbsverhältnisse auf dem 
Markt für Getränkedosen eintritt. 
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AEG-Telefunken und Siemens haben folgende Zu- 
sammenschlußvorhaben angemeldet: 

1. Erwerb des Vermögens der Reaktorabteilungen 
von AEG-Telefunken und Siemens durch deren 
gemeinsame Tochtergesellschaft Kraftwerk Union 
(im folgenden: KWU); 

2. Erwerb von Anteilsrechten in Höhe von 60 v. H. 
an der RBG Reaktor-Brennelemente GmbH, Groß- 
auheim, durch die KWU (von Siemens) ; 

3. Erwerb von Anteilsrechten in Höhe von 55 v. H. 
an der KRT Kernreaktorteile GmbH, Großwelz- 
heim, durch die KWU (von AEG-Telefunken); 

4. Erwerb von Anteilsrechten in Höhe von je 
30 V. H. an der ALKEM GmbH, Großauheim, 
durch die KWU (von AEG-Telefunken und von 
Siemens); 

5. Erwerb von Anteilsrechten in Höhe von 100 v. H. 
an der INTERATOM Internationale Atomreaktor- 
bau GmbH, Bensberg, durch die KWU (von Sie- 
mens). 

Das Bundeskartellamt ist in die Prüfung dieser Zu- 
sammenschlußvorhaben eingetreten. Sie hat er- 
geben, daß Untersagungsverfügungen in keinem Fall 
in Betracht kamen. Dafür war maßgebend, daß be- 
reits bei Gründung der KWU am 1. April 1969 die 
gesamten Aktivitäten von AEG-Telefunken und Sie- 
mens auf dem Kraftwerkgebiet, einschließlich des 
Vertriebes von Kernkraftwerken, auf dieses Ge- 
meinschaftsunternehmen übertragen worden waren. 
Eine weitergehende Zusammenfassung der Kern- 
kraftwerkaktivitäten ist zunächst unterblieben, da 
jedes Unternehmen jeweils mit einem anderen Dritt- 
unternehmen in Lizenzbeziehungen stand. Nach Aus- 
räumung der insoweit bestehenden Schwierigkeiten 
wurde zum 1. April 1973 der gesamte noch bei AEG- 
Telefunken und Siemens verbliebene Tätigkeits- 
bereich von der KWU übernommen. Insbesondere 
wurden Betriebsüberlassungsverträge zwischen den 
Muttergesellschaften und der KWU abgeschlossen, 
nach denen das Betriebsvermögen der Reaktorabtei- 
lungen der KWU zum Betrieb im eigenen Namen 
überlassen wurde. Alle Veränderungen, die in 
irgendeiner Weise auf dem Markt für Kernkraft- 
werke hätten wettbewerbsrelevant werden können, 
wurden vor dem für die Einführung der Fusions- 
kontrolle maßgebenden Stichtag vorgenommen. Die 
noch ausstehenden Eigentumsübertragsakte haben 
zwar die bereits bestehende Verbindung zwischen 
beiden Unternehmen noch verstärkt (§ 23 Abs. 3 S. 1), 
an der spätestens seit 1. April 1973 entstandenen Un- 
ternehmenseinheit wirtschaftlich und damit für die 
Marktverhältnisse aber nichts geändert. Von diesen 
Akten allein waren daher spürbare Auswirkungen 
auf die Marktverhältnisse nicht zu erwarten. Eine 
Prüfung der vor dem 7, Juni 1973 vollzogenen Trans- 
aktionen war aus Rechtsgründen ausgeschlossen. Bei 
der vorgesehenen Übertragung der jeweiligen Mehr- 
lieitsbeteiligungen von AEG-Telefunken und Sie- 
mens an zwei Unternehmen zur Herstellung von 
Brennelementen auf die KWU waren ebenfalls die 
Eingriffsvoraussetzungen von § 24 Abs. 1 zu ver- 
neinen. Nach den Feststellungen des Bundeskartell- 


amtes herrscht auf dem Markt für Brennelemente, 
der sich gegenwärtig erst in einem Anlaufstadium 
befindet, ausreichender Wettbewerb, der sich in ab- 
sehbarer Zukunft durch Hinzutreten weiterer in- und 
ausländischer Anbieter weiter intensivieren dürfte. 
Die beiden anderen Gesellschaften, deren Anteile 
ebenfalls auf die KWU übergehen sollen, sind über- 
wiegend mit Forschungs- und Entwicklungsaufgaben 
befaßt und treten als kommerzielle Anbieter nicht 
in Erscheinung oder haben praktisch keine Markt- 
bedeutung. 

Die Erdölgruppen Gulf und Shell haben ein Zu- 
sammenschlußvorhaben angemeldet, das eine pari- 
tätische Beteiligung der Shell-Gruppe an den Aktivi- 
täten von Gulf im Kernenergiebereich vorsieht. 
Diese Aktivitäten erstrecken sich auch auf den deut- 
schen Markt, so daß nach § 98 Abs. 2 deutsches 
Kartellrecht Anwendung findet. Von einer Mittei- 
lung, daß in die Prüfung des Zusammenschlusses 
eingetreten wird, ist abgesehen worden, da offen- 
sichtlich die Entstehung oder Verstärkung einer 
marktbeherrschenden Stellung durch die Gemein- 
schaftsgründung nicht zu erwarten ist. Da die Gulf- 
Gruppe auch auf Weltebene zu den kleineren An- 
bietern gehört und bisher in der Bundesrepublik 
kaum aktiv geworden ist, ist das Hinzutreten der 
bisher im Kernenergiebereich nicht tätigen Shell- 
Gruppe sogar geeignet, die dominierende Stellung 
der Kraftwerk Union im Inland aufzulockern. 

Von der AEG-Telefunken AG ist das Vorhaben 
des Erwerbs einer Beteiligung von 25,01 v. H. am 
Aktienkapital des italienischen Unternehmens 
A. Zanussi S. p, A. angemeldet w orden. Beide Un- 
ternehmen gehören zu den führenden Herstellern 
von elektrischen Haushaltsgeräten in der EG. Be- 
reits 1970 war zwischen beiden Unternehmen ein 
Vertrag abgeschlossen worden, der die — später 
unterbliebene — Gründung einer gemeinsamen Pro- 
duktionsgesellschaft für elektrische Haushalts- 
geräte vorsah. Außerdem bezieht AEG-Telefunken 
seit längerem in großem Umfang elektrische Haus- 
haltsgeräte von Zanussi. Zwischen beiden Unter- 
nehmen besteht seit 1967 ein Kooperationsvertrag. 
Die geplante Beteiligung von 25,01 v. H. wurde 
wegen der umfangreichen Lieferungen des Zanussi- 
Konzerns in die Bundesrepublik Deutschland — 
größter inländischer Abnehmer von Zanussi-Erzeug- 
nissen ist neben AEG-Telefunken das Großversand- 
haus Quelle — als ein unter die deutsche Fusions- 
kontrolle fallender Zusammenschluß angesehen 
(§ 98 Abs. 2). Nachdem eine erste Prüfung der 
Marktsituation ergeben hatte, daß bei einigen Ge- 
rätearten der gemeinsame Marktanteil beider Un- 
ternehmen die für die Marktbeherrschungsvermu- 
tungen geltenden Grenzen überschritt und im ge- 
samten Bereich bereits ein relativ hoher Konzentra- 
tionsgrad erreicht war, wurde AEG-Telefunken mit- 
geteilt, daß mit einer Untersagung ernsthaft zu 
rechnen sei. Daraufhin hat AEG-Telefunken die An- 
meldung zurückgenommen und mitgeteilt, daß die 
Beteiligung an Zanussi auf 20 v. H. beschränkt wer- 
den soll. Die entsprechend geänderten Vertrags- 
entwürfe haben dem Bundeskartellamt ebenfalls 
Vorgelegen. Da eine Beteiligung von weniger als 
25 V. H. an einem anderen Unternehmen allein kein 
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Zusammenschluß im Sinne des § 23 Abs. 2 Nr. 2 ist, 
konnte das neue Vorhaben allenfalls nach dem 
„ Aiiffangtatbestand" des § 23 Abs. 2 Nr. 5 unter 
die Fusionskontrolle fallen. Dessen Anwendung 
setzt voraus, daß das betreffende Unternehmen die 
Möglichkeit hat, auf das andere Unternehmen einen 
beherrschenden Einfluß auszuüben. Diese Voraus- 
setzung war im vorliegenden Fall nicht gegeben. Die 
Möglichkeit eines beherrschenden Einflusses erfor- 
dert, daß das „herrschende" Unternehmen seinen 
Willen auch gegen das „beherrschte" Unternehmen 
durchsetzen kann. Zwar wird die gesellschaftsrecht- 
liche Stellung von AEG-Telefunken über die 
20 v. H. -Beteiligung hinaus in der Weise verstärkt, 
daß ihr vertraglich die Rechte eines Minderheits- 
aktionärs und ein Viertel der Sitze im Verwaltungs- 
rat von Zanussi, der die Funktion eines Aufsichts- 
rats nach deutschem Recht hat, zugesichert wer- 
den. Außerdem ist die vertraglich vereinbarte Zu- 
sammenarbeit beider Konzerne auf dem Gebiet 
elektrischer Haushaltsgeräte zu berücksichtigen. 
Ferner sind die Bezüge von AEG-Telefunken bei 
Zanussi mit knapp 10 v. H. der Gesamtproduktion 
des Zanussi-Konzerns erheblich. Dies reicht jedoch 
unter den gegebenen Umständen weder einzeln 
noch in der Gesamtheit für eine Beherrschungsmög- 
lichkeit aus. Das Bundeskartellamt hat AEG-Tele- 
funken deshalb mitgeteilt, daß die geplante Verbin- 
dung mit Zanussi unter den gegenwärtigen Um- 
ständen keinen Zusammenschluß darstellt. Aller- 
dings könne bei einer späteren wesentlichen Ver- 
stärkung dieser Verbindung ein Zusammenschluß 
herbeigeführt werden, der dann unter die Fusions- 
kontrolle fallen würde. Ferner wurde AEG-Tele- 
funken mitgeteilt, daß die Kooperation zwischen 
beiden Unternehmen unter §§ 1 und 25 Abs. 1 fallen 
kann und insoweit noch geprüft werden muß. 

Die S. H. V. Holdings N. V., Utrecht, zu der in der 
Bundesrepublik Deutschland Unternehmen verschie- 
dener Wirtschaftsbereiche, darunter auch des Le- 
bensmitteleinzelhandels, gehören, hat sämtliche bis- 
her mittelbar von der Unilever N. V., Rotterdam, 
sowie von einer Einzelperson gehaltenen Anteile an 
der Frowein & Nolden GmbH, Düsseldorf, erworben, 
die sämtliche Anteile an dem Lebensmittelfilial- 
unternehmen Otto Mess GmbH, Düsseldorf, besitzt. 
Sowohl beim veräußernden als auch beim erwerben- 
den Unternehmen handelt es sich um Umsatz-Mil- 
liardäre. Gleichwohl wurde das Vorhaben nicht als 
nach § 24 a Abs. 1 Satz 2 zwingend präventiv ange- 
sehen, da als am Zusammenschluß beteiligte Unter- 
nehmen iin Falle des Erwerbs sämtlicher Anteile nur 
das erwerbende und das erworbene Unternehmen 
gelten, deren wirtschaftliche Potenzen vereinigt 
werden. Der Veräußerer der Anteile ist in diesem 
Falle nicht am Zusammenschluß beteiligt; er ist 
jedoch nach § 24 a Abs. 1 Satz 3 in Verbindung mit 
§ 23 Abs. 4 Nr. 2 b ebenfalls zur Anmeldung des 
Vorhabens verpflichtet. Da nicht zu erwarten ist, 
daß durch den Zusammenschluß eine marktbeherr- 
schende Stellung entsteht oder verstärkt wird, ist 
das Bundeskartellamt nicht in die nähere Prüfung 
des Vorhabens eingetreten. Das Vorhaben ist voll- 
zogen und der Zusammenschluß nach § 23 angezeigt 
worden. 


Der Otto Versand, Hamburg, hat seine fünf Waren- 
häuser an die Horten AG, Düsseldorf, vermietet. 
Die beiden Unternehmen haben als Umsatzmilliar- 
däre die Mietverträge vor deren Inkrafttreten nach 
§ 24 a Abs. 1 Satz 2 Teilsatz 1 beim Bundeskartell- 
amt angemeldet. Es handelt sich um einen Zusam- 
senschluß nach § 23 Abs. 2 Nr. 3 c durch Über- 
lassung des Betriebes „zu einem wesentlichen Teil". 
Unter „Betrieb" im Sinne des § 23 Abs. 2 Nr. 3 c 
ist der gesamte Betrieb eines Unternehmens zu ver- 
stehen, der, wie im vorliegenden Fall, mehrere 
Betriebsstätten umfassen kann. Die fünf Warenhäu- 
ser des Otto Versands bildeten vor ihrer Vermie- 
tung einen wesentlichen Teil des Betriebs dieses 
Unternehmens. Hierbei ist nicht nur der Anteil des 
Warenhausumsatzes von etwa 10 v. H. am Gesamt- 
umsatz des Otto Versands zu berücksichtigen, son- 
dern auch, daß dieses Unternehmen mit der Ver- 
mietung der Warenhäuser eine ganze Vertriebs- 
sparte aufgegeben hat. Das Bundeskartellamt hat 
die Horten AG und den Otto Versand als am Zu- 
sammenschluß beteiligte Unternehmen vor Ablauf 
der Monatsfrist des § 24 a Abs. 2 Satz 1 davon unter- 
richtet, daß es von einer Mitteilung nach dieser 
Vorschrift absehen werde. Damit haben die Unter- 
nehmen die Gewißheit erlangt, daß das Bundes- 
kartellamt den Zusammenschluß nicht untersagen 
wird. 

Die Commerzbank AG und die Credit Lyonnais S. A. 
haben beim Bundeskartellamt ein Zusammenschluß- 
vorhaben angemeldet. Danach beabsichtigten sie, in 
Saarbrücken eine gemeinsame Bank unter der Firma 
„Commerz-Credit-Bank AG-Europartner" zu grün- 
den. Jedes der beiden Unternehmen will sich mit 
mehr als 25 v. H. am Grundkapital der Neugründung 
beteiligen. In die neu zu gründende Bank wollen 
beide Partner ihre bisher rechtlich unselbständig 
betriebenen Filialen im Saarland einbringen. Da der 
zehnte Teil der Bilanzsumme bei beiden Gründungs- 
unternehmen höher als eine Milliarde DM ist, war 
das Zusammenschlußvorhaben nach § 24 a Abs. 1 
Satz 2 anmeldepflichtig. Das Bundeskartellamt hat 
festgestellt, daß trotz der Bedeutung der Gründungs- 
unternehmen weder im Bundesgebiet insgesamt 
noch im Saarland eine nennenswerte Veränderung 
der Marktverhältnisse im Kredit- und sonstigen 
Dienstleistungsgeschäft der Banken durch die Zu- 
sammenlegung der Bankfilialen im Saarland zu er- 
warten ist. Dabei wurde das Saarland als wesent- 
licher Teil des Geltungsbereichs des Gesetzes im 
Sinne von § 24 Abs. 8 Nr. 3 angesehen. Das Bundes- 
kartellamt hat den Unternehmen innerhalb eines 
Monats nach Eingang der Anmeldung mitgeteilt, daß 
es von einer weiteren Prüfung des Zusammen- 
schlußvorhabens absieht (§ 24 a Abs. 2 Satz 1). 

Im Rahmen eines Zusammenschlußvorhabens nach 
§ 24 a Abs. 1 Satz 2, das einen Anteilserwerb nach 
§ 23 Abs. 2 Nr. 2 a zum Gegenstand hatte, war zu 
prüfen, ob die beteiligten Unternehmen der in § 24 a 
Abs. 4 vorgeschriebenen Fristbindung genügen kön- 
nen, daß sie auf die volle Ausübung des Stimm- 
rechts solange verzichten, bis die Prüfung durch 
das Bundeskartellamt abgeschlossen ist. Indessen 
sollten die Kapitalanteile in Höhe von 25 v. H. be- 
reits innerhalb der Fristbindung erworben werden. 
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Das Bundeskartellamt hat dies nicht als zAir Frist- 
wahrung ausreichend angesehen. Denn nach § 23 
Abs. 2 Nr. 2 a bis c ist ein Zusammenschluß grund- 
sätzlich dann als vollzogen anzusehen, wenn der 
Anteilserwerb bedingungslos erfolgt. Dem steht bei 
bedingungslosem Anteilserwerb nicht der teilweise 
Verzicht einer Stimmrechtsausübung entgegen. 
Nach dem Willen des Gesetzgebers soll die Kartell- 
behörde bei Zusammenschlüssen von Umsatzmil- 
liardären von den schwierigen Entflechtungsmaß- 
nahmen freigestellt werden. Zuwiderhandlungen 
gegen die Verbotsvorschrift des § 24 a Abs. 4 sind 
ordnungswidrig und können mit einer Geldbuße ge- 
ahndet werden (§ 38 Abs. 1 Nr. 8 in Verbindung mit 
Absatz 4). Die Anmeldung ist zurückgenommen 
worden. Inzwischen wurde der Zusammenschluß mit 
einem Kapitalanteil unter 25 v. H. einem nicht an- 
zeigepflichtigen Tatbestand vollzogen. 

Vier Institute der Kreditwirtschaft — Deutsche 
Bank AG, Frankfurt, Commerzbank AG, Düsseldorf, 
Bayerische Vereinsbank, München, Bausparkasse 
GdF Wüstenrot Gemeinnützige GmbH, Ludwigs- 
burg, — haben gemeinsam einen geschlossenen Im- 
mobilienfonds gegründet. Die Errichtung dieses 
Fonds erfolgte, durch die Gründung einer Komple- 
mentär-GmbH und einer Treuhand-GmbH, die wie- 
derum eine Kommanditgesellschaft gründete. An 
den beiden GmbH erwarb nur ein beteiligtes Institut 
einen im Sinne von § 23 Abs. 2 Nr. 2 relevanten 
Anteil. Insoweit war an den Zusammenschlüssen 
nur ein Bilanzmilliardär im Sinne des § 23 

Abs. 1 Satz 4 beteiligt mit der Folge, daß das Vor- 
haben der Gründung dieser Unternehmen nicht 
nach § 24 a Abs. i Satz 2 anzumelden war. Auch 
in der Kommanditgesellschaft hätte, lediglich auf 
Anteile gestützt, nur ein Unternehmen, allerdings 
mit einer Bilanzsumme von mehr als einer Milliarde 
DM beherrschenden Einfluß nehmen können. Durch 
die Gesellschaftsverträge aber wurden zunächst 
auch den anderen beteiligten Instituten Mitwir- 
kungsrechte eingeräumt, die ihnen direkte und in- 
direkte Möglichkeiten zu einer gemeinsamen Be- 
herrschung des Immobilienfonds eröffneten. Diese 
Verträge wurden daher als Verbindungen von Un- 
ternehmen beurteilt, aufgrund derer mehrere un- 
mittelbar und mittelbar einen beherrschenden Ein- 
fluß auf ein anderes Unternehmen ausüben konnten 
(§ 23 Abs. 2 Nr. 5). An diesem Zusammenschluß 
waren mehrere Bilanzmilliardäre beteiligt gewesen, 
so daß die Gründung des Fonds nach § 24 a Abs. 1 
Satz 2 hätte angemeldet werden müssen. Da die 
Gründung des Fonds den Instituten nur ohne zeit- 
lichen Aufschub wirtschaftlich sinnvoll erschien, 
haben sie auf Vorschlag des Bundeskartellamtes die 
Gesellschaftsverträge derart geändert, daß alle ge- 
meinsamen Beherrschungsmöglichkeiten über den 
Fonds ausgeschlossen wurden. Durch diese Umge- 
staltung konnte ein anmeldepflichtiger Zusammen- 
schlußtatbestand vermieden werden. Die Anzeige 
der vollzogenen Gründung des Immobilienfonds ist 
noch im Berichtszeitraum vorgenommen worden. 

Die Berliner Handels-Gesellschaft — Frankfurter 
Bank und die Deutsche Genossenschaftskasse, 
Frankfurt/Main, haben folgende Zusammenschluß- 
vorhaben angemeldet; 


1. Erwerb von Anteilen in Höhe von mehr als 
25 V. H. an der Mietfinanz Beteiligungs-GmbH, 
Frankfurt/Main, von einem Konzernunterneh- 
men der Deutschen Genossenschaftskasse durch 
die Berliner Handels-Gesellschaft — Frankfurter 
Bank; 

2. Erwerb von Anteilen in Höhe von mehr als 
25 V. H. an der Mietfinanz GmbH, Mülheiin/Ruhr, 
von der Deutschen Genossenschaftskasse und 
der Berliner Handels-Gesellschaft — Frankfurter 
Bank durch die Mietfinanz Beteiligungs-GmbH. 

Zweck beider Zusammenschlüsse ist die Zusammen- 
fassung der von der Deutschen Genossenschafts- 
kasse und der Berliner Handelsgesellschaft — 
Frankfurter Bank gehaltenen, weniger als 25 v. H. 
betragenden Beteiligungen an der Mietfinanz GmbH 
in einer gemeinsamen Holdinggesellschaft, der 
Mietfinanz Beteiligungs-GmbH, die damit zu mehr 
als 25 V. H. an der Mietfinanz GmbH beteiligt ist. 
Die Mietfinanz GmbH, an der noch zwei andere 
Unternehmen beteiligt sind, ist auf dem Gebiet des 
Mobilien-Leasing tätig. Da eine Änderung der 
Marktstellung der Mietfinanz GmbH nicht zu erwar- 
ten war, ist von einer Mitteilung, daß in die Prüfung 
eingetreten wird, abgesehen worden. 

Die Preussag Aktiengesellschaft, Hannover, hat ihre 
sämtlichen direkten und indirekten Beteiligungen 
an der Lingner-Gruppe an die Beechem Group Ltd , 
Bentford/England, veräußert. Die Lingner-Gruppe 
stellt insbesondere Mundpflegemittel her. Die Bee- 
cham Group ist u. a. ein bedeutender Hersteller von 
dekorativen Kosmetika und Klebstoffen und mit 
Tochtergesellschaften wie Margret Astor AG, Lan- 
caster GmbH, UHU Werk H. und M. Fischer auf 
dem deutschen Markt vertreten. Das Zusammen- 
schlußvorhaben war vorher angemeldet worden. 
Das Bundeskartellamt hat eine Mitteilung nach 
§ 24 a Abs. 2 Satz 1 unterlassen, da angesichts der 
großen Zahl bedeutender Wettbewerber auf dem 
Markt für Kosmetika und Körperpflegeinittel nicht 
zu erwarten ist, daß die Ergänzung des Produktions- 
programms und Mundpflegemittel der Beecham 
Group Ltd. eine marktbeherrschende Stellung ver- 
schafft. 

2. Nicht abgeschlossene Fälle 

Das Bundeskartellamt prüft ein Zusammenschluß- 
vorhaben, durch welches die Mannesmann-Handel 
AG, Düsseldorf, und die Raab Karcher GmbH, Essen, 
in erster Linie ihre Export- und Importgeschäfte mit 
festen Brennstoffen in einem zu gründenden Ge- 
meinschaftsunternehmen zusammenfassen wollen. 
Der den Bestimmungen des Montanunionvertrages 
unterfallende Zusammenschluß unterliegt dem Ge- 
setz gegen Wettbewerbsbeschränkungen, soweit 
das zu gründende Unternehmen den Handel mit 
Ölbindemitteln, Ölalarmzubehör und Korrosions- 
schutzmitteln betreiben soll. 

Die August Thyssen-Hütte AG hat Anfang des 
Jahres ein Bankenkonsortium beauftragt, den Ak- 
tionären der Rheinstahl AG ein öffentliches Kauf- 
angebot zu unterbreiten. Daraufhin hat das Banken- 
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konsortium ira eigenen Namen, jedoch im Auf- 
trag und für Rechnung der August Thyssen-Hütte 
AG ca. 60,5 v. H. des Aktienkapitals der Rheinstahl 
AG erworben. Der unmittelbare Erwerb durch die 
August Thyssen-Hütte AG mußte zunächst unter- 
bleiben, da der Zusammenschluß zwischen den bei- 
den stahlerzeugenden Unternehmen der zwingend 
vorbeugenden Fusionskontrolle nach Artikel 66 
EGKSV unterliegt. Die Komission der Europäischen 
Gemeinschaften hat erst mit Entscheidung vom 
20. Dezember 1973 die Genehmigung nach Artikel 66 
§ 2 EGKSV erteilt. Deshalb befanden sich bei In- 
krafttreten der Novelle die Rheinstahl-Aktien ein- 
schließlich des Stimmrechts noch bei dem Banken- 
konsortium. Die geplante Übertragung auf Thyssen 
fiel damit unter die präventive Fusionskontrolle, 
Nach § 101 Nr. 3 finden allerdings die nationalen 
Vorschriften keine Anwendung auf den Bereich von 
Kohle und Stahl, d. h. bei allen Maßnahmen des 
Bundeskartellamtes gegenüber dem Zusammenschluß 
bleiben dessen Auswirkungen im Montanbereich 
außer Betracht. Für die übrigen Bereiche wird aber 
die Geltung der nationalen Fusionskontrolle durch 
die Anwendbarkeit des Artikels 66 EGKSV nicht 
eingeschränkt. Für Zusammenschlüsse zwischen Un- 
ternehmen, die sowohl im Montanbereich als auch 
in anderen Bereichen tätig sind, gelten also die Vor- 
schriften des Gemeinschaftsrechts und des nationa- 
len Rechts nebeneinander. Die beteiligten Unterneh- 
men haben das Zusammenschlußvorhaben nach 
§ 24 a Abs. 1 Satz 2 angemeldet, dabei allerdings 
auf ihre Rechtsauffassung hingewiesen, wegen der 
Ausgestaltung der Vereinbarung mit dem Banken- 
konsortium und der entsprechenden Abwicklung 
sei der Zusammenschluß bereits vor dem Inkraft- 
treten der Novelle vollzogen worden und deshalb 
nicht mehr nach §§ 23 ff. zu kontrollieren. Das Bun- 
deskartellamt vertritt die gegenteilige Auffassung 
und hat die Prüfung, ob eine marktbeherrschende 
Stellung durch den Zusammenschluß entstanden 
oder verstärkt worden ist, eingeleitet. Sie war am 
Ende des Berichtszeitraums noch nicht abgeschlos- 
sen. 

Die Haindl Papier GmbH, Augsburg, hat nach § 24 a 
Abs. 1 Satz 1 das Vorhaben angemeldet, eine Mehr- 
heitsbeteiligung von knapp 51 v. H. an der E, Holtz- 
mann & Cie. AG, Weisenbachfabrik, zu erwerben. 
Die Prüfung des Zusammenschlußvorhabens hat er- 
geben, daß durch den Zusammenschluß auf dem 
Markt für Zeitungsdruckpapier Marktstellungen im 


Sinne von § 22 Abs. 3 entstehen bzw. verstärkt 
würden. Obwohl beide Unternehmen einen hohen 
Marktanteil und gegenüber den Wettbewerbern 
aufgrund von EG-Zollbestimmungen erleichterten 
Zugang zu den Absatzmärkten haben, konnte we- 
gen fehlender Konzernverbindungen und unter- 
legener Kapitalkraft eine überragende Marktstel- 
lung im Sinne des § 22 Abs. 1 Nr. 2 nicht bejaht 
werden. Die Oligopolvermutung des § 22 Abs. 3 
Nr. 2 ist jedoch nicht widerlegt worden. Das wett- 
bewerbliche Verhalten der Anbieter in der Vergan- 
genheit bei einem nicht unwesentlich geringeren 
Konzentrationsgrad, das zudem im wesentlichen 
auf Paritätsänderungen der Deutschen Mark und 
auf erhebliche Kapazitätsausweitungen der beiden 
am Zusammenschluß beteiligten Unternehmen zu- 
rückzuführen war, wurde nicht als Widerlegungs- 
grund anerkannt. Vielmehr verstärkten strukturelle 
Marktbesonderheiten, insbesondere Zollbestimmun- 
gen die Vermutung des § 22 Abs. 3 Nr. 2. Die Be- 
teiligten haben sich auf die Abwägungsklausel des 
§ 24 Abs. 1 zweiter Halbsatz berufen. Die Prüfung, 
ob Verbesserungen der Wettbewerbsbedingungen 
eintreten werden, die die Nachteile der Marktbe- 
herrschung überwiegen, konnte bis zum Ende des 
Berichtszeitraums nicht abgeschlossen werden. Die 
Unternehmen haben eine Verlängerung der Frist 
für die Untersagung nach § 24 a Abs. 2 Nr. 1 zu- 
gestimmt. Die Obersten Landesbehörden der Länder 
Bayern und Baden-Wüttemberg haben sich nach 
§ 24 Abs. 2 Satz 2 zustimmend zu dem Zusammen- 
schlußvorhaben geäußert. 

Die Girokasse Öffentliche Bank und Sparkasse Stutt- 
gart und die Württembergische Landessparkasse, 
Stuttgart, beabsichtigen sich zu verschmelzen. Dabei 
soll die Girokasse von der Landessparkasse aufge- 
nommen werden. Die Landessparkasse hat im ehe- 
maligen Landesteil Württemberg ein dichtes Zweig- 
stellennetz, während die Girokasse bislang außer- 
halb des Stuttgarter Raumes nicht durch Zweigstel- 
len vertreten ist. Die Verschmelzung bedarf nach 
dem Baden-Württembergischen Landessparkassen- 
gesetz einer Genehmigung durch den Innenminister 
des Landes. Demnach erfolgt der Zusammenschluß 
der beteiligten Anstalten öffentlichen Rechts durch 
Hoheitsakt nach Landesrecht. Das Zusammenschluß- 
vorhaben war daher anmeldepflichtig unabhängig 
von der Umsatzhöhe (§ 24 a Abs. 1 Satz 2 zweiter 
Halbsatz). Die Prüfung des Zusammenschlußvorha- 
bens ist noch nicht abgeschlossen. 
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DRITTER ABSCHNITT 

Die Wettbewerbsbeschränkungen nach Wirtschaftsbereichen 


Bergbauliche Erzeugnisse (21) 

Salz 

Ein Unternehmen der Salzindustrie hatte die Be- 
lieferung einer Salzgroßhandlung mit sofortiger 
Wirkung eingestellt und sich zur Begründung auf 
die Verletzung einer Ausschließlichkeitsvereinba- 
rung durch Bezug von Importsalz berufen. Die Salz- 
großhandlung hatte glaubhaft gemacht, daß diese 
.Vereinbarung nur deswegen zustande gekommen 
war, weil der Salzlieferant bereits damals die so- 
fortige Einstellung der Belieferung angedroht hat. 
Das Bundeskartellamt hat festgestellt, daß der Salz- 
lieferant in dem räumlichen Tätigkeitsbereich der 
gesperrten Salzgroßhandlung sehr hohe Marktanteile 
hat, da die anderen deutschen Salzlieferanten der 
Lage ihrer Salzbergwerke entsprechend andere Ab- 
satzschwerpunkte haben. Diese Salzlieferanten ha- 
ben die Belieferung des gesperrten Salzgroßhändlers 
— zum Teil aus Frachtgründen — abgelehnt. Ein 
Ausweichen auf den Bezug ausländischer Salzsorten 
war nur sehr beschränkt möglich. Das Bundeskartell- 
amt hat den Verstoß gegen die Ausschließlichkeits- 
vereinbarung nicht als Rechtfertigung für eine Liefer- 
sperre anerkannt, da gegen diese Vereinbarung 
selbst wegen ihrer Zielsetzung — Verhinderung von 
Importen — kartellrechtliche Bedenken bestehen. Es 
war zu befürchten, daß die Salzgroßhandlung ihren 
Geschäftsbetrieb nach Erschöpfen der Lagerbestände 
wesentlich einschränken oder sogar einstellen muß. 
Der Wiederaufbau nach positivem Abschluß des 
Verfahrens wäre dann kaum noch möglich gewesen. 
Deswegen hat des Bundeskartellamt bereits zwei 
Wochen nach Einstellung der Lieferungen dem Salz- 
lieferanten durch einstweilige Anordnung nach § 56 
in Verbindung mit §§ 22, 26 Abs. 2 mit sofortiger 
Wirkung aufgegeben, bis zum Abschluß des Ver- 
fahrens Bestellungen der Salzgroßhandlung hinsicht- 
lich genau bezeichneter Salzsorten zu bestimmten, 
sich aus den Preislisten und den mitgeteilten Min- 
destrabatten ergebenden Preisen, zu den Allgemei- 
nen Geschäftsbedingungen und innerhalb bestimm- 
ter im Beschluß festgesetzter Lieferfristen auszu- 
führen. Der Salzlieferant hat die Verfügung befolgt 
und kurze Zeit danach der Salzgroßhandlung die 
unbefristete und unbedingte Belieferung vertraglich 
zugesagt. Daraufhin wurde das Verfahren einge- 
stellt. 


Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe 
Kraft-, Leucht- und Schmierstoffe (22) 

1 . Schmieröle 

Die Verfahren, betreffend die Ausschließlichkeits- 
bindungen für Kraftfahrzeugschmierstoffe in den 


Agenturverträgen der Mineralölgesellschaften und 
in den Lieferverträgen der nicht mit diesen verbun- 
denen Schmierstoffhersteller, Mineralölgroßhändler 
und Tankstellennetze (Tätigkeitsberichte 1966 S. 24; 
1967 S. 38 f.; 1968 S. 35; 1969 S. 49; 1970 S. 49) sind 
eingestellt worden. Die Ermittlungen haben den 
Verdacht nicht bestätigt, daß die Absatzmöglichkei- 
ten der Nur-Schmierstoffhersteller auf dem hier in 
Betracht kommenden Markt für das Angebot von 
Kraftfahrzeugschmierstoffen über den Einzelhandel, 
über Tankstellen und Werkstätten durch die prak- 
tizierten Ausschließlichkeitsbindungen beeinträch- 
tigt sind. Einzelhändler unterliegen keinen derarti- 
gen Bindungen. Beim Absatz über mit Tankstellen 
verbundene Werkstätten werden nur relativ wenige 
Ausschließlichkeitsbindungen und im übrigen nur 
Bindungen vereinbart, die es gestatten, 10 bis 
40 V. H. des Bedarfs von Drittherstellern zu bezie- 
hen. Der Absatz über Tankstellen geschieht in 
90 V. H. der Fälle über Ausschließlichkeitsbindun- 
gen. Durch Auslaufen der im Trend eine Verkür- 
zung der Laufzeit aufweisenden Verträge bieten 
sich, wenn auch in beschränktem Maße, immer wie- 
der neue Absatzmöglichkeiten über Werkstätten und 
Tankstellen. Da eine Unbilligkeit der Marktzugangs- 
beschränkung durch die Ausschließlichkeitsbindun- 
gen von gesellschaftseigenen Tankstellen nicht fest- 
zustellen war, wurden die Verfahren auf Verträge 
mit Haltern partnereigener Tankstellen beschränkt. 
Auch hinsichtlich dieser Verträge erbrachten die 
Ermittlungen keine Anhaltspunkte, die für die Un- 
billigkeit einer Marktzugangsbeschränkung für die 
Nur-Schmierstoffhersteller und Mineralölgroßhänd- 
ler sprechen würden. Bei der Interessenabwägung 
war zu berücksichtigen, daß auch diese Anbieter 
ihren Abnehmern Ausschließlichkeits- und Mengen- 
bindungen auferlegen. Es war daher nicht möglich, 
die Ausschließlichkeitsbindungen nur der großen 
Mineralölkonzerne als unbillig im Sinne des § 18 
anzusehen. Dabei mußte noch in Betracht gezogen 
werden, daß die stärkeren Bindungen der Tankstel- 
lenverwalter in Zukunft an Gewicht verlieren wer- 
den, weil die Zahl der Tankstellen rückläufig ist; 
dagegen nimmt die Zahl der Werkstätten zu. Bei 
ihnen haben die übrigen Schmierstoffanbieter, bei 
denen vielfach eine bemerkenswerte Absatzsteige- 
rung festgestellt wurde, wegen der dort bestehen- 
den geringeren Beschränkungen bessere Marktzu- 
trittschancen. Es bestand daher aus dem Gesichts- 
punkt der Marktöffnung für Nur-Schmierstoffher- 
steller und Mineralölhändler kein Anlaß zum Ein- 
greifen. Nachdem sich ergeben hatte, daß nicht nur 
die ursprünglich betroffenen großen Mineralölge- 
sellschaften, sondern auch die Nur-Schmierstoffher- 
steller und Mineralölhändler Ausschließlichkeits- 
bindungen oder diesen gleichkommende Mengen- 
bindungen für den Absatz von Schmierstoffen ver- 
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einbaren, war zu prüfen, ob durch das Ausmaß der 
insgesamt auf dem Kleinverbrauchermarkt beste- 
henden Bindungen der Wettbewerb wesentlich be- 
einträchtigt wird. Aus diesem Grunde wurde das 
Verfahren auf alle ins Gewicht fallenden Schmier- 
stoffanbieter auf dem Kleinverbrauchermarkt aus- 
gedehnt. Da aber die Absatzmengen von Kraftfahr- 
zeugschmierstoffen nur geschätzt werden können 
und da auch die Zahl der Schmierstoffe vertreiben- 
den Einzelhändler sowie der Werkstätten nicht ge- 
nau erfaßt werden kann, war es nicht möglich, mit 
ausreichender Genauigkeit das Ausmaß der Bindun- 
gen auf dem relevanten Markt festzustellen. Weil 
nur hinsichtlich der Agenturverträge der Mineralöl- 
gesellschaften die hundertprozentige Ausschließlich- 
keit feststeht, hätten angesichts der anders nicht zu 
widerlegenden Behauptung aller Betroffenen, daß 
die Mengenabnahmeverpflichtungen zu 10 bis 
40 V. H. einen anderweitigen Bezug ermöglichen, 
etwa 18 000 bis 20 000 Verträge mit Werkstätten 
daraufhin überprüft werden müssen, inwieweit die 
darin eingegangenen Mengenabnahmeverpflichtun- 
gen einer Ausschließlichkeitsbindung gleichkommen 
oder wenigstens nahekommen. Selbst bei Leistung 
des hierfür erforderlichen Verwaltungsaufwandes 
würde der Sachverhalt notwendigerweise unvoll- 
ständig sein, denn im Augenblick des Abschlusses 
der Prüfung hätten sich die Verhältnisse wieder so 
verändert (neue Mengenabnahmeverpflichtungen, 
Ersatz auslaufender Verträge durch neue Verträge 
usw.), daß das gewonnene Ergebnis nicht verwend- 
bar wäre. Bei diesen Schwierigkeiten hätte nur ge- 
gen die Ausschließlichkeitsbindungen in den Agen- 
turverträgen mit Tankstellen vorgegangen werden 
können. Da die gesellschaftseigenen Tankstellen 
nicht in das Verfahren einbezogen worden waren, 
weil insoweit auch die bei der zweiten Alternative 
des § 18 anzustellende Iiiteressenabwägung eine Un- 
wirksamkeitserklärung nicht tragen würde, hätte 
eine solche Verfügung praktisch nur ein Absatzvolu- 
men von weniger als einem Drittel der gesamten 
am Kleinverbrauchermarkt abgesetzten Menge er- 
fassen können. Selbst wenn die Bindungen des 
Schmierstoffabsatzes dieser Größenordnung als eine 
wesentliche Beeinträchtigung des Wettbewerbs anzu- 
sehen wäre, änderte sidi nichts an der Schwierigkeit, 
eine einigermaßen aktuelle, für die Beurteilung der 
Beeinträchtigung des Wettbewerbs zuverlässige Aus- 
gangslage auf dem Kleinverbrauchermarkt festzu- 
stellen. Da mithin trotz aller Aufklärungsbemühun- 
gen ein auch nur annähernd genaues Ausmaß aller 
Bindungen auf dem Kleinverbrauchermarkt nicht zu 
ermitteln war, sind die Verfahren eingestellt wor- 
den. An der Auffassung des Bundeskartellamtes, 
daß § 18 auf Agenturverträge anwendbar ist, hat 
sich dadurch nichts geändert. 


2. Vergaserkraftstoffe 

Im Zusammenhang mit dem Ende des Berichtszeit- 
raums auch auf dem Markt für Vergaserkraftstoffe 
drohenden Versorgungsschwierigkeiten ist von 
freien Tankstellen Beschwerde darüber geführt wor- 
den, daß sie zwar den allgemeinen Repartierungs- 
grundsätzen (Tätigkeitsbericht 1967, S. 41) formal 


entsprecdiend von inländischen Mineralölgesellschaf- 
ten beliefert werden, jedoch nur zu Preisen, die er- 
heblich höher seien als die Preise, die die Lieferan- 
ten von ihren Vertragstankstellen forderten. Dieser 
Sachverhalt war nach § 26 Abs. 2 Satz 2 zu prüfen. 
Der Gesetzgeber wollte mit dieser neuen Bestim- 
mung dazu beitragen, möglichst vielen Unterneh- 
men Chancen im Wettbewerb zu sichern. Wie aus 
der Entstehungsgeschichte des Satzes 2 des § 26 
Abs. 2 hervorgeht (Drucksache 7/765 S. 10, linke 
Spalte Abs. 2), dachte der Gesetzgeber dabei beson- 
ders an den Mineralölbereich. Den freien Tankstel- 
len würden die Wettbewerbschancen nicht nur da- 
durch genommen, daß sie nicht beliefert werden, 
sondern auch dann, wenn sie Kraftstoffe nur zu Prei- 
sen beziehen könnten, die fühlbar höher sind als 
die Preise, die die Lieferanten ihren Vertragstank- 
stellen berechnen bzw. die sich im Vertrieb auf der 
Grundlage von Handelsvertreterverträgen durch 
Kürzung der Tankstellenpreise um die Tankstellen- 
vertriebskosten ergeben würden. Die Pflicht zur 
Repartierung schließt daher die Pflicht zur Gleichbe- 
handlung in den Preisen ein. Die hierzu geführten 
Verfahren sind im Berichtszeitraum noch nicht abge- 
schlossen worden. 

In der gegen Ende des Berichtszeitraums angespann- 
ten Versorgungssituation im Mineralölbereich mehr- 
ten sich die Klagen darüber, daß Mineralölunterneh- 
men die Belieferung nicht vertragsgebundener Ab- 
nehmer mit Vergaserkraftstoffen und Heizöl von der 
Abnahme von Schmierölen und -fetten abhängig 
machten. Derartige Kopplungsgeschäfte mußten zur 
Folge haben, daß Unternehmen, die als Abnehmer 
von Vergaserkraftstoffen und Heizöl auf bestimmte 
Lieferanten angewiesen sind, als Nachfrager nach 
Schmierölen und -fetten für andere Anbieter dieser 
Produkte ausfallen. Hierdurch wurde der Absatz 
dieser anderen Anbieter von Schmierölen und 
-fetten, insbesondere soweit diese nicht auch Ver- 
gaserkraftstoffe und Heizöl anbieten, beträchtlich 
erschwert. Ihre Verdrängung aus dem Markt war zu 
befürchten. Das Bundeskartellamt hat derartige 
Kopplungsgeschäfte als mißbräuchlich im Sinne von 
§ 22 Abs. 4 beanstandet. Von den Mineralölunter- 
nehmen wurde dazu mitgeteilt, Kopplungsgeschäfte 
der geschilderten Art entsprächen nicht ihren ge- 
schäftlichen Gepflogenheiten. Wenn jedoch in Ein- 
zelfällen von Niederlassungen unter Außerachtlas- 
sung der im Unternehmen geltenden Grundsätze 
solche Geschäfte vorgenommen worden seien, habe 
die Unternehmensleitung nunmehr dafür gesorgt, 
daß zu beanstandende Kopplungsgeschäfte zukünftig 
nicht mehr vorgenommen würden. Das Bundeskar- 
tellamt hat sich von der Wirksamkeit solcher An- 
weisungen überzeugen können. 

3. Schmiermittel 

Das Bundeskartellamt hat gegen zehn Kaufleute 
Geldbußen in Höhe von insgesamt 29 000 DM fest- 
gesetzt. Die Betroffenen haben als selbständige Im- 
porteure von WYNN’S-Erzeugnissen (Schmiermit- 
tel) Ordnungswidrigkeiten nach §§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 1 
begangen. Ein Teil der Betroffenen hat sich in einem 
Vertrag auf Gegenseitigkeit verpflichtet, Gebiets- 
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Verletzungen zu unterlassen, Preise für die gesamte 
Bundesrepublik Deutschland einheitlich festzusetzen 
und diese Mindestpreise nicht zu unterschreiten. Die 
Verpflichtung zur Einhaltung dieser und der übrigen 
Bestimmungen des Vertrages ist durch Vereinbarung 
von Vertragsstrafen in Höhe von 10 000 bis 100 000 
DM gesichert worden. Weitere Betroffene haben 
eine Vereinbarung über die WYNN’S-Arbeitsge- 
meinschaft unterzeichnet. Zweck dieser Vereinba- 
rung war, die Interessen der Firma WYNN’S Bel- 
gium an einheitlicher Werbung, gemeinsamer Ab- 
satz- und Vertriebspolitik und an einem abgestimm- 
ten Preisverhalten zu fördern. Die Vereinbarung 
enthielt ferner die Verpflichtung zu einem gegen- 
seitigen Gebietsschutz. Die Beschlußabteilung hat 
zwar den Betroffenen nicht alle im Vertrag auf Ge- 
genseitigkeit und in der Vereinbarung über die 
WYNN’S-Arbeitsgemeinschaft naher bezeichneten 
wettbewerbsbeschränkenden Verhaltungsweisen 
trotz erheblicher Verdachtsmomente mit der erfor- 
derlichen Sicherheit nachweisen können. Sie hält 
jedoch für erwiesen, daß sich die Betroffenen über 
die Unwirksamkeit der Gebietsschutzvereinbarung 
hinweggesetzt haben. Da die Vereinbarung über die 
WYNN’S-Arbeitsgemeinschaft auf Initiative eines 
Rechtsanwalt zustande gekommen und von ihm mit- 
unterzeichnet worden war, ist auch gegen ihn wegen 
Beteiligung an einer Ordnungswidrigkeit eine Geld- 
buße in Höhe von 5 000 DM festgesetzt worden 
(§§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 1 GWB in Verbindung mit § 9 
Abs. 1 OWiG). Gegen den Beschluß ist Einspruch 
eingelegt worden. 

4. Teererzeugnisse 

Das Bundeskartellamt hat gegen vier Hersteller 
von bituminösen Straßenbaubindemitteln wegen 
Verdachts eines Verstoßes gegen §§ 1, 25 Abs. 1 
Ermittlungen eingeleitet, da die Preise zahlreicher 
Positionen übereinstimmten, und folgendes festge- 
stellt; Kennzeichnend für den speziellen Markt ist 
der sehr erhebliche Rückgang des Bedarfs dieser 
Erzeugnisse infolge der besseren Verwendungs- 
möglichkeiten von Substitutionsprodukten. Markt- 
starke Wettbewerber sind zwei Konzerngesellschaf- 
ten der Deutschen Shell AG bzw. der Esso AG, die 
nicht nur diesen Tochterunternehmen, sondern auch 
deren Wettbewerbern das für die Herstellung von 
Straßenbaubindemitteln notwendige Bitumen lie- 
fern. Bei diesen Erzeugnissen handelt es sich um 
homogene Massenprodukte, die auf einem weit- 
gehend transparenten Markt in sehr intensivem 
Wettbewerb vertrieben werden müssen. Die Ab- 
nehmer sind Straßenbauämter, städtische und ge- 
meindliche Bauverwaltungen sowie Straßenbau- 
unternehmen. Wegen dieser Marktverhältnisse hat 
die Preisliste lediglich eine informierende Funktion. 
Geschäftsabschlüsse werden zwar unter Zugrunde- 
legung von Listenpreisen abgewickelt, aber es be- 
steht ein sehr ausgeprägter Rabattwettbewerb. Die 
Auffassung der vier Unternehmen war deshalb nicht 
zu widerlegen, keine Preise in ihren Preislisten ver- 
öffentlichen zu können, ohne sich vorher über die 
Preisabsichten der Wettbewerber informiert zu ha- 
ben. Die Übereinstimmung in den Preislisten kommt 
danach in der Weise zustande, daß von den markt- 


starken Unternehmen vor einer beabsichtigten Preis- 
änderung Marktuntersuchungen über das Preisver- 
halten von Mitbewerbern angestellt, dem Abneh- 
mer mitgeteilt und von den kleineren Wettbewer- 
bern nach vorangegangenen entsprechenden Unter- 
suchungen übernommen werden. Da der Verdacht 
eines gegen §§ 1, 25 Abs. 1 zu beurteilenden Ver- 
haltens nicht mehr aufrechterhalten werden konnte, 
ist das Verfahren eingestellt worden. 


Steine und Erden (25) 

1. Natursteine 

Der Deutsche Naturwerkstein- Verband e. V., Würz- 
burg, hat seinen im Jahre 1968 gestellten Antrag 
(Tätigkeitsbericht 1968 S. 37) auf Eintragung von 
Wettbewerbsregeln in das Kartellregister zurück- 
genommen. Die Mitglieder haben sich auf eine ein- 
heitliche Festlegung des Textes der Wettbewerbs- 
regeln, der den Bedenken des Bundeskartellamtes 
Rechnung getragen hätte, nicht einigen können. 

Bei der Prüfung des Antrages auf Erlaubnis eines 
Rationalisierungskartells von sechs in der Nord- 
hessischen Basalt-Union GmbH, Kassel, zusammen- 
geschlossenen Unternehmen hatte sich herausge- 
stellt, daß diese Unternehmen auch an einem Ver- 
trag der Nordhessischen Asphaltmischwerke GmbH 
& Co. KG, Kassel, über die Herstellung und den 
Vertrieb von Asphaltmischgut beteiligt waren, der 
unter § 1 fallende Wettbewerbsbeschränkungen ent- 
hielt (Tätigkeitsbericht 1970 S. 50). Durch Änderung 
des Vertragstextes ist der Wille der Vertragschlie- 
ßenden klargestellt worden, sich auch des Anscheins 
einer Wettbewerbsbeschränkung zu enthalten. Sie 
haben zu diesem Zweck der KG im Rahmen einer 
Nutzungsvereinbarung ihre Produktionsanlagen 
ohne besonderes Entgelt zur Verfügung gestellt. 
Nach der Bereinigung dieses Komplexes konnte 
auch das Erlaubnisverfahren der Nordhessischen 
Basalt-Union GmbH weitergeführt und die Erlaub- 
nis zu dem Kartellvertrag für die Dauer von drei 
Jahren mit einer Reihe von Auflagen erteilt werden. 
Das Bundeskartellamt hat festgestellt, daß hier ver- 
gleichbare Voraussetzungen vorliegen, wie sie zur 
Erteilung der Erlaubnis zu den Kartellverträgen der 
Basalt-Union GmbH, Bonn, und der Nordbayerischen 
Basalt-Union GmbH, Würzburg, geführt haben (Tä- 
tigkeitsbericht 1960 S. 66; 1963 S. 20; 1966 S. 25; 
1969 S. 50). Von der Durchführung des Kartellver- 
trages ist eine wesentliche Hebung der Wirtschaft- 
lichkeit und Leistungsfähigkeit der sechs angeschlos- 
senen Unternehmen zu erwarten. Durch die Auf- 
tragssteuerung der Verkaufsstelle wird dasjenige 
Werk zur Lieferung herangezogen, das durch seine 
von ihm hergestellten Sorten von Basaltgestein, 
seine Produktionskapazität, seine technische Aus- 
rüstung und durch seine Verkehrslage zum Abneh- 
mer zur Ausführung eines Auftrages am besten ge- 
eignet ist. Durch die Verfügungsgewalt über die 
Produktion der einzelnen Gesellschafter kann die 
Verkaufsstelle zur Erledigung von Großaufträgen 
alle geeigneten Werke heranziehen, die allein zur 
fristgerechten Belieferung von Großbaustellen nicht 
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in der Lage wären. Durch den Kartellvertrag wird 
ferner die Wettbewerbsfreiheit der einzelnen Mit- 
glieder nur insoweit ausgeschlossen, als es sich um 
Lieferungen in das Vertragsgebiet handelt, das sich 
auf den Raum Nordhessen beschränkt, so daß ein 
wesentlicher Teil der Produktion überhaupt nicht 
unter den Kartellvertrag fällt. 

2. Zement 

Das Ergebnis der Prüfung, ob das Abfertigungs- 
spediteursystem süddeutscher Zementhersteller und 
die damit verbundene Verweigerung der Selbst- 
abholung von Silozement (Tätigkeitsbericht 1972 
S. 56) gegen §§ 22 und 26 Abs. 2 verstößt, ist den 
Beteiligten mitgeteilt worden. Danach sind die be- 
troffenen süddeutschen Zementhersteller als markt- 
beherrschende Unternehmen nach § 22 Abs. 2 an- 
zusehen. Sie überschreiten auch das Vermiitungs- 
kriterium für Marktbeherrschung des § 22 Abs. 3 
Nr. 2 Buchstabe a erheblich. Darüber hinaus findet 
auf sie auch § 26 Abs. 2 Satz 2 Anwendung. Denn 
für Zementabnehmer, die eine Selbstabholung von 
Silozement wünschen, bestehen in großen Teilen 
des süddeutschen Zementmarktes keine ausreichen- 
den und zumutbaren Möglichkeiten, auf andere Un- 
ternehmen auszuweichen. Die Verweigerung der 
Selbstabholung von Silozement verstößt gegen § 26 
Abs. 2. Denn unter Abwägung aller mit der Durch- 
setzung des Abfertigungsspediteursystenis für die 
Hersteller verbundenen Vorteile mit den gleichzei- 
tig vor allem für Abnehmer eintretenden Nachteilen 
ergibt sich unter Einbeziehung der daraus für den 
Wettbewerb auf dem Zementmarkt und dem Markt 
für Silozementtransporte herzuleitenden negativen 
Auswirkungen eindeutig eine unbillige Behinderung 
der Zementabnehmer in einem Geschäftsverkehr, 
der gleichartigen Unternehmen in anderen Gebieten 
üblicherweise zugänglich ist. Besonders aufschluß- 
reich ist in diesem Zusammenhang die Entv/ickking 
im rheinisch-westfälischen Raum. Das im Jahre 1965 
im Bereich der damals noch bestehenden Uberläufer- 
kartelle der westfälischen Portlandzenientindustrie 
und der rheinischen Hüttenzementindustrie überein- 
stimmend eingeführte Abfertigungsspediteursystem, 
bei welchem sich seinerzeit keine konkreten An- 
haltspunkte für ein mißbräuchliches Verhalten fest- 
stellen ließen (Tätigkeitsbericht 1965 S. 26/27), hat 
sich nach Auflösung der beiden Syndikate unter 
Wettbewerbsbedingungen nur in einem geringen 
Umfang aufrechterhalten lassen. Die bisherigen Er- 
fahrungen rechtfertigen die Schlußfolgerung, daß 
die lückenlose Durchsetzung eines Abfertigungsspe- 
diteursystems bei Zement immer nur durch ent- 
sprechende Maßnahmen bzw. Eingriffe von markt- 
beherrschenden Kartellen oder Unternehmen möglich 
war. Die angekündigten Maßnahmen des Bundes- 
kartellamtes richten sich daher auch nicht gegen das 
Abfertigungsspediteursystem bei Zement als sol- 
ches, sondern nur gegen dessen lückenlose Durch- 
setzung mittels wirtschaftlicher Macht. Dadurch sol- 
len die süddeutschen Zementhersteller zu einem 
im Sinne des Vergleichsmarktkonzeptes wettbe- 
werbskonformen Verhalten veranlaßt werden. Zu- 
gleich würde damit auch zusätzlichen Bedenken des 
Bundeskartellamtes gegen die Praktizierung des Ab- 


fertigungsspediteursystems in seiner gegenwärtigen 
Form Rechnung getragen, die darin bestehen, daß 
eine neue marktbeherrschende Stellung auf einem 
nachgelagerten Markt, nämlich dem für Silozement- 
transporte, geschaffen wird, und daß die eigene 
marktbeherrschende Stellung der süddeutschen Ze- 
pientindustrie ausgebaut und abgesichert wird. In 
dieser weiteren und zusätzlichen Monopolisierung 
von Märkten ist ein mißbräuchliches Verhalten nach 
§ 22 Abs. 5 zu sehen. Das Verfahren ist noch nicht 
abgeschlossen. 

In einem Verfahren nach § 37 a wurde niedersächsi- 
'schen Zementunternehmen die Durchführung von 
Verträgen untersagt, die einen gemeinsamen Ze- 
mentvertrieb über eine Verkaufsgesellschaft in der 
rechtlichen Form eines Eigenhändlers zum Gegen- 
stand haben. Die Zementindustrie hatte nach Auf- 
hebung ihrer Syndikate (Tätigkeitsbericht 1967 
S. 16, 44; 1968 S. 11, 37; 1969 S. 20) regionale Ver- 
kaufsgesellschaften gegründet, bei denen die jeweils 
beteiligten Zementunternehmen anders als bei den 
früheren Syndikaten wettbewerbsbeschränkenden 
Andienungsverpflichtungen nicht mehr unterlagen. 
Zum Teil sind diese Verkaufsgesellschaften als 
Agenturen, zum Teil als Eigenhändler errichtet wor- 
den. Soweit sie als Agenturen durch Vermittlung 
von Verkäufen tätig werden, ist das Recht der Ge- 
sellschafter, Vertragserzeugnisse auch im Direktge- 
schäft abzusetzen, sowie die Preissetzungsbefugnis 
des einzelnen Gesellschafters einschließlich seines 
Rechts zur Gewährung von Preisnachlässen vertrag- 
lich gesichert. Soweit die Verkaufsgesellschaften als 
selbständige Eigenhändler gegründet wurden, ist 
geregelt, daß diese die von jedem Gesellschafter 
nach Umfang und Zeit in eigener Entscheidung zum 
Verkauf angebotenen Zementmengen zu deren Ab- 
Werk-Preisen beziehen und zu einem Verkaufspreis 
in eigenem Namen und für eigene Rechnung vertrei- 
ben. Zu prüfen war, ob die aus einem horizontalen 
•und vertikalen Vertragskomplex bestehende Ver- 
triebskooperation mit einer in Form eines Eigen- 
händlers gegründeten Verkaufsgesellschaft nach § 1 
unwirksam ist. Anlaß war die Feststellung, daß die 
Ab-Werk-Preise der Gesellschafter übereinstimm- 
ten. Für eine Preisabsprache der Gesellschafter sowie 
für eine Abnahmepflicht des Eigenhändlers unter 
Berücksichtigung von Lieferquoten lagen Anhalts- 
punkte nicht vor. Eine spezielle Vereinbarung über 
den Preis war auch nicht notwendig. Denn eine Ver- 
triebskooperation von Wettbewerbern in der recht- 
lichen Form eines Eigenhändlers kann nach Auffas- 
sung des Bundeskartellamtes nur existieren, wenn 
entweder die Gesellschafter zu einheitlichen Ab- 
Werk-Preisen an die Verkaufsgesellschaft verkau- 
fen oder bei unterschiedlichen Ab-Werk-Preisen der 
Verkaufspreis der Verkaufsgesellschaft sich nach 
dem höchsten Ab-Werk-Preis eines Gesellschaf- 
ters ausrichtet. Anderenfalls würde die Verkaufs- 
gesellschaft Vertragserzeugnisse nur bei den 
preisgünstigsten Gesellschaftern beziehen und 
damit die gesellschaftliche Beteiligung der ande- 
ren Gesellschafter an der Eigenhändler-Verkaufs- 
gesellschaft auf die Kapitalbeteiligung beschrän- 
ken. Diese tatsächliche Handhabung ist logi- 
sche Voraussetzung einer Eigenhändler-Verkaufs- 
gesellschaft und damit Grundlage des Vertrages. 
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Mit der Gründung der Eigenhändler-Verhaufsgesell- 
schaft haben die Gesellschafter im vorliegenden 
Falle ihre Freiheit zur wettbewerblichen Betätigung 
auf dem Markt beschränkt, weil sie in dem Umfang, 
in dem sie Vertragsware an die Verkaufsgesellschaft 
verkaufen, einen einheitlichen Ab-Werk-Preis ein- 
halten und damit grundsätzlich zugleich den Ver- 
kaufspreis der Gesellschaft bestimmen. Die Fest- 
legung des Ab-Werk-Preises als Vertragsgrundlage 
wurde von der Willenseinigung bei Abschluß der 
Verträge über den gemeinsamen Zementvertrieb 
mitumfaßt und ist auch ohne verbale Erwähnung 
Inhalt des Vertrages. Da die Gesellschafter des 
Eigenhändlers danach für die über die Gesellschaft 
abgesetzten Warenmengen ihren Preiswettbewerb 
beschränken, ist die in dieser Form gegründete Ver- 
triebskooperation als Kartellvertrag untersagt wor- 
,den. Gegen die Untersagungsverfügung ist Be- 
schwerde eingelegt worden. 

Der steigende Trend, im Hoch- und Tiefbau anstelle 
des auf der Baustelle gefertigten Betons den in sta- 
tionären Mischanlagen hergestellten und in Spezial- 
fahrzeugen zum Bauobjekt beförderten Transport- 
beton zu verwenden, hat zu einer Gründung einer 
Vielzahl von Gemeinschaftsunternehmen geführt. 
Gründer der Transportbetonunternehmen sind meist 
Hersteller von Frischbeton, deren eigene Mischan- 
lage zur Bedarfsdeckung ihrer Abnehmer nicht mehr 
ausreicht und die eine Produktion in größerem Um- 
fang aufnehmen wollen, ferner Unternehmen der 
Baustoffindustrie, die Zement und Kies an Trans- 
portbetonwerke liefern und durch ihre gesellschaft- 
liche Beteiligung den Dauerabsatz ihrer Erzeugnisse 
erstreben, sowie in nicht geringer Anzahl Bauunter- 
nehmer und Baustoffhändler. Die Gesellschaftsver- 
träge enthalten, wie die Kartellbehörden festgestellt 
haben, oft wettbewerbsbeschränkende Vereinbarun- 
gen der Gesellschafter, u. a. Abnahmeverpflichtun- 
igen, Verpflichtungen zur Stillegung eigener Anla- 
gen, Kapazitätserweiterungs- und Errichtungsverbote 
und Konkurrenzverbote. Da die Lieferentfernung 
bei der Beförderung von Transportbeton in Fahr- 
mischern aus technischen Gründen gegenwärtig auf 
rund 15 km vom Werk begrenzt ist, sind sowohl das 
Bundeskartellamt als auch die Landeskartellbehör- 
den mit der kartellrechtlichen Prüfung der Gemein- 
schaftsunternehmen befaßt. Diese Prüfungen haben 
im Berichtszeitraum in einer Reihe von Fällen be- 
reits zu einer Bereinigung der Gesellschaftsverträge 
geführt, bei der die Interessen an der Funktions- 
fähigkeit der Transportbetonunternehmen und an 
der Erhaltung der wettbewerblichen Handlungsfrei- 
heit der Gesellschafter berücksichtigt worden sind. 

Wegen verbotener Empfehlung von Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen ist gegen den Geschäftsführer 
eines Verbandes der Beton- und Fertigteilindustrie 
eine Geldbuße festgesetzt worden. Der Betroffene 
hatte Geschäftsbedingungen für den Verkauf be- 
stimmter Produkte der Verbandsmitglieder zusam- 
mengestellt und auf dem Verbandswege veröffent- 
licht. Die Mitgliedsunternehmen haben die Kondi- 
tionen zur Geschäftsgrundlage ihrer Verkäufe ge- 
macht und damit die Verbandsempfehlung befolgt. 
Aufgrund der Empfehlung ist ein Marktverhalten 
der Verbandsmitglieder bewirkt worden, das bei 


einer entsprechenden vertraglichen Regelung einen 
Kartellvertrag dargestellt hätte. Der Bußgeldbe- 
scheid ist unanfechtbar. Die nach der Kartellgesetz- 
novelle eingeführte Möglichkeit der Anmeldung 
von Konditionsempfehlungen durch Wirtschafts- 
und Berufsvereinigungen nach § 38 Abs. 2 Nr. 3 n. F. 
hatte für den Betroffenen und seinen Verband noch 
nicht bestanden. 


Eisen und Stahl (27) 

1. Stahlrohre 

Das Bundeskartellamt hatte 1970 gegen ein deut- 
sches Unternehmen der Stahlindustrie, eines seiner 
Vorstandsmitglieder sowie einen leitenden Ange- 
stellten Geldbußen verhängt, weil das Unternehmen 
nach Überzeugung des Bundeskartellamtes sich an 
einem weltweiten Exportkartell über bestimmte 
Rohrsorten mit Quoten- und Preisregelungen be- 
teiligt hatte, ohne durch Anmeldung nach § 6 Abs. 1 
eine Legalisierung herbeigeführt zu haben (Tätig- 
keitsbericht 1971 S. 53 f.). Vom Kammergericht wa- 
ren die Betroffenen auf ihren Einspruch freigespro- 
chen worden, weil ein Kartellvertrag nicht zustande 
gekommen sei und weil Exportkartelle, die sich nur 
auf Lieferungen in Auslandsmärkte beziehen, nicht 
unter das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen fielen. Im Rechtsbeschwerdeverfahren ist der 
Bundesgerichtshof der Rechtsauffassung des Kam- 
mergerichts dahin gefolgt, daß das Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen nicht auf Exportkar- 
telle anwendbar ist, für die eine Inlandswirkung 
nicht festgestellt werden kann. Der Bundesgerichts- 
hof unterscheidet zwischen „Regelung des Wettbe- 
werbs" und „Auswirkungen" eines Vertrages in 
räumlicher Hinsicht. Danach liegt ein „reines" Ex- 
portkartell (§ 6 Abs. 1) vor, wenn ein Vertrag sich 
auf die Regelung des Wettbewerbs außerhalb des 
Geltungsbereichs des Gesetzes gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen auf Märkten außerhalb dieses Ge- 
setzes beschränkt. Das Gesetz gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen sei auf derartige Verträge im Ein- 
zelfall nur dann anwendbar, wenn sie sich zusätzlich 
in seinem Geltungsbereich auswirken. Demgegen- 
über stehe § 6 Abs. 2, der „eine Regelung inner- 
halb und außerhalb dieses Geltungsbereichs im 
Auge hat". Exportkartelle nach § 6 Abs. 2 fielen 
damit uneingeschränkt unter das Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen. Nach Meinung des 
Bundesgerichtshofs muß die Inlandsauswirkung im 
Sinne des § 98 Abs. 2 in einer Beeinträchtigung auch 
des inländischen freien Wettbewerbs bestehen. Das 
sei dann der Fall, wenn die Betätigungsfreiheit von 
unbeteiligten dritten Unternehmen auf dem inlän- 
dischen Markt in bezug auf die Herstellung und 
den Vertrieb beeinträchtigt sei oder werden könne. 
Im vorliegenden Fall hätten sich keinerlei beschrän- 
kende Auswirkungen auf den Wettbewerb der be- 
treffenden Spezialrohre im Inland ergeben, da das 
betreffende Unternehmen für diese Erzeugnisse eine 
Monopolstellung besäße. Dritte hätten damit keine 
Einengung ihrer Chancen als Wettbewerber hin- 
nehmen müssen. Darum hat der Bundesgerichtshof 
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die Frage nicht entschieden, ob im Rahmen des § 98 
Abs. 2 eine tatsächliche Inlandswirkung nachgewie- 
sen sein muß oder ob eine Eignung für eine Wett- 
bewerbsbeschränkung im Inland ausreicht. Auf die 
vom Kammergericht erörterte Frage, ob ein Kartell- 
vertrag zustande gekommen war, ist der Bundes- 
gerichtshof nicht eingegangen. 

2. Gewinderohre 

Das Bundeskartellamt hat beim Deutschen Normen- 
ausschuß darauf hingewirkt, daß die von einem 
Fachnormenausschuß herausgegebenen DIN-Nor- 
menblätter für Gewinderohre dahin abgeändert wur- 
den, daß sie nicht mehr die in den Beiblättern vor- 
gesehene namentliche Aufführung derjenigen Her- 
steller enthalten, die den Normen entsprechende 
Gewinderohre herstellen. Der Fachnormenausschuß 
hatte die Beiblätter herausgegeben, obwohl nor- 
malerweise die DIN-Normenblätter derartige Bei- 
blätter mit der Liste der Hersteller nicht enthalten. 
Das Bundeskartellamt sah in der namentlichen Auf- 
führung der nach den festgesetzten Normen Ge- 
winderohre herstellenden Unternehmen eine Emp- 
fehlung, die zur Erschwerung des Verkaufs noch 
nicht normgerechter, insbesondere importierter 
Rohre führte. Da die Importe eine entscheidende 
Wettbewerbsbelebung auf dem relevanten Markt 
bringen, wären Einengungen hinsichtlich des Ver- 
kaufs von Importrohren geeignet gewesen, die 
Marktverhältnisse zu beeinträchtigen. Der Normen- 
ausschuß hat auf die Herausgabe der Beiblätter 
verzichtet. 

3. Radsätze und Radreifen 

Die Erlaubnis zu dem Rationalisierungskartell der 
Deutschen Radsatz- und Radreifen-Gemeinschaft 
e. V. (Tätigkeitsberichte 1960 S. 71, 1964 S. 20, 1970 
S. 53) wurde zum dritten Mal bis zum 30. November 
1976 verlängert. Dem Kartell gehören sechs Mit- 
glieder an, von denen drei neben Radsätzen und 
ihren Einzelteilen auch Radreifen hersteilen. Die 
Mitglieder haben sich untereinander verpflichtet, 
Aufträge der Deutschen Bundesbahn nur im Rahmen 
eines zentralen Bestellverfahrens auszuführen. Da- 
bei werden Preise, Zahlungs- und Lieferbedingun- 
gen und die Anteile der einzelnen Mitgliedsunter- 
nehmen an den Lieferungen für die Deutsche 
Bundesbahn von der Geschäftsführung des Kartells 
festgelegt. Die Deutsche Bundesbahn ist wie bisher 
der weitaus größte Nachfrager des Inlandes an 
rollendem Eisenbahnzeug. Die Erlaubnis wurde ver- 
längert, weil die Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 
und 3 auch weiterhin vorliegen. Denn die Bestell- 
mengen der Deutschen Bundesbahn schwanken je 
nach Bedarf und den verfügbaren Mitteln von Jahr 
zu Jahr um das Mehrfache und unterliegen auch 
innerhalb eines Jahres großen Schwankungen. Nur 
durch das zentrale Bestellverfahren innerhalb des 
Kartells ist in den nächsten drei Jahren, in denen 
wieder extreme Bedarfsschwankungen zu erwarten 
sind, eine verhältnismäßig ausgleichende Auslastung 
und damit wirtschaftliche Produktion der verschie- 
den kapazitätsstarken Kartellmitglieder mit der 


Folge einer preisgünstigen, termingerechten und zu- 
verlässigen Belieferung der Deutschen Bundesbahn 
zu erreichen. Durch die von der Geschäftsführung 
des Kartells gesteuerte unterschiedliche Beteiligung 
der Mitgliedsunternehmen an den Aufträgen der 
Deutschen Bundesbahn und die Verteilung der Auf- 
träge nach Kapazitätslage der Unternehmen werden 
die Betriebe bestmöglich ausgelastet, so daß sie 
keine unwirtschaftlichen Reservekapazitäten vorzu- 
halten brauchen. Die erreichte Rationalisierung 
zeigte sich in wesentlich gehobener Leistungsfähig- 
keit und Wirtschaftlichkeit besonders in Vergleichen 
mit Außenseiterangeboten, wobei die Kartellpreise 
merklich niedriger lagen. 


NE-^Metalle und -Metallhalbzeug (28) 

1. Aluminium-Blockmetall 

Das Bundeskartellamt hatte im Jahre 1971 gegen 15 
an dem Marktinformationsverfahren Aluminium- 
Blockmetall beteiligte Unternehmen Bußgeldbe- 
scheide erlassen (Tätigkeitsbericht 1971 S. 55). Die 
Betroffenen hatten Einspruch beim Kammergericht 
eingelegt. Der Einspruch wurde zurückgenommen. 
Die Bußgeldbescheide sind damit rechtskräftig ge- 
worden. Das Meldeverfahren ist in Verhandlungen 
mit dem Bundeskartellamt so umgestaltet worden, 
daß die wettbewerblich relevante Handlungsfrei- 
heit nicht mehr beschränkt wird. 

2. Hüttenaluminium 

Die Hersteller von Hüttenaluminium haben die Ein- 
tragung von Wettbewerbsregeln nach § 28 Abs. 3 
beantragt^). Die Antragsteller wollen in Gruppe A 
dieser Regeln ihre Auffassung zum Ausdruck brin- 
gen, was sie als unlauteren Wettbewerb betrachten 
werden. In einem Verpflichtungs- und Rechtsschutz- 
vertrag wollen sie den in den Wettbewerbsregeln 
vertretenen Auffassungen beitreten und sich ver- 
pflichten, die in den Regeln für unlauter bezeich- 
neten Handlungen zu unterlassen. Der Vertrag sieht 
darüber hinaus die Beantragung von Verfahren zur 
objektiven Tatbestandsfeststellung und Beurteilung 
praktischer Fälle von Zuwiderhandlungen gegen die 
Regeln vor. Gruppe B der Regeln enthält in der 
Form unverbindlicher Ratschläge allgemeine Grund- 
sätze für die individuelle und autonome Entschei- 
dung über Preisfestsetzung und Vertrieb von Mas- 
sengütern, die den Leistungswettbewerb fördern 
und dazu beitragen sollen, Wettbewerbsverfälschun- 
gen zu vermeiden. 


Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke, 
Stahlverformung (30) 

Edelstahlrohre 

Das Bundeskartellamt hat der Anmeldung eines 
Rabatt- und Konditionskartells von zwölf lagerhal- 
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tenden Edelstahlrohrhändlern nicht widersprochen^). 
Die Unternehmen vertreiben die betroffenen Er- 
zeugnisse auch über eine nachgeordnete Handeis- 
stufe, vornehmlich aber unmittelbar an gewerb- 
liche Verbraucher im Bereich der Maschinenindu- 
strie und der Chemie. Für den Geschäftsverkehr 
mit der Handelsstufe, die kein Lagergeschäft be- 
treibt, ist ein Rabatt in Höhe von 3 v. H. vor- 
gesehen. Daneben sind für Abnahmen ab 20 bis 
1 499,9 m kg Mindermengenaufpreise festgelegt 
worden. Die Aufpreise bewegen sich zwischen 
50 V. H. in der untersten und 3 v, H. in der obersten 
Stufe. Die weiteren Regelungen erstrecken sich auf 
die Berechnung des Legierungszuschlags und der 
Verpackungskosten. Zum Widerspruch bestand kein 
Anlaß, nachdem das Kartell die ursprünglich weiter- 
gehenden Regelungen erheblich reduziert hatte 
(Tätigkeitsbericht 1972 S. 57) und eine eingehende 
Prüfung des Mindermengengeschäfts ergeben hatte, 
daß von dem Kartell eine den Marktverhältnissen 
nicht angemessene Verteuerung der Effektivpreise 
nicht ausgeht. Nach Auswertung der angestellten 
Erhebungen kann davon ausgegangen werden, daß 
bereits vor Inkrafttreten des Kartells individuell 
Mindermengenaufschläge erhoben worden sind und 
diese im Durchschnitt der durch das Kartell fest- 
gelegten Höhe entsprochen haben. Ein Ausschluß 
des letzten funktionsfähigen Wettbewerbs ist vor 
allem deshalb nicht zu befürchten, weil die von den 
Unternehmen als „Marktrabatt" bezeichneten Nach- 
lässe weiterhin dem Spiel des Wettbewerbs ausge- 
setzt sind. Unter diesen Umständen konnten die ab- 
lehnenden Stellungnahmen der Verbände der ge- 
werblichen Abnehmer nicht dazu führen, dem Ra- 
batt- und Konditionenkartell zu widersprechen. 


I mens von der Teilnahme an der Ausschreibung 
: gänzlich ab. Nach den Feststellungen des Bundes- 
I kartellamtes haben sich die persönlich Betroffenen 
! im Rahmen einer fortgesetzten Handlung bei 48 
! Bauprojekten über die Unwirksamkeit der zugrun- 
I de liegenden Absprache hinweggesetzt und damit 
j Ordnungswidrigkeiten nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 in 
I Verbindung mit § 1 begangen. Ein Betroffener hat 
I sich der Verletzung der Aufsichtspflicht in bezug auf 
i die Einhaltung kartellrechtlicher Bestimmungen in 
I seinem Unternehmen schuldig gemacht und damit 
: nach § 33 OWiG ordnungswidrig gehandelt. Bei der 
I Höhe der Geldbußen mußte im Rahmen der indivi- 
j duell unterschiedlichen Zumessimgsgründe auch die 
' beträchtliche Sozial Schädlichkeit der festgestellten 
Verhaltensweisen berücksichtigt werden. Nach § 26 
I OWiG waren als Nebenfolge der Ordnungswidrig- 
keiten Geldbußen auch gegen die von den persön- 
lich Betroffenen vertretenen Unternehmen festzu- 
setzen. Mit Rücksicht auf die zugrunde liegenden 
schwerwiegenden Gesetzesverletzungen war eine 
weitgehende Ausschöpfung des vorgesehenen Buß- 
geidrahmens geboten. Von der Einbeziehung etwa 
erzielter Mehrerlöse mußte abgesehen werden, da 
die anyebotonen höchst individuellen Leistungen 
keinen sicheren Vergleich mit den übrigen Angebo- 
ten zulassen und sicii der Mehrerlös deshalb einer 
zuverlässigen Schätzung entzieht. 


Maschinenbauerzeugnisse (32) 

1. Gasturbinen und Verdichter 


Stahlbauerzeugnisse (31) 

Das Bundeskartellanit hat Geldbußen in Höhe von 
insgesamt 316 000 DM gegen drei Unternehmen des 
Stahlinnenausbaugewerbes sowie gegen sechs in 
diesen Betrieben tätige oder tätig gewesene Per- 
sonen festgesetzt. Aufgrund des mit Hilfe richter- 
licher Durchsuchungs- und Beschlagnahmeanord- 
nungen sichergestellten Beweismaterials hält es das 
Amt für erwiesen, daß die betroffenen Unternehmen 
während eines Zeitraumes von etwa drei Jahren 
fortgesetzt handelnd und in wechselnder Beteiligung 
in unzulässiger Weise sich insgeheim darüber ver- 
ständigt hatten, wie sie sich gegenüber den für sie 
interessanten Ausschreibungen von Stahlinneiiaus- 
bau-Aufträgen verhalten sollten. In den ihnen ge- 
eignet erscheinenden Fällen kamen sie überein, sich 
wechselseitig bei der Bewerbung um den jeweiligen 
Auftrag zu begünstigen. Im Verhältnis der Betei- 
ligten zueinander sollte grundsätzlich dasjenige 
Unternehmen zum Zuge kommen, das bereits Pro- 
jektierungsarbeiten geleistet hatte, weil diese we- 
gen der speziellen Objektbezogenheit nicht uner- 
hebliche Aufwendungen erforderlich machen. Um 
dieses Ergebnis zu erreichen, gaben die im Einzel- 
fall zurücktretenden Unternehmen Schutz angebote 
ab oder sahen zugunsten des geschützten Unterneh- 
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I Zwei auf dem Gebiet des Turbomaschinenbaus tätige 
Unternehmen haben eine gemeinsame Gesellschaft 
für Entwicklung, Konstruktion und Vertrieb von 
Gasturbinen und Verdichtern gegründet. Das Todi- 
terunternehmen, das über eigene Produktionsstätten 
nicht verfügt, läßt die Erzeugnisse in den Betrieben 
der beiden Gesellschafter fertigen. In einer der 
' Gründling des Gemeinschaftsunternehmens voran- 
gehenden Vereinbarung war eine Produktions- 
aufteilung festgclegt. Sie wies einem der Gesell- 
schafter bestimmte Gasturbinen und Verdichter so- 
wie andere Erzeugnisse, dem anderen Radialver- 
dichter, Gasturbinen anderer Bauart und weitere 
Erzeugnisse zu. Der Vertrag sah ferner die Über- 
tragung des Dampfturbinenbaus von einem auf den 
anderen Partner innerhalb eines gewissen Zeit- 
raumes vor. Gegen diese Regelungen wie auch 
gegen die in dieser Vereinbarung vorgesehene Zu- 
sammenfassung von Entwicklung, Konstruktion und 
Vortrieb von Gasturbinen und Verdichtern durch 
Übertragung auf das Gemeinschaftsunternehmen hat 
das Bundeskartellamt Bedenken nach § 1 erhoben. 
Die Produktionsaufteilung und die Übertragung des 
Dampfturbinenbaus von einem auf den anderen 
Partner waren als Regelungen zum gemeinsamen 
Zweck der Rationalisierung anzusehen, die die be- 
teiligten Unternehmen an der Herstellung der dem 
Vertragspartner vorbehaltenen Erzeugnisse hindert. 

I Die Zusammenfassung von Entwicklung, Konstruk- 
, tion und Verkauf bei dem Tochterunternehmen war 
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dahin auszulegon, daß sie eine Verpflichtung der 
Muttergesellschaften begründe, zugunsten des Toch- 
terunternehmens in den genannten Bereichen nicht 
mehr tätig zu werden. Der Klarstellung bedurfte 
deshalb, ob das zu rationalisierender Auftragsver- 
gabe verpflichtete Gemeinschaftsunternehmen Fer- 
tigungsaufträge nicht nur an die Gesellschafter, son- 
dern auch an Dritte vergeben darf. Das Verfahren 
konnte eingestellt werden, nachdem die beteiligten 
Unternehmen durch Vertragsänderungen und zu- 
sätzliche Erklärungen den Bedenken des Bundeskar- 
tellamtes Rechnung getragen hatten. Sie haben die 
über die Produktionsaufteilung getroffenen Rege- 
lungen aufgehoben und verbindlich bestätigt, daß 
das Gemeinschaftsunternehmen außerhalb der Li- 
zenzfertigung in der Auftragsvergabe frei ist. Da 
die hinsichtlich der Übertragung des Dampfturbinen- 
baus bestehenden Bedenken im wesentlichen aus 
der vereinbarten Produktionsaufteilung resultierten, 
wurden sie mit deren ersatzloser Aufhebung gegen- 
standslos. Schließlich wurde verbindlich bestätigt, 
daß jeder Vertragspartner berechtigt bleibt, in Ent- 
wicklung, Konstruktion und Verkauf von Gastur- 
binen und Verdichtern auch außerhalb des Gemein- 
schaftsunternehmens selbständig tätig zu werden. 
Das Verfahren ist eingestellt worden. 


?. Druckluftwerkzeiige 

Vier Unternehmen der Maschinenbauindustrie ha- 
ben einen Vertrag geschlossen, in dem sie sich in der 
Herstellung von Druckluftwerkzeugen spezialisie- 
ren. Der beim Rundeskartellamt nach § 5 a Abs. 1 
Satz 1 und 2 augemeldete Vertrag’), dem nicht 
widersprochen wurde, ist am 4. Dezember 1973 
wirksam geworden. Er sieht eine Produktionsauftei- 
lung nach technischen und wirtschaftlichen Gesichts- 
punkten unter Berücksichtigung der Schwerpunkte 
des bisherigen Produktionsprogramms der Partner 
in einem bestimmten Bereich von Druckluftwerk- 
zeugen vor. Die Unternehmen sind verpflichtet, 
Druckluftmaschinen, deren Herstellung einem Part- 
ner übertragen ist, künftig nicht mehr selbst zu 
bauen. Der Vertrieb erfolgt zunächst noch über 
die bestehenden Vertriebsorganisationen der ein- 
zelnen Partner, die sich gegenseitig zu Bezug und 
Belieferung verpflichtet haben. Für die Preise, Ra- 
batte, Lieferungs- und Zahlungsbedingungen im 
Händler- und Endverbrauchergeschäft ist die Fest- 
legung gemeinschaftlicher Richtlinien vorgesehen. 
Aufgabe eines paritätisch besetzten Entwicklungs- 
ausschusses wird es u. a. sein, die zukünftigen Ent- 
wicklungen und Konstruktionen festzusetzen und 
die Arbeit der Partner auf diesen Gebieten mit dem 
Ziel eines einheitlichen Programms zu koordinieren. 
Die beteiligten Unternehmen streben einen gemein- 
samen Vertrieb der Vertragserzeugnisse an; sie 
haben sich verpflichtet, zur Gründung einer Ver- 
kaufsgesellschaft zusammenzuwirken. Die im Fer- 
tigungsprogramm der Vertragspartner bisher in grö- 
ßerem Umfang bestehenden Überschneidungen wer- 
den durch die vereinbarte Spezialisierung beseitigt. 
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Dadurch wird in Verbindung mit den vereinbarten 
Kollegenlieferungen eine Anhebung der Fertigungs- 
losgrößen bei den einzelnen Vertragspartnern er- 
möglicht, mit der eine kostensenkende Großferti- 
gung erreicht werden soll. Die neben der Ver- 
pflichtung zu gegenseitiger Belieferung festgelegte 
Bezugsverpflichtung erscheint vertretbar, da sich die 
Preisgestaltung der Partner im Verhältnis zuein- 
ander am Wetbewerb orientiert. Die gemeinsame 
Festlegung von Preisen, Rabatten, Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen soll verhindern, daß ein Ver- 
tragspartner bei den von ihm hergestellten Erzeug- 
nissen von einem der beteiligten Unternehmen 
unterboten und gegebenenfalls vom Markt ver- 
drängt wird. Sie ist angesichts der Struktur des 
Kartells, dem zwei Großunternehmen angehören, 
für die Durchführung dieser Spezialisierung erfor- 
derlich. Gegen die Einrichtung eines Entwicklungs- 
ausschusses und die ihm übertragenen Aufgaben 
waren im Elinblick auf die auch insoweit erzielte 
Rationalisierungswirkung Bedenken nicht zu er- 
heben. Die Prüfung der Marktverhältnisse, bei der 
gewisse Unsicherheitsfaktoren nicht ausgeräumt 
werden konnten, läßt die Feststellung zu, daß die 
Anteile des Kartells auf einzelnen Teilmärkten 
unterschiedlich sind, jedoch alle erheblich unter 
20 V. H. liegen. Wesentlicher Wettbewerb wird da- 
nach fortbestehen. Der von den Partnern geplante 
zentrale Vertrieb wird zu gegebener Zeit in einem 
erneuten Anmeldeverfahren daraufhin zu prüfen 
sein, ob er für die Durchführung der Spezialisierung 
erforderlich ist. 


3. Stallroste 

Gegen den Inhaber einer Maschinenfabrik und deren 
Prokuristen hat das Bundeskartellamt wegen Ver- 
letzung der Aufsichtspflicht bei der Handhabung 
ordnungswidriger Preisempfehlungen Geldbußen zu 
je 500 DM festgesetzt. Der Bußgeldbescheid ist 
rechtskräftig (Erster Abschnitt Nr. 9). 


4. Tankwagenaufbauten 

Vier in einem Arbeitsring zusammengeschlossene 
Unternehmen, die Aufbauten für Tankfahrzeuge 
herstellen, verfolgen mit ihrer Zusammenarbeit u. a. 
den Zweck, für den Bau und die Ausrüstung von 
Tankfahrzeugen für Mineralölunternehmen einheit- 
liche Richtlinien zu schaffen mit dem Ziel, die Kon- 
struktion und den Baustoffeinsatz zu vereinheit- 
lichen sowie die sicherheitstechnische Gewähr- 
leistung zu verbessern, die Reparaturen und die 
Ersatzteillagerung zu verbilligen. Die Zusammen- 
arbeit bezieht sich ausschließlich auf Straßentank- 
wagen für den Inlandsbedarf. Die Unternehmen ha- 
ben Normenempfehlungen nach § 38 Abs. 3 a. F. 
beim Bundeskartellamt angemeldet 2). Uber den 
Kreis der beteiligten Unternehmen hinaus wenden 
sie sich auch an andere Hersteller und Verbrau- 
cher. Die Empfehlungen betreffen einen Einheits- 
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Satteltankanhänger und bestimmte Erzeugnisgrup- 
pen. Der Deutsche Normenausschuß hat der ange- 
meldeten Normenempfehlung zugestimmt. 


5, Ackerschlepper 

Das Bundeskartellamt hat die Zusammenarbeit von 
zwei Herstellern bei der Fertigung und dem Ver- 
trieb von Ackerschleppern nach § 1 geprüft. Das eine 
Unternehmen ist am anderen mit 30 v. H. des Ge- 
schäftskapitals beteiligt. Die Abstimmungen zwi- 
schen beiden beziehen sich vor allem auf die Zu- 
lieferung von Motoreiiteilen und Fahrzeugachsen 
unter Nutzung der Vorteile der Großserienfertigung 
des größeren Unternehmens, die Beschränkung des 
kleineren Unternehmens auf bestimmte Schlepper- 
typen und deren teilweisen Zukauf seitens des Ver- 
tragspartners und schließlich auf die Zusammen- 
arbeit bei gemeinsam interessierenden technischen 
Problemen. Die Anwendbarkeit des § 1 wurde ver- 
neint. Einerseits stellt die Beteiligung von 30 v. H. 
des einen Herstellers am Geschäftskapital des ande- 
ren noch keine konzernmäßige Verflechtung dar; 
andererseits haben die beiden Unternehmen glaub- 
haft gemacht, daß infolge sonstiger finanzieller Lei- 
stungen des größeren das kleinere Unternehmen 
zwar noch rechtlich selbständig, wirtschaftlich jedoch 
völlig von dem anderen abhängig ist. Die Gesell- 
schafter des kleineren Herstellers mit dem verblei- 
benden Rest von 70 v. H. des Gesellschaftskapitals 
sind insbesondere gehalten, ihr Stimmrecht aus- 
schließlich nach den Weisungen des größeren Unter- 
nehmens auszuüben. Bei dieser Sachlage ist für freie, 
nach § 1 relevante Abstimmungen zwischen diesen 
beiden Unternehmen kein Raum mehr. 


6, Automatenaufstellverträge 

Eine Anzeige aus dem Automatenaufstellgewerbe 
gab Veranlassung, das Vorhaben einer großen 
Brauerei in München zu überprüfen, wodurch im Zu- 
sammenwirken mit einem bestimmten Automaten- 
großhändler die Aufstellung von Musik-, Unterhal- 
tungs- und Geldautomaten in allen von ihr verpach- 
teten brauereieigenen und angepachteten Gaststätten 
neu geordnet werden sollte. Die Brauerei beabsich- 
tigte, die Aufstellung dieser Automaten in eigene 
Regie zu übernehmen; dem Gastwirt sollte nur noch 
die Betreuung der Geräte und dafür ein Anteil von 
35 V. H. des Nettoerlöses aus dem Automatenbetrieb 
überlassen bleiben. Das ausschließliche Recht, die 
Automaten in den Gaststätten aufzustellen, sollte 
nur dem Automatengroßhändler zustehen, der wie- 
derum — da selbst nicht als Aufstellerfirma tätig — 
auf die Einschaltung bisher selbständig tätig gewor- 
dener Aufsteller angewiesen gewesen wäre. Die Auf- 
steller sollten entsprechend dem Vertrag zwischen 
Brauerei und Großhändler (neben weiteren Verbind- 
lichkeiten) insbesondere verpflichtet werden, monat- 
liche Beträge von 50 DM bzw. 30 DM je nach Auto- 
matenart über den Großhändler an die Brauerei so- 
wie namens der Brauerei an den Gastwirt dessen 
Erlösanteil zu zahlen. Diese Vertragsgestaltung 
mußte auf Bedenken nach §§ 15 und 18 stoßen. Mit 


den im Vertrag zwischen Brauerei und Großhändler 
vorgesehenen Regelungen, insbesondere der er- 
wähnten Entgeltbestimmung, wäre der Großhändler 
in seiner Entschließungsfreiheit beschränkt worden, 
den Inhalt der einzelnen Verträge mit den verschie- 
denen Aufstellern selbst zu bestimmen. Der Vertrag 
wäre als nichtiger Erstvertrag gemäß § 15 und die 
Folgeverträge mit den Aufstellern wären als Zweit- 
verträge anzusehen gewesen, auf deren Inhalt sich 
die Bindung auswirkt. Ferner ließ sich absehen, daß 
dritte Unternehmen als Folge des in mehrfacher Hin- 
sicht auch Bindungen nach § 18 enthaltenden Ver- 
tragswerkes Schwierigkeiten im Marktzugang ge- 
habt hätten und unter Umständen vom Markt ver- 
drängt worden wären. Erst recht konnte bei der Be- 
deutung der beteiligten Brauerei eine unerwünschte 
Signalwirkung nicht ausgeschlossen werden. Bei der 
entsprechenden Entwicklung wäre der Zeitpunkt ab- 
zusehen gewesen, bei dem die Grenze zur Unbillig- 
keit der Zugangsbeschränkung für die ausgeschlos- 
senen Großhändler und Aufsteller erreicht wird bzw. 
das Ausmaß der Beschränkung als wesentliche Be- 
einträchtigung des Wettbewerbs angesehen werden 
muß. Auf diese Bedenken hin erklärte die Brauerei, 
von einer Inkraftsetzung der Verträge Abstand zu 
nehmen und zu der Praxis, die Aufstellung von 
Automaten nur von ihrer Genehmigung abhängig zu 
machen, zurückkehren zu wollen. Diese Praxis war 
bisher allgemein üblich und ist grundsätzlich nicht 
zu beanstanden. 


7. Schwerarmaturen 

25 Hersteller von Schwerarmaturen haben einen 
Konditionenkartellvertrag für bestimmte Schwer- 
armaturen angemeldet ^). Der Anmeldung wurde 
nicht widersprochen. Die beteiligten Hersteller ver- 
pflichten sich nach dem Vertrag, bei der Lieferung 
der Vertragserzeugnisse — sofern der Einbauort im 
Inland liegt — die Kartellkonditionen einzuhalten. 
Diese erstrecken sich auf die Regelung der Angebots- 
stellung, das Zustandekommen der Kaufverträge, auf 
den Umfang der Lieferung, Änderungen und Annu- 
lierungen, Zahlungsweise, Lieferfristen, Gefahren- 
übergang, Eigentumsvorbehalt, Mängelhaftung, Rück- 
trittsrecht des Bestellers und des Lieferers, die Haf- 
tung für Nebenpflichten und den Gerichtsstand. In 
Anbetracht des umfassenden Anwendungsbereiches 
der vertragsgegenständlichen Armaturen wurde in 
dem Verfahren über 20 Abnehmerverbänden Gele- 
genheit zur Stellungnahme gegeben. Mit wenigen 
Ausnahmen haben sie davon Gebrauch gemacht. Die 
meisten haben sich negativ zu dem Kartellvorhaben 
geäußert und dabei die vorgesehenen Kartellkondi- 
tionen als einseitig die Herstellerinteressen begün- 
stigend bezeichnet. Insbesondere haben mehrere 
Verbände, die marktstarke Abnehmer vertreten, zum 
Ausdruck gebracht, daß von der bisherigen Praxis, 
Armaturen unter Zugrundelegung der Einkaufsbe- 
dingungen des Abnehmers einzukaufen, nicht abge- 
gangen werden sollte. Das Bundeskartellamt hat die 
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kartellinteressierten Armaturenhersteller in vorbe- 
reitenden Gesprächen unter Berücksichtigung der 
Stellungnahmen der Abnehmer vor der Anmeldung 
veranlaßt, unter Abschwächung des ursprünglichen 
Entwurfs durch Änderung einzelner Konditionen 
ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den Inter- 
essen der Hersteller und denen der Abnehmer her- 
beizuführen. Es hat der Absicht der Unternehmen, 
die Konditionen als Mindestkonditionen zu verein- 
baren, widersprochen und an der ständigen Praxis 
festgehalten, daß § 2 nur die Legalisierung von 
solchen Kartellverträgen und -beschlüssen zuläßt, 
die die einheitliche Anwendung von Festkonditionen 
vorsehen (Tätigkeitsbericht 1966 S. 52 f.; 1968 S. 66 f.). 
Ansonsten haben die kartellinteressierten Unterneh- 
men im Verlauf der vorbereitenden Gespräche vor 
allem auf die Vereinbarung einer Frachtbasisrege- 
lung und einer Preisgleitklausel verzichtet. Sie ha- 
ben statt allgemein freibleibender Angebote auch 
Angebote mit einer zeitlichen Bindung bis zu sechs 
Wochen vorgesehen. Verträge können nicht nur — 
so die ursprüngliche Fassung — mit Auftragsbe- 
stätigung des Herstellers, sondern auch mit Liefe- 
rung oder mit fristgemäßer Annahme eines Ange- 
botes mit zeitlicher Bindung seitens des Bestellers 
zustande kommen. Die Klausel, daß Verpackung 
nicht zurückgenommen werde, wurde gestrichen. Die 
Fristen für Teilzahlungen bei langfristigen Großauf- 
trägen wurden zugunsten der Abnehmer verbessert. 
Anstelle eines von den beteiligten Unternehmen 
nicht vorgesehenen Garantieeinbehaltes enthalten 
die Kartellkonditionen jetzt eine Regelung, wonach 
die Vertragspartner die Beibringung einer Bankbürg- 
schaft zur Ablösung eines solchen Einbehaltes bis 
zu 10 V. H. des vorgesehenen Preises vereinbaren 
können. Zur Berechnung pauschalierter Lagerkosten 
bei Verzögerung des Versandes ist die Lieferant nur 
aus Gründen berechtigt, die der Besteller zu ver- 
treten hat, nicht dagegen — so ursprünglich — im- 
mer dann, wenn die Verzögerung ohne Verschulden 
des Herstellers eintritt. Desgleichen geht die Ge- 
fahr bei Versandverzögerung nicht infolge von Um- 
ständen, die der Lieferer nicht zu vertreten hat, auf 
den Besteller über, sondern nur infolge von Umstän- 
den, die letzterer zu vertreten hat. Bedenken begeg- 
nete ferner die im Rahmen des Eigentumsvorbehal- 
tes vorgesehene Kombination von Kontokorrent- 
und Saldovorbehalt mit dem einstweiligen Rück- 
nahmerecht. Das Bundeskartellamt sah in Überein- 
stimmung mit dem Bundesgerichtshof (Urteil vom 
1. Juli 1970, NJW 1970, 1733) in der Kombination ein 
unverhältnismäßig starkes Druckmittel des Lieferers. 
Während das Gericht in dieser Entscheidung die ver- 
tragliche Vereinbarung der Kombination zwischen 
den Parteien eines Kaufvertrages für zulässig er- 
achtet hat, hielt sie das Bundeskartellamt im Rahmen 
der Kartellkonditionen, die insoweit nach den Ver- 
hältnissen des Armaturenmarktes nur mit Kartell- 
macht durchgesetzt werden kann, für unvertretbar. 
Das Kartell hat demgemäß auf den Vorbehalt des 
einstweiligen Rücknahmerechts verzichtet. Der Kon- 
tokorrent- und der Saldovorbehalt begegneten für 
sich genommen keinen Bedenken, da im Eigentums- 
vorbehalt die Übersicherungsklausel sowie die Ein- 


ziehungsermächtigung und Verwertungsbefugnis des 
Vorbehaltskäufers für die im voraus abgetretenen 
Forderungen enthalten sind; auch ist die wirtschaft- 
liche Notwendigkeit für die Zugrundelegung eines 
Kontokorrentvorbehaltes vom Kartell hinreichend 
glaubhaft gemacht worden. Die Bestimmung, bei 
Fremderzeugnissen die Mängelhaftung auf die Ab- 
tretung der Haftungsansprüche zu beschränken, die 
dem Lieferer gegen den Hersteller der Fremderzeug- 
nisse zustehen, wurde vom Kartell gestrichen. Sie 
hätte eine ungerechtfertigte Abwälzung des Unter- 
nehmerrisikos auf die Abnehmer bedeutet. Bei eini- 
gen Bestimmungen ließ sich deren wirtschaftliche 
Tragweite weder in den vorbereitenden Gesprächen 
noch im Anmeldeverfahren klären. Das Bundeskar- 
tellamt hat insoweit das Kartell aufgefordert, wäh- 
rend einer noch festzulegenden Zeitspanne be- 
stimmte Meldungen zu erbringen: das betrifft das 
im Kartellvertrag selbst enthaltene Umgehungsver- 
bot, ferner in den Kartellkonditionen die Lieferfrist- 
verlängerung infolge außergewöhnlicher Ereignisse, 
die Übernahme der Aus- und Einbaukosten bei der 
Mängelbeseitigung nur in Höhe von 20 v. H. und die 
Vertragsanpassung im Fall nachträglich sich heraus- 
stellender Unmöglichkeit. Das Kartell hat sich mit 
der Erstattung der gewünschten Meldungen einver- 
standen erklärt. 


8. Metallbalgregler ohne Hilfsenergie 

Der am 25. September 1973 angemeldete Änderungs- 
beschluß zu dem seit 1963 praktizierten Gesamt- 
umsatzrabattkartell für Metallbalgregler ohne Hilfs- 
energie (Tätigkeitsberidit 1963 S. 26) ist wirksam ge- 
worden. Die Änderung betrifft die Bestimmungen 
über „Vertragsware" und „Hersteller", die durch 
genauere Definitionen ersetzt wurden, sowie die 
Rabattregelung, bei der die Mindestumsatzstufen an- 
gehoben und gleichzeitig die jeweiligen Rabattsätze 
herabgesetzt wurden. Die Veränderung der Umsatz- 
stufen bewegt sich zwischen 50 und 100 v. H., die 
Verringerung des Rabattsatzes zwischen 2 und 5 v. H. 
Die Neuregelung wurde vom Kartell mit der Not- 
wendigkeit eines Ausgleiches für lediglich wert- 
mäßige Umsatzsteigerungen und eine mit Sicherheit 
zu erwartende größere Mitzählung von Außenseiter- 
bezügen begründet. Dieser Argumentation konnte 
sich das Bundeskartellamt nicht verschließen, nach- 
dem die für die Zukunft höher anzusetzende Mitzäh- 
lung mit einer erhöhten Publizität und einer größe- 
ren Anbieterzahl gerechtfertigt werden konnte so- 
wie vom Kartell die Zusicherung gegeben wurde, die 
Bonuseinsparung als Preissenkung an die Abnehmer 
weiterzugeben. Das Zusammentreffen der Ande- 
rungsanmeldung mit dem Wegfall der Preisbindung 
zum 1. Januar 1974 gab dem Bundeskartellamt An- 
laß zu der Feststellung, daß ein Nebeneinander von 
Gesamtumsatzrabatt und gleichlautenden Preisemp- 
fehlungen der Kartellmitglieder nicht hingenommen 
werden könne. 


^) Bundesanzeiger Nr. 192 vom 11. Oktober 1973 
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Landfahrzeuge (33) 


Kraftfahrzeuge 

Zwei Unternehmen eines Automobilkonzerns beab- 
sichtigen, nach Aufhebung der vertikalen Preisbin- 
dung für Markenwaren zum 1. Januar 1974 ihr aus 
Eigenhändlern bestehendes Vertriebsnelz auf ein 
Kommissionsagentensystem umzustellen. Die Unter- 
nehmen waren bei diesem Vorhaben davon ausge- 
gangen, daß es im Rahmen eines solchen Systems 
möglich ist, den im eigenen Namen für Rechnung 
des Herstellers tätig werdenden Händlern ohne Ver- 
stoß gegen das Verbot vertikaler Preisabsprachen 
nach § 15 Weisungen hinsichtlich der Verkaufs- 
preise bei der Weiterveräußerung zu erteilen. Nach 
Bekanntwerden dieses Vorhabens hat das Bundes- 
kartellamt die Unternehmen darauf hingewiesen, 
daß gegen die generelle Einführung eines Agentur- 
systems erhebliche Bedenken nach den §§ 22 und 
26 Abs. 2 bestehen. Das Bundeskartellamt ging 
dabei von dem vom Wirtschaftsausschuß des Deut- 
schen Bundestages formulierten Ziel der Kartell- 
novelle aus: „Nach Wegfall der Markenwarenpreis- 
bindung muß sichergestellt werden, daß marktmäch- 
lige Hersteller von Markenwaren nicht durch selek- 
tiven Vertrieb faktisch Preisbindungen aufrechterhal- 
ten. In diesem Zusammenhang hat die Verschärfung 
des Diskriminierungsverbots (§ 26 Abs. 2 Satz 2) 
besonderes Gewicht" (Drucksache 7/765, S. 4). Bei 
dieser Zielsetzung wäre die geplante Umstellung 
des Einzelhändlernetzes auf Agenturen ein nach § 22 
zu untersagender Mißbrauch einer marktbeherr- 
schenden Stellung gewesen, weil der vom Gesetz- 
geber nach Aufhebung der Preisbindung erwartete 
Preiswettbewerb auf der Händlerebene verhindert 
worden wäre. Außerdem bestanden Anhaltspunkte 
dafür, daß eine Reihe von Einzelhändlern mit der 
Umstellung nicht einverstanden waren. Der Entzug 
des Vertriebsrechts solcher Händler wäre ebenfalls 
mißbräuchlich gewesen und hätte gegen das Ver- 
bot des § 26 Abs. 2 verstoßen. Diesen Bedenken 
haben die Unternehmen dadurch Rechnung getra- 
gen, daß auf der Einzelhandelsebene beider Ver- 
triebsnetze das Eigenhändlersystem beibehalten 
wird und lediglich mit den Großhändlern eines der 
beiden Unternehmen Kommissionsagenturverträge 
abgeschlossen werden. Gegen diese Regelung hat 
das Bundeskartellamt wegen der Besonderheiten 
dieser Händlerstufe grundsätzliche Bedenken nach 
den §§ 22 und 26 Abs. 2 nicht erhoben. Das betref- 
fende Unternehmen ist der einzige Automobilher- 
steller, der in der Bundesrepublik noch über Groß- 
händler vertreibt; alle übrigen beliefern den Einzel- 
handel direkt. Diese Großhändler waren, obwohl 
formal Eigenhändler, seit langem so eng mit dem 
Herstellerwerk verknüpft, daß nicht zu erwarten 
war, daß sie von ihrer rechtlichen Preisbildungs- 
freiheit nach Aufhebung der Preisbindung auch tat- 
sächlich Gebrauch machen würden. Einem möglichen 
Preiswettbewerb auf der Großhandelsstufe stand 
insbesondere das Gebietsaufteilungssystem dieses 
Herstellers entgegen, wonach jeder Einzelhändler 
einem bestimmten Großhändler zugeordnet ist. Die- 
ses System macht es den Großhändlern unmöglich, 


durch Preiszugeständnisse neue Einzelhändler zu 
gewinnen. Damit fehlte der wesentliche Anreiz für 
einen Preiswettbewerb zwischen den Großhändlern. 


Luftfahrzeuge (35) 


Strahltriebwerke 

Zwei Unternehmen haben in einem Konsortialver- 
trag Vereinbarungen über die Kooperation auf dem 
Gebiet Strahltriebwerke, Gasturbinen und schnell- 
laufende Dieselmotoren getroffen. Der Vertrag sieht 
die Bildung zweier Gemeinschaftsunternehmen vor. 
An einem Gemeinschaftsunternehmen sind die Ver- 
tragspartner zu je 50 V. H. beteiligt. Dieses wieder- 
um hält einen hohen Mehrheitsanteil des Stamm- 
kapitals an dem zweiten Gemeinschaftsunterneh- 
men. Der Vertrag weist jedem Gemeinschaftsunter- 
nehmen näher bezeichnetc Arbeitsgebiete zu. Er 
enthielt jedoch darüber hinaus eine Klausel, wonach 
sich die Vertragspartner verpflichteten, im Bereich 
der Zusammenarbeit weder unmittelbar noch mittel- 
bar Handlungen zu unternehmen, die den Inter- 
essen der Gemeinschaftsunternehmen entgegen- 
stehen. Diese Regelung war mit § 1 nicht vereinbar, 
weil sie die Freiheit der Vertragspartner zu einer 
Paralleltätigkeit gegenüber den Gemeinschaftsunter- 
nehmen in unzulässiger Weise einschränkte. Um die 
Klausel dem Anwendungsbereich des § 1 zu ent- 
ziehen, haben die Vertragspartner in Form einer 
authentischen Interpretation die Erklärung abgege- 
ben, gemeint sei nur die Verletzung wesentlicher 
Interessen der Gemeinschaftsunternehmen unter Ver- 
stoß gegen die gesellschaftsrechtliche Treuepflicht. 
Damit waren indessen die Bedenken nicht voll aus- 
geräumt. Die Reichweite des Grundsatzes von Treu 
und Glauben entzieht sich einer so gearteten gene- 
rellen Festlegung. Sie kann genau und endgültig nur 
im konkreten Streitfall durch die Gerichte gegen- 
über dem Anwendungsbereich des § 1 abgegrenzt 
werden. Die Vertragspartner haben den Bedenken 
des Bundeskartellamtes dadurch Rechnung getragen, 
daß sie die beanstandete Klausel durch einen An- 
derungsvertrag aufhoben. 


Elektrotechnische Erzeugnisse (36) 

1. Starkstromkabel 

Das Kammergericht hat mit Urteil vom 15. Mai 1973 
die vier größten Hersteller von Starkstromkabeln 
in der Bundesrepublik vom Vorwurf, sich über die 
Unwirksamkeit einer Vereinbarung zum Gemein- 
schaftlichen Erwerb von Geschäftsanteilen hinweg- 
gesetzt zu haben (Tätigkeitsbericht 1972 S. 62), frei- 
gesprochen, weil der Vertrag nicht geeignet war, 
die Marktverhältnisse durch Beschränkung des 
Wettbewerbs zu beeinflussen. Die über diesen Fall 
hinausgehende Bedeutung der Entscheidung liegt 
darin, daß das Kammergericht mit dem Bundeskar- 
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tellamt die Geschäftsanteile einer GmbH als ver- 
kehrsfähige Ware im Sinne von § 1 ansieht. Inso- 
weit stellt das Kammergericht fest, daß ein Ge- 
schäftsbetrieb und die Anteile an einem solchen 
Betrieb einen eigenen, in sich geschlossenen wirt- 
schaftlichen Wert haben, der Gegenstand einer 
Herrschaft und Verfügung sein kann und der geeig- 
net ist, im Geschäftsverkehr veräußert und erworben 
zu werden. Durch die Vereinbarung des gemein- I 
schaftlichen Erwerbs haben die Vertragsbeteiligten | 
ihre wettbewerbliche Handlungsfreiheit als Nach- 
frager auch in gewisser Weise beschränkt, weil 
jeder auf sein Recht verzichtet hat, unabhängig von 
den Vertragspartnern als Kaufinteressent aufzu- 
treten. Dadurch ist aber nach Ansicht des Kammer- 
gerichts keine Wettbewerbsbeschränkung im Sinne 
des § 1 eingetreten, weil die Einschränkung der 
unternehmerischen Betätigungsfreiheit hier nicht ge- 
eignet war, die Chancen anderer Marktbeteilig- 
ter und damit die Marktverhältnisse zu beeinflus- | 
sen. Das Urteil ist rechtskräftig. I 


2. Preßverbinder und Preßkabelschuhe 

Zu dem 1967 angemeldeten Spezialisierungskartell 
nach § 5 a für Preßverbinder und Preßkabelschuhe 
(Tätigkeitsbericht 1968 S. 46) hat der Kartellvertre- 
ter den Beitritt eines weiteren Mitgliedes und ge- 
wisse daraus folgende Änderungen angemeldet. Das 
Bundeskartellamt hat nicht widersprochen. Der Kar- 
tellvertrag sieht Kollegenlieferungen vor, für die 
intern bestimmte Verrechnungspreise und gegen- 
über Kunden Mindestverkaufspreise festgelegt sind. 
Bei der Vereinbarung über die wechselseitige Be- 
lieferung mit den spezialisierten Vertragswaren und 
bei der Verrechnungspreisabrede handelt es sich um 
Vertriebs- und Preisabreden der in § 5 Abs. v3 be- 
zeidineten Art. Beide sind im vorliegenden Fall zur 
Durchführung der Spezialisierung erforderlich und 
daher nach § 5 a Abs. 1 Satz 2 gerechtfertigt. Durch 
sie werden die Kartellmitglieder in den Stand ge- 
setzt, ein volles Sortiment anzubieten. Da kein Be- 
zugszwang vereinbart ist, kann im Einzelfall Jeweils 
zwischen Fremdbezug oder Kollegenlieferung ge- 
wählt werden. Das setzt einen Preisvergleich vor- 
aus. Auch die Mindestverkaufspreis-Regelung ist für 
die Spezialisierung erforderlich, denn sie verhindert, 
daß ein Kartellmitglied das ausgewogene Verhältnis 
zwischen Bezügen und Lieferungen seiner Partner 
durch preispolitische Alleingänge stört und da- 
durch die Funktionsfähigkeit der Spezialisierungs- 
abrede aufhebt. 


3. Elektrische Rasierapparate 

Auf eine Abmahnung nach § 17 Abs. 2 a. F. hat ein 
inländischer Hersteller von Trockenrasierern die 
Preisbindung für ein bestimmtes Gerät aufgehoben 
und dessen Vertrieb im Inland eingestellt, es jedoch 
weiterhin im Ausland ~ insbesondere in den Län- 
dern der EG — zu erheblich niedrigeren Preisen an- 
geboten als vorher im Inland. Ausschließlich für den 
Inlandsmarkt wurde unter geänderten Typenbe- 
zeichnung ein zum alten Inlandspreis gebundenes 


I Gerät herausgebracht, das sich von dem erstgenann- 
i ten nur durch andere Farbgebung der Bedienungs- 
knöpfe, unterschiedlich aiifgerauhte Grifflächen und 
leicht veränderte Scherfolie und Klingenblock unter- 
schied. Das Bundeskartellamt hat die Preisbindung 
dieses Gerätes nach Abmahnung nach § 17 Abs. 1 
Ziffern 2 und 3 a. F. für unwirksam erklärt. Beide 
Geräte sind dieselbe Markenware im Sinne § 16 
Abs. 2 a. F. Zum Wesen einer Markenware gehört, 
daß ihre Lieferung in gleichbleibender oder ver- 
besserter Güte von dem preisbindenden Unterneh- 
men gewährleistet wird. Es können daher Ver- 
besserungen vorgenommen werden, ohne daß die 
Warenidentität aufgehoben wird. Da das Unter- 
nehmen nicht verhindern konnte, daß das für den 
Auslandsmarkt bestimmte Gerät auf dem Inlands- 
markt zu niedrigeren Preisen neben dem preis- 
gebundenen und eine andere Typenbezeichnung tra- 
genden Gerät angeboten wurde, war die Preis- 
bindung sowohl gedanklich als auch tatsächlich 
lückenhaft. Diese Preisunterschiede hatten ihre Ur- 
sache nicht in überhöhten Fachhandelsspannen, son- 
dern in einer gezielten Differenzierung zwischen 
den Preisen für in- und ausländische Abnehmer. 
Dadurch wurde das preisgebundene Gerät in einer 
durch die gesamtwirtschaftlichen Verhältnisse nicht 
gerechtfertigten Weise verteuert. Das Unternehmen 
hatte gegen die Aufhebung der Preisbindung Be- 
schwerde eingelegt, kurz darauf jedoch die Preis- 
bindung abgemeldet. 

Gegen denselben Hersteller ist später ein Verfah- 
ren wegen mißbräuchlicher Preis- und Rabattgestal- 
tung (§ 22) eingeleitet worden. Dieser Hersteller 
verfügt nach Auffassung des Bundeskartellamtes 
über eine marktbeherrschende Stellung, weil er kei- 
nem wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt ist und 
sein Marktanteil v/eit über der Verniutungsgrenze 
von einem Drittel liegt, ohne daß Anhaltspunkte für 
die Widerlegung der Vermutung ersichtlich wären. 
Der Verdacht des Mißbrauchs in der Preisgestaltung 
ergibt sich daraus, daß die Herstellerabgabepreise 
für Lieferungen an inländische Händler erheblich 
über den Preisen liegen, zu denen die gleichen Ge- 
räte an ausländische Verkaufsgesellschaften und 
Generalimporteure geliefert werden. Dies deutet 
darauf hin, daß das Unternehmen im Inland über 
einen Preisspielraum verfügt, den es bei Bestehen 
wesentlichen Wettbewerbs zu erheblichen Preis- 
senkungen nutzen würde. Das Unternehmen, das 
sich zur Erklärung der Preisunterschiede unter an- 
derem auf unterschiedliche Vertriebskosten berief, 
ist in einem Auskunftsersuchen auch zur Offen- 
legung seiner Kalkulation aufgefordert worden. Der 
Verdacht des Mißbrauchs bei der Rabattgestaltung 
ergibt sich daraus, daß Händlern für die Abgabe 
einer Jahresabnahmeverpflichtung („Jahresdisposi- 
tion") in Höhe von mindestens der vorjährigen Ab- 
nahmemenge ein Sonderrabatt von 2,5 v. H. einge- 
räumt wird. Angesichts des schon seit Jahren 
stagnierenden Marktvolumens für Trockenrasierer 
und des überragenden Marktanteils des rabattge- 
währenden Unternehmens führt dieser Rabatt dazu, 
daß die Wettbewerber dieses Anbieters ihre Ver- 
käufe und Marktanteile beim Absatz an den Groß- 
handel auf Kosten des führenden Unternehmens 
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nicht mehr ausdehnen können, weil sie dem Groß- 
handel schon bei vergleichsweise geringfügigen An- 
teilsverschiebungen zu ihren Gunsten einen Aus- 
gleich für seinen Rabattverlust bieten müßten, der 
wegen des hohen Marktanteils des führenden Unter- 
nehmens eine prohibitive Höhe erreichen kann. Un- 
ter diesen Umständen ist der Sonderrabatt ein In- 
strument zur Sicherung und zum weiteren Ausbau 
der marktbeherrschenden Stellung des führenden 
Unternehmens, das auf diese Weise unter Aus- 
nutzung seiner wirtschaftlichen Machtstellung an- 
dere Anbieter von Trockenrasierern behindert. Das 
Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 


4. Fernsprechtechnik 

Auf Grund mehrerer Beschwerden über Erhöhungen 
der Wartungsgebühren und Mieten für Fernsprech- 
nebenstellenanlagen hat das Bundeskartellamt er- 
neut überprüft, ob insoweit marktbeherrschende 
Stellungen im Sinne von § 22 Abs. 4 mißbräuchlich 
ausgenutzt werden (Tätigkeitsberichte 1963 S. 47, 
1969 S. 64). Anders als in den früher zu überprüfen- 
den Fällen handelte es sich nicht um Fernsprech- 
nebenstellen-Großanlagen, d. h. Anlagen mit minde- 
stens fünf Amtsleitungen und 50 Nebenstellen. Das 
Bundeskartellamt hat auch in den vorliegenden 
Fällen die Hersteller hinsichtlich der Wartung der 
Nebenstellenanlagen als marktbeherrschend nach 
§ 22 Abs. 2 angesehen, weil die Preise für die War- 
tung grundsätzlich den Gebühren der Deutschen 
Bundespost entsprechen und damit, wie die War- 
tungsbedingungen, einheitlich sind (Tätigkeitsbe- 
richt 1968, S. 47). Es hat aber eine mißbräuchliche 
Preisgestaltung verneint. Die Wartungsgebühren 
der Hersteller von Fernsprechnebenstellenanlagen 
sowie die der Aufbau- und Wartungsfirmen stim- 
men, wie bisher, mit denen der Deutschen Bundes- 
post überein. Dies allein schließt allerdings noch 
nicht aus, daß die Gebühren nach § 22 Abs. 4 miß- 
bräuchlich überhöht sein könnten. Aus den Ge- 
bührenkalkulationen der Hersteller ergeben sich 
jedoch Erlöse für die Wartung vor und nach 
Steuern, deren Höhe nicht als mißbräuchlich bezeich- 
net werden kann. Hierbei war zu berücksichtigen, 
daß sich die Kalkulation nicht nur auf diejenigen 
Kosten beschränkt, welche dem Kunden sichtbar wer- 
den, wie Lohn-, Wege- und Materialkosten. Viel- 
mehr kommen insbesondere Verwaltungskosten, 
Kosten auf Grund der Vorhaltung von Werkzeugen, 
Meß- und Prüfkosten, Ausbildungs- und Entwick- 
lungskosten hinzu. Hinsichtlich der Mietgebühren 
hat das Bundeskartellamt dahingestellt sein lassen, 
ob Marktbeherrschung nach § 22 Abs. 2 zu bejahen 
ist, denn die Mieten sind ebenfalls nicht im Sinne 
des § 22 Abs. 4 mißbräuchlich überhöht. Sie ent- 
sprechen auch den Gebührensätzen der Deutschen 
Bundespost. Außerdem haben Aufbau- und War- 
tungsfirmen wie hinsichtlich der Wartungsgebüh- 
ren so auch bezüglich der Mieten erklärt, daß sie 
die Gebührensätze der Deutschen Bundespost zu 
unterschreiten keinen Anlaß sähen. Schließlich ist 
auch kein mißbräuchliches Verhalten nach § 22 
Abs. 4 darin zu sehen, daß die Mieten in gleichem 
Umfang wie die Wartungsgebühren erhöht worden 


sind, obgleich der Wartungsanteil innerhalb der 
Miete nur etwa ein Drittel beträgt. Denn die Kal- 
kulation der Miete muß in diesem Fall — wie nicht 
widerlegt werden konnte — vom Wiederbeschaf- 
fungswert auszugehen, weil die Vermieterin nach 
Ablauf des Mietvertrages so zu stellen ist, daß sie 
aus den Erträgen dieses Vertrages nach dessen 
Ablauf eine neue Anlage finanzieren kann, deren 
Kaufpreis aber — auch bei Außerachtlassung von 
Preiserhöhungen infolge des technischen Fortschritts 
— wegen der inflatorischen Entwicklung nach Ab- 
lauf des Mietvertrages erheblich höher sein kann 
als vorher. Die Verfahren sind deshalb eingestellt 
worden. 


5. Rundfunk- und Fernsehgeräte 

Das Mißbrauchsverfahren gegen das Unternehmen, 
das die grundlegenden Patente für das PAL-Farb- 
fernsehsystem besitzt (Tätigkeitsbericht 1972 S. 63), 
ist eingestellt worden. Das japanische Unternehmen, 
auf dessen Anregung das Verfahren zurückging, hat 
inzwischen mit der Patentinhaberin einen Lizenz- 
vertrag abgeschlossen, der ihm eine beschränkte 
Nutzung aller PAL-Patente ermöglicht. 

Wegen ordnungswidriger Preisempfehlungen hat 
das Bundeskartellamt gegen ein japanisches Import- 
unternehmen und dessen Verkaufsleiter Geldbußen 
von 10 000 DM und 2 000 DM festgesetzt. Hiergegen 
ist Einspruch eingelegt, über den das Kammer- 
gericht noch nicht entschieden hat (Erster Abschnitt 
Nr. 9). 

Zahlreiche Vertriebsbindungen, die insbesondere 
Hersteller von Geräten der Unterhaltungselektronik 
mit ihren Händlerkunden neuerdings vereinbart ha- 
ben, enthalten das Verbot der „Lockvogelwerbung", 
ohne daß die Bedeutung dieses Verbots in der Ver- 
einbarung näher erläutert ist. Die Unbestimmtheit 
dieser Bezeichnung und die damit verbundenen un- 
genauen Vorstellungen der beteiligten Unterneh- 
men führen dazu, daß unter Lockvogelwerbung nicht 
selten eine der brancheüblichen Kalkulation nicht 
entsprechende Preisbildung verstanden wird. Nach 
der Rechtsprechung zu § 3 UWG (Urteil des Bundes- 
gerichtshofes vom 17. September 1969 I ZR 35/68 — 
„Lockvogel", WuW/E BGH 1036) ist aber der Tat- 
bestand der wettbewerbswidrigen Lockvogelwer- 
bung erheblich enger. Kennzeichnend ist danach eine 
Irreführung der Verbraucher, die darin zum Aus- 
druck kommt, daß die Preisgünstigkeit einer Ware 
oder eines Sortiments vorgetäuscht wird, weil zum 
Beispiel die preisgünstig angebotene Ware nicht 
vorhanden ist oder den Umständen nach den An- 
schein erweckt, das gesamte Sortiment sei preis- 
günstig kalkuliert. Ein vertragliches Lockvogelver- 
bot, das nach seinem Inhalt oder seiner Anwen- 
dung mehr verbietet als die Irreführung des Ver- 
brauchers, beschränkt die Freiheit der Preisgestal- 
tung des Händlers und ist deshalb unvereinbar mit 
dem Verbot des § 15. Unternehmen, die ein Verbot 
der Lockvogelwerbung ohne eine zutreffende inhalt- 
liche Erläuterung vereinbaren, setzen sich je nach 
den Umständen der Anwendung dieses Verbots der 
Gefahr aus, daß sie eine verbotene Preisbindung 
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handhaben oder gegen das Umgehungsverbot des 
§ 25 Abs. 2 verstoßen. Aufgrund des Einschreitens 
des Bundeskartellamtes haben die Unternehmen die 
beanstandeten Bestimmungen auf den durch das Ge- 
setz gegen den unlauteren Wettbewerb gezogenen 
Rahmen begrenzt. 

Die Unterorganisation eines überregionalen Wirt- 
schafts- und Berufsverbandes, der die Interessen des 
Elektrohandwerks vertritt, gab einen sogenannten 
Schnelltrennsatz für das Radio- und Fernsehtechni- 
kerhandwerk heraus, der über den Verband ver- 
trieben wurde. Kernstück des Schnelltrennsatzes 
war ein als Auftragsbestätigung bezeichnetes For- 
mular mit zahlreichen Geschäfts-, Lieferungs- und 
Zahlungsbedingungen, das dazu bestimmt war, von 
Betrieben des Radio- und Fernsehtechnikerhand- 
werks bundeseinheitlich verwendet zu werden. 
Durch den Vertrieb dieses Formulars wurden ge- 
genüber den Handwerksbetrieben Empfehlungen 
mit dem Inhalt ausgesprochen, die eingedruckten 
Konditionen im Geschäftsverkehr mit ihren Kunden 
anzuwenden. Da derartige Empfehlungen nach § 38 
Abs. 1 Nr. 11 ordnungswidrig sind, hat das Bundes- 
kartellamt den gerade begonnenen Vertrieb des 
Formulars beanstandet. Der Wirtschaftsverband hat 
daraufhin erklärt, daß er auf die Weiterverbreitung 
des Formulars verzichten werde. Zwar können aus- 
drücklich als unverbindlich bezeichneteKonditionen- 
empfehlungen, die Wirtschafts- und Berufsvereini- 
gungen ohne Druckanwendung aussprechen, vom 
Empfehlungsverbot freigestellt werden. Jedoch setzt 
dies nach § 38 Abs. 2 Nr. 3 voraus, daß die Empfeh- 
lungen bei der Kartellbehörde angemeldet wurden 
und der Anmeldung die Stellungnahmen von betrof- 
fenen Wirtschafts- und Berufsvereinigungen bei- 
gefügt waren. Das aber lag hier nicht vor. 

Das Bundeskartellamt überprüft die Geschäftstätig- 
keit von Formularverlagen, die Organisationsmittel 
für Elektrobetriebe liefern. Ein Formularverlag 
führt in seinem Programm Rechnungsformulare für 
die Reparatur von Rundfunk- und Fernsehgeräten, 
denen auf der Vorderseite Geschäftsbedingungen 
und auf der Rückseite zahlreiche, im einzelnen ge- 
kennzeichnete Reparaturleistungen mit der jeweili- 
gen Angabe von Reparaturpreisen aufgedruckt wa- 
ren. Durch die Lieferung der Formularblocks an 
einschlägige Betriebe wurden verbotene Preis- und 
Konditionenempfehlungen ausgesprochen. Außer 
diesen Rechnungsformularen, deren Vertrieb nach 
Beanstandung sofort eingestellt wurde, lieferte der 
Verlag auch andere Organisationsmittel, die teils 
mit umfangreichen Garantie-, Geschäfts-, Lieferungs- 
und Zahlungsbedingungen versehen waren. Die Lie- 
ferung auch dieser Vordrucke wurde als verbotene 
Konditionenempfehlung beanstandet. 

Ein anderer Formularverlag, der in seinem Liefer- 
programm für Rundfunk-, Fernseh- und Phonohänd- 
1er ebenfalls einen Vordruck mit einem Katalog 
umfangreicher Lieferungs- und Zahlungsbedingun- 
gen führte, stellte den Vertrieb dieses Vordruckes 
nach Beanstandung sofort ein. Eine Legalisierung 
nach § 38 Abs. 2 Nr. 3 kam nicht in Betracht, weil 
Verlage keine Wirtschafts- und Berufsvereinigungen 
sind. 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse; 
Uhren (37) 

Foto-, Projektions- und kinotechnische Erzeugnisse 

Das Kammergericht hat mit Beschluß vom 13. April 
1973 (WuW/E OLG 1394) die deutsche Vertriebs- 
gesellschaft eines japanischen Fotoherstellers, des- 
sen Geschäftsführer und dessen Vertriebsleiter mit 
Geldbußen in Höhe von insgesamt 10 000 DM be- 
legt. Es ist damit von der Bußgeldfestsetzung im 
Beschluß des Bundeskartellamtes vom 20. Juni 1972 
über insgesamt 19 000 DM (Tätigkeitsbericht 1972 
S. 64) der Höhe nach abgewichen, im übrigen der 
Beurteilung durch das Bundeskartellamt in vollem 
Umfang gefolgt. Der Beschluß des Kammergerichts 
ist rechtskräftig. 

Ein Hersteller von Typenplatten hat mit einem 
Hersteller von Fotosetzgeräten dessen ausschließ- 
liche Belieferung mit seinen speziellen Typenplatten 
für die Dauer von zehn Jahren vereinbart. Die Ty- 
'penplatten sind Zubehörteil für die Fotogeräte des 
Geräteherstellers. Der Gerätehersteller und ein 
Wettbewerber des Typenplattenherstellers haben 
yas Bundeskartellamt gebeten, den Ausschließlich- 
keitsvertrag nach § 18 für unwirksam zu erklären. 
Die Prüfung ergab jedoch, daß die Voraussetzungen 
des § 18 nicht vorliegen. Die durch den Vertrag be- 
wirkte Beschränkung des Zugangs zum Markt für 
Schriftträgertypen ist nicht unbillig. Bei Abwägung 
der Interessen des Herstellers von Typenplatten 
und dessen Wettbewerber waren die Marktstellung 
der Vertragsbeteiligten und die besonderen Um- 
stände zu berücksichtigen, die zum Abschluß des 
Vertrags geführt haben. Der Typenplattenhersteller, 
ein kleines Unternehmen mit keiner starken Markt- 
stellung, hatte aufgrund des Vertrages erhebliche 
Entwicklungs- und Investitionskosten aufgewendet, 
um für den Gerätehersteller als einzigem Abnehmer 
die speziellen Typenplatten produzieren zu können. 
Der Gerätehersteller, der die langfristige Vertriebs- 
bindung wegen der guten Qualität der Vertragsware 
gewollt hatte, war ein vergleichsweise bedeutendes 
Unternehmen, das zusammen mit seiner Mutterge- 
sellschaft bei Fotosetzgeräten über einen ansehn- 
lichen Marktanteil, nicht nur in der Bundesrepublik, 
sondern darüber hinaus weltweit, verfügte. Gegen- 
über diesem durch die Sonderstellung des Geräte- 
herstellers als einzigem Abnehmer bedingten star- 
ken Interesse des Typenherstellers an der zehnjäh- 
rigen Bezugsbindung mußte das Interesse des Wett- 
bewerbers an der Einschaltung in den Verrtieb zu- 
rücktreten. Außerdem stand die Vertragsware in 
bedeutendem Substitutionswettbewerb mit anderen 
Schriftträgertypen. Aus diesem Grund wurde der 
Wettbewerber auf die Möglichkeit verwiesen, seine 
Rasterfertigung auf den Bedarf anderer Abnehmer 
auszurichten (§ 18 Satz 2 a. F.). Anhaltspunkte da- 
für, daß durch das Ausmaß der vertraglich verein- 
barten Bezugsbindung der Wettbewerb auf dem in 
Betracht kammenden Markt wesentlich beeinträch- 
tigt wird, sind weder vom Gerätehersteller im ein- 
zelnen dargetan noch dem Bundeskartellamt auf 
sonstige Weise bekanntgeworden. Die Vertrags- 
partner haben die Geschäftsbeziehungen vor Ablauf 
der Vertragsdauer beendet. 
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Elsen-, Blech- und Metallwaren (38) | 

i 

I 

I 

1. Gas-Wasserheizer | 

Der Vertreter des 1958/59 angemeldeten und wirk- 
sam gewordenen Rabatt- und Konditionenkarteils 
der Marktgemeinschaft Gas-Wasserheizer hat nach 
Einleitung eines Mißbrauchsverfahrens wegen Nicht- 
einhaltung der vereinbarten Rabatte und Konditio- 
nen (§ 12 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. §§ 2 Abs. 1 Satz 1, 

3 Abs. 1, Halbsatz) im Oktober 1973 niitgeteilt, daß 
das Kartell mit sofortiger Wirkung aufgehoben wor- 
den ist. Lediglich die Jahresuinsatzbonifikation wur- 
de noch bis zum Ende 1973 auf der Basis der bis- 
herigen Kartellvereinbarung durchgeführt. 


2. Stahlblechverpackungen 

Das Bundeskartellamt hat die Erlaubnis für Ände- 
rungen des bereits seit 1960 erlaubten Kartellver- 
trages der Rationaliserungsgenieinscbaft Stahlblech- 
verpackungen e. V. (Tätigkeitsbericht 1970 S. 63) 
nach § 5 Abs. 2 und 3 bis zum Ablauf der derzeitigen 
Kartellerlaubnis erteilt. -) Die Änderungen betrafen 
eine Neufassung der bereits erlaubten Mindermen- 
genzuschläge, bei der auch die bisherige Untertei- 
lung in eiserne Fässer und Gefäße bzw. Kannen und 
Hobbocks aufgegeben wurde, sowie neben struktur- 
ellen Veränderungen im Mitgliederbestand das 
Ausscheiden eines Kartellmitglieds. Die Änderung 
der Mindermengenzuschläge ist von den Hauptab- 
nehmergruppen und dem Rationalisierungskurato- 
rium der Deutschen Wirtschaft e. V. befürwortet 
worden. Die Rationalisierungsgemeinschaft hat nach- 
gewiesen, daß sich der prozentuale Anteil der Min- 
dermengenzuschläge am Gesamtumsatz verringert 
hat. Während zugleich der Anteil der Sondertypen- 
zuschläge rückläufig war, hat sich der Anteil der 
von ihr ausgeschütteten Rationalisierungsprämien 
erhöht und 1972 die Mehrerlöse aus Mindermengen- 
und Sondertypenzuschlägen erheblich überschritten. 
Durch die Veränderungen im Mitgliederbestand hat 
sich die Wettbewerbsbeschränkung, die das Kartell 
insgesamt bewirkt, nicht wesentlich verändert. 


3. Eiserne Fässer und Gefäße 

Bei der 1966 durch Anmeldung gemäß § 6 Abs. 1 
legalisierten Beteiligung der Exportvereinigung 
eiserne Fässer und Gefäße an einem internationalen 
Exportkartell ist im Rahmen der Mißbrauchsaufsicht 
nach § 12 geprüft worden, ob noch die Tatbestands- 
merkmale „Sicherung und Förderung der Ausfuhr" 
erfüllt sind. Veranlassung hierzu gab der Verdacht, 
daß die deutsche Ausfuhr zugunsten ausländischer 
Wettbewerber beschränkt wird (Tätigkeitsbericht 
1970 S. 19). Nach der für ein Mitgliedsland des in- 
ternationalen Kartells getroffenen Sonderregelung 
waren auch die deutschen Mitglieder bei Exporten 
in bestimmte Länder eindeutig benachteiligt. Die im 
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Rahmen der deutschen Exportvereinigung getroffe- 
nen Vereinbarungen hätten daher nur dann der 
Sicherung und Förderung der Ausfuhr dienen kön- 
nen, wenn ihre Mitglieder nachweislich auf den Ex- 
portmärkten ohne Beteiligung an dem internatio- 
nalen Exportkartell im Wettbewerbskampf derart 
unterlegen wären, daß sie von diesen Märkten ver- 
drängt worden wären; zumindest hätten ihre Ex- 
porte wesentlich geringer sein müssen, als nach den 
vereinbarten Exportbeschränkungen. Diese Frage 
brauchte jedoch nicht weiter geprüft zu werden. Die 
Exportvereinigung hat nach Darlegung der Ver- 
dachtsgründe und kartellrechtlichen Bedenken ihre 
Beteiligung an dem internationalen Kartell aufgege- 
ben und sich aufgelöst. 


Musikinstrumente, Spielwaren, 

Turn- und Sportgeräte, 

Schmuckwaren, bearbeitete Edelsteine (39) 


1. Musikinstrumente 

Mehrere Musikwareneinzelhändler haben ein Ge- 
meinschaftsunternehmen für den Großhandel mit 
allen Artikeln der Musikbranche gegründet. Der 
Gesellschaftsvertrag begründete keine Bezugsbin- 
dung der Gesellschafter und hielt sich auch im übri- 
gen in der in der Kooperationsfibel beschriebenen 
Grenzen. Zu einem späteren Zeitpunkt beabsichtigte 
das Gemeinschaftsunternehmen, die Werbung mit 
einem bereits bestehenden Gemeinschaftskatalog 
durch Beifügung einer Preisliste zu verstärken. Auf 
Anregung des Bundeskartellamtes wurde sicherge- 
stellt, daß die von dem Gemeinschaftsunternehmen 
empfohlenen Preise für die unter einer gemeinsamen 
Handelsmarke angebotenen Erzeugnisse, von dem 
Geschäftsführer des Gemeinschaftsunternehmens 
neutral, d. h. ohne Einflußnahme der Gesellschafter, 
festgelegt werden und nicht durch ein nach § 1 zu 
beurteilendes Zusammenwirken der beteiligten Ein- 
zelhändler zustande kommen. 


2. Spielwaren 

Ein Spielwarenhändler, der sowohl ein Großhan- 
delsgeschäft als auch eine eigene Einzelhandelsfach- 
abteilung in einem Kaufhaus betrieb, hat sich beim 
Bundeskartellamt darüber beschwert, daß er von 
einem Spielwarenhersteller mit dessen nach § 16 a. F. 
preisgebundenen Erzeugnissen nicht zu Großhan- 
delskonditionen beliefert wird. Die Lieferverweige- 
rung war von dem Hersteller vor allem damit be- 
gründet worden, daß sonst die Einzelhandelsabtei- 
lung des Spielwarenhändlers besser gestellt wäre 
als andere vergleichbare Abnehmer, die dadurch 
diskriminiert würden. Das Bundeskartellamt sah in 
der Ablehnung der Belieferung eines Großhändlers 
zu Großhandelskonditionen nur deswegen, weil die- 
ser gleichzeitig ein Einzelhandelsgeschäft betreibt, 
eine gegen das Diskriminierungsverbot des § 26 
Abs. 2 verstoßende zu starke Einengung der Be- 
zugsmöglichkeiten der Abnehmer. Auf Anregung 
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des Bundeskartellamtes hat der Spielwarenherstel- 
]er die Belieferung in der Weise aufgenommen, daß 
dem Fländler für die iin Rahmen des echten Groß- 
handelsgeschäfts abgewickelten Warenlieferungen 
Großhandelskonditionen gewährt werden, die Wa- 
renlieferungen an das Einzelhandelsgeschäft dage- 
gen nur zu Einzelhandelsbedingungen erfolgt. 


3. Schmuckwaren 

Mit Beschluß vom 8. September 1972 hatte das Bun- 
deskartellamt gegen ein Unternehmen, das Prägun- 
gen aller Art herstellt und vertreibt, und gegen des- 
sen Geschäftsführer Geldbußen in Höhe von insge- 
samt 2 500 DM wegen unzulässiger Preisempfehlung 
in Verbindung mit ordnungswidriger Druckanwen- 
dung nach § 38 Abs. 2 Satz 2, § 38 Abs. 1 Nr. 8, 
§ 25 Abs. 1 festgesetzt (Tätigkeitsbericht 1972 S. 66). 
Das Kammergericht hat durch nunmehr rechtskräfti- 
gen Beschluß vom 22. Vlai 1973 — Kart 29/72 — den 
Beschluß des Bundeskartellamtes dem Grunde und 
der Höhe nach bestätigt. 


Chemische Erzeugnisse (40) 

Unternehmen, die zur Herstellung von Polyestern 
und Polyurethanen bestimmte Vorprodukte benöti- 
gen, haben sich beschwert, weil sie als Neukunden 
von den Herstellern dieser Vorprodukte nicht be- 
liefert werden. Die Verweigerung der Belieferung 
ist damit begründet worden, daß die Übernachfrage 
trotz Nutzung aller einsetzbaren Kapazitäten bereits 
Kürzungen der Lieferungen an Altkunden erfordert 
habe. Das Bundeskartellamt prüft die Berechtgiung 
der Lieferverweigerung. Nach § 26 Abs. 2 Satz 2 
kann eine Pflicht zur Neuaufnahme von Lieferbezie- 
hungen bestehen. Mit dieser neuen Vorschrift sollen 
Unternehmen, auf deren Lieferungen andere Unter- 
nehmen angewiesen sind, bei Warenknappheit zur 
Repartierung verpflichtet sein. Selbst wenn die 
Knappheit bereits bei Altkunden zur Repartierung 
zwingt, so daß die Aufnahme der Belieferung neuer 
Nachfrager nur bei noch stärkerer Kürzung der Lie- 
ferungen an Altkunden möglich wäre, wird die Auf- 
nahme der Belieferung neuer Nachfrager grundsätz- 
lich zu fordern sein. Andernfalls würde für diese 
LInternehmen der Marktzutritt unmöglich gemacht; 
andere Unternehmen, die in einer Knappheitssitua- 
tion zum Lieferantenwechsel gezwungen sind, müß- 
ten sogar aus dem Markt ausscheiden. Die Verfahren 
sind noch nicht abgeschlossen. 


1. Pharmazeutika 

Das Bundeskartellamt hat gegen mehrere Arzneimit- 
telhersteller Verfahren wegen des Verdachts der 
mißbräuchlichen Ausnutzung marktbeherrschender 
Stellungen durch Fordern überhöhter Preise einge- 
leitet. Ein Verfahren ist eingestellt worden, nachdem 
die beanstandete Preiserhöhung für ein Rhinologi- 
cum wieder rückgängig gemacht worden war. Die 


i übrigen Verfahren konnten wegen der erforderlich 
' gewordenen umfangreichen Ermittlungen und Ein- 
; holung von medizinischen Sachverständigengutach- 
j ten noch nicht abgeschlossen werden. Zunächst führl 
j das Bundeskartellamt Musterfälle mit Vorrang wei- 
ter, um die bei der Mißbrauchsaufsicht über markt- 
: beherrschende Unternehmen auf dem Arzeneimittel- 
, Sektor (Tätigkeitsbericht 1968 S. 18 ff., S. 57 L, 1969 
j S. 72) aufgetretenen Rechtsfragen möglichst bald zu 
; einer Entscheidung zu bringen. Das eine dieser Ver- 
fahren betrifft zwei patentgeschützte Beruhigungs- 
mittel, deren Preise in Großbritannien Gegenstand 
einer Untersuchung der Monopolkommission waren, 
j Das Bundeskartellamt hat festgestellt, daß die Her- 
stellungskosten für diese Arzneispezialitäten nur 
einen Bruchteil der für diese Mittel geforderten 
Preise ausmachen und daß ferner die von dem be- 
! troffenen Unternehmen in der Preiskalkulation ver- 
1 rechneten Wirkstoffkosten ein Vielfaches der in 
I Italien wmgen des dort fehlenden Patentschutzes für 
. Arzneimittel sich bildenden Marktpreise für diese 
j Wirkstoffe betragen. Besondere Probleme medizi- 
I nischer Art haben sich in diesem Verfahren zur 
' Frage ergeben, ob und gegebenenfalls welche ande- 
ren therapeutisch gleichwertigen Beruhigungsmittel 
' auf dem Markt sind. Vergleichsmärkte mit Wettbe- 
i werbspreisen, die zum Mißbrauchsnachweis heran- 
j gezogen werden könnten, fehlen für diese Präparate 
j weitgehend. Ein wichtiges Indiz für eine mißbräuch- 
I liehe Preisüberhöhung bei den betreffenden Päpara- 
; ten in der Bundesrepublik Deutschland sind jedoch 
die unter Wettbewerbsbedingungen sich bildenden 
wesentlich niedrigeren Wirkstoffpreise in Italien, so 
i daß auch im vorliegenden Fall der Mißbrauchsnach- 
weis auf das Vergleichsmarktkonzept gestützt wer- 
den kann. Das zweite Verfahren richtet sich gegen 
einen namhaften deutschen Arzneimittelhersteller 
hinsichtlich eines Vitamin-Präparats. Nach den Fest- 
stellungen des Bundeskartellamtes fordert der be- 
troffene Arzneimittelhersteller für dieses Präparat 
beim Vertrieb über öffentliche Apotheken Preise, 
die erheblich über den Preisen liegen, welche das 
Unternehmen für dasselbe Päparat und/oder andere 
Arzneimittelhersteller für chemisch identische Prä- 
parate bei der Belieferung von Krankenhausvoll- 
apotheken sowie auf ausländischen Vergleichsmärk- 
ten, insbesondere in der Schweiz, verlangen. Das be- 
troffene Unternehmen ist wegen fehlender Wirksam- 
keit des Wettbewerbs im Bereich der öffentlichen 
Apotheken in der Lage, diese Preise auf diesem Teil- 
markt langfristig aufrechtzuerhalten, ohne daß sein 
Marktanteil nach dem bisherigen Ermittlungsstand 
entscheidend zurückgeht, obgleich auch in diesem 
Vertriebsbereich nachstoßende Wettbewerber mit 
wesentlich preisgünstigeren chemisch identischen 
Präparaten auf dem Markt sind. Umfangreiche, noch 
nicht abgeschlossene Ermittlungen waren insbeson- 
dere im Zusammenhang mit der Frage der Markt- 
beherrschung zur Feststellung der Marktanteile und 
der Marktanteilsentwicklung des betroffenen Unter- 
nehmens und aller bedeutenden Konkurrenten bei 
den relevanten Präparaten erforderlich. 

Ein Arzneimittelhersteller hat sich darüber be- 
schwert, daß der Bundesverband der Pharmazeuti- 
schen Industrie e. V. sowohl die Aufnahme der Prä- 
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parate dieses Unternehmens in die Rote Liste als 
auch die Aufnahme des Unternehmens in den Ver- 
band verweigert. Der Bundesverband der Pharma- 
zeutischen Industrie e. V. ist als Herausgeber der 
Roten Liste auf dem Gebiet der in der ärztlichen 
Verschreibungspraxis verwendeten Arzneimittel- 
nadischlagewerke ein marktbeherrschendes Unter- 
nehmen. Die Rote Liste ist ein Verzeichnis der phar- 
mazeutischen Präparate der Mitglieder des Bundes- 
verbandes der Pharmazeutischen Industrie e. V. Sie 
wird kostenlos an alle Arzte verteilt. Das Bundes- 
kartellamt hat ein Verfahren nach § 26 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 22 eingeleitet. Wegen des großen 
Einflusses, den die Rote Liste auf die Verschrei- 
bungspraxis der niedergelassenen Ärzte hat, bedeu- 
tet die Nichtaufnahme der Präparate des betreffen- 
den Unternehmens in dieses Verzeichnis eine unbil- 
lige Behinderung des Herstellers. Der Bundesver- 
band der Pharmazeutischen Industrie e. V. hat dar- 
aufhin dieses Unternehmen in den Verband aufge- 
nommen, womit gleichzeitig die Aufnahme seiner 
Präparate in die Rote Liste sichergestellt ist. Das 
Verfahren ist eingestellt worden. 

In mehreren Fällen haben sich Apotheker unterein- 
ander verpflichtet, ihre Apotheken Mittwochnachmit- 
tag geschlossen zu halten. In einem Falle ist ein 
Apotheker auf Antrag der für ihn zuständigen 
Apothekerkammer wegen der Weigerung, sich an 
einer derartigen Absprache zu beteiligen, von einem 
Berufsgericht wegen „unkollegialen Verhaltens" be- 
straft worden. Das Bundeskartellamt hat diese Vor- 
gänge mit der Bundesapothekerkammer erörtert. Da- 
bei ist Übereinstimmung darüber erzielt worden, daß 
die Beteiligung von Apothekern an Absprachen der 
genannten Art unwirksam ist und ihre Durchsetzung 
als Ordnungswidrigkeit nach §§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 1 
von den Landeskartellbehörden verfolgt werden 
muß. Zulässig ist zwar eine Meinungsbildung der 
Apotheker zu behördlichen Entscheidungen über die 
Verpflichtung zum Offenhalten von Apotheken nach 
dem Apothekenrecht. Nach § 1 unwirksam sind aber 
Verpflichtungen der Apotheker untereinander oder 
Empfehlungen, von einer behördlichen oder gesetz- 
lichen Erlaubnis zum Schließen von Apotheken zu 
bestimmten Verkaufszeiten tatsächlich auch Ge- 
brauch zumachen und die Apotheke geschlossen zu 
halten. Die Weigerung eines Apothekers, sich an 
einer derartigen Absprache zu beteiligen, kann von 
Apothekerkammern nicht als Verstoß gegen die Be- 
rufsordnung beanstandet werden. Die Bundesapothe- 
kerkammer hat die Berufsangehörigen in diesem 
Sinne unterrichtet. 


2. Phenolharzpreßmassen 

Einer angemeldeten Änderung des Rabatt- und 
Konditionenkartells der Hersteller von Phenolharz- 
preßmassen (Tätigkeitsbericht 1965 S. 42) ist nicht 
widersprochen worden. Mit dieser Änderung sind 
jetzt alle Außenseiterbezüge in die Gesamtbezugs- 
menge als Berechnungsgrundlage des Gesamtum- 
satzrabattes einbezogen worden. 


3. Kunststoffe 

Ein Hersteller von AZOCOL-S, einem Erzeugnis des 
Siebdruckhilfsmittelprogramms, hat einem Abneh- 
mer einen Nachteil zugefügt, indem er gezielt für 
diesen zeitweilig den listenmäßigen Einkaufspreis 
erhöht hat. Durch Preiserhöhung sollte der Abneh- 
mer veranlaßt werden, den empfohlenen Preis für 
das Erzeugnis einzuhalten. Die Preiserhöhung ist 
erst rückgängig gemacht worden, nachdem der Ab- 
nehmer erklärt hatte, zu den gleichen Preisen wie 
die Konkurrenzfirmen, d. h. zu den empfohlenen 
Preisen zu verkaufen. Dieses Verhalten des Her- 
stellers war ordnungswidrig nach § 38 Abs. 1 Nr. 8 
in Verbindung mit § 25 Abs. 1 (alte Fassung) und 
§ 15. Deshalb hat das ßundeskartellamt gegen das 
Unternehmen sowie zwei seiner leitenden Ange- 
stellten Geldbußen in Höhe von insgesamt 5 200 DM 
verhängt. Die Entscheidung ist noch nicht rechts- 
kräftig. 


4. Fußbodenbeläge 

Das Kammergericht hat am 10. April 1973 einen Her- 
steller von Fußbodenbelägen wegen Beteiligung an 
der Aufteilung des Inlandsmarktes für den Fuß- 
bodenbelag Feltbase nach Quoten zu einer Geldbuße 
von 30 000 DM und den Vorstandsvorsitzenden die- 
ses Unternehmens zu einer Geldbuße in Höhe von 
2 500 DM verurteilt. Das Urteil entspricht weit- 
gehend dem Bußgeldbescheid des Bundeskartell- 
amtes vom 17. Mai 1972, in welchem Geldbußen in 
Höhe von 35 000 DM und 2 500 DM festgesetzt waren 
(Tätigkeitsbericht 1972 S. 67). Das betroffene Unter- 
nehmen hatte mit zwei anderen Unternehmen ver- 
abredet, durch Umsatzmeldungen an einen Notar 
ihre bisherigen Umsätze zu ermitteln und^ die sich 
danach ergebenden Anteile künftig nicht zu über- 
schreiten. Die Einhaltung der Vereinbarung sollte 
durch fortlaufende monatliche Umsatzmeldungen und 
Rückmeldungen kontrolliert werden. Den Nachweis, 
daß die Betroffenen, um ihre Quoten einzuhalten, 
auf Feltbase-Geschäfte verzichteten, hielt das Kam- 
mergericht nicht für erforderlich, da § 1 nur die ob- 
jektive Eignung zur Marktbeeinflussung erfor- 
dert und nicht voraussetzt, daß sie tatsächlich ein- 
tritt. Die Eignung zur Marktbeeinflussung sei auch 
dann zu bejahen, wenn das betroffene Unternehmen 
zu keinem Zeitpunkt beabsichtigt habe, sich auf den 
bisherigen Marktanteil zu beschränken. Denn da die 
Vereinbarung ihrem ganzen Inhalt nach auf eine der- 
arige Einschränkung aller Vertragspartner hinzielte, 
hätten die Betroffenen davon ausgehen müssen, daß 
sich Vertragstreue Teilnehmer in dieser Weise ver- 
halten, also nur eingeschränkten Wettbewerb be- 
treiben würden. Das Urteil ist noch nicht rechts- 
kräftig. 

Ein gegen den Notar eingeleitetes Bußgeldverfah- 
ren wegen Beteiligung an Quotenabsprachen für 
Linoleum und Feltbase (Tätigkeitsbericht 1972 


^) Bundesanzeiger Nr. 200 vom 23. Oktober 1973 


90 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCksachO 7/2250 


S. 20 ff.) hat das Bundeskartellamt. eingestellt. Der 
Notar hatte aus den Umsatzmeldungen errechnet, 
welche Marktanteile in der Vergangenheit auf die 
beteiligten Unternehmen entfallen waren — * diese 
Zahlen bildeten die Grundlage für die Quotenab- 
sprache — und hatte auf die gleiche Weise nach 
Vertragsschluß monatlich die prozentualen Quoten- 
verhaltnisse ermittelt. Angesichts der Einlassung 
des Notars, er habe sich von Inhalt und Zweck des 
Vertrages, an dessen Durchführung er mitwirkte, 
keine Vorstellungen gemacht, und wegen weiterer 
besonderer Umstände — der Notar ist nicht Jurist, 
war nach seinen glaubhaften Ausführungen noch 
nie mit Kartellsachen befaßt und war ohne wesent- 
liches Entgelt nur aus Gefälligkeit tätig gewesen — 
bestanden Zweifel an einem vorsätzlichen Verhalten 
des Betroffenen. Der Notar ist aber in einem ehren- 
gerichtlichen Verfahren von seiner Notarkammer 
ermahnt v/orden, in Zukunft von einem solchen Ver- 
halten Abstand zu nehmen. 


5. Körperpflegemittel 

Ein Anbieter von Körperpflegemitteln hatte sich 
geweigert, mit einem Parfümerie-Einzelhändler, wel- 
cher die fachlichen Voraussetzungen für eine Belie- 
ferung erfüllte, einen Depotvertrag abzuschließen. 
Zur Begründung gab er an, daß ein angemessener 
und nachhaltiger Umsatz mit diesem Kunden nicht 
zu erwarten sei, es mit dem früheren Geschäfts- 
inhaber vor Jahren eine Auseinandersetzung wegen 
unberechtigten Verkaufs der vertriebsgebundenen 
Erzeugnisse des Anbieters gegeben habe und wegen 
der steigenden Vertriebskosten nicht beliebig viele 
Interessenten beliefert werden könnten. Das Bun- 
deskartellamt hat demgegenüber die Auffassung 
vertreten, daß der Händler hinsichtlich der Körper- 
pflegemittel des betreffenden Anbieters über ange- 
messene und zumutbare Möglichkeiten, auf die Er- 
zeugnisse anderer Lieferanten auszuweichen, nicht 
verfügte (§ 26 Abs. 2 Satz 2). Die geltend gemach- 
ten Gründe für die Lieferverweigerung konnten bei 
der gebotenen Tnteressenabwägung nicht als sach- 
liche Rechtfertigung im Sinne von § 26 Abs. 2 Satz 1 
anerkannt werden. Der zu erwartende Umsatzerfolg 
lag über der als angemessen anzusehenden Unter- 
grenze, zumal neuen Kunden ausreichend Gelegen- 
heit zu geben ist, ihren voraussichtlichen Verkaufs- 
erfolg nachweisen zu können. Erhöhungen der Ver- 
triebskosten bei Belieferung des neuen Kunden 
waren nicht nachgewiesen und auch nicht ersichtlich. 
Das Interesse der belieferten Depositäre an der Auf- 
rechterhaltung ihrer Exklusivität konnte nicht als 
schutzwürdig angesehen werden. Ferner konnte in 
c;iner viele Jahre zurückliegenden Rechtsstreitigkeit 
mit dem früheren Geschäftsinhaber eine Rechtferti- 
gung für eine Lieferverweigerung gegenüber dem 
jetzigen Inhaber nicht anerkannt werden. Das Ver- 
fahren ist eingestellt worden, nachdem der Liefe- 
rant die Belieferung zu üblichen Bedingungen auf- 
genommen und erklärt hatte, die Kundenauswahl 
zukünftig nur nach sachlichen Gesichtspunkten vor- 
zunehmen. 


Vertriebspolitische Äußerungen und Maßnahmen 
mehrerer Hersteller und Importeure von Körper- 
pflegemitteln gaben dem Bundeskartellamt Anlaß, 
Ermittlungsverfahren wegen des Verdachts einzu- 
leiten, daß nach der Aufhebung der Preisbindung 
eine mögliche Belebung des Preiswettbewerbs im 
Handel durch eine Verschärfung der Vertriebsbin- 
dungen verhindert werden sollte. Da aus der Fach- 
presse zu entnehmen war, daß viele weitere Unter- 
nehmen dieses Wirtschaftszweiges vertriebspoliti- 
sche Überlegungen für die Zeit nach dem 31. Dezem- 
ber 1973 anstellten und darüber auch mit Verbänden 
I des einschlägigen Fachhandels Gespräche führten, 

I hat das Bundeskartellamt alle Anbieter von Körper- 
pflegemitteln, die Preise gebunden hatten, darauf 
'hingewiesen, daß sie wegen § 26 Abs. 2 Satz 2 auch 
nach Fortfall der Preisbindung dem Verbot des § 26 
, Abs. 2 Satz 1 unterliegen können und insoweit in 
[ der Auswahl ihrer Abnehmer nicht frei sind. Ins- 
besondere müsse ein selektiver Vertrieb, der dem 
I Zweck dienen soll, das Preisbindungsverbot zu um- 
gehen, als sachlich nicht gerechtfertigt angesehen 
werden. Uber den konkreten Anlaß des Fortfalls 
der Preisbindung hinaus prüft das Bundeskartellamt, 
j ob das von zahlreichen Herstellern und Importeuren 
I von Kosmetika und Parfüms verwendete Depot- 
I System mit § 26 Abs. 2 vereinbar ist. Hierbei geht 
I es insbesondere um die Frage, inwieweit eine Aus- 
; wähl der Kunden aus einem größeren Kreis fach- 
lich gleich geeigneter Handelsbetriebe sachlich ge- 
rechtfertigt werden kann. 

I 

Eine Vereinigung von Drogerien verteilt an ihre 
j Mitglieder mehrmals im Jahr Preislisten mit be- 
: sonders günstigen Angeboten für verschiedene Kör- 
' perpflegemittel. Das Bundeskartellamt hat die Her- 
i ausgabe dieser Preislisten als Mittelstandsempfeh- 
I lungen nach § 38 Abs. 2 Nr. 1 angesehen. Maßgeb- 
: lieh ist, daß es sich hierbei um eine Vereinigung 
i kleiner und mittlerer Drogerieunternehmen handelt, 

I die Empfehlungen beschränkt auf den Kreis ihrer 
I Mitglieder ausspricht. Die Empfehlungen dienen da- 
I zu, die Leistungsfähigkeit dieser Unternehmen ge- 
genüber Großbetrieben oder großbetrieblichen Un- 
ternehmensformen zu fördern und dadurch die Wett- 
bewerbsbedingungen zu verbessern. Das Verfahren 
ist eingestellt worden, nachdem die Vereinigung 
dazu übergegangen war, ihre Mitglieder auf die 
Unverbindlichkeit der Empfehlungen nicht nur 
mündlich, sondern auch schriftlich bei der Übersen- 
dung der Preislisten an ihre Mitglieder hinzuwei- 
sen. Damit soll erreicht werden, daß der Empfeh- 
lungsadressat sich der Unverbindlichkeit der Emp- 
fehlungen im gesamten Zeitablauf hinreichend be- 
wußt bleibt. 

In drei Verfahren hat das Bundeskartellamt rechts- 
kräftig Geldbußen von insgesamt 28 500 DM gegen 
drei Unternehmen und einige ihrer Geschäftsführer 
verhängt. Es ist festgestellt worden, daß die Be- 
troffenen den Abnehmern laufend andere als die 
für verschiedene preisgebundene bzw. preisempfoh- 
lene Körperpflegemittel beim Bundeskartellamt je- 
weils angemeldeten Rabatte gewährt haben (Ord- 
nungswidrigkeiten nach §§ 15, 38 Abs. 1 Nr. 1 bzw. 
§ 38 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung mit § 16 Abs. 4 
Satz 5 und 6 a. F.). 


91 



DrUCkSBChO 712,250 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


6. Zündwaren 

Auf Grund einer Beschwerde hat das Bundeskartell- 
amt die Deutsche Zündwaren-Monopolgesellschaft, 
Frankfurt/Main, aufgefordert, künftig bei ihren Ver- 
käufen von Zündwaren grundsätzlich von dem zur 
Zeit von ihr angewandten Prinzip der Vorauszah- 
lung abzusehen (§ 22 Abs. 5 Satz 2 in Verbindung 
mit Absatz 4). Die Anwendbarkeit des Gesetzes ge- 
gen Wettbewerbsbeschränkungen ist im vorliegen- 
den Fall nicht nach § 101 Nr. 2 ausgeschlossen, da 
es sich nicht um Leistungen und Entgelte handelt, 
die auf Grund des Zündwarenmonopol-Gesetzes 
und der hierzu ergangenen Rechtsverordnungen ge- 
regelt sind. Die Deutsche Zündwaren-Monopolgesell- 
schaft ist für Zündwaren nach § 22 Abs. 1 Nr. 1 
marktbeherrschend und nützt diese marktbeherr- 
schende Stellung durch das Prinzip der Vorauszah- 
lung und die ihm entsprechende Skontoregelung, 
wonach die in den Preislisten genannten Skonto- 
sätze für Vorauszahlungen vom Netto-Rechnungs- 
betrag vergütet werden, mißbräuchlich aus (§ 22 
Abs. 4). Das Prinzip der Vorauszahlung widerspricht 
nämlich dem in § 320 BGB zum Ausdruck kom- 
menden Grundsatz der Leistung Zug um Zug, ist 
nicht branchenüblich und wird auch von den Ab- 
nehmern der Deutschen Zündwaren-Monopolgesell- 
schaft nicht angewandt. Die Gesellschaft hat eine 
Änderung ihrer Geschäftsbedingungen zugesagt. 
Das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. 

7. Dach- und Dichtungsbahnen 

In vier Ordnungswidrigkeitenverfahren sind Geld- 
bußen in einer Gesamthöhe von 1 240 000 DM ge- 
gen Vorstandsmitglieder, geschäftsführende Gesell- 
schafter, Geschäftsführer und Verkaufsleiter sowie 
als Nebenfolge nach § 26 OWiG gegen 41 Unterneh- 
men, die Dach- und Dichtungsbahnen sowie bitumen- 
haltige Bautenschutzmittel hersteilen, verhängt wor- 
den. Die Betroffenen sind seit Jahren in unregel- 
mäßigen Zeitabständen in jeweils regional getrenn- 
ten Arbeitskreisen in Nord- und Westdeutschland, 
Hessen, Baden-Württemberg und Bayern zusammen- 
gekommen. Bei diesen Zusammenkünften sind Ver- 
einbarungen über Bruttopreise und Rabatte für die 
in Betracht kommenden Erzeugnisse getroffen wor- 
den. Aufgrund dieser Vereinbarungen haben die 
Unternehmen der jeweiligen Arbeitskreise auch 
tatsächlich ihre Bruttopreise erhöht bzw. die Ra- 
batte um die gleichen Prozentsätze zu gleichen Ter- 
minen gesenkt und an ihre Abnehmer die entspre- 
chend geänderten Preis- und Rabattlisten versandt 
(Ordnungswidrigkeiten nach §§ 1, 38 Abs. 1 Nr. 1 
und Abs. 4). Der überwiegende Teil der Betroffenen 
hat zunächst gegen die Bußgeldbescheide Einspruch 
eingelegt, sie aber dann wieder zurückgenommen. 
In der Zwischenzeit sind Geldbußen von insgesamt 
935 500 DM rechtskräftig geworden, über die noch 
anhängigen Einsprüche hat das Kammergericht noch 
nicht entschieden. 

ö. Chemische Fasern 

über die von sämtlichen Betroffenen gegen die Buß- 
geldbescheide in den Verfahren Polyamid, Zellwolle- 


Modal, Azetat und Textil-Reyon (Tätigkeitsbericht 
1972 S. 69 bis 71) eingelegten Einsprüche hat das 
Kammergericht noch nicht entschieden. Auch über 
die Beschwerden gegen die vier Verwaltungsent- 
scheidungen, mit denen Verträge von Chemiefaser- 
herstellern in vollem Umfang oder teilweise für un- 
wirksam erklärt worden waren (Tätigkeitsbericht 
1972, S. 70, 71), stehen Entscheidungen des Kam- 
mergerichts noch aus. 


Feinkeramische Erzeugnisse (51) 


1. Geschirr aus Ton 

Ein Hersteller von Tongeschirr stellte Wiederver- 
käufern für deren Werbung unentgeltlich Matern 
und Klischees zur Verfügung. Durch den Einsatz 
dieser Werbemittel galten nach einem den Wie- 
derverkäufern übersandten Merkblatt die darin ent- 
haltenen Bedingungen automatisch als anerkannt, 
welche die Wiederverkäufer verpflichteten, für Kon- 
sumentenanzeigen vorgesehene Preisangaben zuvor 
mit dem tiersteiler abzustimmen bzw. vom Hersteller 
genehmigen zu lassen. Für den Fall der Verletzung 
dieser Verpflichtung behielt sich der Hersteller 
Schadensersatzansprüche — ■ bei Schäden bis zu 
100 DM im Einzelfall ohne Nachweis über die Höhe 
des Schadens — vor. Das Bundeskartellamt hat ein 
Verfahren wegen einer Ordnungswidrigkeit nach 
§ 25 Abs. 1 a. F., § 38 Abs. 1 Nr. 8 eingeleitet. Der 
Hersteller macht die Gewährung von Vorteilen — 
unentgeltliche Verwendung der Werbemittel — da- 
von abhängig, daß die Wiederverkäufer in den An- 
zeigen nur mit ihm abgestimmte bzw. von ihm ge- 
nehmigte Preise nennen. Der Hersteller hat dar- 
aufhin glaubhaft gemacht, daß es zu „Preisabstim- 
mungen" auf Grund des Merkblattes in keinem 
Falle gekommen ist. Den vom Bundeskartellamt be- 
anstandeten Teil des Merkblattes hat er in einem 
Rundschreiben widerrufen, worin er ausdrücklich 
darauf hinwies, daß die Händler die Verkaufspreise 
auch bei Verwendung der von ihm zur Verfügung 
gestellten Werbemittel frei und selbstverantwort- 
lich bestimmen könnten. Daraufhin ist das Verfah- 
ren eingestellt worden. 


2. Feinkeramische Fliesen 

Ein Baustoffhändler hatte sich an das Bundeskartell- 
amt gewandt, weil der Entwurf einer Neufassung 
der DIN-Norm für feinkeramische Fliesen bei Stein- 
gutfliesen einen Weißgehalt von mindestens 50 v. tl. 
vorsah. Er befürchtete, durch die vorgesehene Norm 
würde der Import von ausländischen Fliesen, insbe- 
sondere aus Italien und Spanien, behindert, wenn 
nicht gar unmöglich gemacht werden, weil diese auf 
der Basis eines tonähnlichen braunen Scherbens 
hergestelt würden. Das Bundeskartellamt wies den 
Normenausschuß darauf hin, daß auch Normen- 
empfehlungen eines Rationalisierungsverbandes für 
I unzulässig erklärt werden können, wenn sie einen 
I Mißbrauch der Freistellung von dem Empfehlungs- 
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verbot des § 38 Abs. 1 Nr. 11 darstellen (§ 38 Abs. 3 
in^ Verbindung mit Abs. 2 Nr. 2). Ein Mißbrauch 
könne auch in der Behinderung von Importen liegen. 
Daraufhin sowie wegen ähnlicher Bedenken der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften und 
zahlreicher Einsprüche von Importeuren und Ver- 
wendern italienischer und spanischer Fliesen be- 
schloß der zuständige Arbeitsausschuß, die Ver- 
abschiedung des Normenentwurfs vorläufig zurück- 
zustellen, zumal da zwischenzeitlich auch die Arbei- 
ten an der Schaffung einer europäischen Norm für 
Fliesen und Platten angelaufen sind, die auch für 
die Bundesrepublik verbindlich wird. Der Vorgang 
ist abgeschlossen worden. 


3. Schleifmittel 

Der Fachverband Elektrokorund- und Siliziumkar- 
bid-Hersteller e. V. hat gemeinsam mit dem Verein 
Deutscher Schleifmitteiwerke e. V. die Empfehlung 
ausgesprochen, den FEPA-Korngrößenstandard für 
Schleifmittel auf Unterlagen, Körnungen 12 bis 220, 
gemäß einer von beiden Vereinen gemeinsam her- 
ausgegebenen Broschüre vom März 1972 anzuwen- 
den. Diese Normenempfehlung, die auf einer verbes- 
serten Prüfmethode basiert und den Standard an 
amerikanische Körnungen angleichen soll, ersetzt 
eine andere, aus dem Jahre 1961 stammende und 
1966 angemeldete Empfehlung. Das Bundeskartell- 
amt hat den Fachverband darauf hingewiesen, daß 
entgegen seiner Auffassung eine erneute Anmel- 
dung beim Bundeskartellamt nach § 38 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 a. F. erforderlich ist, weil die frühere 
Empfehlung durch die Neufassung in ihrem Inhalt 
wesentlich verändert worden ist. Die Norinenemp- 
fehlung ist daraufhin angemeldet worden ^). 


Glas und Glaswaren (52) 


1. Isolierglas 

Die Verkaufsgesellschaft einer Herstellergruppe, ein 
Händler und ein Großabnehmer hatten einen Ver- 
trag geschlossen, nach welchem der Händler auch 
der Verkaufsgesellschaft gegenüber verpflichtet 
war, dem Großabnehmer für einen im Vertrag fest- 
gelegten Zeitraum bestimmte Preise für Isolierglas 
zu berechnen. Für spätere Lieferungen war eine 
Preisfestsetzung durch vertragliche Einigung aller 
drei Parteien vorgesehen. Die getroffenen und die 
vorgesehenen Vereinbarungen enthielten eine Be- 
schränkung des Händlers in der Freiheit der Gestal- 
tung von Preisen für seine Lieferungen an den Groß- 
abnehmer. Die Bindung ist nach § 15 nichtig. Das 
Bundeskartellamt hat deshalb ein Bußgeldverfahren 
eingeleitet. Der Einwand der Betroffenen, die Ini- 
tiative zu der Preisvereinbarung sei nicht von der 
bindenden Verkaufsgesellschaft, sondern vom ge- 
bundenen Händler ausgegangen, der im eigenen 
Interesse von der Verkaufsgesellschaft Preiszuge- 
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I ständnisse begehrt habe, um sie voll an den Groß- 
I abnehmer weitergeben zu können und ohne die 
I Preiszugeständnisse hätte der Händler vom Groß- 
abnehmer keinen Auftrag erhalten, kann nicht 
! diirchgreifen. Entscheidend ist die vertragliche Be- 
J Schränkung des gebundenen Händlers in der Frei- 
heit der Gestaltung von Preisen beim Weiterverkauf 
der Ware. Der Händler wird durch die Preisverein- 
barungen nicht nur zur Weitergabe der von der Ver- 
kaufsgesellschaft erbetenen und erhaltenen Preis- 
zugeständnisse in voller Höhe verpflichtet, sondern 
auch hinsichtlich des dem Großabnehmer vor Be- 
rücksichtigung des Preiszugeständnisses zu berech- 
nenden Preises gebunden. Die Betroffenen haben 
daraufhin die beanstandeten Vereinbarungen aufge- 
hoben. Das Verfahren wurde ohne Verhängung 
einer Geldbuße eingestellt, weil nicht nachzuwei- 
sen war, daß sich die beteiligten Unternehmen be- 
reits über die Unwirksamkeit der nach § 15 nichti- 
gen Vereinbarungen hinweggesetzt hatten {§ 38 
Abs, 1 Nr. 1). 


2. Kristallglas 

Mehrere Hersteller von Kristallglas hatten einen 
Vertrag zum Schutz ihrer Geschmacksmuster ge- 
schlossen. Sie waren übereingekommen, über den 
Rahmen des Geschmacksmustergesetzes hinaus jede 
Handlung zu unterlassen, die geeignet ist, das 
j Schutzrecht zu umgehen oder eine Vertragsfirma zu 
schädigen. Die gleichen Verpflichtungen wie für 
I geschützte Muster hatten sie sich auch für nicht 
i geschützte Erzeugnisse auferlegt. Hierdurch hatten 
sich die beteiligten Unternehmen — einen gemein- 
I Samen Zweck verfolgend — verpflichtet, die Her- 
stellung und den Vertrieb von Nachbildungen ihrer 
Erzeugnisse auch insoweit zu unterlassen, als dies 
nach dem Geschmacksmustergesetz (und dein UWG) 
zulässig wäre. Der Vertrag enthielt somit Beschrän- 
kungen hinsichtlich erlaubter Wettbewerbshandlun- 
gen. Das Bundeskartellamt kündigte die Verhängung 
von Geldbußen wegen Verstoßes gegen die §§ 1, 38 
Abs. 1 Nr. 1 für den Fall an, daß die Unternehmen 
die wettbewerbbeschränkenden Bestimmungen des 
Vertrages weiterhin anwendeten. Daraufhin haben 
die Beteiligten den Vertrag mit sofortiger Wir- 
kung aufgehoben. Das Verfahren ist eingestellt 
worden. 


Holzwaren (54) 

1. Großhandel mit Holzwaren 

Ein Großhandelsunternehmen, das Holzwaren wie 
Paletten, Kisten und Steigen bei verschiedenen 
Herstellern für seine Abnehmer nach eigenen Ent- 
würfen bestellt, hatte in seine Geschäftsbedingun- 
gen unter anderem folgende Bestimmung aufgenom- 
men: „Lieferungen von Waren an meine Kunden 
dürfen nur unter dem Namen meiner Firma erfolgen. 
Der Lieferant darf weder direkt noch über Dritte 
meine Kunden ohne meine ausdrückliche Einwilli- 
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gung mit Waren beliefern oder diesen Angebote i 
unterbreiten oder mit diesen meinen Kunden in per- 
sönliche oder schriftliche Geschäftsbeziehungen tre- 
ten. Als meine Kunden im vorstehenden Sinne gel- j 
ten alle diejenigen Firmen oder Personen, die dem 
Lieferanten während der Geschäftsverbindung mit 
mir oder durch meine Firma bekanntgeworden sind, 
insbesondere aber grundsätzlich, wenn der Lieferant 
in meinem Auftrag — über mich oder direkt — eine 
Lieferung durchgeführt hat, sei es auch nur eine Pro- 
belieferung oder eine Musterlieferung." Dieses Ver- 
halten ist deshalb nach § 26 Abs. 1 beanstandet wor- 
den, weil hierdurch Lieferanten untersagt wurde, 
Kunden dieses Großhandelsunternehmens mit Waren 
des gleichen Sortiments über Wettbewerbsfirmen 
ohne seine ausdrückliche Einwilligung zu beliefern. 
Dadurch wurden diese in der Aufnahme von Ge- 
schäftsbeziehungen mit Kunden dieses Großhandels- 
unternehmens unbillig behindert. Das Ermittlungs- 
verfahren ist eingestellt worden, nachdem die bean- 
standete Vertragsbestimmung ersatzlos gestrichen 
worden ist. 


2. SchulmÖbel 


Papier- und Pappewaren (56) 


1, Wellpappe 

Gegen 30 Unternehmen, die Starkwellpappe sowie 
Versandkartons und sonstige Transportgüter aus 
Wellpappe herstellen, und gegen 23 in diesen Unter- 
nehmen tätige Personen hat das Bundeskartellamt 
mit Bescheid vom 2. Juli 1973 wiegen einer Preisab- 
sprache Geldbußen in Höhe von insgesamt 1 114 500 
DM festgesetzt. Der Verdacht ordnungswidrigen Ver- 
haltens im Sinne von § 38 Abs. 1 Nr. 1 in Verbin- 
dung mit § 1 war durch Hinweise ausgelöst worden. 
Nach dem Ergebnis der Ermittlungen hat die Mehr- 
1 zahl der im Verband der Wellpappen-Industrie e. V. 

! zusammengeschlossenen Unternehmen im Jahre 1972 
vereinbart, ab 1. Juli 1972 die Preise nach Möglich- 
keit um bis zu 8 v. H. zu erhöhen, zumindest aber 
die bis dahin geltenden Preise nicht mehr zu unter- 
j schreiten. Mit Preiserhöhungen oder mit der An- 
j kündigung solcher Erhöhungen haben die Betroffe- 
1 nen sich über die Unwirksamkeit dieser Vereinba- 
I rung hinweggesetzt. Die Betroffenen haben gegen 
' den Bußgeldbescheid keinen Einspruch eingelegt. 

I 


Der angemeldeten Änderung des Rabattbeschlusses 
zum Konditionen- und Rabattkartell der Hersteller 
von Schulmöbeln ist nicht widersprochen worden ^). 
Durch diese Änderung sind erstmals die Bezugs- 
grenzen für die Gewährung von Höchstrabatten (Tä- 
tigkeitsbericht 1964 S. 34), die seit dem Wirksam- 
werden des Kartells im Jahre 1964 unverändert ge- 
blieben waren, erhöht und der inzwischen einge- 
tretenen Kosten- und Preisentwicklung angepaßt 
worden. 


Holzschliff, Zellstoff, Papier und Pappe (55) 

Zeitungsdruckpapier 

Die Änbieter von Zeitungsdruckpapier haben die 
Preise für Lieferungen im Jahre 1974 um 16 bis 
18 V. H. erhöht. Wegen des hohen Konzentrations- 
grades auf diesem Markt — die fünf größten Än- 
bieter versorgen mehr als zwei Drittel des Mark- 
tes — , besteht der Verdacht, daß Preiserhöhungen 
in diesem Äusmaß, insbesondere unter Berücksich- 
tigung der Vorteile, die den skandinavischen Her- 
stellern aus den Paritätsverbesserungen der Deut- 
schen Mark bereits zugeflossen sind, nur wegen 
fehlenden Wettbewerbs durchgesetzt werden konn- 
ten. Das Bundeskartellamt hat daher gegen die fünf 
größten Änbieter, zwei inländische Hersteller so- 
wie Niederlassungen und Vertriebsgesellschaften 
finnischer und schwedischer Zeitungsdruckpapier- 
hersteller, ein Mißbrauchsverfahren nach § 22 Äbs. 5 
eingeleitet, das nicht abgeschlossen ist. 


9 Bundesanzeiger Nr. 204 vom 27. Oktober 1973 


2. Tapeten 

Durch Beschluß vom 10. Äpril 1973 hat das Bundes- 
kartellamt auf Äntrag von 25 Herstellern und 38 
Händlern der ersten Handelsstufe die Erlaubnis für 
ein Rationalisierungskartell über die Festlegung von 
Ängebots- und Äbgabeterminen für Mustermaterial 
und Ware neuer KoBektionen (Tätigkeitsbericht 1969 
S. 78) erteilt. Die deutsche Tapetenwirtschaft bringt 
seit 1952 jeweils zu den geraden Jahren im Zwei- 
Jahres-Rhythmus neue Kollektionen heraus. Das Kar- 
tell soll den Übergang von einer Kollektion zur an- 
deren reibungsloser und kostengünstiger gestalten. 
Der Vertrag verpflichtet die Teilnehmer hauptsäch- 
lich, Tapeten neuer Kollektionen den nachfolgenden 
Wirtschaftsstufen nicht vor Änfang September des 
Jahres vor Kollektionswechsel zur Äuswahl anzu- 
bieten und nicht vor dem 15. Oktober desselben Jah- 
res auszuliefern. Hierdurch wird die Überschnei- 
dungszeit von fünf Monaten, während der zuletzt 
Tapeten der alten und der neuen Kollektionen 
nebeneinanderliefen, auf 2L'2 Monate verkürzt. 
Äußerdem wird der Lieferbeginn, der bislang bei 
den einzelnen Herstellern unterschiedlich zwischen 
dem Sommer und dem Herbst gelegen hatte, verein- 
heitlicht. Die Ungewißheit über den Lieferbeginn 
hatte den Handel veranlaßt, ab Frühjahr des zwei- 
ten Kollektionsjahres von den alten Tapeten jeweils 
nur noch kleine Mengen für einen kurzfristigen Be- 
darf nachzubestellen. Das zwang die Hersteller, die 
Maschinen nach jeweils unwirtschaftlich kleinen Äuf- 
lagen mit kostspieligem Zeitaufwand umzurüsten. 
Die lange Überschneidungszeit hatte zur Folge, daß 
die Hersteller während dieser Periode sowohl alte 
als auch neue Tapeten nur mit Verzögerungen liefern 
konnten. Die Notwendigkeit, daß sich die erste 
Handelsstufe an den Vereinbarungen über den Zeit- 
punkt des Kollektionswechsels beteiligt, ergab sich 
daraus, daß sie aus dem Ängebot der Hersteller 
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eigene Kollektionen zusammenstellt und neben der j 
Industrie die zweite tiandelsstufe beliefert. Die erste ' 
Handelsstufe erzielt aber auch selbst Rationalisie- j 
rungserfolge, z. B. durch Einsparung von Lager-, 
kosten. Die Summe der bei Industrie und Handel er- 
reichbaren Rationalisierungsvorteile erscheint ge- 
eignet, die Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit 
der beteiligten Unternehmen wesentlich zu heben 
und insbesondere durch Abbau der Lieferschwierig- 
keiten während des Kollektionswechsels die Befrie- 
digung des Bedarfs zu verbessern. Die zeitliche Ko- 
ordinierung des Kollektionswechsels steht zu den 
angestrebten Rationalisierungserfolgen — Kosten- 
senkung und Abkürzung der Lieferfristen — in 
einem angemessenen Verhältnis, zumal dadurch der 
Zwei-Jahres-Rhythmus, in dem neue Tapeten heraus- 
gebracht werden, nicht berührt wird. Um den Ratio- 
nalisierungserfolg und die bessere Bedarfsbefriedi- 
gung zu sichern, hat das Bundeskartellamt dem Kar- 
tell u. a. zur Auflage gemacht, regelmäßig über die 
Rationalisierungserfolge und die Verbesserung der 
Bedarfsbefriedigung zu berichten. 


3. Kalender j 

Zwei Unternehmen, die ihre Kalenderproduktion bis- 
her schon faktisch spezialisiert hatten, haben diese 
Produktionsaufteilung in Block- und gebundene 
Kalender nunmehr durch ein Spezialisierungskartell 
nach § 5 a rechtlich abgesichert M. Um den an beiden 
Kalenderarten interessierten Abnehmern das ge- 
samte Programm anbieten zu können, vertreibt die 
Verkaufsorganisation jedes Vertragspartners die Er- 
zeugnisse beider Unternehmen in den jeweils im , 
Vertrag festgelegten Absatzgebieten. Direktlieferun- j 
gen eines Vertragspartners in das für die Vertriebs- j 
Organisation des anderen Partners vorgesehene Ge- I 
biet bleiben zulässig. Da auch nach Inkrafttreten des i 
Kartellvertrages im Hinblick auf die verhältnismäßig 
geringen Marktanteile der beiden Kartellpartner 
wesentlicher Wettbewerb auf dem Markt bestehen- 
bleibt, hat das Bundeskartellamt dem Kartellvertrag 
nicht widersprochen. 


Gummi- und Asbestwaren (59) j 

Kraftfahrzeugreifen 

Die vom Bundeskartellamt laufend durchgeführte 
Marktbeobachtung hat ergeben, daß — insbeson- 
dere im zweiten Halbjahr 1973 — die von den Her- 
stellern empfohlenen Endverbraucherpreise für Kfz- I 
Ersatzreifen in einer Vielzahl von Fällen vom Han- 1 
del mit 20 v. H. und mehr unterboten wurden. Damit { 
entsprachen die von den Herstellern empfohlenen I 
Preise nicht mehr den tatsächlichen Marktpreisen, j 
Die Preisempfehlungen waren somit nach § 38 a | 
Abs. 3 Nr. 2 mißbräuchlich. Das Bundeskartellamt ! 


hat deshalb die Hersteller von Reifen darauf auf- 
merksam gemacht, daß mit der sofortigen Einleitung 
von Mißbrauchsverfahren zu rechnen sei, falls die 
Hersteller die Preisempfehlungen in der bisherigen 
Form aufrechterhalten würden. Aufgrund dieses 
Hinweises haben die Kfz-Reifenhersteller Continen- 
tal, Dunlop, Fulda, Goodyear, Metzeier, Phoenix, 
Uniroyal und Veith-Pirelli dem Bundeskartellamt 
mitgeteilt, daß sie die Empfehlung der Endverbrau- 
cherpreise für Kfz-Ersatzreifen mit sofortiger Wir- 
kung — ab Mitte Dezember 1973 ■ — aufgegeben 
haben und zum Nettopreissystem übergegangen 
sind. 


Lederwaren und Schuhe (62) 

1. Schuhe 

Das Konditionenkartell der Deutschen Schuhindustrie 
hat eine Änderung der Lieferungs- und Zahlungsbe- 
dingungen angemeldet, die rechtswirksam geworden 
ist. Der Betrag, von dem ab eine portofreie Versen- 
dung der Waren vorgenommen wird, ist von 200 
DM auf 300 DM heraufgesetzt worden-). Aus dem 
Kartell sind 7 Unternehmen im Laufe des Jahres 
1973 ausgeschieden. Ihm gehören noch 72 Herstel- 
ler an. 


2. Sportschuhe 

Das Kammergericht hat mit Beschluß vom 20. No- 
vember 1973 die Mißbrauchsverfügung des Bundes- 
kartellamtes vom 28. November 1972, durch die 
dem Deutschen Fußball-Bund (DFB) eine Einschrän- 
kung der Werbung für einen Llersteller von Fußball- 
stiefeln aufgegeben worden war (Tätigkeitsbericht 
1972 S. 75) aufgehoben. Das Gericht hat die Auf- 
fassung des Bundeskartellamts bestätigt, daß der 
DFB bei der Werbung als Unternehmen im Sinne 
des Kartellrechts tätig wird und insoweit auch 
marktbeherrschend im Sinne des § 22 Abs. 1 ist, 
jedoch einen Mißbrauch dieser Marktstellung ver- 
neint. Bei der Frage des Mißbrauchs ist das Gericht 
von den Auswirkungen der Werbung des DFB auf 
‘den Fußballstiefelmarkt ausgegangen, da es einem 
marktbeherrschenden Unternehmen auch untersagt 
sei, seine Marktmacht auf einem anderen Markt 
mißbräuchlich auszunutzen. Die Wettbewerbsfreiheit 
auf dem Fußballstiefelmarkt sei jedoch nicht be- 
seitigt, da die Werbung des DFB andere Hersteller 
nicht hindere, Fußballstiefel abzusetzen. Auch die 
Wirksamkeit des Wettbewerbs sei nicht in dem Sinne 
gefährdet, daß der einzige bedeutende Wettbewer- 
ber in absehbarer Zeit die Herstellung von Fußball- 
stiefeln aufgeben müßte oder jedenfalls zur völligen 
Bedeutungslosigkeit herabsinken würde. Bei einer 
Interessenabwägung falle zugunsten des DFB ins 


^) Bundesanzeiger Nr. 209 vom 7. November 1972 


-) Bundesanzeiger Nr. 213 vom 13. November 1973 
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Gewicht, daß er bei Einstellung der Werbung auf j 
die Einnahmen aus dem Vertrag mit dem führenden 
Fußballstiefelhersteller (insgesamt mindestens 
700 000 DM) verzichten müsse. Es diene unter ande- 
rem auch der Verwirklichung der Vereinszwecke 
des DFB, wenn er mit einem Teil seiner zusätzli- 
chen Einnahmen Erfolgsprämien an Spitzenspieler 
ausschütten könne. Diese Interessen seien nicht ge- 
ringer zu bewerten als das Wachstumsstreben des 
anderen deutschen Fußballstiefelherstellers, weil 
dieses Unternehmen die Werbung des DFB für den 
Konkurrenten zwar als sehr lästig, aber nicht als 
existenzgefährdend ansieht. Außerdem müsse das 
Interesse des DFB deshalb höher bewertet werden, 
weil er den Werbevertrag in erster Linie deswegen 
abgeschlossen habe, um Beunruhigung und Streit 
von seinen Auswahlmannschaften fernzuhalten. Tn 
Übereinstimmung mit dem DFB sieht das Gericht 
„Ruhe und Frieden" innerhalb der Auswahlmann- 
schaften als gefährdet an, wenn sich der DFB nicht 
für eine ausschließliche Werbung zugunsten eines 
Herstellers verpflichtet. Diesen Gesichtspunkt sieht 
das Gericht auch nicht dadurch als ausreichend be- 
rücksichtigt an, daß das Bundeskartellamt dem DFB 
die weitere ausschließliche Verwendung der Fuß- 
ballstiefel seines Vertragspartners bei Unkenntlich- 
machung des Herstellerkennzeichens (drei Streifen) 
eingeräumt hat. Das Bundeskartellamt hat keine 
Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß des Kammer- 
gerichts eingelegt, obwohl gegen die Auslegung des 
Mißbrauchsbegriffs grundsätzliche Bedenken be- 
stehen. Die tatsächlichen Feststellungen des Kam- 
mergerichts über die Interessen der Beteiligten und 
ihre Beeinträchtigung durch die Verfügung sind in 
der Rechtsbeschwerdeinstanz nur sehr beschränkt 
nachprüfbar. Es mußte deshalb damit gerechnet 
werden, daß der Bundesgerichtshof den Beschluß 
des Kammergerichts auf der Grundlage dieser Fest- 
stellungen bestätigt, ohne zu den grundsätzlichen 
Auslegungsfragen Stellung zu nehmen. Auch das 
durch das Verhalten des DFB benachteiligte beige- 
ladene Unternehmen hat von der Einlegung der 
Rechtsbeschwerde abgesehen. 


Textilien (63) und Bekleidung (64) 

1. Textilveredlung 

Die Interessengemeinschaft Textilveredlung (Tätig- 
keitsbericht 1965 S. 47) hat folgende Änderungen der 
„Einheitsbedingungen für Textil-Lohnveredlungsauf- 
träge" nach § 2, § 9 Abs. 2 angemeldet, die wirksam 
geworden sind (Bundesanzeiger Nr. 228 vom 6. De- 
zember 1973). Auf die Rohware, die der Auftragge- 
ber vor Vertragsabschluß bereits beim Textilver- 
edler eingelagert hat, werden maßgebliche Bestim- 
mungen der „Einheitsbedingungen für Textil-Lohn- 
veredlungsaufträge" für anwendbar erklärt. Bar- 
oder Scheckzahlungen, die gegen Übersendung eines 
von Veredier ausgestellten Eigenakzepts des Auf- 
traggebers erfolgen, gelten erst dann als bewirkt, 
wenn der Wechsel vom Auftraggeber eingelöst und 


damit der Veredier aus der Wechselhaftung befreit 
ist. Mit diesen beiden Änderungen verfolgen die 
Textilveredler in erster Linie den Zweck, ihre Siche- 
rung für den den Auftraggebern über die Rückgabe 
der veredelten Ware hinaus kreditierten Vered- 
lungslohn zu verstärken. Außerdem sind hauptsäch- 
lich technische Regelungen enthaltende „Ergänzungs- 
bestimniungen für die Beschichtung und weitere Be- 
arbeitung von Trägermaterial (Geweben, Gewirken, 
Vliesen und anderen) zu den Einheitsbedingungen 
für Textil-Lohnveredlungsaufträge" angemeldet wor- 
den. 


2. Garne 

Das Spezialisierungskartell der fünf Hersteller eines 
Spezialgarns (Tätigkeitsbericht 1965 S. 47) ist umge- 
staltet und auf alle bunten Garne für die Maschinen- 
industrie ausgedehnt worden ^). Bei drei Garnquali- 
täten, die von allen Kartellmitgliedern hergestellt 
werden (gemeinsames Programm), wird jede Farbe 
jeweils nur noch von einem der beteiligten Unter- 
nehmen gesponnen. Die zum gemeinsamen Pro- 
gramm gehörenden Garne werden zu einheitlichen, 
jederzeit der Marktlage anzupassenden Preisen ver- 
kauft. Daneben haben die beteiligten Unternehmen 
die Möglichkeit, in anderen als den drei der Spezia- 
lisierung unterliegenden Qualitäten Buntgarne für 
die Maschinenindustrie herzustellen (individuelles 
Programm). Die im individuellen Programm entwik- 
kelten und hergestellten Garnqualtäten können un- 
ter bestimmten Voraussetzungen in das gemeinsame 
Programm übernommen und damit der Spezialisie- 
rung unterworfen werden. Die Aufnahme der Pro- 
duktion einer Garnqualität im individuellen Pro- 
gramm ist untersagt, wenn diese mit einer Garn- 
qualität des gemeinsamen Programms oder des 
schon laufenden individuellen Programms eines Kar- 
tellmitgliedes kollidiert. — Dar Kartell ist wirksam 
geworden, und zwar hinsichtlich der Spezialisie- 
rungsabrede und der zu ihrer Durchführung erfor- 
derlichen Preisabrede nach § 5a Abs. 1. Die Be- 
schänkungen der beteiligten Unternehmen hinsicht- 
lich ihres individuellen Programms konnten nicht 
nach § 5 a, wohl aber nach 5 b wirksam werden, da 
sie der Rationalisierung wirtschaftlicher Vorgänge 
dienen. Eine wesentliche Beeinträchtigung des Wett- 
bewerbs liegt im Hinblick auf den unter 5 v. H. lie- 
genden Marktanteil der beteiligten Unternehmen 
nicht vor. Gemessen an den Verhältnissen der 
Branche sind die Kartellmitglieder als kleine bzw. 
mittlere Unternehmen anzusehen, da sie mit ihnen 
konkurrierenden großen Spinnereien eines Jahres- 
umsatz in 30- bis 40facher bzw. in lOfacher Höhe er- 
zielen. 


3. Bastfasergame 

Das im Jahre 1965 nach § 5 Abs. 1, § 9 Abs. 2 ange- 
meldete und wirksam gewordene Normenkartell von 
Hartfaserspinnereien (Tätigkeitsbericht 1965 S. 48) 


9 Bundesanzeiger Nr. 20Ü vom 23. Oktober 1973 
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ist geändert worden^). Im Hinblick auf einen Wan- ■ 
del im Handelsbrauch sowie auf einen in der inter- 
nationalen Normenorganisation (ISO) abgestimmten 
internationalen Norinvorschlag hat der Deutsche 
Normenausschuß (DNA) ein neues Normblatt für 
Sisal-Erntegarne herausgebracht. Diesem neuen 
Normblatt entsprechend hat das Kartell die Lauf- 
länge von Sisal-Erntegarn für Mähbinder, Mähdre- 
scher, Niederdruckpressen und Dreschmaschinen ge- 
ändert und auch andere Prüfbestimmungen einge- 
führt. Das Rationalisierungs-Kuratorium der Deut- 
schen Wirtschaft (RKW) hat diese Änderung befür- 
wortet, weil sie im Hinblick auf die wirtschaftlichen 
Entwicklungstendenzen der Erhaltung rationeller 
Fertigungsstrukturen diene. Die Änderung, gegen 
die auch von den betroffenen Abnehmern keine Ein- 
wendungen erhoben worden waren, ist wirksam ge- 
worden. 


4. Strümpfe 

Gegen ein Strümpfe herstellendes Unternehmen und 
dessen geschäftsführenden Gesellschafter sind we- 
gen Verstoßes gegen das Einpfehlungsverbot des 
§ 38 Abs. 2 Satz 2 a. F. Geldbußen in Höhe von 
25 OCO DM und 10 000 DM festgesetzt worden. Für 
sein umfassendes Sortiment an Damenfeinstrümpfen 
und -Strumpfhosen, Herrenkurz- und -langsocken, 
Kinderkniestrümpfen und -Söckchen sowie Damen- 
kniestrümpfen empfahl das Unternehmen die Ver- 
braucherpreise. Es hatte diese Preisempfehlungen 
zwar beim Biindeskartellamt angemeldet. Tn diesen 
Pi eisempfehlungsanmeldungen waren jedoch Ra- 
batte und ähnliche Vergünstigungen (z. B. Aufstel- 
lungsrabatt, Jahresmengenbonus, Aktions- und 
Treuevergütung) nicht angegeben. Die Vorschrift, 
daß der Anmeldung vollständige Angaben über alle 
den nachfolgenden Stufen berechneten Abgabepreise 
und über die Handelsspannen beizufügen sind (§ 16 
Abs. 4 Satz 2 a. F.) war derart verletzt, daß die tat- 
sächlich gehandhabten im Verhältnis zu den an- 
gemeldeten Preisempfehlungen andere Preisemp- 
fehlungen darstellen. Da unrichtige und unvollstän- 
dige Anmeldungen als nicht bewirkt gelten, lag eine 
Freistellung vom Einpfehlungsverbot nicht vor, so 
daß die Preisempfehlungen als Ordnungswidrigkeit 
zu ahnden waren. 


5. Bekleidung 

Das Fachkartell Damenoberbekleidungsindustrie 
(Bundesgebiet) und das Fachkartell Herren- und 
Knaben-Oberbekleidungs-Industrie haben sich auf 
Grund einstimmiger Beschlüsse ihrer Mitgliederver- 
sammlungen zu einem Kartell mit dem Namen 
„Fachkartell der Oberbekleidungsindustrie DOB- 
HAKA" zusammengeschlossen-). Als Grund für den 
Zusammenschluß wurde die Rationalisierung der 
Geschäftsführung und der Überprüfung der Kartell- 
mitglieder angegeben. Von den betroffenen Abneh- 
mern wurden keine Einwendungen oder Bedenken 


b Bundesanzeiger Nr. 143 vom 3. August 1973 
-) Bundesanzeiger Nr. 213 vom 13. November 1973 


geltend gemacht. Der Zusammenschluß ist nach § 2, 
§ 9 Abs. 2 Satz 1 GWB angemeldet und wirksam ge- 
worden. 

6. Schirme 

Neun Hersteller von Schirmen hatten für eine be- 
stimmte Taschenschirmart einen Spezialisierungsver- 
trag geschlossen und nach § 5 a beim Bundeskartell- 
amt angemeldet '‘^). Die Gestelle für diese Taschen- 
schirmart beziehen alle neun Schirmhersteller von 
demselben Vorlieferanten, der hinsichtlich des Ta- 
schenschirmgestells über einen Bestand von Paten- 
ten, Gebrauchsmustern und Warenzeichen verfügt 
und durch Lizenzverträge mit den Schirmherstellern 
I deren Abgabepreise für die Taschenschirme bindet, 
i Durch diese Bindung sind die Schirmfabriken daran 
I gehindert, aus der Spezialisierung sich ergebende 
j Rationalisierungserfolge an ihre Abnehmer weiter- 
I zugeben. Da das Bundeskartellamt aus diesem 
I Grunde einen Widerspruch erwog, wurde die An- 
meldung unter dem Vorbehalt zurückgenommen 
demnächst einen abgewandelten Spezialisierungs- 
vertrag anzumelden. 


Ec^eugnisse der Ernährungsindustrie (68) 

1. Mahl- und Schälmühlenerzeugnisse 

Die nach den §§ 2 und 3 angemeldeten vier Regional- 
kartelle industrieller Handelsmühlen (Tätigkeitsbe- 
richt 1972 S. 77) sind im Januar 1973 rechtswirksam 
geworden, nachdem innerhalb der Dreimonatsfrist 
die Bedenken, die zu einem Widerspruch geführt 
hätten, ausgeräumt worden waren. Da sich nach § 2 
Abs. 1 Satz 2 die Regelungen nicht auf Preise und 
Preisbestandteile beziehen dürfen, sind die in der 
ursprünglichen Fassung der Kartellverträge enthal- 
tenen, numerisch festgelegten Preisnachlässe für 
mehrere Mehltypen und für den Mehlversand in 
Tankwagen gestrichen worden. Zwar sind Verein- 
barungen über Skonti in Konditionenkartellen 
grundsätzlich zulässig. Nach dem Wesensgehalt des 
Skontos muß jedoch der Rechnungsbetrag und keine 
andere Bemessungsgröße (hier ursprünglich dz Mehl) 
Bezugsgrundlage sein. Eine entsprechende Umstel- 
lung wurde vorgenommen. Den Bedenken des Bun- 
deskartellamtes gegen eine Übersicherung durch um- 
fassenden Eigentumsvorbehalt, die als mißbräuch- 
lich im Sinne des § 12 Abs. 1 Nr. 1 anzusehen ist, 
wurde durch Streichung der Kontokorrentklausel 
entsprochen. Nach der jetzt gültigen Fassung der 
Kartellverträge handelt es sich um Konditionenkar- 
telle im Sinne des § 2. 

2. Teigwaren 

Zwölf Teigwarenhersteller haben Ende März des 
Berichtsjahres ihre Preisbindungen für Nudeln (165 
Verkaufseinheiten) aufgehoben. Das Bundeskartell- 
amt hatte gegen einige der größten Herstellerfirmen 
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Mißbrauchsverfahren nach § 17 a. F. eingeleitet, ! 
weil eine umfangreiche auf § 46 gestützte Prüfung | 
der Geschäftsunterlagen zahlreicher Großabnehmer ■ 
den Verdacht bestätigte, daß dem Handel zusätz- ; 
liehe Rabatte eingeräumt wurden, die nicht beim | 
Bundeskartellamt angemeldet worden waren. So- | 
weit anschließend für einen Teil dieser Erzeugnisse ^ 
beim Bundeskartellamt Preisempfehlungen ange- | 
meldet wurden, hat das Amt die betreffenden Her- ! 
stellerfirmen darauf aufmerksam gemacht, daß es 
die weitere Preisentwicklung beobachten und gege- 
benenfalls zu einem späteren Zeitpunkt prüfen 
werde, ob und inwieweit die empfohlenen Verkaufs- 
preise marktgerecht kalkuliert seien und den von der i 
Rechtsprechung zum empfohlenen Preis entwik- i 
kelten Grundsätzen entsprechen würden (WuW/E ! 
BGH 738, 743/744; 747; WRP 1966, 354). 


3. Süßwaren | 

Die Konditionenvereinigung der Deutschen Süßwa- I 
renindustrie e. V. hat zu dem im Jahre 1969 wirk- | 
sam gewordenen Konditionenkartell (Tätigkeitsbe- ' 
rieht 1969 S. 85), das im Jahre 1971 ergänzt wurde 
(Tätigkeitsbericht 1971 S. 78), weitere Geschäfts-, 
Lieferungs- und Zahlungsbedingungen angemel- 
det ^). Außer einer Ergänzung der bisherigen Be- 
stimmungen über die Skontierung und Valutierung 
von Rechnungen, die die Begebung eines Wechsels 
zum Zwecke der Refinanzierung ausschließt, wer- 
den durch die weiteren Konditionen insbesondere die 
erforderlichen Angaben bei der Fakturierung und der 
Ausfertigung von Lieferscheinen, die Art der Ver- 
packung und das Höchstgewicht der Umkartons, die 
Lieferzeiten sowie die Modalitäten für die Abwick- 
lung von Reklamationen festgelegt. Die ergänzen- 
den Bestimmungen treten zu verschiedenen Zeit- 
punkten in Kraft. Sie sind nach nochmaliger Anhö- | 
rung der betroffenen Abnehmerkreise durch das | 
Bundeskartellamt wirksam geworden, da zu einem 
Widerspruch keine Veranlassung bestand. Ferner 
sind im Berichtsjahr aus dem Kartell zwölf Unter- 
nehmen, teils durch Kündigung, teils durch Aufgabe 
der Produktion, ausgeschieden und sieben dem Kar- 
tell beigetreten. Dem Kartell gehören zur Zeit 132 | 
Süßwarenhersteller an. | 


4. Milcherzeugnisse 

In der Molkereiwirtschaft war eine beachtliche Kon- | 
zentrationsbewegung zu beobachten, die auf der I 
Molkereistufe nunmehr nach dem Rahmenplan 1973 
des Gesetzes über eine Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschut- 
zes" aus Haushaltsmitteln gefördert wird. Zum Teil 
sind industrielle Großunternehmen entstanden, die 
über einen erheblichen Markteinfluß verfügen. Auch 
bei den genossenschaftlichen Absatzorganisationen 
findet ein Konzentrationsprozeß statt. Manches deu- 
tet darauf hin, daß der bislang dreistufige Absatz 
(Molkereien — regionale Absatzzentralen — Deut- 
sches Milchkontor) in ein Zweistufensystem überge- 
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führt wird, wobei das Mittelglied, die regionalen 
Absatzzentralen, ausscheiden dürfte. Die Jahresum- 
sätze einiger dieser Absatzzentralen liegen bereits 
niedriger als die großen Molkereiunternehmen. In- 
zwischen haben sich mehrere Absatzzentralen zu- 
sammengeschlossen. Ein Spiegelbild dieser Ent- 
wicklung ist, daß am Gesellschaftskapital des 
Deutschen Milchkontors erstmalig namhafte Mol- 
kereien und Milchverarbeitungsbetriebe beteiligt 
sind (49 v. H.). Das war bei der Vorgängerin, 
dem Milch-Fett- und Eier-Kontor (MFE-Kontor), 
über das 1972 das Vergleichsverfahren eröffnet 
wurde, nicht der Fall. Trotz der inzwischen er- 
folgten Auflockerungen am Milchmarkt (Aufhebung 
der Einzugs- und Absatzgebiete, Freigabe der Trink- 
milchpreise) wird der Wettbewerb nur zögernd wirk- 
sam. Gestützt durch das Verbandswesen, verhindert 
die genossenschaftliche Solidarität der Genossen- 
schaftsmolkereien untereinander, die rd. 80 v. H. des 
Milchaufkommens erfassen, eine Intensivierung. Bei- 
spielsweise hat sich der Geschäftsführer des Bundes- 
verbandes der Raiffeisen-Warengenossenschaften 
e. V. zu dieser Frage u. a. wie folgt geäußert: „Dem- 
gegenüber erscheint es wenig sinnvoll, wenn die 
innergemeinschaftlichen Erleichterungen in der EWG 
dazu benutzt werden, um in Raubritterart als Ge- 
nossenschaft über die Grenze in den Einzugsbereich 
einer anderen Molkereigenossenschaft einzudringen 
und dort ohne Abstimmung mit der ortsansässigen 
Genossenschaft die Milcherfassung zu übernehmen. 
So war es zwischen zwei EWG-Partnerländern zu be- 
obachten" („Der Strukturwandel der ländlichen Wa- 
rengenossenschaften und ihre Aufgaben im inter- 
nationalen Warenaustausch", in: Raiffeisen-Rund- 
schau, Jg. 1972, S. 460). 

Das Bundeskartellamt unterzieht 25 „Vertragsliefe- 
rungsvereinbarungen", die das Deutsche Milchkon- 
tor mit Herstellern von Molkereibedarfsartikeln ge- 
schlossen hat einer kartellrechtlichen Prüfung. Die 
in diesen Verträgen enthaltenen Meistbegünsti- 
gungsklauseln, die als Verstoß gegen § 38 Abs. 1 
Nr. 1 in Verbindung mit § 15 angesehen wurden, 
sind inzwischen ersatzlos gestrichen worden, über 
die weitere Frage, ob gegebenenfalls andere Ver- 
tragsklauseln nach § 18 Abs. 1 Buchstabe b oder 
§ 22 Abs. 4 mißbräuchlich sind, ist noch nicht ent- 
schieden. 

In drei Fällen hatte das Bundeskartellamt den Zu- 
sammenschluß von Molkereiunternehmen zu prüfen, 
deren Absatzgebiete sich auf wesentliche Gebiete 
Südwestdeutschlands erstrecken. Zwei dieser Ver- 
fahren konnten inzwischen abgeschlossen werden. 
Der bedeutendste Zusammenschlußvorgang ist die 
INTERMILCH-Interessengemeinschaft Milch, Stutt- 
gart, an der sich unter Führung der Südmilch AG, 
Stuttgart, fünf Genossenschaftsmolkereien beteili- 
gen. Ziel dieses Zusammenschlußvorgangs ist ein 
Gleichordnungskonzern nach § 18 Abs. 2 AktG. Mit 
Hilfe eines solchen Verbundes sollen in allen Unter- 
nehmensbereichen die Möglichkeiten moderner Un- 
ternehmensführung ausgeschöpft werden. Die Prü- 
fung des Gesellschaftsvertrages hat Abgrenzungs- 
schwierigkeiten zu § 1 aufgeworfen. Diese Abgren- 
zung ist wichtig, weil ein Gleichordnungskonzern 
gegebenenfalls einer Anzeigepflicht nach § 23 Abs. 2 
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Nr. 3 Buchstabe a unterliegt und gegebenenfalls nach 
§ 24 untersagt werden kann, v/ährend wettbewerb- 
beschränkende Verträge nach § 1 verboten sind. Um 
am Gleichordnungkonzern festhalten zu können, hat 
die INTERMILCH in einer Reihe von Punkten den 
auf § 1 gestützten Bedenken des Bundeskartellamtes 
Rechnung getragen. Im Gegensatz zu einem Kartell, 
in dem die wirtschaftliche Selbständigkeit, abge- 
sehen von bestimmten einzelnen Teilfunktionen, er- 
halten bleibt, muß beim Gleichordnungskonzern 
eine einheitliche Leitungsmacht im Sinne einer um- 
fassenden Unternehmensleitung geschaffen werden, 
was geschehen ist. Den Organen der fünf Gesellschaf- 
ter der INTERMILCH war ihre jeweilige Leitungs- 
befugnis zu entziehen und auf die Leitungs- und Be- 
teiligungsgesellschaft zu übertragen. Lediglich der 
Bestand dieser Organe ist übrig geblieben. Ferner 
kann eine solche Zusammenfassung zu einer umfas- 
senden Unternehmensleitung notwendigerweise 
nicht vorübergehender Natur sein, sondern muß auf 
Dauer angelegt sein. Daher ist der Zeitraum für die 
frühestmögliche Kündigung eines Konzerns nach § 18 
Abs. 2 AktG auf etwa 10 bis 15 Jahre zu bemessen. 
Der Gesellschaftsvertrag der INTERMILCH wurde 
auch dahin gehend abgeändert, daß die ursprünglich 
vorgesehene Vorrechtsstellung der Südinilch AG als 
größtem Gesellschafter beseitigt wurde. Da der Zu- 
sammenschluß vor dem Inkrafttreten des 2. Ände- 
rungsgesetzes vom 3. August 1973 zum GWB er- 
folgte, war eine Anzeige nach § 23 nicht erforderlich. 
Im April 1973 haben sich die OMIRA Oberland- 
Milchverwertung eGmbH, Ravensburg, und die 
Milchwerke Schwaben eGmbH, Ulm, ebenfalls zu 
einem Konzern nach § 18 Abs. 2 AktG zusammenge- 
schlossen. Leitungs- und Beteiligungsgesellschaft ist 
die Milchunion Oberschwaben Allgäu GmbH, Ra- 
vensburg. Als Sinn und Zweck dieses Zusammen- 
schlusses wird herausgestellt, innerhalb der würt- 
tembergischen Milchwirtschaft einen leistungsfähi- 
gen Verbund zu bilden. Vorgesehen ist die Zusam- 
menlegung von Produktionsprogrammen und die 
Stillegung unrentabler Teilbetriebe. 

Sieben Molkereiunternehmen, darunter als größtes 
die Milchzentrale Karlsruhe GmbH, haben sich Ende 
1972 zur Milchunion Südwest, Gesellschaft des bür- 
gerlichen Rechts, mit Sitz in Offenburg, zusammen- 
geschlossen. Auch diese Unternehmensgruppe, deren 
Jahresumsatz bei knapp 400 Millionen DM liegt, be- 
absichtigt im Rahmen eines Konzerns nach § 18 
Abs. 2 AktG Milcherfassung, Produktion, Verwal- 
tung und Absatz zu rationalisieren. Während bereits 
eine gemeinsame Verkaufsgesellschaft errichtet 
wurde, steht die Gründung der Leitungs- und Betei- 
ligungsgesellschaft noch aus. 

Nach Durchführung von Ermittlungen gegen die Ge- 
sellschafter der Kondensmilch-Export-Kontor GmbH, 
Hamburg, hat das Bundeskartellamt von der Verfol- 
gung von Ordnungswidrigkeiten abgesehen (§ 47 
Abs. 1 OWiG). Das Kondensmilch-Export-Kontor 
wurde Anfang 1965 gegründet, weil sich angesichts 
zunehmender Importe aus den Niederlanden Über- 
schüsse aus inländischer Produktion bildeten, die 
nicht mehr am Inlandsmarkt abgesetzt werden konn- 
ten. Gesellschafter sind acht Kondensmilchhersteller, 
vornehmlich Zweitmarken- ( " Handelsmarken)her- 


steller mittlerer Größe, und das MFE-Kontor, nun- 
mehr das Deutsche Milchkontor. Der Gesellschafts- 
vertrag des Kondensmilch-Exportkontors selbst ent- 
hielt keine Andienungspflicht, wohl aber entspre- 
chende Zusatzverträge zwischen den einzelnen Kon- 
densmilchherstellern und dem MFE-Kontor. Gleich- 
wohl konnte nicht mit letzter Gewißheit der Nach- 
weis erbracht werden, daß die Betroffenen sich über 
die aus § 1 folgende Unwirksamkeit des Vertrages 
hinweggesetzt haben. Ein Kondensmilchhersteller 
hatte bereits zum 31. Dezember 1967 den Vertrag 
mit dem MFE-Kontor gekündigt. Ein weiterer Her- 
steller hat seit Vertragsbeginn auch laufend in grö- 
ßerem Umfang Kondensmilchexporte über Export- 
I händler abgewickelt. Zwei weitere Hersteller haben 
: Ende der 60er Jahre die Exporte über Exporthändler 
I aufgenommen. Bei den übrigen fünf Herstellern be- 
I standen Zweifel, ob die Betroffenen in dem Bewußt- 
sein gehandelt haben, etwas Unerlaubtes zu tun 
(§ 6 Abs. 3 OWiG). Das MFE-Kontor hat 1972 Ver- 
gleichsantrag gestellt. Gegenwärtig bestehen keine 
wettbewerbsbeschränkenden Absprachen mehr. 

! Hierüber liegen verbindliche Erklärungen sämtlicher 
1 Gesellschafter des Kondensmilch-Export-Kontors vor. 

, Soweit Kondensmilchexporte nach Drittländern über 
' das Deutsche Milchkontor erfolgen, geschieht dies 
im Wege von Austauschverträgen. 

i Zwei Genossenschaftsmolkereien, die Nordmilch 
i eGmbH, Zeven, und die Hansa-Milch Ostholstein- 
I Lübeck eGmbH, Lübeck, haben ein Spezialisierungs- 
kartell nach § 5 a angemeldet ^), das nach Ablauf der 
Widerspruchsfrist wirksam geworden ist. Folgende 
Ziele werden mit diesem Vertrag angestrebt: Die 
optimale wirtschaftliche Ausnutzung der Betriebs- 
einrichtungen für die Erzeugung von Kondensmilch, 
die Erlangung eines wettbewerbsfähigen Angebotes 
j innerhalb der EG und die Sicherstellung eines ausrei- 
chenden Milchauszahlungspreises für die Milcher- 
zeuger. Im einzelnen sieht der Vertrag vor, daß 
Hansa-Milch die Eigenproduktion von Kondensmilch 
einstellt und sich im Werklohnverfahren auf die Kon- 
I densmilchproduktion einer bestimmten Dosengröße 
für Nordmilch spezialisiert. Ferner stellt Hansa- 
Milch den Eigenvertrieb von Kondensmilch ein. Der 
Vertrieb wird auf Nordmilch konzentriert. Nordmilch 
stellt die Eigenproduktion der Kondensmilchsorte 
ein, die es im Werklohnverfahren bei Hansa-Milch 
herstellen läßt. Der Vertrag läßt einen wesentlichen 
Wettbewerb auf dem Markt bestehen. Abgesehen 
von den Kondensmilchimporten, insbesondere aus 
Holland, stößt das Angebot der Vertragspartner auf 
das von zehn inländischen Mitbewerbern; darunter 
befinden sich vier Konzernunternehmen mit nam- 
haften Marktanteilen. 

Das Bundeskartellamt hat einen Kooperations- und 
Ausschließlichkeitsvertrag geprüft, den im Januar 
1973 die Butter- und Eier-Zentrale Nordmark 
eGmbH, Hamburg, mit der Hansa-Milch Ostholstein- 
Lübeck eGmbH, Lübeck, geschlossen hat. Zwei Ver- 
tragsklauseln stießen auf kartellrechtliche Bedenken. 
In dem einen Fall wurde die Ausnahmevorschrift des 
§ lOO überschritten, weil von dieser Vertragsklau- 
sel auch nicht landwirtschaftliche Erzeugnisse (Han- 
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delsfette, Geflügel — soweit tiefgekühlt — , Tiefkühl- 
kost und Speiseeis) erfaßt wurden. Die andere Ver- 
tragsklausel verstieß gegen § 15; sie beschränkte den j 
einen Vertragspartner in der Freiheit der Gestal- j 
tung von Preisen und Geschäftsbedingungen bei 
Verträgen mit Dritten. Hinsichtlich dieses Tatbe- 
standes findet § 15 auf die Landwirtschaft uneinge- 
schränkt Anwendung. Nach § 100 Abs. 2 gilt § 15 
nur dann nicht, soweit Verträge über landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse die Sortierung, Kennzeich- 
nung oder Verpackung betreffen. Die Vertragspart- 
ner haben den Bedenken durch ersatzlose Streichung 
Rechnung getragen. 

Der Gesellschafts vertrag der frischli-Vertriebs- 
GmbH, Hannover, zu der sich 1971 eine größere und 
drei kleinere Privatmolkereien zusammengeschlos- 
sen haben, wurde einer kartellrechtlichen Prüfung 
unterzogen. Auslösendes Moment für die Gründung 
dieser Gesellschaft war die wachsende Marktstärke ' 
des HANSANO-Marketing-Verbundes, eines Zu- 
sammenschlusses genossenschaftlicher großstädti- 
scher Milchversorgungsbetriebe, die große Absatz- 
gebiete Schleswig-Holsteins, Hamburgs und Nieder- 
sachsens mit Milchprodukten unter dem Markenzei- 
chen HANSANO beliefern (Tätigkeitsbericht 1971 
S. 87/88). Es hatte sich gezeigt, daß sich die Prival- 
molkereien angesichts des Konzentrationsprozesses 
im Genossenschaftssektor und des starken Überge- 
wichts der Genossenschaftsmolkereien (über 80 v. IL 
der Milcherfassung) im Markt nur im Wege einer ge- 
wissen Zusammenarbeit behaupten können. Auch 
bei der frischli-Vertriebs-GmbH handelt es sich um 
einen Marketing Verbund. Der Vertrieb erfolgt ! 
grundsätzlich durch die Gesellschafter auf eigene | 
Rechnung. Milch und Milcherzeugnisse der vier Pri- ' 
vatmolkereien werden unter dem gemeinsamen Wa- 
renzeichen „frischli"' in den Verkehr gebracht. So- 
weit der Gesellschaftsvertrag Verpflichtungen ent- 
hielt, die unter § 1 fielen, wurden diese durch ent- 
sprechende Änderungen bzw. Streichungen ausge- 
räumt. Dabei handelte es sich vor allem um die Ver- 
pflichtung, die vertragsgegenständlichen Erzeug- 
nisse ausschließlich unter einem bestimmten Wa- 
renzeichen zu vertreiben. Da es sich bei dem Zu- 
sammenschluß um Privatmolkereien und nicht um 
Vereinigungen von Erzeugerbetrieben handelt, kam 
bei der Beurteilung der Gesellschaftsverträge eine 
Anwendung der Ausnahmevorschrift des § 100 nicht 
in Betracht. 


5. Kaffee 

Gegen drei preisempfehlende Hersteller von Pulver- 
kaffee wurden Mißbrauchsverfahren entsprechend 
§ 17 a. F. eingeleitet, weil Marktuntersuchungen des 
Bundeskartellamtes ergeben hatten, daß die emp- 
fohlenen Verkaufspreise vom Handel, insbeson- 
dere von den umsatzstarken Unternehmen erheb- 
lich unterboten wurden. Nach der Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofes darf der empfohlene Ver- 
kaufspreis keine willkürliche Größe darstellen, son- 
dern muß vom Hersteller aufgrund gewissenhafter 
Prüfung der für die Preisbildung maßgebenden Tat- 
sachen errechnet sein und somit den nach seiner 
ernsthaften Kalkulation angemessenen Verbraucher- 


j preis widerspiegeln. Dieser Preis verliert dann den 
Charakter eines echten empfohlenen Verkaufsprei- 
ses, wenn er den bei verständiger ernsthafter Kal- 
kulation vertretbaren Preis oder den auf dem Markt 
allgemein üblich gewordenen Durchschnittspreis in 
einem solchen Maße übersteigt, daß er nur noch 
eine Phantasiegröße darstellt und nach den maß- 
gebenden Preisverhältnissen auf dem betreffenden 
Markt als Verbraucherpreis nicht mehr ernsthaft in 
Betracht kommt (WuW/E BGH 738, 743/744; 747; 
WRP 1966, 354). Die nach den Feststellungen des 
Bundeskartellamtes überwiegende zum Teil erheb- 
liche Unterschreitung der empfohlenen Preise be- 
gründete den Verdacht mißbräuchlicher Handhabung 
der Preisempfehlungen entsprechend § 17 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 a. F., weil die Preise nicht marktgerecht 
kalkuliert waren und dadurch diejenigen Verbrau- 
cher getäuscht wurden, die in Unkenntnis der tat- 
sächlichen Marktverhältnisse den Pulverkaffee zu 
den nicht marktgerechten Preisen erwarben. Ande- 
rerseits war eine verteuernde Wirkung der Preis- 
empfehlungen entsprechend § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 

а. F. insoweit gegeben, als sich ein geringerer Teil 
des Handels nach den empfohlenen Verkaufspreisen 
richtete und den Pulverkaffee zu den nicht markt- 
gerechten Preisen verkaufte. Die beanstandeten 
Preisempfehlungen wurden von den Herstellerfir- 
men aufgegeben. 

б. Pulverkaffee 

Ein Außendienstvertreter eines Herstellers von Pul- 
verkaffee hatte in der Weise Einfluß auf die Wei- 
terverkaufspreise genommen, daß er in den von ihm 
aufgesuchten Einzelhandelsgeschäften die Preisaus- 
zeichnung mit eigens von ihm errechneten Preisen 
selbst vornahm. Die wegen Verdachts einer Ord- 
nungswidrigkeit nach § 25 Abs. 1 a. F. eingeleiteten 
Ermittlungen ergaben, daß der Hersteller seinen 
Vertretern Kalkulationsrichtlinien für die Berech- 
nung von Nettopreisen zur Verfügung gestellt 
hatte. Da der Hersteller sich darauf berief, seinen 
Vertretern die Kalkulationsrichtlinien nur für die 
Fälle zur Verfügung gestellt zu haben, in denen 
Einzelhändler unaufgefordert die Errechnung ihres 
speziellen Verkaufspreises sowie dessen Auszeich- 
nung im Wege des Kundendienstes ausdrücklich 
wünschten, wurde das Verfahren eingestellt. 

7. Spirituosen 

In dem Beschwerdeverfahren einer bedeutenden 
deutschen Weinbrennerei wegen Unwirksamerklä- 
rung ihrer Preisbindung (Tätigkeitsbericht 1971 
S. 80) hat der Bundesgerichtshof auf die Rechtsbe- 
schwerde des Bundeskartellamtes den Beschluß des 
Kammergerichts, mit dem auf Antrag des Be- 
schwerdeführers die Hauptsache für erledigt erklärt 
wurde (Tätigkeitsbericht 1972 S. 79), aufgehoben 
und die Sache zur anderweitigen Verhandlung und 
Entscheidung an das Kammergericht zurückverwie- 
sen. Eine Erledigung in der Hauptsache ist — wie 
der Bundesgerichtshof ausgeführt hat — nicht ein- 
getreten. Das Kammergericht werde aber bei der er- 
neuten Verhandlung und Entscheidung über die 
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Rechtmäßigkeit der angefochtenen Verfügung die 
Sachlage, wie sie sich ihm im Zeitpunkt der Entschei- 
dung darstelle, zugrunde zu legen, d. h. auch die seit 
dem Zeitpunkt des Erlasses der angefochtenen Ver- 
fügung eingetretenen Veränderungen der entschei- 
dungserheblichen Tatsachen zu berücksichtigen ha- 
ben. — In dem zweiten Beschwerdeverfahren wegen 
späterer Änderung der für unwirksam erklärten 
Preisbindungen hat der Bundesgerichtshof die 
Rechtsbeschwerde des Bundeskartellamtes zurückge- 
wiesen. Da zur Wirksamkeit einer Änderung des ge- 
bundenen Preises nur die schriftliche Bestätigung 
des Eingangs der Änmeldung erforderlich sei, habe 
der Änmelder — ebenso wie bei der Erstanmeldung 
der Preisbindung — einen Rechtsanspruch darauf, 
den Eingang der Änmeldung schriftlich bestätigt zu 
erhalten, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen 
erfüllt seien. Das Bundeskartellamt dürfe die Ein- 
gangsbestätigung nach § 16 Äbs. 4 Satz 1 a. F. nur 
wegen Fehlens formeller Voraussetzungen verwei- 
gern. Bei materiellen Beanstandungen sei es auf die 
Eingriffsrechte nach § 17 a. F. angewiesen. — Der 
Beschwerdeführer hat nach Erlaß beider Beschlüsse 
die beanstandeten Preisbindungen aufgehoben, so 
daß sich das Verfahren wegen Unwirksamerklä- 
rung seiner Preisbindungen in der Hauptsache erle- 
digt hat. 

Dasselbe Unternehmen hat nach Aufgabe seiner 
Preisbindungen im Juli 1973 für den Vertrieb über 
Spirituosen-Fachgroßhäiidler einen neuen Vertrag 
eingeführt. Danach sind die Fachgroßhändler ver- 
pflichtet, mindestens lOüÜ Flaschen im Jahr abzuneh- 
men, die Erzeugnisse der Tochterfirmen zu führen, 
ihren Weinbrand und die Erzeugnisse der Tochter- 
unternehmen zu kostendeckenden Abgabepreisen zu 
vertreiben und diese Spirituosen nicht an gleichstu- 
fige sowie nicht an solche Unternehmen abzugeben, 
die mit unzulässigen Lockvogelangeboten arbeiten. 
Als Gegenleistung wird den Fachgroßhändlern eine 
Provision von 5 v. H. gewährt. Das Bundeskartellamt 
hat den Vertrag in mehrfacher Hinsicht beanstandet. 
Die Verpflichtung der Fachgroßhändler zur kosten- 
deckenden Gestaltung der Abgabepreise verstößt 
gegen § 15, denn sie beschränkt auch lauteres Preis- 
gebaren, weil selbst Verkäufe unter dem Einstands- 
preis nach geltender Rechtsprechung nur unter be- 
sonderen Umständen unlauter sind. Nach Abmah- 
nung hat die Weinbrennerei die Verpflichtung aus 
den Verträgen gestrichen. Die Provision an den 
Fachgroßhändler verstößt gegen § 26 Abs. 2. Die 
Weinbrennerei fällt in den Anwendungsbereich die- 
ser Vorschrift jedenfalls deshalb, weil der von ihr 
angebotene Weinbrand ein berühmter Markenarti- 
kel ist und ausgeschlossene Großhändler keine aus- 
reichenden und zumutbaren Ausweichmöglichkeiten 
haben (§ 26 Abs. 2 Satz 2). Dies gilt insbesondere 
für den Cash-and-Carry-Großhandel, weil die bei 
ihm beziehenden Einzelhändler ihren gesamten Be- 
darf bei einem bestimmten Großhändler decken wol- 
len, dieser deshalb über ein vollständiges Sortiment 
verfügen muß. Zur Rechtfertigung der Provisionsge- 
währung hat die Weinbrennerei vorgetragen, daß 
die in Frage kommenden Spirituosenfachgroßhand- 
1er fast ausschließlich Gaststätten beliefern und hier- 
bei Kundenversorgungs- und Kundenbetreuungs- 


aufgaben übernehmen, welche für ihren Absatz wich- 
tig seien, von ihr mit dem eigenen Außendienst aber 
nicht bewältigt werden könnten. Der Fachgroßhan- 
del erbringe im Vergleich zu dem Selbstbedienungs- 
großhandel vor allem folgende zusätzliche Leistun- 
gen: umfassende Lager- und Sortimentshaltung, Zu- 
lieferung der Ware in kundengerechten Mengen 
auch außerhalb der üblichen Geschäftszeiten, Einsatz 
eines eigenen Vertreterstabes für die Betreuung und 
Beratung der Kunden, Verkaufsförderung mit Wer- 
bematerial und durch Markenpflege, Kreditgewäh- 
rung. Das Bundeskartellamt hat demgegenüber die 
Auffassung vertreten, daß die angegebenen Leistun- 
gen des Fachgroßhandels eine Provisionsgewährung 
jedenfalls deshalb nicht rechtfertigen, weil im Fach- 
großhändlervertrag keine Verbindung zwischen Pro- 
visionsgewährung und Erbringung dieser Leistungen 
hergestellt worden war. Darüber hinaus bestehen 
Zweifel, ob die behaupteten Leistungsunterschiede 
zwischen Fachgroßhändlern einerseits und Cash-and- 
Carry-Großhändlern andererseits tatsächlich über- 
haupt bestehen oder ein solches Gewicht haben, daß 
eine Einkaufspreisdifferenz von 5 v. H. ihnen ange- 
messen wäre. Von der Weinbrennerei ist daraufhin 
ein geänderter Vertragsentwurf vorgelegt worden, 
der den Bedenken des Bundeskartellamtes Rechnung 
tragen soll. Das Verfahren, zu dem ein Hamburger 
Cash-and-Carry-Großhändler beigeladen ist, ist noch 
nicht abgeschlossen. 

Dieselbe Weinbrennerei hatte nach Aufgabe der 
Preisbindung die Belieferung eines anderen Cash- 
and-Carry-Großhändlers abgebrochen. Nach wieder- 
holter Abmahnung durch das Bundeskartellamt, die 
gegen § 26 Abs. 2 verstoßende Lieferverweigerung 
aufzuheben, hat die Weinbrennerei die Belieferung 
wiederaufgenommen. 


Tabakwaren (69) 

Die Hersteller von Zigaretten haben bis zum 31. De- 
zember 1973 an der Preisbindung für die Großhan- 
delsstufe festgehalten. Es lassen sich daher noch 
keine Feststellungen darüber treffen, ob die Befürch- 
tungen eines Teils des Großhandels berechtigt sind, 
die Aufhebung der Preisbindung könnte eine Reihe 
gesunder Mittelstandsbetriebe in Schwierigkeiten 
bringen. Derartige Befürchtungen hatten den Aus- 
schuß für Wirtschaft des Deutschen Bundestages ver- 
anlaßt, in seinem Bericht (Drucksache 7/765) darauf 
hinzuweisen, daß versucht werden müsse, die Mög- 
lichkeiten des GWB auszuschöpfen, um dies zu ver- 
hindern. Das Bundeskartellamt hat sich über die 
Überlegungen der beteiligten Wirtschaftskreise un- 
terrichten lassen, die noch nicht abgeschlossen sind. 


Bauwirtschaft (70) 

Auf Antrag des Fachverbandes Hausschornsteinbau 
e. V., Bonn, vom 23. März 1970^), der während des 

9 Bunde.sdnzeiger Nr. 6ü vom 9. April 1970 
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Verfahrens zweimal geändert worden ist^), hat das 
Bundeskartellamt am 18. Dezember entschieden, daß 
die Wettbewerbsregeln mit Ausnahme der Wett- 
bewerbsregel § 7 in das Register für Wettbewerbs- 
regeln einzutragen sind. Die Wettbewerbsregeln ent- 
sprechen zum Teil inhaltlich und im Wortlaut den 
durch Beschluß des Bundeskartellamtes vom 29. März 
1963 (WuW/E BKartA 586 ff.) unter Berücksichtigung 
der Entscheidungen des Kammergerichts vom 
29. Juni 1965 und des Bundesgerichtshofes vom 
15. Juli 1966 (WuW/E OLG 755 ff.; WuW/E BGH 
767 ff.) eingetragenen Wettbewerbsregeln des 
Hauptverbandes der Deutschen Bauindustrie. Inso- 
weit bestanden gegen die Eintragung der Wettbe- 
werbsregeln keine Bedenken, da es sich bei der 
Innenbearbeitung von Hausschornsteinen ebenfalls 
um Bauleistungen handelt. Die Wettbewerbsregel 
§ 7 Ziffer 1 dagegen ist nicht eintragungsfähig. Da- 
nach widerspricht es den Grundsätzen des lauteren 
Wettbewerbs, eine Garantie für die Innenbearbei- 
tung von Hausschornsteinen über fünf Jahre anzu- 
preisen, ohne gleichzeitig darauf hinzuweisen, daß 
die Übernahme der Garantie von einer vorherigen 
Prüfung der Beschaffenheit des zu bearbeitenden Ob- 
jekts abhängig ist Dieser Rechtsauffassung ist das 
Bundeskartellamt nicht gefolgt. Es hielt vielmehr die 
Unterscheidung zwischen lauterem und unlauterem 
Wettbewerbsverhalten in der Wettbewerbsregel 
§ 7 Ziffer 1 schon deshalb für willkürlich, weil hier- 
nach allein die Frist von fünf Jahren entscheidend 
ist und nicht, wie es sachlich geboten wäre, inner- 
halb längerer Garantiefristen, im übrigen auch nach 
Art und Umfang der Garantie sowie danach diffe- 
renziert wird, ob es sich um neue oder ältere Ge- 
bäude handelt. Die in der Wettbewerbsregel bean- 
standete Werbung würde auch nicht allgemein zu 
einer Irreführung der Nachfrage führen. Der gefor- 
derte Hinweis könnte im Gegenteil eher eine Irre- 
führung der Interessenten bewirken; denn eine Wer- 
bung mit über fünfjährigen Garantiefristen, die zu- 
gleich den einschränkenden Hinweis auf die vor- 
herige Prüfung des Bauobjekts enthält, wäre unklar 
und insofern geeignet, bei dem einzelnen Interessen- 
ten falsche Vorstellungen über die in seinem Fall 
zu erwartende Garantiedauer zu erwecken. Im üb- 
rigen würde damit auch aus der Sicht der Unterneh- 
men eine allgemeine Werbung mit langfristigen 
Garantiezusagen weitgehend entwertet, wenn nicht 
sogar praktisch bedeutungslos werden. Dadurch 
würde ihnen ein wichtiges Wettbewerbsmittel und 
die Möglichkeit genommen, ihre wirtschaftliche und 
technische Leistungsfähigkeit wirksam in der Wer- 
bung zur Geltung zu bringen. Die Wettbewerbsregel 
§ 7 Ziffer 1 regelt aus diesen Gründen kein unlaute- 
res Verhalten, sondern schränkt die Freiheit des 
durch § 1 geschützten Wettbewerb ein. Das gleiche 
gilt für die Wettbewerbsregel § 7 Ziffer 2. Es ist 
nicht ersichtlich, daß jede öffentliche Werbung mit 
Garantiefristen, die von der entsprechenden Rege- 
lung in den allgemeinen Geschäftsbedingungen des 
werbenden Unternehmens abweichen, grundsätzlich 
unlauter ist. 


9 Bundesanzeiger Nr. 18 vom 27. Januar 1972; Bundes- 
anzeiger Nr. 43 vom 2. März 1973 


Handel und Handelshilfsgewerbe (71) 

1. Kantinenwesen 

Der Pächter einer Bundeswehrkantine hat sich an 
das Bundeskartellamt gewandt, weil der von ihm mit 
der Standoriverwaltung abgeschlossene Vertrag 
eine Bestimmung enthält, wonach die von ihm ge- 
forderten Preise von der Standortverwaltung geneh- 
migt werden müssen. Bei dem Pachtvertrag handelt 
es sich um einen aufgrund eines Erlasses des Bun- 
desministers für Verteidigung eingeführten Muster- 
vertrag. Das Bundeskartellamt hat ein Einschreiten 
abgelehnt. Es ist davon auszugehen, daß der Bundes- 
minister für Verteidigung aufgrund der ihm in § 31 
des Soldatengesetzes in der Fassung vom 22. April 
1969 (Bundesgesetzblatt I S. 314) übertragenen Auf- 
gabe tätig geworden ist, für das Wohl der zum 
Wehrdienst eingezogenen Wehrpflichtigen zu sor- 
gen. Dieses hoheitliche Handeln unterliegt nicht der 
kartellrechtlichen Beurteilung. Anders wäre es, 
wenn eine Gesellschaft mit eigener Rechtspersönlich- 
keit gegründet worden wäre, um die Aufgaben der 
Kantinenverwaltung zu übernehmen (Tätigkeitsbe- 
richt 1972 S. 80). Dem Kantinenpächter konnte daher 
nur anheimgestellt werden, eventuelle Beschwer- 
den gerichtlich geltend zu machen. 


2. Messe- und Ausstellungswesen 

Gegen eine Messegesellschaft, die jährlich zwei 
Konsumgütermessen veranstaltet, wurde der Vor- 
wurf erhoben, sie verweigere neuen Ausstellern 
grundsätzlich die Zulassung zur Messe und ver- 
wende freiwerdende Stände zur Vergrößerung der 
Messestände bisheriger Aussteller. Das Bundes- 
kartellamt hat gegen eine solche Zulassungspraxis 
unter der Voraussetzung, daß der Messeveranstal- 
ter marktbeherrschend im Sinne des § 22 ist, Beden- 
ken erhoben. Wenn ein Veranstalter objektiv außer- 
stande ist, alle Standwünsche der Unternehmen aus 
den zugelassenen Branchen zu berücksichtigen, muß 
ein Weg gefunden werden, um grundsätzlich allen 
interessierten Unternehmen eine angemessene Be- 
rücksichtigung bei der Verteilung der Ausstellungs- 
fläche zu ermöglichen. Es kann dahinstehen, ob im 
Einzelfall eine wechselnde Berücksichtigung der Un- 
ternehmen vorgesehen werden muß. Jedenfalls 
müssen freiwerdende Ausstellungsstände an bisher 
nicht beteiligte Unternehmen nach der Reihenfolge 
ihrer ersten Bewerbungen vergeben werden. Das 
Bundeskartellamt hat sich davon überzeugt, daß der 
Messeveranstalter, gegen den der Vorwurf erhoben 
worden ist, entsprechend diesen kartellrechtlichen 
Grundsätzen über die Zulassung weiterer Aussteller 
entscheidet. 


3. Werbung 

Der Deutsche Sparkassen- und Giroverband hat sich 
beim Bundeskartellamt über ein Werbeunterneh- 
men beschwert, das für die Deutsche Bundespost die 
Werbung abwickelt. Gegenstand der Beschwerde 
war die Weigerung des Werbeunternehmens, in 
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Fernsprechhäuschen Werbeflächen für dem Werbe- 
spruch „Wenn’s ums Geld geht, Sparkasse" zur Verfü- 
gung zu stellen. Das Bundeskartellamt hat geprüft, ob 
das Unternehmen mit dem beanstandeten Verhalten 
eine marktbeherrschende Stellung nach § 22 Abs. 4 
mißbräuchlich aiisnutzt. Es hat diese Frage verneint, 
weil für Werbeflächen in Fernsprechhäuschen kein 
besonderer sachlich relevanter Markt anzunehmen 
ist, auf dem das Werbeunternehmen als einziger 
Anbieter marktbeherrschend wäre. Vielmehr gibt es 
viele andere Möglichkeiten, mit dem genannten 
Werbespruch für die Sparkassen zu werden. So be- 
steht beispielsweise kein entscheidender Unter- 
schied zur Werbung in öffentlichen Verkehrsmitteln. 
Das Verfahren ist deshalb wegen Fehlens einer 
marktbeherrschenden Stellung nach § 22 Abs. 1 
eingestellt worden. 


Kulturelle Leistungen (74) 

L Verlage 

Auf Grund einer Beschwerde hat das Bundeskarlell- 
amt nach § 22 Abs. 4 die Preisgestaltung des Ver- 
lages des Vereins Deutscher Ingenieure (VDI) für 
die von ihm herausgegebenen VDI-Richtlinien über- 
prüft, welche dieser Verlag über eine Vertriebs- 
gesellschaft vertreibt. Diese Richtlinien werden als 
technische Regelwerke angeboten und auf Anforde- 
rung zur Verfügung gestellt. Die Überprüfung hat 
ergeben, daß die Bezugsgebühren der VDI-Richt- 
linien nicht einmal die Selbstkosten decken, deren 
Hauptteil durch die Textverarbeitung entsteht. Die 
Kostenanteile für Herstellung und Vertrieb fallen 
demgegenüber nicht ins Gewicht. Die Preise für die 
VDI-Richtlinien sind somit nicht im Sinne des § 22 
Abs. 4 mißbräuchlich. Das Verfahren ist deshalb ein- 
gestellt worden. 

Das Bundeskartellamt hat auf Grund einer Eingabe 
untersucht, ob der Deutsche Normenausschuß (DNA) 
bei der Preisgestaltung für DIN-Blätter, die er über 
dieselbe Vertriebsgesellschaft als Kommissionärin 
vertreibt, eine marktbeherrschende Stellung nach 
§ 22 Abs. 4 mißbräuchlich ausnutzt. Die Unter- 
suchungen haben ergeben, daß die Preise des DNA 
für DIN-Blätter nicht die Herstellungskosten decken, 
zu denen insbesondere auch die Kosten der im all- 
gemeinen jahrelangen vorbereitenden Arbeiten für 
die Entwicklung eines Normblattes gehören. Die 
Herstellungskosten der DIN-Blätter werden viel- 
mehr auch durch Mitgliedsbeiträge des DNA, Förder- 
beiträge der Wirtschaft und Zuschüsse der öffent- 
lichen Hand getragen. Das Verfahren war einzu- 
stellen, weil die Preise für DIN-Blätter nicht im 
Sinne des § 22 Abs. 4 mißbräuchlich überhöht sind. 

2. Zeitschriftenverlage 

Ein Verfahren nach § 26 Abs. 1 a. F., hatte zum 
Gegenstand den Verdacht, daß ein Verlag für Publi- 
kumszeitschriften während eines Treffens mit 
Unternehmen der Markenartikelindustrie im Januar 


1972 diese Unternehmen veranlaßt habe, bei der 
Anzeigenwerbung bestimmte Zeitschriften anderer 
Verlage aus politischen Gründen nicht oder weniger 
als bisher zu berücksichtigen. Die Ermittlungen 
haben ergeben, daß während dieser Tagung im 
Rahmen einer politischen Diskussion über das Ver- 
hältnis von Presse und Wirtschaft die Auffassung 
vertreten wurde, die werbungstreibenden Unterneh- 
men sollten bei der Auswahl der Werbeträger die 
politische Haltung einer Zeitschrift berücksichtigen. 
Dabei wurde von den Vertretern des beteiligten 
Verlages zumindest eine bestimmte Zeitschrift als 
Beispiel eines Werbeträgers hervorgehoben, dessen 
Verlag sich durch eine negative Kritik am Unter- 
nehmerverhalten auszeichne und daher nicht auch 
noch durch Anzeigenwerbung unterstützt werden 
sollte. Im Hinblick auf diese Zeitschrift konnte bei 
I einigen der an der Tagung beteiligten Industrie- 
! unternehmen ein Rückgang des Umfangs ihrer An- 
' zeigenwerbung für das Jahr 1972 im Vergleich zum 
I Vorjahr und im Verhältnis zu ihrem Anzeigen- 
umfang in anderen Zeitschriften festgestellt werden. 
Indessen haben die Ermittlungen keinen hinreichen- 
den Beweis dafür erbracht, daß diese Entwicklung 
durch das Verhalten des Verlages während der Ta- 
gung veranlaßt war. Die von den werbungtreiben- 
den Unternehmen dargelegten wirtschaftlichen und 
werbetechnischen Gründe für den Rückgang ihres 
Anzeigenvolumens in bestimmten Zeitschriften 
konnten nicht widerlegt werden. Da ein Boykott- 
erfolg nicht nachzuweisen war, wurde das Verfah- 
ren eingestellt. Nach der Neufassung des § 26 Abs. 1 
genügt es, daß zu einem Boykott aufgefordert wird. 
Der mit der Boykottaufforderung beabsichtigte Erfolg 
; braucht nicht einzutreten. Danach wird die Anwend- 
I barkeit des Boykottatbestandes auf Verlage, die 
, werbungtreibende Unternehmen zum Anzeigenent- 
zug gegenüber anderen Verlagen auffordern, im we- 
sentlichen davon abhängen, ob nach den Umständen 
j des Falles die Absicht unbilliger Beeinträchtigung im 
Sinne des § 26 Abs. 1 vorliegt. Dabei wird zwar die 
Freiheit politischer Meinungsäußerung eines Ver- 
lages, wenn sie nicht nur als Vorwand für wett- 
bewerbliche Interessen dient, zu berücksichtigen 
sein. Auch unter dieser Voraussetzung dürfte ein 
Aufruf zu einem Anzeigenentzug nach der Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 
25, 256/265) nur dann als Beitrag zur Meinungsbil- 
dung gerechtfertigt sein, wenn die Äußerung nach 
den Umständen des Einzelfalls den angesprochenen 
Unternehmen die Möglichkeit läßt, ihre Entschei- 
dung in voller innerer Freiheit zu treffen. Außer- 
dem muß auf der Seite des von der Äußerung be- 
troffenen Verlages die Gleichheit der Chancen im 
Prozeß der Meinungsbildung gewahrt bleiben. Ins- 
besondere diese letztere Voraussetzung ist nicht ge- 
geben, wenn der Boykottaufruf in einer geschlosse- 
nen Veranstaltung erfolgt, die dem betroffenen Ver- 
lag nicht die Möglichkeit gibt, sich wirkungsvoll zu 
verteidigen. 

Das Bundeskartellamt hatte erneut Anlaß, den Be- 
griff „Verlagserzeugnisse" im Sinne § 16 abzugren- 
zen. Ein Hersteller von Arbeitstransparenten (Bild- 
folien für Tageslichtprojektor) und Diapositiven, die 
als Lehrmittel für den Unterricht bestimmt sind, 
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wollte die Wiederverkaufspreise für diese Erzeug- | 
nisse im Rahmen der nach § 16 zulässigen Preis- 
bindung für VerlagserzeugnissG binden. 

Die Prüfung ergab jedoch, daß diese Lehrmittel j 
keine Verlagserzeugnisse im Sinne § 16 darstellen. 
Nach dem Urteil des Bundesgerichtshofes vom 
30. Juni 1966 (WuW/E 795 „Schallplatten") ist der 
im GWB nicht definierte Begriff der Verlagserzeug- 
nisse gegenüber seinem möglichen Wortsinn ein- 
schränkend auszulegen. Entsprechend dem histo- 
risch zu verstehenden Sinnzusammenhang des § 16 
umfaßt der Begriff der Verlagserzeugnisse im Sinne 
dieser Vorschrift nur die klassischen Gegenstände 
des Buchhandels. Auch wenn Diapositive und Ar- 
beitstransparente als Lehrmittel neuerdings über 
den verbreitenden Buchhandel vertrieben werden, 
können sie ebensowenig wie beispielsweise Schall- 
platten, die der Bundesgerichtshof nicht als Verlags- 
erzeugnisse anerkannt hat, als herkömmliche Gegen- 
stände des Buchhandels gelten. Der Hersteller der 
Lehrmittel hat aufgrund dieses Prüfungsergebnisses 
von der Einführung der Preisbindung abgesehen. 


3, Zeitungs- und Zeitschriftenvertrieb 

Ein großer Zeitungs- und Zeitschriftenverlag hat 
durch eine Kommanditbeteiligung die Mehrheit der 
Anteile an einer Kommanditgesellschaft erworben, 
die den Großhandel mit Zeitungen und Zeitschriften 
betreibt. Neben dem Großverlag sind mehrere klei- 
nere Verlage als Komanditisten mit verhältnis- 
mäßig geringen Anteilen beteiligt. Der Gesell- 
schaftsvertrag enthielt die Verpflichtung der Kom- 
manditisten, sämtliche von ihnen verlegten Objekte, 
die über den Pressegroßhandel ausgeliefert wer- 
den, im Vertriebsgebiet der gemeinsamen Gesell- 
schaft ausschließlich durch diese Gesellschaft ver- 
treiben zu lassen. Außerdem verpflichteten sich die 
Kommanditisten, jeden Wettbewerb gegenüber der 
gemeinsamen Gesellschaft in deren Vertriebsgebiet 
zu unterlassen. Beide Vertragsbestimmungen waren 
geeignet, die Marktverhältnisse für den Verkehr mit 
Presseerzeugnissen im Absatzgebiet der gemeinsa- 
men Vertriebsgesellschaft durch Beschränkung des 
Wettbewerbs zu beeinflussen. Dabei war davon aus- 
zugehen, daß § 1 auf Wettbewerbsbeschränkungen 
im Gesellschaftsvertrag einer Kommanditgesellschaft 
unabhängig von der Gestaltung dieses Vertrages im 
einzelnen anwendbar ist. Unerheblich ist insbeson- 
dere, wie der Gesellschaftsvertrag das Informations- 
recht der Kommanditisten und ihren Einfluß auf die 
Geschäftsführung regelt. Die vom Bundeskartellamt 
beanstandeten Vereinbarungen wurden von den be- 
teiligten Unternehmen ersatzlos aufgehoben. 


Filmwirtschaft (75) 

Filmverleih 

In der Filmbranche ist es seit vielen Jahren üblich, 
daß Filmverleihunternehmen Großstadtfilmtheatern 


bei Erstaufführungs-Vertragsabschlüssen ihrer Filme 
Reklamezuschüsse gewähren. Von den US-Filmver- 
leihern wurden diese Werbezuschüsse im Jahre 1966 
in Städten unter 300 000 Einwohnern gestrichen, 
später aber wieder gewährt. Im Jahre 1972 kam der 
Verdacht auf, fünf führende US-Filmverleihe, die 
in der MPAA (Motion Picture Association of Ame- 
rica) als ihrer Exportgesellschaft zusammengeschlos- 
sen sind, seien bei den Verhandlungen über die 
Vermietung des Jahresfilmangebots übereingekom- 
men, die Reklamezuschüsse erneut zu streichen oder 
in gleichartiger Weise zu kürzen. Anhaltspunkte 
dafür waren nach den angestellten Ermittlungen die 
gleichzeitige „Stillegung" bestimmter Städte, die 
Übereinstimmung der Kürzungen und die im we- 
sentlichen gleichlautenden mündlichen Begründun- 
gen den Filmtheatern gegenüber. Durchsuchungs- 
und Beschlagnahmeanordnungen erschienen als Er- 
mittlungsmaßnahmen nicht mehr erfolgverspre- 
chend, nachdem eine überregionale Tageszeitung 
schon zu Beginn der Ermittlungen sehr genaue In- 
formationen über den Stand der Sache und die Ein- 
schaltung des Bundeskartellamtes veröffentlicht und 
dadurch die Betroffenen vorgewarnt hatte. 

Die daraufhin gehörten US-Verleih-Unternehmen 
räumten zwar einen gelegentlichen Erfahrungsaus- 
tausch ohne verpflichtende Erklärungen ein, be- 
stritten aber jede Absprache über ein gemeinsames 
Vorgehen. Bei den Streichungen und Kürzungen 
handele es sich um individuelle Entschlüsse und um 
autonome Maßnahmen, die auf einer inhaltlich über- 
einstimmenden Beurteilung der für alle gleichen 
Marktlage beruhten. Der gleiche Zeitpunkt sei auf 
das festliegende Datum des Beginns der Verleih- 
saison zurückzuführen. Der Zwang, unter allen Um- 
ständen vermeidbare Kosten sparen zu müssen, sei 
der Anlaß für die übereinstimmenden Entscheidun- 
gen gewesen. Das Verfahren nach §§ 1, 38 Abs. 1 
Nr. 1 mußte eingestellt werden, da der Nachweis 
eines Vertrages oder Beschlusses unter den gegebe- 
nen Umständen nicht zu führen war. Durch die neu 
geschaffene Vorschrift des § 25 Abs. 1 mit dem 
Verbot aufeinander abgestimmten Verhaltens wird 
die künftige Verfolgung derartiger Maßnahmen er- 
leichtert. 


Land- und Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau, 
Fischerei und Jagd (78) 

1. Blumen 

ln einem im Mai 1972 zwischen 35 hamburgischen 
Großhandelsimporteuren und der CBA-Blumen- 
transport GmbH 8>l Co. KG, Kleve, geschlossenen 
Ausschließlichkeitsvertrag verpflichtet sich die CBA, 
keine Schnittblumen für Blumeneinzelhandels- 
geschäfte zu befördern. Eine Rückfrage beim Fach- 
verband Deutscher Floristen, Landesverband Ham- 
burg G. V., ergab, daß dadurch für den Blumeneinzel- 
handel der Marktzutritt unbillig beschränkt wird 
(§ 18 Abs. 1 Buchstabe b). Der in Hamburg und Um- 
gebung ansässige Blumeneinzelhandel kann nicht 
mehr direkt importieren, sondern ist darauf ange- 
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wiesen, holländische Schnittblumen über die Groß- 
handelsimporteure zu beziehen, die diesen Vertrag 
unterzeichnet haben; das sind alle hamburgischen 
Großhandelsimporteure von Bedeutung. Den Beden- 
ken, auf die das Bundeskartellamt deshalb die Ver- 
tragsbeteiligten hingewiesen hat, ist durch Strei- 
chung der beanstandeten Ausschließlichkeitsbin- 
dung Rechnung getragen. 

Die Fleurop-Vereinigung hat die Erlaubnis für eine 
Änderung ihrer Geschäftsbedingungen beantragt^). 
Zweck der Änderungen ist es, diese anpassungs- 
fähiger an sich ändernde Preissituationen zu machen. 
Deshalb sollten anstelle fester Werte, z. B. einer 
Kilometerpauschale für die Lieferung an Neben- 
orten, die Grundlagen für die Errechnung dieser 
Pauschale in den Geschäftsbedingungen genannt 
werden, im Beispielsfall die vom ADAC errechneten 
Kosten für den Betrieb eines Kraftfahrzeuges der 
Mittelklasse bei einer Jahreskilometerleistung von 
20 000 km. Daneben sollen die Mindestbeträge für 
Blumen- bzw. Kranzspenden angehoben werden. 

2. Fleischerzeugung 

Der Bandesmarktverband für Vieh und Fleisch, 
Bonn-Bad Godesberg, hat Empfehlungen von Ge- 
schäftsbedingungen für den Verkehr mit Schlacht- 
vieh auf Märkten nach § 38 Abs. 2 Nr. 2 angemel- 
det“). Sinn und Zweck dieser Geschäftsbedingungen 
ist die Vereinheitlichung des Geschäftsverkehrs. Die 
Geschäftsbedingungen erstrecken sich nicht auf 
Preise und Preisbestandteile. Das Erfordernis, der 
Anmeldung die Stellungnahmen der betroffenen 
Wirtschafts- unid Berufsvereinigungen beizufügen, 
wird hier dadurch erfüllt, daß dem Bundesmarktver- 
band für Vieh und Fleisch die betroffenen Wirt- 
schafts- und Berufsvereinigungen angehören. 

3. Seefischerei 

Anfang 1972 ist die Seefisch-Absatz-Gesellschaft 
mbH (SAG), Bremerhaven (Tätigkeitsbericht 1971 
S. 88), als Erzeugerorganisation nach Artikel 5 Abs. 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 über die ge- 
meinsame Marktorganisation für Fischereierzeug- 
nisse anerkannt worden. Im Anschluß daran hatte 
das Bundeskartellamt die Frage seiner Zuständig- 
keit hinsichtlich der Mißbrauchsaufsicht zu klären; 
denn abweichend von den §§ 100, 104 GWB, § 11 
Abs. 3 Marktstrukturgesetz ist in der EWG-Fisch- 
marktordnung über die Zuständigkeit der Kartell- 
behörden der Mitgliedstaaten nichts gesagt. Dabei 
handelt es sich einmal um die Abgrenzung zwischen 
Landwirtschaftsrecht und Kartellrecht, die sowohl 
auf der Ebene der Bundesrepublik als auch auf der 
Ebene der Gemeinschaft vorzunehmen ist, zum an- 
deren um die Bestimmung des Verhältnisses zwi- 
schen dem GWB und dem Gemeinschaftsrecht (EWG- 
Marktordnungsrecht und EWG-Wettbewerbsre- 
geln). Folgende Erwägungen haben das Bundes- 
kartellamt veranlaßt, die Mißbrauchsaufsicht über 
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die SAG fortzusetzen. Zum einen sieht die Verord- 
nung die Nichtanwendbarkeit nationaler Kartell- 
vorschriften nicht ausdrücklich vor. Zum anderen 
begründet die Verordnung keine die Zuständigkeit 
der nationalen Kartellbehörden ausschließende Zu- 
ständigkeit der Kommission. Ein weiterer Gesichts- 
punkt für die Zuständigkeit des Bundeskartellamtes 
läßt sich daraus ableiten, daß die SAG als Erzeuger- 
vereinigung nach dem nationalen Marktstruktur- 
gesetz und als Erzeugerorganisation nach der EG- 
Fischmarktordnung eine Doppelanerkennung erlangt 
hat. Das Bundeskartellamt wird bei Ausübung der 
Mißbrauchsaufsicht die Erwägungsgründe der EG- 
Fischmarktordnung berücksichtigen. Hiernach sollen 
anerkannte Erzeugerorganisationen auf privatwirt- 
schaftlicher Ebene insbesondere eine Anpassung des 
Angebots an die Markterfordernisse ermöglichen 
und im Rahmen des Möglichen ein angemessenes 
Einkommen für die Erzeuger gewährleisten. Dabei 
ist die Sicherstellung der Versorgung und die Be- 
lieferung der Verbraucher zu angemessenen Preisen 
zu berücksichtigen. Das Verhalten der SAG hat kei- 
nen Anlaß zu Beanstandungen ergeben. Die jähr- 
lichen Anlandungsmengen an Frischfisch sind auf 
100 000 t zurückgegangen; nicht zuletzt im Hinblick 
auf den Fischereistreit mit Island und die inter- 
nationalen Fangvereinbarungen für LIering und Ka- 
beljau. Mit dieser Menge werden ca. 50 v. H. des 
inländischen Frischfischbedarfs gedeckt; sie soll 
nach Möglichkeit auch in den kommenden Jahren 
erreicht werden. Auch 1973 hat die SAG abwei- 
chend von den amtlichen Rücknahmepreisen ihre 
autonomen Rücknahmepreise für Frischfisch ange- 
hoben. Die Überprüfung dieser Preiserhöhungen 
ließ keinen Mißbrauch erkennen. Die auf den Auk- 
tionen stehengebliebenen Mengen waren unbedeu- 
tend. Die Funktionsfähigkeit der Auktionen wurde 
durch diese Preisanhebungen nicht in Frage ge- 
stellt; denn durch die internationale Verknappung 
des Frischfischangebotes sind die Auktionserlöse 
stärker angestiegen als die von der SAG festge- 
setzten Rücknahmepreise. Auch aus der Sicht der 
Ertragsentwicklung der drei Frischfischreedereien 
bestanden keine Bedenken gegen die neuen Rück- 
nahmepreise, zumal erhebliche Kostenerhöhungen 
aufgefangen werden mußten. 

Die Seefrost-Vertriebs GmbH (SVG), Bremerhaven, 
hat den Bedenken des Bundeskartellamtes gegen 
das in § 17 Abs. 2 des Gesellschaftsvertrages ent- 
haltene Rückkaufsrecht der Gesellschafter (Tätig- 
keitsbericht 1971 S. 88), das sich bei einer Angebots- 
verknappung als ein im Vertrag selbst enthaltener 
Mißbrauch gegenüber unabhängigen fischverarbei- 
tenden Industrieunternehmen erweist (§ 104 Abs. 1 
Nr. 1 in Verbindung mit § 100 Abs. 1; § 26 Abs. 2), 
durch ersatzlose Streichung ausgeräumt. In der Neu- 
fassung des Gesellschaftsvertrages wurde die An- 
dienungspflicht der Gesellschafter in Anlehnung an 
§ 3 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe d Marktstrukturgesetz 
neu gefaßt. Danach können die Gesellschafter be- 
schließen, daß die Andienungspflicht für bestimmte 
Erzeugnisse oder für bestimmte Zeitspannen ganz 
oder teilweise entfällt. Insoweit verkauft dann jeder 
Gesellschafter seine Anlandungen nach gemein- 
samen Verkaufsregeln. Diese Neufassung schließt 
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einen Mißbrauch bei einer zukünftigen Angebots- | 
Verknappung, also die Nichtbelieferung konzern- 
unabhängiger Industrieunternehmen, nicht aus. In- 
dessen würde sich ein solcher Mißbrauch nicht mehr 
aus dem Gesellschaftsvertrag herleiten, sondern in 
der Verhaltensweise der Gesellschafter der SVG 
begründet sein. — - Die Voraussetzungen für eine 
Anerkennung der SVG als EG-Erzeugerorganisation 
nach Artikel 5 Abs. 1 der VO Nr. 2142/70 liegen 
noch nicht vor. Bislang fehlt es an den gemein- 
samen EG-Vermarktungsrichtlinien für Frostfisch 
und an dem vorgesehenen Außenschutz gegenüber 
Einfuhren aus Drittländern, der Referenzpreisrege- 
lung. Damit unterliegt die SVG nach wie vor aus- 
schließlich der nationalen Mißbrauchsaufsicht nach 
den §§ 104, 100 GWB in Verbindung mit § 11 Abs. v3 
Marktstrukturgesetz. Einer eingehenden Prüfung 
wurden insbesondere die nicht unbeachtlichen 
Preisanhebungen bei tiefgekühltem Kabeljau unter- 
zogen, einem Erzeugnis, bei dem die SVG mit 
50 V. H. Marktanteil und mehr über eine markt- 
beherrschende Stellung verfügt. Die Ware wird im 
Wege von längerfristigen Lieferverträgen bzw. zu 
Ad-hoc-Preisen an die Abnehmer abgesetzt. Eine 
mißbräuchliche Preisgestaltung durch die SVG ließ 
sich bislang indessen nicht feststellen. Das Preis- 
niveau der SVG entspricht in etwa den Weltmarkt- 
preisen. Zwischen den durchschnittlich erzielten In- 
lands- und Exportpreisen der SVG bestehen keine j 
Preisdifferenzen. Die laufende Prüfung dieser Preis- 
entwicklung ist insofern von Bedeutung, als von der 
SVG größere Mengen tiefgekühlten Kabeljaus in 
die anderen EG-Länder und insbesondere in die 
USA exportiert werden. 

Einer Intensivierung des Wettbewerbs am Markt 
für tiefgekühlten Kabeljau und generell am ge- 
samten Frostfischmarkt steht indessen nach wie 
vor der EG-Außenzoll von wertmäßig 15,6 v. H. ent- 
gegen. Seit Jahren setzt sich die fischverarbeitende 
Industrie für die Streichung dieses Schutzzolls ein, 
der angesichts der Verknappung des Angebots und 
der damit verbundenen Preissteigerungen seine Be- 
rechtigung verloren haben dürfte. 


Kreditwirtschaft (80) 

Die Bereitschaft zur Kooperation zwischen deut- 
schen und ausländischen Banken hat in weiteren 
Abkommen ihren Niederschlag gefunden. Nach Ab- 
schluß des Kooperationsabkommens zwischen der 
Bayerischen Vereinsbank, der Vereinsbank in Ham- 
burg, des Bankhauses Friedrich Simon KG, der 
Handels- und Gewerbebank Heilbronn AG und fünf 
Banken in der EG über das internationale Kredit- 
geschäft wird kein Partner internationale Koopera- 
tionsverpflichtungen ohne die vorherige Zustim- 
mung aller anderen Partner eingehen. 

Das zwischen der Commerzbank AG und der Lloyds 
Bank Ltd., London, vereinbarte Bilaterale Kredit- 
protokoll bezweckt, die Gewährung von Krediten 
und Dienstleistungen der Banken für Kunden zu 
erleichtern und zu erweitern, die im anderen Land 


tätig sind und dort Niederlassungen, Tochter- oder 
Beteiligungsgesellschaften unterhalten. 

Zu nennen ist ferner die als EBIC (Europäischer 
Beratungsausschuß) bezeichnete Zusammenarbeit 
zwischen der Deutschen Bank AG und fünf Banken 
in der EG (Tätigkeitsbericht 1971 S. 89). Danach 
wird jeder Partner seinen inländischen Bankkunden 
Kredite Zusagen, die diese für ihre Tochterunter- 
nehmen oder Niederlassungen in den Heimatlän- 
dern der übrigen Partner benötigen. Die Kredite 
müssen nach solcher Zusage von den Partnern in 
der jeweiligen Landeswährung ausgezahlt werden, 
wofür der zusagende Partner ihnen gegenüber eine 
Garantieverpflichtung übernimmt. Die Koopera- 
tionsabkommen sind nach § 102 gemeldet worden. 

Die Freistellungsmeldungen von Verträgen, Be- 
schlüssen oder Empfehlungen für das Inlands- 
geschäft betrafen die Neufassung der Sonderbedin- 
gungen für Auslandsgeschäfte in Wertpapieren, die 
Musterregelung der Allgemeinen Bedingungen für 
Bausparverträge im Falle der vereinfachten Abwick- 
lung, die Bedingungen für den Handel in amtlich 
nicht notierten Werten, die Errichtung eines Fonds 
für verlorene Reiseschecks, die Richtlinien für neu- 
trale Zahlungsverkehrsvordrucke und das Verfah- 
ren zum Einzug von tarifvertraglich geregelten Er- 
stattungsansprüchen der Arbeitgeber des Maler- 
und Lackiererhandwerks gegenüber der Gemeinnüt- 
zigen Urlaubskasse für das Maler- und Lackierer- 
handwerk. 

Seit Aufhebung der Zinsverordnung im April 1967 
haben die großen Kreditverbände nach Abstim- 
mung im Zentralen Kreditausschuß in unregelmäßi- 
gen Abständen Empfehlungen an ihre Mitglieds- 
institute über die Gestaltung der Habenzinssätze 
gerichtet. Das Bundeskartellamt hat sich seitdem mit 
der Frage befaßt, ob diese gemeinsam erarbeiteten 
Empfehlungen eine mißbräuchliche Ausnutzung der 
I Freistellung der Kreditwirtschaft vom Empfehlungs- 
verbot darstellen, d. h., ob die Zusammenarbeit 
innerhalb des Zentralen Kreditausschusses insoweit 
die aufgehobene staatliche Zinsregelung als privat- 
wirtschaftliche Marktordnung ersetzen sollte (Tätig- 
keitsbericht 1967 S. 82). Diese Frage ist bejaht wor- 
den. Die Weiterverfolgung dieser Empfehlungs- 
praxis ist als Mißbrauch anzusehen. Die sonstige 
interne Publikationsarbeit der Verbände sowie die 
umfangreichen sonstigen Informationsmöglichkeiten 
machen diese wettbewerbsbeeinträchtigende Emp- 
fehlungspraxis seit langem unnötig. Vor Ausein- 
andersetzung mit den Kreditverbänden hat das Bun- 
deskartellamt beim Bundesaufsichtsamt für das 
Kreditwesen das nach § 102 Abs. 2 für Unter- 
sagungsverfügungen erforderliche Einvernehmen 
erbeten. Das Bundesaufsichtsamt hat sein Einver- 
1 nehmen verweigert, worauf das Bundeskartellamt 
nach § 102 Abs. 4 das Bundesministerium für Wirt- 
schaft um Ersetzung des Einvernehmens gebeten 
hat. Daraufhin haben der Deutsche Sparkassen- und 
Giroverband und der Bundesverband Deutscher 
Banken ihre letzten Zinsempfehlungen aufgehoben 
und zugesagt, zunächst weitere Zinsempfehlungen 
zu unterlassen. Der Bundesverband der Deutschen 
Volks- und Raiffeisenbanken hat sich zwar Vorbe- 
halten, seinen Mitgliedsinstituten — gegebenenfalls 
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im Wege der Mittelstandsempfehlung nach § 38 
Abs. 2 Nr. 3 — zu gebener Zeit erneut Sparzins- 
sätze zu empfehlen; jedoch hat auch er seine bis- 
herige Zinsempfehlung als gegenstandslos aufge- 
hoben. 

Die kartellrechtliche Prüfung der im Vorgriff auf die 
Verordnung über Preisangaben vom 10. Mai 1973 
im Einvernehmen mit dem damaligen Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft und Finanzen und der Ar- 
beitsgemeinschaft der Verbraucher zwischen den 
Kreditverbänden getroffenen Vereinbarung über 
das „Merkblatt zur einheitlichen Gestaltung des 
Aushangs von Regelsätzen im standardisierten 
Mengengeschäft der Kreditinstitute mit privaten 
Kunden" (Tätigkeitsbericht 1972 S. 86) ist abge- 
schlossen worden. Das Bundeskartellamt hat eine 
Beschränkung der autonomen Entschließungsfreiheit 
der Kreditinstitute darin gesehen, daß die Verein- 
barung die beteiligten Unternehmen verpflichtet, 
Gebühren und Bedingungen in einer bestimmten Art 
und Weise auszuhängen. Ohne diese vertragliche 
Verpflichtung wäre zwar auch ein Aushang der 
Daten in den Schalterräumen aufgrund gesetzlicher 
Verpflichtung notwendig, aber nicht in der horizon- 
tal vereinbarten Art und Weise. Im übrigen gehen 
die Bekanntgabepflichten nach der Vereinbarung 
des Gebührentableaus über die später verordneten 
Pflichten der Verordnung über Preisangaben hin- 
aus. Der Zentrale Kreditausschuß hat darauf die 
Vereinbarung unter Aufrechterhaltung seines Stand- 
punktes, daß durch den Aushang der Wettbewerb 
nicht beschränkt, sondern gefördert werde, vorsorg- 
lich gemeldet. Die für die Meldung erhobene Ge- 
bühr ist wegen der Vorgeschichte der Vereinbarung 
und ihrer für den Bankkunden positiven Wirkung 
außergewöhnlich niedrig bemessen worden. 


Versicherungswesen (81) 


Der Gesamtverband der Versicherungswirtschaft 
hatte Ende 1967 die in mehrjähriger Arbeit zusam- 
mengestellten Wettbewerbsrichtlinien der Versiche- 
rungswirtschaft nach § 102 gemeldet. In den fol- 
genden Jahren sind Anwendung und Wirkung dieser 
Richtlinien im Rahmen der Aufsicht nach § 102 
Abs. 2 überprüft worden. Sie waren auch Gegen- 
stand einer Reihe von Einwendungen aus Kreisen 
der Versicherer und der Versicherungsnehmer. Nach 
mehrfacher Abstimmung mit dem Bundesaufsichts- 
amt hat das Bundeskartellamt jetzt zu einzelnen Tei- 
len der Wettbewerbsrichtlinien die Auffassung ver- 
treten, daß die weitere Durchführung dieser Be- 
stimmungen einen Mißbrauch darstellen könnte. Es 
hat insbesondere das weitgehende Verbot verglei- 
chender Werbung als änderungsbedürftig bezeich- 
net. Die Rechtsprechung des letzten Jahrzehnts 
habe deutlich gemacht, daß die vergleichende Wer- 
bung grundsätzlich zulässig sei, wenn sie wahrheits- 
gemäß vorgenommen werden, sachbezogen sei so- 
wie Bedürfnis und berechtigtes Interesse der All- 
gemeinheit an ihr bestehe. Die Wettbewerbsricht- 
linien müßten jedem Versicherer erlauben, sein 
günstiges Kostengefüge und damit seine günstigen 


Prämien zumindest dadurch in den Werbewettbe- 
werb zu bringen, daß er diese Prämien der Durch- 
schnittsprämie der Mitbewerber vergleichend ge- 
: genüberstelle. Auch Hinweise auf eine kostengün- 
stige Organisationsform des Versicherers und Ko- 
stenvergleiche müßten entgegen der bisherigen Fas- 
sung der Richtlinien — vor allem für Newcomer — 
auch im Versicherungswesen zulässig sein, jeden- 
falls nicht durchweg als unlauter und unzuläs- 
sig bezeichnet werden. Weitere kartellrechtliche 
Bedenken betrafen die Behandlung von Freigabe- 
j anträgen in der Krankenversicherung und das 
I Jenaer Abkommen als Bestandteil der Wettbewerbs- 
I richtlinien hinsichtlich der Hagelversicherung we- 
j gen seines bestandsichernden und wettbewerb- 
beschränkenden Charakters unter scharfer Vertrags- 
strafenregelung im Falle des Abweichens. Inzwi- 
schen hat der Gesamtverband und die berührten 
Fachverbände zu diesen Forderungen des Bundes- 
kartellamtes Stellung genommen. Für eine abschlie- 
I ßende Beurteilung des Komplexes wird es weiterer 
Gespräche insbesondere mit dem Bundesaufsichts- 
amt für das Versicherungswesen bedürfen. 

Im Berichtszeitraum sind eine Reihe von Koopera- 
tionsverträgen zwischen Versicherungsunternehmen 
nach § 102 gemeldet worden, um Wettbewerbsbe- 
schränkungen wie z. B. die Verpflichtung zur Meist- 
begünstigung, zur gegenseitigen Abstimmung in 
I wichtigen geschäftlichen Fragen oder zur umfassen- 
* den Unterrichtung über wettbewerblich bedeutende 
! Dispositionen zu legalisieren. Die Notwendigkeit 
von Mißbrauchseingriffen hat sich bisher in keinem 
dieser Fälle gezeigt. 

Auf die Nachmeldung der in den vergangenen Jah- 
ren eingeführten Sanierungsklauseln der großen 
; deutschen Rückversicherer nach § 102 Abs. 3 (Tä- 
^ tigkeitsbericht 1972 S. 89) ist mit ihnen erörtert wor- 
den, in welchem Umfang diese Maßnahmen den Vor- 
aussetzungen der Freistellungsmöglichkeit entspre- 
chen. In diesen Gesprächen hat das Bundeskartell- 
amt die nachgemeldete Unterversicherungsklausel 
! 1968 (Tätigkeitsbericht 1968 S. 83) als Verstoß ge- 
j gen § 25 angesehen. Mit ihr hätten die Rückver- 
' sicherer ihre Zedenten an die Tarifierungsgrund- 
I Sätze des Verbandes der Sachversicherer in der Ab- 
I sicht gebunden, den Wettbewerb auf der Erstver- 
I sichererstufe bis zur Sanierung des Industriefeuer- 
geschäfts durch gleichförmiges Verhalten der Ze- 
I denten zu beschränken. Da eine Freistellung vom 
i Verbot des § 25 nicht möglich sei, müsse die Klau- 
sel geändert werden. Die Rückversicherer haben 
darauf unter Aufrechterhaltung ihres abweichenden 
i Rechtsstandpunktes die bisherige Unterversiche- 
, rungsklausel aufgehoben und sie durch eine diesen 
I Gesichtspunkten Rechnung tragende, nach § 102 ge- 
meldete Klausel ersetzt. Danach muß der Erstver- 
sicherer seinem Rückversicherer zwar mitteilen, ob 
er die bei ihm untergebrachten obligatorischen und 
fakultativen Industriefeuer- und FBU-Versicherun- 
gen nach den Prämienrichtlinien des Verbandes der 
Sachversicherer behandelt. Er darf nunmehr jedoch 
von ihnen — allerdings unter Mitteilungs- und Be- 
gründungspflicht — auch abweichen. Der Rückver- 
sicherer wird das Einhalten der Prämienrichtlinien 
nur prüfen, wenn ein Schaden eintritt, der für 
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100 V. H, der jeweiligen Police über einer Million | 
DM liegt. Erklärt der Erstversicherer, er tarifiere ‘ 
nach anderen Prinzipien, ist der Rückversicherer | 
frei, das nach anderen Prinzipien tarifierte Ge- | 
schüft anzunehmen oder nicht. Nachdem mit dieser | 
neuen Sicherungsklausel die starre Bindung der | 
Erstversicherer an die Prämienrichtlinien und Tari- 
fierungsgrundsätze ihres Verbandes fortgefallen ist, 
hat das Bundeskartellamt vorläufig keinen Anlaß 
zu Mißbrauchseingriffen gegen diese gemeinsam j 
eingeführte Sanierungsmaßnahme gesehen. Wenn 
auch die neue Klausel noch nicht alle Einflußmög- ’ 
lichkeiten der Rückversicherer auf die Erstversiche- 
rer unmöglich macht, so stärkt sie doch die Wett- 
bewerbsposition sowohl der Rückversicherer un- 
tereinander als auch der Erstversicherer, die in ihrer 
Fähigkeit selbständig zu tarifieren, bestärkt wer- 
den. 

I 

Der Verband der Sachversicherer hat seine Prä- 
mienrichtlinien für die Industriefeuer-FBU-Versiche- 
rung in zahlreichen Positionen geändert, wobei nach 
gebessertem Schadenverlauf auch Prämienminde- 
rungen für einzelne Risiken zu verzeichnen sind. 
Auch seine „Grundsätze der Tarifierung der indu- ! 
striellen und großgewerblichen Risiken" hat er wei- | 
ter der besseren Geschäftsentwicklung angepaßt. | 
Nachdem er seinen Mitgliedern mitgeteilt hat, daß | 
die Prämienberechnungen für Policen unter 50 Mil- ! 
Honen DM im neuen Geschäft nicht mehr der Tari- j 
fierungskommission anzuzeigen seien (Tätigkeits- 
bericht 1972 S. 89), hat das Bundeskartellamt zur 
weiteren Auflockerung der eingeführten Wettbe- 
werbsbeschränkungen gefordert, aus den Tarifie- 
rungsgrundsätzen das dort geregelte gegenseitige 
Anfrage- und Auskunftsverfahren zu eliminieren. 
Danach sollen Versicherer vor der Abgabe einer 
Offerte bei dem bisherigen Versicherer eine Aus- i 
kunft über Prämien, Vorschäden sowie den sonsti- ; 
gen Inhalt des Vertrages einfordern. Will der be- 
werbende Versicherer andere als dem bisherigen 
Vertrag zugrunde liegende oder für die Zukunft ge- 
forderte Prämien oder Bedingungen zugestehen, so 
soll er die Abweichungen dem bisherigen Versiche- 
rer mitteilen. Kommt eine Einigung nicht zustande, 
wird eine Stellungnahme der Tarifierungskommis- 
sion eingeholt. Es hat die Forderung auf Aufhebung 
auf folgende Argumente gestützt: Dem sich um bei 
anderen Versicherern laufende Policen bewerben- 
den Versicherer genüge es, wenn er die technischen 
Einzelheiten und den Schadenverlauf des betreffen- 
den Risikos erfahre. Zur Prämienkalkulation brau- 
che er keine Kenntnis darüber, welche Prämien der | 
Besitzende berechnet hat. Aber auch dieser brauche i 
nicht die Prämien zu erfahren, die der Bewerbende | 
fordern wolle; anderenfalls bestehe der Verdacht, | 
daß er zu einer Nachkalkulation allein durch den | 
Unterbietungsversuch des Wettbewerbers veranlaßt ' 
werde, eine wettbewerbsgerechte Prämie aus eige- | 
nem Entschluß also nicht kalkuliert hätte. Die ge- 
genseitige Prämienausforschung im Rahmen des An- 
frage- und Auskunftsverfahrens nach den Tarifie- 
rungsgrundsätzen führe deshalb zu einer Erschwe- 
rung des Angebots für den Bewerbenden und zu Be- 
sitzschutz für das Bestandsgeschäft des etablierten 
Versicherers. Unter der Voraussetzung, daß alle 


für die Kalkulation nötigen Risikoangaben weiter 
ausgetauscht werden könnten, stelle die bisherige 
Regelung insoweit einen Mißbrauch der durch Frei- 
stellung von § 1 erlangten Stellung im Markt dar. 
Der Verband der Sachversicherer hat sich demge- 
genüber darauf berufen, daß mit der Meldung seiner 
Tarifierungsgrundsätze im Jahre 1968 auch das An- 
frage- und Auskunftsystem legalisiert und deshalb 
nicht mißbräuchlich sei. Ein Mißbrauch könnte 
allenfalls vorliegen, wenn eine Wettbewerbsbe- 
schränkung im Einzelfall über das sachlich gerecht- 
fertigte Schutzbedürfnis der Versicherer hinaus- 
ginge und dabei schutzwerte Interessen Dritter in 
ungebührlicher, sachlich nicht zu vertretender 
Weise beeinträchtige. Für den bewerbenden Ver- 
sicherer sei aber auch die Kenntnis der bisherigen 
Prämien für die risikogerechte Kalkulation notwen- 
dig, und zwar auch im Hinblick auf die dauernde 
Erfüllbarkeit der Versicherungsverträge. Dennoch 
hat der Verband inzwischen der Aufforderung des 
Bundeskartellamtes Folge geleistet und seinen Mit- 
gliedern empfohlen, die Regeln dieses Informations- 
verfahrens (VIII der Tarifierungsgrundsätze) nicht 
mehr anzuwenden, soweit es sich auf die Auskunft 
über die Prämien und den gemeinsamen Offert- 
termin bezog; eine Auskunftserteilung in auto- 
nomer Entscheidung bleibe dem Versicherer dage- 
gen unbenommen. Angesichts dieser Empfehlung 
haben sich die bereits in Aussicht gestellten Miß- 
brauchsmaßnahmen für diese Ziffer der Tarifie- 
rungsgrundsätze erübrigt. 

Das Provisionskartell der Rothenburger Vereini- 
gung (Tätigkeitsbericht 1972 S. 90) hat im Berichts- 
jahr keine neuen wettbewerbbeschränkenden Be- 
schlüsse gefaßt. Mißbräuche durch Ausnutzen der 
Freistellung von § 1 oder von Kartellmacht zu La- 
sten der Vermittler haben sich nicht gezeigt. Für 
das Jahr 1974 sind Änderungen geplant, über die 
im Kartell und mit den Vermittlerverbänden im 
Sinn einer anderen Provisionsberechnung verhan- 
delt wird. 

Nachdem der Verband der Sachversicherer im 
Jahre 1971 seine Empfehlung zur Anwendung seiner 
geänderten Prämienrichtlinien und zur Einführung 
bestimmter Sicherungspflichten in die Policen der 
Einbruchs- und Diebstahlsversicherung gemeldet 
hatte, haben fünf Rückversicherungsunternehmen 
die gemeinsam erarbeitete Einbringung einheitlicher 
Klauseln für besondere Risiken und für eine Scha- 
denselbstbeteiligung zur Freistellung vom Empfeh- 
lungsverbot gemeldet. Die Risikoklausel verpflich- 
tet den Erstversicherer, die Sicherungsrichtlinien 
des Verbandes der Sachversicherer grundsätzlich 
einzuhalten und die Rückversicherer besonders zu 
informieren, falls im Einzelfall von den Richtlinien 
abgewichen wird; sie gilt für die Versicherung von 
Geldinstituten, Kaufzentren, Juwelier- und andere 
Geschäfte für hochwertige Waren. Die Selbstbetei- 
ligungsklausel besagt, daß der Zedent sich an dem 
über 102,5 v. H. der verdienten Prämie überstei- 
genden Gesamtschaden des Geschäftsjahres hinaus- 
gehenden Schäden mit 20 v. H., höchstens aber mit 
8 V. H. der verdienten Prämie beteiligt. Dabei wird 
von den im Geschäftsjahr bezahlten Schäden zuzüg- 
lich der auf das folgende Jahr vorgetragenen und 


108 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkS3ChG 1 


abzüglich der aus dem Vorjahr übernommenen 
Schadenreserve verstanden. Die beiden neuen Klau- 
seln gelten ab 1. Januar 1973. Ihre Anwendung wird 
im Rahmen von § 102 Abs. 2 beobachtet. Sie hat 
angesichts des sich verschlechternden ED-Geschäfts 
jedoch keine kartellrechtliche Beanstandung not- 
wendig erscheinen lassen. 

Das Kartell „Arbeitskreis Transportversicherung" 
hat in seiner 16. Zusammenkunft trotz der Ver- 
schlechterung im Seekaskogeschäft unter der Vor- 
aussetzung, daß der bisherige Risikoerschwerniszu- 
schlag (Tätigkeitsbericht 1972 S. 90) in die Police 
eingearbeitet wurde, keine weitere lineare Erhö- 
hung dieses Zuschlags beschlossen. Die Regeln über 
die individuelle Sanierung der Verträge (höchstens 
55 V. H. Schadenquote in der ungegliederten letzten 
Dreijahresstatistik) sollen unverändert gültig blei- 
ben. Die Kostenordnung des Arbeitskreises wird bis 
Ende 1974 verlängert. Neue Zeichnungsstellen sol- 
len weiterhin nicht vergeben werden. Die bestehen- 
den sollen angewiesen werden, die in Listen zu- 
sammengestellten „verbotenen und unerwünschten 
Risiken" nicht zu zeichnen und im Neu- und Be- 
standsgeschäft bei Schadenquoten über 70 v. H. im 
Durchschnitt der letzten drei Jahre die Weiterfüh- 
rung der Policen mit dem führenden Versicherer ab- 
zustimmen, Der Arbeitskreis hat weiter in seinen 
„Grundsätzen über Information und Auskunft" be- 
kräftigt, daß der Besitzende dem Bewerbenden auf 
Anfrage über die Einzelheiten seiner Tarifierung 
eines Risikos berichten und andererseits der Bewer- 
bende ihm erklären müsse, wie er sich bei Offert- 
abgabe verhalten wolle. Das Bundeskartellamt hat 
dem Arbeitskreis mitgeteilt, daß es die gegenseitige 
Berichtspflicht nicht hinnehmen werde, soweit sie 
nicht nur technische Daten u. ä., sondern auch die 
Prämien umfasse. Zwar sei ein solches Informa- 
lionsverfahren in der Transportversicherung mit 
ihrer weltweiten und unübersichtlichen Ausdehnung 
eher zu motivieren als in anderen Versicherungs- 
bereichen. Dennoch müsse genügen, die Information 
auf solche Positionen zu beschränken, die für eine 
ordnungsmäßige und auf den Erfahrungen der Ver- 
gangenheit aufbauende Prämienkalkulation zur Ver- 
meidung von Fehleinschätzungen notwendig seien. 
Die Bekanntgabe auch der Prämien erscheine da- 
gegen als Mißbrauch im Sinne von § 102 Abs. 2. 
Der Arbeitskreis will demgegenüber die Notwendig- 
keit des Informationsverfahrens für die Transport- 
versicherung durch Fakten aus der Praxis im ein- 
zelnen begründen. 

Der Deutsche Transportversicherungsverband hat 
im Berichtsjahr die Allgemeinen Deutschen See- 
versicherungsbedingungen (ADS-Güteversicherung 
1973) herausgegeben, seinen Mitgliedern zur An- 
wendung empfohlen und dies nach § 102 gemeldet. 
Die Neuformulierung der ADS ist die erste seit 1919. 
Seit Jahrzehnten hatten sich auf diesem Gebiet 
zahlreiche Sonderbedingungen und -klausein von 
Versicherern und Maklern als Zusatzbestimmungen 
zu den ADS entwickelt, worunter die Vergleichbar- 
keit des angebotenen Versicherungsschutzes und 
auch die Rechtssicherheit litten. Die Neufassung ist 
auch mit ausländischen Bedingungen in Überein- 
stimmung gebracht und damit die Transparenz des 


weltweiten Transportversicherungsgeschäfts verbes- 
sert worden. Der DTV betont, daß mit den ADS, die 
zusammen mit allen Verbänden berührter Wirt- 
schaftskreise ausgearbeitet wurden, keine Erstarrung 
der Konditionen verbunden sei: Policenmaßarbeit 
nach den individuellen Belangen des Versicherungs- 
nehmers sei auch künftig möglich und nötig. Außer- 
dem hat der DTV im Berichtsjahr die Kriegs- und 
Kernenergieklauseln 1973 sowie neue Streik- und 
Aufruhrklauseln herausgebracht und ebenfalls ge- 
meldet. Mißbräuche durch die Empfehlungstätigkeit 
des DTV im Seewarenbereich sind bisher nicht fest- 
gestellt worden. 

Die Seekaskoversicherung hat ihr Geschäft nicht ver- 
bessern können. Die Bruttoprämien sind kaum ge- 
stiegen. Bei Abzug des Vorauszahlungsrabattes 
stieg die Schadenquote im Jahr 1972 auf 74 v. H. 
Die Abwanderung deutscher Risiken in das Aus- 
land dauert fort, die Rückwanderung ist weiterhin 
ungleich geringer. Der Reparaturindex ist von 1960 
- 100 V. H. bis Mitte 1973 auf 175 v. H. gestiegen 
und steigt weiter. Der Anteil von Schiffsaufgaben 
wegen Reparaturunwürdigkeit, weil die Reparatur- 
kosten den Versicherungswert übersteigen (kon- 
struktiver Totalverlust), nähert sich der Hälfte der 
insgesamt verlorenen Tonnage. Trotz dieser ungün- 
stigen Entwicklung haben die Seekaskoversicherer 
angesichts noch schärferen Auslandswetthewerbs 
dennoch über die im Vorjahr beschlossenen (Tätig- 
keitsbericht 1972 S. 90) keine neuen Sanierungs- 
maßnahmen eingeleitet. Auch hier waren kartell- 
rechtliche Beanstandungen nicht erforderlich. 

Obgleich die Apothekervereine Hessen und Rhein- 
land-Pfalz auf die Beanstandungsschreiben der Lan- 
deskartellbehörde Hessen und des Bundeskartell- 
amtes erklärt hatten, auf die Änderung ihrer Arz- 
neilieferungsverträge mit den gesetzlichen Kranken- 
kassen zu verzichten, d. h. zunächst nicht mehr von 
den Apothekern zu verlangen, nach Ablauf einer 
Frist die Rezeptabrechnung mit den Kassen nur noch 
von einem einzigen Abrechnungszentrum vorneh- 
men zu lassen (Tätigkeitsbericht 1972 S. 91) konnte 
das Verfahren hinsichtlich des Apothekervereins 
Rheinland-Pfalz noch nicht beendet werden. In 
mündlichen und schriftlichen Stellungnahmen hat 
das Bundeskartellamt gegen den Verein erneut eine 
Aufhebungsverfügung nach § 18 angedroht, falls 
er anstelle des bloßen Hinausschiebens der beab- 
sichtigten Ausschlußfrist den Apotheken nicht end- 
gültig freistellen wolle, die Abrechnung mit den 
Kassen auch ohne Einschaltung des Apotheker-Rech- 
nungszentrums vorzunehmen. Die Ausschlußfrist ist 
darauf aus dem Arzneilieferungsvertrag gestrichen 
worden. Auch die geplante vertragliche Verpflich- 
tung der Kassen, Arzneimittel nicht mehr selbst an 
ihre Mitglieder abzugeben, ist auf Verlangen des 
Bundeskartellamtes fallengelassen worden. Der 
Versuch des Vereins, die Apotheker und deren her- 
kömmliche Abrechnungsstellen zum Codieren zu 
verpflichten (Einträgen der Rezeptbeträge und des 
Versicherungsstatus in eine Codierspalte der Ab- 
rechnungsblätter) ist ebenfalls auf kartellrechtliche 
Bedenken gestoßen. Das Bundeskartellamt sieht 
darin eine wesentliche und unbillige Wettbewerbs- 
beeinträchtigung für die Abrechnungsstellen im 
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Sinne von § 18, da die Codierpflicht die Anschaffung 
teurer Spezialmaschinen, doppelte Arbeitsgänge, 
Verspätungen bei der Abrechnung mit den Kassen, 
der Vorfinanzierung der Apotheken und der Bezah- 
lung des Arzneimittelgroßhandels bedingen würde, 
andererseits aber das Codieren nicht den Apothe- 
kern, sondern allein den Kassen zugute käme. Die 
Untersuchung dieser Fragen und die Verhandlungen 
mit dem Minister für Arbeit und Sozialwesen, der die 
Rezeptcodierung für die rationelle Vereinheitlichung 
der Datenaufbereitung in der gesamten gesetzlichen 
Sozialversicherung anstrebt, sowie dem Deutschen 
und dem rheinland-pfälzischen Apothekerverein 
sind noch nicht abgeschlossen. 

Die Prüfung, ob die Kooperation zwischen den Bun- 
desverbänden der RVO-Kassen und drei Mitver- 
sicherungsgemeinschaften privater Krankenver- 
sicherer auf dem Gebiete der Zusatzversicherung für 
Kassenmitglieder und der Beeinträchtigung außen- 
stehender Versicherer mißbräuchlich ist, ist abge- 
schlossen worden (Tätigkeitsbericht 1972 S. 91). In 
einer Erörterung der Problematik mit allen koope- 
rierenden Kassen, privaten Versicherern, dem Bun- 
desaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bau- 
sparwesen und dem Bundesversicherungsamt sowie 
in einem Schreiben an alle Beteiligten hat das Bun- 
deskartellamt dargestellt, unter welchen Gesichts- 
punkten der Verdacht von Mißbräuchen der den 
Markt ihrer Mitglieder beherrschenden gesetzlichen 
Krankenkassen einerseits und der mit ihnen zusam- 
menarbeitenden Mitversicherungsgemeinschaften 
andererseits entfallen könnte. Dabei ist betont wor- 
den, daß das ohnehin bedeutende wirtschaftliche 
Gewicht dieser drei Gemeinschaften auf den engen 
Märkten durch die Kooperation mit den RVO-Kas- 
sen noch verstärkt werde, so daß Wettbewerber 
dieser Gemeinschaften es sehr schwer hätten, hier 
erfolgreich Fuß zu fassen. Das Bundeskartellamt 
hat zur Offenhaltung der Marktchancen sich von den 
RVO-Kassen die ausdrückliche Zusicherung einge- 
holt, daß sie nicht nur berechtigt, sondern zur Ver- 
meidung von Diskriminierungen auch verpflichtet 
sind, mit anderen Versicherern im selben Umfang 
zu kooperieren wie mit den etablierten Gemein- 
schaften, sofern gleichwertige Tarife und Bedingun- 
gen angeboten werden. Die Mitversicherungs- 
gemeinschaften hatten ihrerseits eingehend begrün- 
det, daß die in den nach § 102 gemeldeten Verträ- 
gen enthaltenen Quotenregelung und anderen Wett- 
bewerbsbeschränkungen zur Erreichung des Ver- 
sicherungszwecks erforderlich, auf andere Weise 
nicht erreichbar sind und ihre Durchführung somit 
kein mißbräuchliches Ausnutzen des Freistellungs- 
privilegs darstellt. Wenn auch das Prüfungsverfah- 
ren ergeben hat, daß die Voraussetzungen der Lega- 
lisierung durch Meldung Vorlagen und Mißbräuche 
trotz gewisser Bedenken bislang nicht festgestellt 
wurden, unterliegen die Kooperationen weiterhin 
der generellen Mißbrauchsaufsicht nach § 102 Abs. 2. 

Das Landgericht Köln hat über die Klage einer 
Reihe privater Krankenversicherer gegen die Ko- 
operation zwischen Ersatzkassen und privaten 
Krankenversicherern in zwei Urteilen entschieden 
(Tätigkeitsbericht 1972 S. 91). Es hat die seinerzeit 
begonnene, jedoch bald in dieser Form aufgegebene 


Kooperation als gegen § 26 Abs. 2 vorstoßend an- 
gesehen. Zwar dürften Ersatzkassen ihre Mitglie- 
der auf zusätzliche Versicherungen privater Kran- 
kenversicherer unter Beachtung von Objektivität und 
Neutralität beratend aufmerksam machen. Aus der 
Gesetzgebung für die Ersatzkassen folge aber, daß 
ihnen eine Betätigung auf dem Gebiet privater 
Krankenversicherung untersagt sei. Die Koopera- 
tionsvereinbarung habe den Ersatzkassen wirtschaft- 
lich Vorteile durch Stärkung ihrer Wirtschaftskraft 
bringen sollen und damit eine Wettbewerbshand- 
lung dargestellt. Die in der Kooperation enthaltene 
Förderung des Wettbewerbs der Kooperations- 
parteien zum Nachteil der anderen in Betracht kom- 
menden gesetzlichen Kassen und privaten Kranken- 
versicherer verstoße dabei nicht nur gegen § 1 
des Gesetzes gegen unlauteren Wettbewerb. Aus 
ihr folge auch die unbillige Behinderung und unter- 
schiedliche Behandlung von Außenseitern. Diskrimi- 
nierungen seien aber marktbeherrschenden Unter- 
nehmen nach § 26 Abs. 2 nicht erlaubt. Die Ersatz- 
kassen besäßen eine marktbeherrschende Stellung. 
Sie fungierten als Vermittler von Zusatzversiche- 
rungen für die vier Krankenversicherer einerseits 
und ihre eigenen Mitglieder andererseits. Damit 
handelten sie auf dem hier relevanten Markt für 
gen Kreis der eigenen Mitglieder unternehmerisch, 
seien aber insoweit keinem wesentlichen Wett- 
bewerb ausgesetzt. Das Landgericht hat aus diesen 
Gründen den Gegnern der damaligen Kooperation 
nach § 35 Ansprüche auf Unterlassung der Koope- 
ration in der ursprünglich geplanten Form zugebil- 
ligt. über die hiergegen eingelegte Berufung ist 
noch nicht entschieden. 

Inzwischen wird eine Kooperation zwischen den 
beiden größten Ersatzkassen und vier privaten 
Krankenversicherern nach Änderungen weiter an- 
gestrebt. Der erarbeitete Tarif für die Zusatzver- 
sicherung von Ersatzkassenmitgliedern wird vom 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bau- 
sparwesen auf das Vorliegen der Genehmigungs- 
voraussetzungen geprüft. Das Bundeskartellamt hat 
dem Bundesaufsichtsamt seine Beurteilung der Ko- 
operation übermittelt, damit sie im Tarifgenehmi- 
gungsverfahren bereits berücksichtigt werden kann. 
Es hat die kartellrechtliche Unbedenklichkeit von 
folgenden Bedingungen abhängig gemacht: Die Er- 
satzkassen müßten ausdrücklich erklären, daß sie 
mit allen interessierten Versicherungsunternehmen 
oder -gemeinschaften ebenso wie mit der derzei- 
tigen Gemeinschaft von vier Krankenversicherern 
Zusammenarbeiten werden, so daß die Chancen 
außenstehender Versicherer, am Wettbewerb auf 
diesem Spezialmarkt teilzunehmen, erhalten blei- 
ben. Der Mitversicherungsvertrag zwischen den 
Partnern der Ersatzkassen muß durch Meldung nach 
§ 102 legalisiert werden, wobei die Gemeinschaft 
im Rahmen der Freistellungsmöglichkeiten des Ge- 
setzes begründen müßten, warum der Mitversiche- 
rungsvertrag mit den darin enthaltenen Wett- 
bewerbbeschränkungen, wie die Quotenregelung 
zur Durchführung der Kooperation unerläßlich ist. 

Das Kammergericht hat den Bußgeldbescheid des 
Bundeskartellamtes gegen den Leiter eines Ver- 
mittlerunternehmens für die Transportversicherung 
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bestätigt (Tätigkeitsbericht 1972 S. 90). Es hat das 
Verhalten des Betroffenen zu dem Zweck, die 
Rückversicherer eines Konkurrenten zur Kündi- 
gung der Rückversicherungsverträge zu bewegen, 
als Boykott im Sinne von § 26 Abs. 1 angesehen. 
Sowohl das Vermittlerunternehmen als auch der 
Konkurrent befänden sich in einem Wettbewerbs- 
verhältnis, weil beide sich beim Anbieten von Ver- 
sicherungsschutz für gleichartige Risiken an den 
gleichen Kundenkreis wendeten. Die vom Betroffe- 
nen an die Rückversicherer gerichteten Informatio- 
nen über den Konkurrenten und die Warnungen 
vor weiterer Verlängerung der Rückdeckungsver- 
träge seien darauf gerichtet gewesen, die Auf- 
hebung dieser Verträge zu erwirken. Für den Boy- 
kottatbestand reiche es dabei aus, daß die Demar- 
chen des Betroffenen den Abbruch der Geschäftsbe- 
ziehungen zwischen Adressaten und Veirufenem 
mitverursacht hätten. Selbst wenn der Konkurrent 
sich unlauter und ungesetzlich verhalten hätte, wäre 
der Betroffene zu seinem Verhalten nicht berech- 
tigt gewesen. Das Kammergericht hat dagegen keine 
Verletzung von § 25 Abs. 1 a. F. erblickt. Nach seiner 
Auffassung richtet sich diese Vorschrift nur gegen 
die Veranlassung zu einem Verhalten, dessen Aus- 
führung durch die Adressaten nach § 38 Abs. 1 Nr. 1 
verboten wäre, d. h. auf einem der Zielsetzung des 
Veranlassers entsprechenden Vertrag der Adressa- 
ten im Sinne von § 1 beruhen würde. Gegen dieses 
Urteil hat der Betroffene Rechtsbeschwerde einge- 
legt. Das Bundeskartellamt hat in einer Erwiderung 
seine Auffassung bekräftigt, wonach die Vorschrift 
§ 25 Abs. 1 a. F. kein Veranlassen zu einer Ver- 
einbarung der Adressaten voraussetzt, sondern es 
allein auf deren tatsächliches Verhalten als Folge 
des Veranlassens ankommt. Die Vorschrift erfasse 
gerade jene Fälle, in denen der wirtschaftliche Druck 
eines Marktstärkeren genüge, um einen wett- 
bewerbbeeinträchtigenden Erfolg zu erreichen, ohne 
daß die vom Kammergericht als notwendig erach- 
tete Bindung unter den „anderen Unternehmen^' 
erforderlich wäre. Der Bundesgerichtshof hat über 
die Rechtsbeschwerde noch nicht entschieden. 


Versorgungswirtschaft ( 82 ) 

Im Berichtszeitraum sind 830 Verträge nach § 103 
Abs. 1 beim Bundeskartellamt angemeldet worden, 
von denen 825 als Verträge von nur regionaler 
Bedeutung an die für die weitere Bearbeitung der 
Anmeldungen zuständigen Landeskartellbehörden 
abgegeben worden sind; fünf überregionale Ver- 
träge wurden vom Bundeskartellamt bearbeitet. 
Damit hat sich die Gesamtzahl der seit Inkraft- 
treten des Gesetzes angemeldeten versorgungswirt- 
schaftlichen Verträge auf 42 244 erhöht. Insgesamt 
werden hiervon 38 724 von den Landeskartell- 
behörden und 3 520 vom Bundeskartellamt bear- 
beitet. In diesen Zahlen sind nicht nur neu abge- 
schlossene Verträge, sondern auch Vertragsände- 
rungen enthalten. Diese waren im Berichtszeitraum 
wiederum in zunehmendem Maße vor allem auch 
Vertragsverlängerungen. 250 Verträge nach § 103 


Abs. 1 wurden im Berichtszeitraum in das Kartell- 
register eingetragen, davon auf Ersuchen der Lan- 
deskartellbehörden 244 und durch Verfügung des 
Bundeskartellamtes sechs. Daneben wurden insge- 
samt 602 Ergänzungseintragungen, im wesentlichen 
Vertragsverlängerungen, vorgenommen. Von die- 
sen entfallen 484 auf die Landeskartellbehörden 
und 118 auf das Bundeskartellamt. Zu einem Teil 
betreffen die im Berichtszeitraum vorgenomenen 
Eintragungen noch in den Vorjahren vorgenommene 
Anmeldungen. 

In Durchführung der Entschließungen der Kartell- 
referenten des Bundes und der Länder vom 10. /ll. 
Juni 1965 (Tätigkeitsbericht 1965 S. 61) und 16. /17. 
November 1967 (Tätigkeitbericht 1967 S. 85) haben 
die Landeskartellbehörden wegen des Verdachts des 
Mißbrauchs eines Gebietsschutzvertrages nach § 103 
Abs. 1 Nr. 1 im Berichtszeitraum gegen zehn letzt- 
verteilende Stromversorgungsunternehmen Verfah- 
ren nach § 104 eingeleitet. Insgesamt sind damit in 
Verfolg der in den vorgenannten Entschließungen 
verlautbarten Verwaltungspraxis der Kartellbehör- 
den 411 Verfahren eingeleitet worden. Einige von 
diesen richteten sich gegen das Verhalten von Gas- 
versorgungsunternehmen. Von den von den Kartell- 
behörden nach § 104 eingeleiteten Verfahren konn- 
ten bisher 322 ohne Mißbrauchsverfügung abge- 
schlossen werden. In allen diesen Fällen haben sich 
die Letztverteiler überwiegend den Preisen ihrer 
Vorlieferanten bzw. denen der von ihnen demar- 
kierten Unternehmen im wesentlichen angepaßt. 

Ende 1972 wurde dem Bundeskartellamt der Entwurf 
einer Vereinbarung über eine Schiedsgutachterstelle 
zur kartellrechtlichen Prüfung vorgelegt. Diese zwi- 
schen der Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke 
e. V. (VDEW), dem Verband Deutscher Gas- und 
Wasserwerke e. V. (VDW), der Vereinigung Indu- 
strielle Kraftwirtschaft (VIK) und dem Bundesver- 
band der Deutschen Industrie e. V. (BDI) geplante 
Vereinbarung sollte die Aufgabe haben, bei Mei- 
nungsverschiedenheiten zwischen Industrie und Ver- 
sorgungsunternehmen zunächst die Schiedsgutach- 
terstelle in Anspruch zu nehmen; diese Möglichkeit 
sollten auch Nichtmitglieder der genannten vier 
Verbände haben. Dabei sollte in Einzelfällen eine 
einvernehmliche Regelung zwischen den Beteiligten 
herbeigeführt und im Nichteinigungsfalle eine Lö- 
sung vorgeschlagen und den Beteiligten zur An- 
nahme empfohlen werden. Die Vereinbarung wurde 
zusammen mit der Ausführungsanweisungen ent- 
haltenden Geschäftsordnung für kartellrechtlich nicht 
zu beanstanden erachtet, nachdem von den Beteilig- 
ten auf Wunsch des Bundeskartellamtes die Ände- 
rung einiger Bestimmungen zugesagt wurde, insbe- 
sondere die zusätzliche Erklärung, daß durch eine In- 
anspruchnahme der Schiedsgutachterstelle der or- 
dentliche Rechtsweg nicht ausgeschlossen wird. 

Die Frage, ob Grenzmengenabkommen in Gebiets- 
schutzverträgen nach § 103 Abs. 1 Nr. 1 freistellbar 
sind, ist in einem Urteil des Landgerichts Mainz 
vom 13. April 1973 entschieden worden. Ein Strom 
erzeugender Großverteiler hat mit einer letztver- 
teilenden Gebietskörperschaft einen Liefervertrag 
über Strom geschlossen. Dieser beim Bundeskartell- 
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amt ordnungsgemäß angemeldete Vertrag regelt die 
Belieferung des Weiterverteilers mit Strom, die Lei- 
tungsverlegungsrechte des Lieferanten im Gemeinde- 
gebiet des Weiterverteilers sowie die Abgrenzung 
der Versorgungstätigkeiten und -gebiete der Ver- 
tragsparteien. Während die unmittelbare Versor- 
gung im Gemeindegebiet und in weiteren Nachbar- 
gemeinden grundsätzlich dem Weiterverteiler Vor- 
behalten bleibt, steht dem Lieferanten das Recht zu, 
alle Abnehmer im Versorgungsgebiet des Weiter- 
verteilers mit einem Stromverbrauch ab einer fest- 
gelegtcn Höhe direkt zu versorgen. Das Landge- 
richt hat den Kläger mit der Klage abgewiesen, weil 
das Grenzmengenabkommen gegen § 1 verstoße 
und nicht von § 103 Abs. 1 Nr. 1 erfaßt werde. Der 
Vertrag sei kein reiner Austauschvertrag nach § 18, 
sondern zwischen rivalisierenden Versorgungsun- 
ternehmen zu einem gemeinsamen Zweck, der Re- 
gelung der Versorgung im Gebiet des Weitervertei- 
lers, geschlossen. Aus dem Tatbestandsmerkmal, 
„eine" öffentliche Versorgung zu unterlassen, lasse 
sich nicht zwingend schließen, daß einzelne Versor- 
gungsvorgänge freigestellt werden können. Neben 
der zulässigen räumlichen Abgrenzung des Versor- 
gungsgebietes dürften andere Gesichtspunkte wie 
z. B. die Bezugsmenge als Abgrenzungskriterium 
nicht in Betracht kommen. Entscheidend sei, daß in 
der Grenzmiengenregelung das Tatbestandsmerkmal 
des „bestimmten Gebietes" seine gesetzlich gewollte 
Funktion als Abgrenzungskriterium verliere; die 
Grenzwertklausel werde vielmehr nach Abnehmer- 
gruppen abgegrenzt, denn daß sich die Unterlas- 
sungsverpflichtung des Verteilerunternehmens nur 
auf sein Gemeindegebiet beziehe, verstehe sich von 
selbst. Darauf, ob das Grenzmengenabkommen einen 
Rationalisierungseffekt mit sich bringe und damit 
inhaltlich dem freizustellenden Rationalisierungskar- 
tell gleichstehe, komme es nicht an. Das Landgericht 
ist mit seiner Entscheidung der Ansicht der überwie- 
genden Literatur und der früheren Meinung des 
Bundeskartellamtes (Tätigkeitsbericht 1959 S. 34 und 
1963 S. 65 f.) nicht gefolgt. Dagegen decken sich die 
Entscheidungsgründe im wesentlichen mit einer 
Stellungnahme, die das Bundeskartellamt nach § 90 
im Verfahren abgegeben hatte und die von seiner 
früher vertretenen Ansicht abweicht. Gegen das Ur- 
teil ist Berufung eingelegt worden. 

In der Verwaltungspraxis hat sich eine gewisse Er- 
schwerung der Mißbrauchsaufsicht nach § 104 er- 
geben. Dies beruht auf den vom Bundesgerichtshof 
gestellten Anforderungen an einen Strukturver- 
gleich von Versorgungsgebieten im Rahmen der 
Prüfung, ob ein benachbartes, demarkiertes Versor- 
gungsunternehmen in der Lage wäre, im Gebiet des 
durch Demarkation geschützten Unternehmens bil- 
liger zu versorgen (Tätigkeitsbericht 1972 S. 92 f.). 


Unter Federführung des Bundeskartellamtcs wurde 
von den Kartellreferenten des Bundes und der Län- 
der eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die versuchen 
soll, ein Grundschema für einen Strukturvergleich 
verschiedener Versorgungsgebiete herauszuarbeiten. 
Mit Hilfe eines solchen Vergleichsmodells soll der 
Strukturvergleich erleichtert und damit die Miß- 
brauchsaufsicht wieder wirksamer gestaltet werden. 
In einer ersten Arbeitsrunde wurden von der Ar- 
beitsgruppe die Faktoren ermittelt, die die Struktur 
eines Versorgungsgebietes bestimmen können. Dar- 
an haben sich die noch nicht beendeten Arbeiten an- 
geschlossen, die die Gewichtung unterschiedlicher 
strukturbestimmender Faktoren zum Gegenstand 
haben. Hier wird versucht, unter Herbeiziehung kon- 
kreter Zahlen aus verschiedenen Versorgungsge- 
bieten mit Hilfe einer Modellrechnung Maßstäbe bis 
hin zu einem allgemeingültigen Schema einer Ge- 
wichtung und damit des vom Bundesgerichtshof ge- 
forderten eingehenden Strukturvergleichs zu ge- 
winnen. Die Arbeitsgruppe, die sich mit der geschil- 
derten Arbeit befaßt, ist interdisziplinär besetzt. 

Die im vorangegangenen Berichtszeitraum angelau- 
fene kartellrechtliche Prüfung der auf schweres Heiz- 
öl bezogenen Preisanpassungsklauseln in Erdgas- 
lieferverträgen (Tätigkeitsbericht 1972 S. 93) hat 
nach allgemeinen Gesprächen mit der Gasindustrie 
zu einer Verbesserung der Stellung der Erdgasab- 
nehmer geführt. Bei einem der größten Erdgasliefe- 
ranten konnte das Bundeskartellamt erreichen, daß 
die Preisgleitklauseln in Erdgaslieferverträgen nach 
den Wünschen der Erdgaskunden modifiziert wer- 
den können. Im Regelfall war bei der Berechnung 
des Erdgaspreises zu 70 v. H. auf den Durchschnitts- 
preis für schweres Heizöl im Kalenderjahr abgestellt 
worden, wie er vom Statistischen Bundesamt ver- 
öffentlicht wird. Infolge dieser langen Referenz- 
periode traten zeitliche Verzögerungen bei der Än- 
derung des Erdgaspreises mit der Folge beachtlicher 
Preissprünge ein. Dem Bundeskartellamt wurde zu- 
gesagt, dem Erdgasabnehmer als Referenzzeiträume 
ein Jahr, ein halbes Jahr und ein Vierteljahr zur 
Wahl anzubieten. Weiterhin wird dem Kunden die 
Wahl zwischen einer Schwer- oder Leichtölbindung 
ermöglicht. Insbesondere die Abnehmer, die ihre 
Erzeugnisse auch mit Leichtöl oder Flüssiggas pro- 
duzieren könnten, haben nunmehr die Möglichkeit, 
die Wahl der Bezugsenergie selbst zu treffen. Im 
allgemeinen wird von der Erdgas beziehenden In- 
dustrie eine Preisgleitklausel für langfristige Gas- 
lieferverträge mit einer Bindung von 70 v. H. an den 
Ölpreis anerkannt. Sie wird zum Beispiel gegenüber 
kostenorientierten Preisanpassungsklauseln oder 
einer Bindung an den Investitionsgüterindex als die 
relativ bestmögliche Lösung bezeichnet, weil sie 
nicht wie diese nur zu Gaspreiserhöhungen führt, 
sondern auch Preissenkungen zur Folge haben kann. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Lizensverträge 


I. Lizenzverträge und Kartellverträge 

Dem Bundeskartellamt wurde die Absicht der Be- 
gründung einer Schutzrechtgemeinschaft bekannt- 
gegeben. Von Wettbewerbern sollte ein Patentpool 
in der Form einer Gesellschaft gegründet werden, 
die einen Marktanteil von über 50 v. H. gehabt 
hätte. Sämtliche Schutzrechtsanmeldungen (Patente 
und Gebrauchsmuster) sollten der Schutzrechts- 
gemeinschaft bekanntgegeben und kostenlose Mit- 
benutzungsrechte erteilt werden. Eine gegenseitige 
Unterrichtung über die Anwendung der Schutz- 
rechte und ein gemeinsames Verbandszeichen wa- 
ren vorgesehen. Vom Bundeskartellamt wurden Be- 
denken nach § 1 (§ 20 Abs. 4) geltend gemacht, zu- 
mal auch Gesellschafter ohne eigenen Schutzrechts- 
bestand gleichberechtigte Mitglieder des Patent- 
pools werden sollten. Demgemäß hätten Unterneh- 
men, die bis dahin Wettbewerber gewesen wären, 
einheitlich das Marktverhalten der nunmehrigen 
Gesellschafter untereinander, die Schutzrechts- und 
Lizenz-Politik und damit auch künftige Lizenz- 
vergaben oder Lizenzverweigerungen Dritten ge- 
genüber unter Ausschaltung des Wettbewerbs ge- 
meinsam bestimmt. Da vom Bundeskartellamt gegen 
die spätere Durchführung eines solchen Schutz- 
rechtsgemeinschafts-Kartellvertrages nach § 1 (§ 20 
Abs. 4) in Verbindung mit § 38 Abs. 1 Nr. 1 vorge- 
gangen worden wäre, ist der beabsichtigte Vertrags- 
abschluß unterblieben. 

Die Erteilung und Ausübung gegenseitiger aus- 
schließlicher Patentlizenzen über jeweils mehrere 
Schutzrechte im Inland und in weiteren EG-Mit- 
gliedstaaten mit der Folge eines jeweiligen Gebiets- 
schutzes für die Heimatländer der Vertragspartner 
ist vom Bundeskartellamt als Lizenzkartell nach § 1 
(§ 20 Abs. 4) und nach Artikel 85 Abs. 1 EGV be- 
anstandet worden. Verträge dieser Art können dem 
gemeinsamen Zweck dienen, durch die gegenseitige 
ausschließliche gezielte Zuweisung von Marktgebie- 
ten und Ausschaltung Dritter von den Lizenzerzeug- 
nissen die Marktverhältnisse für den Warenver- 
kehr durch Wettbewerbbeschränkung zu beein- 
flussen. Jeder Vertragspartner ist zudem gehindert, 
die vertragsgegenständlichen Erzeugnisse in das 
Heimatland des Vertragspartners zu liefern. Der 
Lizenznachfragewettbewerb Dritter ist hinsichtlich 
des gesamten lizenzierten Schutzrechtsbestandes 
beider Parteien für eine langjährige Vertragslauf- 
zeit abgeschnitten. Bei dieser Sachlage ging die 
Schutzbehauptung der Parteien fehl, die einschlägi- 
gen Vertragstexte seien nur zwei getrennten, für 
sich selbständigen Verträgen zu entnehmen, die 
zwar zeitgleich, aber unabhängig voneinander be- 
stünden. Dieser rein formale Einwand konnte nicht 
überzeugen, da beide Verträge nach Inhalt, Markt- 


auswirkungen und Zeitdauer vollständig aufeinan- 
der abgestimmt und zu einem nur einheitlich zu 
verwirklichenden gemeinsamen Zweck geschlossen 
waren. Der Vorschlag der Parteien, zwar den ge- 
genseitigen Heimatschutz aufzugeben, aber durch 
Vertragsergänzung jedem Lizenzgeber zu unter- 
sagen, anderen Lizenznehmern weitere Lizenzrechte 
in den jeweiligen Heimatländern zu erteilen, wurde 
unter den gleichen rechtlichen Gesichtspunkten zu- 
rückgewiesen. Die ausschließlichen gegenseitigen 
Lizenzen wären dadurch, im Hinblick auf die Ab- 
schnürung der Marktzutrittschancen für Lizenz- 
nachfrager, nicht beseitigt worden. Schließlich ha- 
ben die Vertragsparteien auf Verlangen des Bundes- 
kartellamtes nicht nur den gegenseitigen Heimat- 
I schütz, sondern die gegenseitige Ausschließlichkeit 
I der Lizenzen ersatzlos aufgehoben. Hierauf ist von 
I der Durchführung eines Bußgeldverfahrens unter 
I der Voraussetzung der künftigen buchstabenge- 
treuen Ausführung der Vertragsänderungen abge- 
sehen worden. 

i In Entwürfen von Mehrfachlizenzverträgen über pa- 
tentierte Erzeugnisse sollten unter allen Vertrags- 
! beteiligten jeweils die künftigen Fertigungsmengen 
! kurzfristig einverständlich festgelegt werden. Auch 
I die Preise für die Lizenzerzeugnisse sollten in allen 
' Einzelheiten gemeinsam, unter Mitbeteiligung des 
j Lizenzgebers im voraus festgesetzt werden. Mit 
I Rücksicht auf gemeinsame Zwecksetzung, Inhalt, 
Umfang und Auswirkung dieser Vereinbarungen 
unter vielen Vertragsbeteiligten ging das Bundes- 
kartellamt von der geplanten Begründung eines 
i Lizenzkartells nach § 1 (§ 20 Abs. 4) mit Mengen- 
und Preisabsprachen aus und kündigte Bußgeldver- 
fahren für den Fall des späteren Vollzuges der beab- 
sichtigten Verträge an. Hierauf teilte der Lizenz- 
geber und Patentinhaber allen mitbetroffenen Un- 
ternehmen in Rundschreiben mit, daß vom beabsich- 
tigten Vertragsabschluß abgesehen werde. 


I II. Anwendung und Auslegung der §§ 20 , 21 
j Abs, 1 im Einzelfall 

I 1. § 20 Abs. 1 erster Halbsatz 

In einem Vertrag über Technische Betriebsgeheim- 
nisse (§ 21 Abs. 1) an Kraftfahrzeugteilen war das 
Verbot enthalten, während der Vertragsdauer und 
ein halbes Jahr danach, keine Erzeugnisse herzu- 
stellen und zu vertreiben, die im Wettbewerb mit 
den Vertragsgegenständen stehen. Die Einlassung, 
dieses Wettbewerbsverbot sei zum Schutz der 
Technischen Betriebsgeheimnisse vor deren Zweck- 
entfremdung für eine Drittherstellung nötig, ändert 
nichts an der Unwirksamkeit dieser Lizenznehmer- 
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Beschränkung nach § 20 Abs. 1 erster Halbsatz. Den 
Zweck des Schutzes der Technischen Betriebsge- 
heimnisse muß der Lizenzgeber auf andere Weise 
zu erreichen versuchen, Wettbewerbsverbote, für 
die keine Erlaubnis nach § 20 Abs. 3 erteilt ist, sind 
stets nach § 20 Abs. 1 erster Halbsatz unwirksam. 
Der Lizenzgeber wurde auch nicht mit der Schutz- 
behauptung gehört, der Lizenznehmer, der vor dem 
Vertrag derartige Erzeugnisse nicht hergestellt habe, 
könne eine Fremdherstellung nur unter Verwendung 
des lizenzierten technischen Know-Hows aufneh- 
men, folglich dürfe nach seiner Meinung das Ver- 
bot ausgesprochen werden. Dieses Vorbringen über- 
sieht, daß bei der langfristigen Vertragsausübung 
dem speziell fachkundig gewordenen Lizenznehmer 
zwangsläufig weitergehende eigene technische 
Kenntnisse Zuwachsen können, die über das ver- 
tragsmäßig offen gelegte technische Wissen des 
Lizenzgebers hinausgehen oder von ihm unabhän- 
gig sind. Die berechtigten Interessen des Lizenz- 
gebers am Schutz seiner Betriebsgeheimnisse und 
technischen Leistungen vor der Preisgabe an Dritte 
oder vor der unbefugten Weiterverwertung durch 
den Lizenznehmer können auf andere Weise ge- 
wahrt werden. Geheimhaltungsvorschriften sind, 
auch soweit sie das Vertragsende überdauern, in 
entsprechender Anwendung des § 20 Abs. 2 Nr. 4 
nach § 21 Abs. 1 zulässig. Ohnehin kann der Lizenz- 
geber die Weiterverwendung der lizenziert gewese- 
nen Technischen Betriebsgeheimnisse nach dem 
Vertragsende verbieten, da sie sodann unlizenziert 
erfolgen würde. Darüber hinaus kann der Lizenz- 
nehmer durch Verbote, die mit Vertragsstrafen oder 
der Androhung fristloser Kündigung abgesichert sein 
dürfen, an der vertragswidrigen Benutzung lizen- 
zierter Technischer Betriebsgeheimnisse des Lizenz- 
gebers gehindert werden. Dahin gehende Kontroll- 
vorschriften und auch die Verpflichtung des Lizenz- 
nehmers, Beginn, Gegenstand und Umfang der 
Herstellung von Wettbewerbserzeugnissen unter 
Vorlage der in Betracht kommenden Gegenstände 
zur Prüfung durch den Lizenzgeber mitzuteilen, sind 
mit § 20 Abs. 1 erster Halbsatz vereinbar. Demge- 
mäß kann auch dem Lizenznehmer die Beweislast 
dafür auferlegt werden, daß die von ihm neben den 
Lizenzgegenständen hergestellten Wettbewerbser- 
zeugnisse ohne Benutzung der lizenzierten Schutz- 
rechte und Technischen Betriebsgeheimnisse des Li- 
zenzgebers entwickelt und hergestellt worden sind. 
Die durch § 20 gesicherte Befugnis des Lizenzneh- 
mers, neben dem Lizenzvertrag ungehindert freie 
Wettbewerbserzeugnisse herzustellen und zu ver- 
treiben, schließt nicht das Recht ein, vertragswidrig 
Technische Betriebsgeheimnisse gegen den Willen 
des Lizenzgebers hierfür auszubeuten. Im vorliegen- 
den Fall wurde auf Anregung des Bundeskartell- 
amtes das Wettbewerbsverbot aufgehoben. 

Beschränkungen, die dem Lizenznehmer ein allge- 
meines Tätigkeitsverbot im Bereich der Vertragser- 
zeugnisse auferlegen, so z. B. das Verbot eigener 
Forschung und Entwicklung auf dem technischen 
Vertragsgebiet, gehen über den Inhalt des Schutz- 
rechtes hinaus und sind unwirksam. In ihrer Wir- 
kung sind sie noch einschneidender als gezielte 
Wettbewerbsverbote. Sie machen den Lizenznehmer 


über das vertragsbedingte Maß hinaus vom Lizenz- 
geber abhängig und können bewirken, daß der Li- 
zenznehmer den Anschluß an die allgemeine tech- 
nische Entwicklung verliert. Der Übergang zu ver- 
besserten Techniken und wirtschaftlicherer Herstel- 
lung wird erschwert. Es verstößt daher gegen § 20 
Abs. 1 erster Halbsalz, wenn dem Lizenznehmer als 
abgeschwächtes Tätigkeitsverbot untersagt wird, 
sich im technischen Bereich der Lizenzgegenstände 
um Veränderungen oder Verbesserungen zu bemü- 
hen. Zulässig ist jedoch die dem Inhalt des Schutz- 
rechts entsprechende Verpflichtung, Veränderungen 
oder Verbesserungen des lizenzierten Herstellungs- 
verfahrens oder der Lizenzkonstruktion nicht ohne 
Zustimmung des Lizenzgebers in die Lizenzaus- 
übung einzuführen. 

2. § 20 Abs. 1 zweiter Halbsatz 

Art der Ausübung: Ausschließliche Lizenz 

Bei Verträgen, in denen von einem deutschen Li- 
zenzgeber einem in einem anderen EG-Mitglied- 
staat ansässigen Lizenznehmer eine ausschließliche 
Lizenz erteilt wird, macht das Bundeskartellamt den 
Lizenzgeber auf die Änderung der Rechtsauffassung 
der EG-Kommission aufmerksam. Während diese in 
der Bekanntmachung über Patentlizenzverträge vom 
24. Dezember 1962, ABLEG Nr. 139, S. 2923/62, noch 
davon ausging, daß die ausschließliche Lizenz nach 
damaligen Gegebenheiten nicht geeignet sei, den 
Handel zwischen den Mitgliedstaaten zu beeinträch- 
tigen, und daß diese Vereinbarungen somit nicht 
vom Verbot des Artikels 85 Abs. 1 EGV erfaßt wür- 
den, vertritt die Kommission neuerdings die gegen- 
teilige Ansicht. Hierzu wird z. B. auf die Entschei- 
dung der EG-Kommission vom 22. Dezember 1971 
— IV'5405, Burroughs/Geha-Werke, WuW/E 3/1972 
S. 203—204 — GRUR Int. 5/1972 S. 172—173, ver- 
wiesen. 

Eine zeitliche Überschreitung des Inhalts des Schutz- 
rechts liegt auch dann vor, wenn ein Lizenznehmer 
zehn Jahre am Vertrage festgehalten wird ohne 
Rücksicht darauf, ob sich der bisherige Schutzrechts- 
bestand bis dahin vertragsentscheidend verringert 
hat. Die Lizenznehmerbeschränkungen müssen un- 
geachtet einer fest vereinbarten Vertragsdauer vor- 
zeitig dann enden, wenn die vertragswesentlichen 
Lizenzschutzrechte ohne Einwirkung des Lizenz- 
nehmers weggefallen oder wegen technischer Über- 
holung wirtschaftlich gegenstandslos geworden sind. 

3. § 20 Abs. 2 Nr. 1 

In über 30 gleichlautenden Patent- und Gebrauchs- 
muster-Lizenzverträgen über Einrichtungsgegen- 
stände waren zu Lasten der Lizenznehmer Bezugs- 
verpflichtungen für alles wesentliche zum Zusam- 
menbau des Lizenzgegenstandes notwendige Mate- 
rial enthalten. Diese handelsüblich beschaffenen 
schutzrechtsfreien Einbauteile mußten zu marktge- 
rechten Preisen ausschließlich vom Lizenzgeber be- 
zogen werden. Den Lizenznehmern war es somit 
verwehrt, die zum Zusammenbau benötigten Gegen- 
stände in gleicher Art und Güte zu günstigeren Prei- 
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sen von Dritten zu beziehen. Da die Bezugsverpflich- 
tungen nach Lage der Sache nicht technischen, son- 
dern wirtschaftlichen Interessen dienten, schied die 
Freistellungsbestimmung des § 20 Abs. 2 Nr. 1 aus. 
Das Bundeskartellamt ist auch einer Abschwächung 
der Bezugsverpflichtung entgegengetreten. Es wurde 
als nach § 20 Abs. 1 erster Halbsatz unwirksame Um- 
gehungsform angesehen, nur diejenigen Lizenzneh- 
mer mit Lizenzgebühren zu belasten, die von der 
Materialeindeckung bei dem Lizenzgeber keinen Ge- 
brauch machten, während alle anderen Lizenzneh- 
mer, die der Bezugsaufforderung des Lizenzgebers 
nachkamen, lizenzgebührenfrei blieben. Das Bun- 
deskartellamt vertrat die Auffassung, daß in Ver- 
trägen nach §§ 20, 21 Abs. 1 der freie, unbehinderte 
und nicht durch eine besondere Gebühr diskrimi- 
nierte für die Lizenzherstellung geeignete Warenbe- 
zug jedem Lizenznehmer zu gleichen Bedingungen 
offen stehen müsse. Es ist daher für die Unwirksam- 
keit nach § 20 Abs. 1 erster Halbsatz nicht erforder- 
lich, daß die Lizenzgebühren bei Nichtbezug vom 
Lizenzgeber etwa prohibitiv hoch angesetzt sind. 
Jede Lizenzgebührenerhebung als Sanktion für die 
Ablehnung der Aufforderung des Lizenzgebers, un- 
geschützte Teile nur von ihm zu beziehen, beein- 
trächtigt die durch § 20 GWB gesicherte Freiheit der 
Wahl der Bezugsquellen und schadet dem freien 
Wettbewerb. Der Lizenzgeber hob hierauf die Be- 
zugsverpflichtungen, auch in ihrer abgeschwächten 
Umgehungsform, durch Rundschreiben an alle Li- 
zenznehmer ersatzlos auf und schloß geänderte neue 
Lizenzverträge ab. Das Verfahren wurde daraufhin 
eingestellt. 

4. § 20 Abs. 2 Nr. 2 

Das Bundeskartellamt hat seine jahrelange Verwal- 
tungspraxis fortgesetzt, nach der nur die einseitige, 
autonom vom Lizenzgeber veranlaßte Preisstellungs- 
bindung des Lizenznehmers für den geschützten Ge- 
genstand nach § 20 Abs. 2 Nr. 2 freigestellt ist. Wie 
nunmehr auch der Kartellsenat des BGH im Urteil 
vom 15. März 1973 (KZR 11/72) hat es die gegen- 
seitige Preisstellungsbindung von Lizenzgeber und 
Lizenznehmer, aber auch die beiderseitige Verein- 
barung fester Preise für die Lizenzerzeugnisse als 
mit § 20 Abs. 2 Nr. 2 unvereinbar angesehen. Diese 
Verstöße gegen § 20 Abs. 1 erster Halbsatz wurden 
durch Vertragsänderung beseitigt. 


5. § 20 Abs. 2 Nr. 4 

Im Hinblick auf die Entscheidungspraxis der EG- 
Kommission bei Nichtangriffsverpflichtungen (Ent- 
scheidung vom 9. Juni 1972 Davidson Rubber, 
ABLEG Nr. L 143/31 vom 23. Juni 1972 und Ray- 
mond/Nagoya, ABLEG Nr. 143/39 vom 23. Juni 
1972) werden Lizenzvertragsparteien, zwischen 
denen in anderen Ländern des Gemeinsamen Mark- 
tes eine Nichtangriffsabrede auf Vertragsschutz- 
rechte besteht, auf die mögliche Unvereinbarkeit 
der Nichtangriffsklausel mit Artikel 85 Abs. 1 EGV 
hingewiesen. Die Unterrichtung erstreckt sich auch 
darauf, daß die EG-Kommission in der Entscheidung 
vom 22. Dezember 1971, Burroughs/Geha-Werke 
(WuW/E 3/1972 S. 203—204 — GRUR Int. 5/1972 

5. 172) ein Negativattest erst erteilt hat, nachdem 
die Nichtangriffsbeschränkung aufgehoben war, die 
es Geha verbot, Patentanmeldungen oder Patente 
des Lizenzgebers anzugreifen oder Dritte hierbei zu 
unterstützen. Für Nichtangriffsverpflichtungen des 
Lizenznehmers auf Vertragsschutzrechte gilt hinge- 
gen, soweit und solange die Auswirkungen nicht 
über den Geltungsbereich des Gesetzes gegen Wett- 
bewerbbeschränkungen hinausgehen, die Freistel- 
lungsvorschrift des § 20 Abs. 2 Nr. 4 GWB. In meh- 
reren Fällen hat das Bundeskartellamt auf den Nach- 
weis der Vorlage einschlägiger Verträge bei der 
EG-Kommission in Brüssel hingewirkt. 

6. § 20 Abs. 3 

Ob ein Lizenzvertrag im Hinblick auf die Unwirk- 
samkeit einzelner Vereinbarungen der Erlaubnis 
nach § 20 Abs. 3 bedarf, sollte vor der gebühren- 
pflichtigen Antragstellung durch Anfrage und Ver- 
tragsvorlage bei dem Bundeskartellamt klargestellt 
werden. Gebühren entstehen dadurch nicht. Mit- 
unter genügt eine inhaltliche Änderung der getrof- 
fenen Vereinbarung, um die Wirksamkeit des 
Vertrages herbeizuführen. In einem solchen Fall, 
bei dem das Bundeskartellamt gegebenenfalls sach- 
dienliche Hinweise gibt, bedarf es der Antragstel- 
lung nach § 20 Abs. 3 nicht. Wenn jedoch ein Antrag 
gestellt wird, der unnötig war oder wegen späterer 
Erledigung der Sache zurückgenominen werden muß, 
v/erden Gebühren fällig, die bei der Rücknahme 
regelmäßig unter dem Höchstbetrag von 5 000 DM 
nach § 80 Abs. 3 S. 2 Nr. 5 mit S. 4 liegen. 
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FÜNFTER ABSCHNITT 

Verfahrensfragen 


1 . Im letzten Jahr vor der Aufhebung der Preisbin- 
dung für Markenwaren nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 a. F. 
hat der Bundesgerichtshof noch einige in diesem 
Bereich streitige Verfahrensfragen entschieden, die 
jedoch auch für andere Bereiche Bedeutung haben. 
So hat der Bundesgerichtshof nach vorangegange- 
nen, auf die Umstände des Einzelfalls abgestellten 
Entscheidungen (Beschluß vom 5. Februar 1968 
„Fensterglas", WuW/E BGH 907, 909 f; 27. Februar 
1969 „Papierfiltertüten", WuW/E BGH 990, 994) 
ganz allgemein für Preisbindungen den Standpunkt 
vertreten, daß bei der gerichtlichen Nachprüfung 
einer Mißbrauchsverfügung auf den Sachverhalt 
zum Zeitpunkt der Entscheidung des Beschwerde- 
gerichts abzustellen ist (Beschluß vom 17. Mai 1973, 
KVR 1 V2, Asbach I). An der Überprüfung eines in 
der Vergangenheit liegenden und durch die tatsäch- 
liche Entwicklung inzwischen überholten Sachver- 
halts habe weder die Kartellbehörde noch der Be- 
schwerdeführer ein schutzwürdiges Interesse. Die 
Bestätigung einer Mißbrauchsverfügung auf der 
Grundlage des ursprünglichen Sachverhalts sei mit 
der aufschiebenden Wirkung der Rechtsmittel nicht 
zu vereinbaren, da die privatrechtlichen Verträge, 
die Gegenstand der Verfügung sind, anderenfalls 
unwirksam würden; nach Aufhebung der Verfügung 
durch die Kartellbehörde aufgrund des geänderten 
Sachverhalts müßten sie neu abgeschlossen werden. 
Dies bedeute allerdings nicht, daß das Beschwerde- 
gericht den gesamten entscheidungserheblichen 
Sachverhalt neu ermitteln müsse. Es sei zu weiteren 
Ermittlungen über die Entwicklung im Zeitraum 
nach Erlaß der angefochtenen Verfügung nur ver- 
pflichtet, soweit sich aus dem Vortrag der Parteien 
hinreichende Anhaltspunkte für eine Veränderung 
der Sachlage ergeben oder wenn sich aus dem son- 
stigen Sachverhalt derartige neue entscheidungser- 
hebliche Tatsachen aufdrängen. 

Im selben Beschluß hat sich der Bundesgerichtshof 
zu der Frage geäußert, unter welchen Voraussetzun- 
gen eine Änderung der Preisbindung im Laufe des 
Beschwerdeverfahrens zur Erledigung der Haupt- 
sache führt mit der Folge, daß die ursprüngliche Ver- 
fügung gegenstandslos und der Erlaß einer weite- 
ren Verfügung gegen die geänderte Preisbindung 
erforderlich wird. Nach Auffassung des Bundesge- 
richtshofs kommt es jeweils auf die Umstände des 
einzelnen Falls und wesentlich darauf an, ob die 
Änderung ein solches rechtliches und wirtschaft- 
liches Gewicht hat, daß vom Standpunkt eines ver- 
ständigen objektiven Beurteilers aus nicht mehr von 
der bisherigen, nur geänderten Preisbindung, son- 
dern von einer neuen, andersartigen Preisbindung 
gesprochen werden kann. 


In dem entschiedenen Fall sah der Bundesgerichts- 
hof die Hauptsache nicht dadurch als erledigt an, 
daß das Beschwerdeführende Unternehmen den ge- 
bundenen Endverbraucherpreis in Anpassung an 
eine zwischenzeitlich cingetretene Änderung eines 
maßgeblichen Preisfaktors (Branntweinsteuer) er- 
heblich heraufgesetzt hat. 

2 . Nach § 62 Abs. 1 ist die Beschwerde (nur) gegen 
„Verfügungen" der Kartellbehörde zulässig. Im Er- 
gebnis die Rechtsprechung des Kammergerichts be- 
stätigend hat der Bundesgerichtshof diesen Begriff 
weit ausgelegt. Danach kann mit der Vornahme- 
beschwerde jede hoheitliche Tätigkeit begehrt wer- 
den, durch deren Unterlassung oder Ablehnung der 
Beschwerdeführer in seinen Rechten verletzt zu 
werden behauptet. Der Bundesgerichtshof beruft 
sich auf den nach Artikel 19 Abs. 4 GG erforder- 
lichen umfassenden Rechtsschutz gegen alle Rechts- 
verletzungen durch Träger öffentlicher Gewalt und 
läßt die Beschwerde ausdrücklich auch für den Fall 
zu, daß das vom Beschwerdeführer verlangte Ver- 
halten der Behörde keinen Verwaltungsakt dar- 
stellt (hier die schriftliche Eingangsbestätigung nach 
§ 16 Abs. 4 Satz 1 a. F.; Beschluß vom 17. Mai 1973, 
KVR 2V2, Asbach II, WuW/E BGH 1264). Obwohl 
sich der Bundesgerichtshof nufr mit einem Fall der 
I Vornahmebeschwerde befaßt hat, gelten seine Uber- 
I legungen in gleicher Weise auch für die Anfech- 
j tungsbeschwerde. 

! 

j 3 . Der Bundesgerichtshof hat seine bisherige Recht- 
I sprechung, wonach Kostenentscheidungen insbeson- 
I dere in Preisbindungssachen keine mit der Rechts- 
I Beschwerde anfechtbaren Verfügungen in der 
: Hauptsache (§ 73 Abs. 1) sind (Beschluß vom 6. De- 
‘ zember 1962, WuW/E BGH v647), noch einmal aus- 
drücklich bestätigt (Beschluß vom 28. Dezember 
1972, KVZ 1/72). Der Bundesgerichtshof verweist 
darauf, daß sich hier die schriftliche Eingangsbestäti- 
gung gegenüber der Gebührenforderung als Haupt- 
sache erweise. Daran sei auch festzuhalten, wenn 
wegen der Verfassungswidrigkeit der ursprünglichen 
Gebührenregelung nach § 80 Abs. 2 Satz 2 a. F. 
(BVerfG, Beschluß vom 11. Oktober 1966, WuW/E 
VG 197) zwischen der Anmeldung und der Ge- 
bührenfestsetzung mehr als zwölf Jahre liegen. 

4 . Mehrere Oberlandesgerichte haben Fragen der 
Zuständigkeit der Kartellgerichte in bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten entschieden. Das OLG München 
hat eine über den Wortlaut des § 87 hinausgehende 
Zuständigkeit der Kartellgerichte angenommen. 
Während § 87 seinem Wortlaut nach nur Rechts- 
streitigkeiten aus dem Gesetz gegen Wettbewerbs- 
beschränkungen und aus Kartellverträgcn und -be- 
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Schlüssen den Kartellgerichten zuweist, hält es das 
Gericht für zulässig, die Kartellgerichte auch in sol- 
chen Rechtsstreitigkeiten anzurufen, bei denen kar- 
tellrechtliche Fragen lediglich entscheidungserheb- 
lich sind oder werden können. Dadurch wird eine 
Aussetzung des Verfahrens nach § 96 Abs. 2 ver- 
mieden, die erforderlich wäre, wenn der Rechts- 
streit bei einem nicht für Kartellsachen zuständigen 
Gericht anhängig gemacht würde (Urteil vom 9. No- 
vember 1972, U (K) 3038 71). 

Bei Entscheidungen von für Kartellsachen zustän- 
digen Landgerichten ergeben sich oft Zweifel, bei 
welchem Oberlandesgericht die Berufung einzulegen 
ist — bei dem Oberlandesgericht, dem die Kartell- 
sachen nach §§ 93, 94 insgesamt für ein Bundesland 
zugewiesen sind (Kartell-Oberlandesgericht), oder 
bei dem nach § 119 GVG allgemein örtlich zustän- 
digen Oberlandesgericht. Das OLG Celle hat dazu 
die Auffassung vertreten, das nach §§ 93, 94 be- 
stimmte Oberlandesgericht sei zuständig, wenn eine 
für Kartellsachen zuständige Kammer eines Land- 
gerichts (Kartellkammer) „deutlich erkennbar" als 
Kartellgericht entschieden hat, und zwar in diesem 
Fall auch dann, wenn sie in erster Linie über nicht 
kartellrechtliche Fragen oder nur über kartellrecht- 
liche Vorfragen entschieden hat. Anderenfalls sei 
das Kartell-Oberlandesgericht nur zuständig, wenn 
die Kartellkammer eindeutig über bürgerliche 
Rechtsstreitigkeiten der in § 87 bezeichneten Art 
und nicht nur über kartellrechtliche Vorfragen ent- 
schieden hat. In allen anderen Fällen könne die Be- 
rufung nur bei dem nach § 119 GVG allgemein 
zuständigen Oberlandesgericht eingelegt werden, 
das den Rechtsstreit dann auch nicht an das Kartell- 
Oberlandesgericht verweisen dürfe (OLG Celle, Ur- l 
teil vom 10. November 1972, WuW/E OLG 1334). 

In Übereinstimmung damit hat das OLG Köln ent- 
schieden, daß allein die Verwendung eines Akten- 
zeichens einer Kartellsache und die Benachrichti- 
gung des Kartellamtes nach § 90 noch nicht die Ent- j 
Scheidung als eine solche in Kartellsachen „deutlich ! 
erkennbar" mache, wenn sich aus der Entscheidung 
im übrigen ergebe, daß das Gericht ausschließlich 
über bürgerlich-rechtliche Fragen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches und über verfahrensrechtliche Fragen 
der Zivilprozeßordnung entschieden hat (Beschluß 
vom 14. Februar 1973, WuW'E OLG 1383). 


5 . Das Bundesverfassungsgericht hat die Annahme 
einer Verfassungsbeschwerde gegen einen richter- 
lichen Durchsuchungs- und Beschlagnahmebeschluß 
wegen des Verdachts einer Ordnungswidrigkeit nach 
§ 38 Abs. 1 Nr. 1 GWB zur Entscheidung abgelehnt, 
weil sie keine hinreichende Aussicht auf Erfolg bot 
(Beschluß vom 27. April 1973 — 2 BVR 256/71 — 
WuW/E VG 235). Da sich der Tatverdacht auf Unter- 
lagen stützte, die sich schon vor der Entscheidung 
des Amtsgerichts im Besitz des Bundeskartellamtes 
befanden und nicht etwa auf Tatsachen, die erst 
die Durchsuchung selbst zutage gefördert hatte, 
hielt sich die Durchsuchungs- und Beschlagnahme- 
anordnung nach Ansicht des Bundesverfassungsge- 
richts im Ergebnis im Rahmen des Verhältnismäßig- 
keitsgebots. Danach entsprach die Anordnung einer 
zutreffenden Abwägung zwischen den grundrecht- 
lich geschützten Belangen der Beschwerdeführerin 
und dem staatlichen Interesse an zuverlässiger Auf- 
klärung des ihr zur Last gelegten Kartellrechtsver- 
stoßes. Dem stehe nicht entgegen, daß es sich bei 
diesem Verstoß lediglich um eine Ordnungswidrig- 
keit, nicht aber um kriminelles Unrecht handele. 
Denn es bedarf nach Ansicht des Bundesverfassungs- 
gerichts keiner Darlegung, daß im Einzelfall eine 
Ordnungswidrigkeit das Gemeinwohl weitaus emp- 
findlicher treffen kann als ein mit Strafe bedrohtes 
Handeln. Der Verdacht, der hier gegen die Be- 
schwerdeführerin bestand, bezog sich auf die Über- 
tretung eines Verbots, das dazu bestimmt ist, im 
Rahmen der Marktwirtschaft, den freien Wettbewerb 
zum Vorteil der Allgemeinheit wirksam zu schüt- 
zen. Die Zuwiderhandlung, die den Gegenstand des 
Verfahrens bildete, war nicht so geringfügig, daß 
Durchsuchung und Beschlagnahme unangemessen 
gewesen wären. Daß die Beschwerdeführerin als 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft verpflichtet war, 
die in dieser Eigenschaft von ihren Auftraggebern 
! erlangten Kenntnisse geheimzuhalten, rechtfertigte 
keine andere Beurteilung; denn in dem vorliegenden 
— inzwischen eingestellten — Verfahren war sie 
selbst die Betroffene. Ein unerlaubter Eingriff in die 
Freiheit ihrer gewerblichen Betätigung läge allen- 
falls dann vor, wenn ein von vornherein haltloser 
Verdacht als Vorwand dazu benutzt worden wäre, 
sie in die Rolle der Betroffenen zu drängen, um ihr 
den gesetzlichen Schutz vor Durchsuchung und Be- 
schlagnahme (§§ 103, 97 Abs. 1, 2 StPO) zu nehmen. 
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SECHSTER ABSCHNITT 

Anwendung des EWG-Vertrages 


1. Zweiter Bericht über die Wettbewerbspolitik 

Im April 1973 hat die EG-Kommission als Anlage 
zum 6. Gesamtbericht über die Tätigkeit der Ge- 
meinschaften ihren zweiten Bericht über die Wett- 
bewerbspolitik vorgelegt, der die Entwicklung der 
gemeinschaftlichen Wettbewerbspolitik im Jahre 
1972 behandelt. Die Kommission betont die Bedeu- 
tung, die einer unnachgiebigen Wettbewerbspolitik 
im Kampf gegen die Inflation zukommt. Die Aufgabe 
der Wettbewerbspolitik bestehe in diesem Zusam- 
menhang darin, durch Maßnahmen gegen Wettbe- 
werbsbeschränkungen, die geeignet seien, ein 
erhöhtes Preisniveau künstlich aufrechtzuerhalten, 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die 
Währungs- und Haushaltspolitik voll zum Tragen 
kommen könne. Zu den Selbstbeschränkungsabkom- 
men vertritt die Kommission die Auffassung, diese 
seien Teil des handelspolitischen Instrumentariums 
und müßten den öffentlichen Stellen Vorbehalten 
bleiben; ob Selbstbeschränkungsabkommen, die un- 
ter das Verbot des Artikels 85 Abs. 1 EWGV fielen, 
von diesem Verbot nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV 
freigestellt werden könnten, lasse sich nur auf der 
Grundlage einer Anmeldung der betreffenden Ver- 
einbarungen oder abgestimmten Verhaltensweisen 
bei der Kommission feststellen. Als vorrangige Auf- j 
gäbe ihrer Wettbewerbspolitik nennt die Kommis- ; 
sion weiterhin die Verfolgung restriktiver oder miß- i 
bräuchlicher Praktiken, die die Errichtung eines ein- | 
heitlichen Marktes und die Aufrechterhaltung eines | 
wirksamen Wettbewerbs innerhalb dieses einheit- ! 
liehen Marktes gefährdeten, sowie die Fortsetzung j 
ihrer Politik zur Verbesserung der Wettbewerbs- ! 
fähigkeit der Unternehmen durch Freistellung der | 
erwünschten Formen der Unternehmenskooperation 1 
vom Kartellverbot; das gelte insbesondere für Spezia- | 
lisierungsvereinbarungen und Alleinvertriebsver- | 
träge kleiner und mittlerer Unternehmen. i 

2. Vorschlag einer Verordnung über die Kontrolle ; 
von Unternehmenszusammenschlüssen 

Die schon seit mehreren Jahren geführte rechtspoli- 
tische Diskussion über die Einführung einer euro- 
päischen Fusionskontrolle (Tätigkeitsbericht 1970 
S. 31, Tätigkeitsbericht 1971 S. 32) hat im Berichts- 
jahr mit der Entscheidung des Europäischen Ge- 
richtshofes im Einzelfall Continental Can Corpora- 
tion und dem Vorschlag der Kommission für eine 
Verordnung (EWG) des Rates über die Kontrolle : 
von Unternehmenszusammenschlüssen (ABLEG Nr. ; 
C 92U vom 31. Oktober 1973) ein neues Stadium ' 
erreicht. Nach Artikel 1 Abs. 1 des Verordnungs- j 
Vorschlages sind Zusammenschlüsse, durch die die i 
beteiligten Unternehmen die Möglichkeit erlangen 


oder verstärken, einen wirksamen Wettbewerb auf 
dem Gemeinsamen Markt oder auf einem wesent- 
lichen Teil desselben zu verhindern mit dem Ge- 
meinsamen Markt unvereinbar, sofern mindestens 
eines der beteiligten Unternehmen seinen Sitz im 
Gemeinsamen Markt hat und der Zusammenschluß 
dazu führen kann, den Handel zwischen den Mit- 
gliedstaaten zu beeinträchtigen. Nach Artikel 1 
Abs. 3 können die Bestimmungen des Abs. 1 auf 
Zusammenschlüsse für nicht anwendbar erklärt wer- 
den, die für die Verwirklichung eines im allgemei- 
nen Interesse der Gemeinschaft liegenden vorrangi- 
gen Zieles unerläßlich sind. Beträgt der Gesamt- 
umsatz aller an dem Zusammenschluß beteiligten 
Unternehmen weniger als zweihundert Millionen 
Rechnungseinheiten und machen die vom Zusam- 
menschluß betroffenen Erzeugnisse oder Dienstlei- 
stungen in keinem Mitgliedsstaat mehr als 25 v. H. 
des Umsatzes mit gleichen Erzeugnissen oder Dienst- 
leistungen aus, so gilt Artikel 1 Abs. 1 nicht. Für 
Zusammenschlüsse von Unternehmen mit einem Ge- 
samtumsatz von 1 Mrd. Rechnungseinheiten oder 
mehr sieht der Verordnungsvorschlag die Pflicht zur 
vorherigen Anmeldung vor. Die Kommission hat 
in diesem Fall innerhalb einer Frist von drei Mona- 
ten, in der der Zusammenschluß nicht vollzogen 
werden darf, über die Verfahrenseinleitung zu ent- 
scheiden. Wird kein Verfahren eingeleitet, so gilt 
der Zusammenschluß als vereinbar mit dem Gemein- 
samen Markt. Wird das Verfahren eingeleitet, so hat 
die Kommission ihre abschließende Entscheidung in- 
nerhalb von neun Monaten zu treffen; die Kommis- 
sion kann die Unternehmen verpflichten, den Voll- 
zug des Zusammenschlusses auch nach Verfahrens- 
einleitung bis zur abschließenden Entscheidung auf- 
/zuschieben. Nicht anmeldepflichtige Zusammen- 
schlußvorhaben können bei der Kommission ange- 
meldet werden; werden sie nicht angemeldet, ist die 
Kommission an keine Frist gebunden. Das vorgese- 
hene Verfahren lehnt sich im übrigen weitgehend 
an die Regelungen der Verordnung Nr. 17/62 an. 
Der Ausschuß für V/irtschaft und Währung des Eu- 
ropäischen Parlaments, dem der Verordnungsvor- 
schlag zur Stellungnahme vorliegt, hat zur Vorbe- 
reitung seines Berichts Hearings veranstaltet, zu 
denen er auch den Präsidenten des Bundeskartell- 
amtes eingeladen hatte. 


3. Entscheidungen der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften nach Artikel 85 und 86 EWGV 

lin Berichtsjahr hat die Kommission sieben Verfahren 
durch Entscheidungen nach Artikel 85 EWGV und 
ein Verfahren durch eine auf Artikel 85 und 86 
EWGV gestützte Entscheidung abgeschlossen. In 
ihrer Entscheidung gegen 24 Unternehmen der 
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Zuckerindustrie hat die Kommission gegen 16 von 
ihnen Geldbußen in Höhe von insgesamt neun Mil- 
lionen Rechnungseinheiten festgesetzt (Entscheidung 
vom 2. Januar 1973 — • IV/26.918 „Europäische 
Zuckerindustrie'\ ABLEG Nr. L 140/17 vom 26. Mai 
1973). Die Kommission stützt ihre Entscheidung auf 
eine Reihe von Verstößen gegen Artikel 85 und 86 
EWGV. Verstöße gegen Artikel 85 EWGV sieht sie 
vor allem darin, daß die wichtigsten Hersteller und 
Anbieter von Zucker in der Gemeinschaft seit dem 
Zuckerwirtschaftsjahr 1968/69 mit Hilfe aufeinander 
abgestimmter Verhaltensweisen ihre jeweiligen 
Märkte abgeschirmt hätten. Mehreren Unterneh- 
men legt die Kommission einen Verstoß gegen Ar- 
tikel 86 EWGV zur Last. Die Südzucker Verkaufs 
GmbH habe ihre marktbeherrschende Stellung auf 
dem süddeutschen Markt, der ein eigenes Absatz- 
gebiet bilde, dadurch mißbraucht, daß sie ihre 
Zwischenhändler verpflichtet habe, Zucker anderer 
Herkunft nicht ohne ihre Zustimmung zu vertreiben. 
Außerdem sei es mißbräuchlich, die Gewährung 
eines Treuerabatts allein davon abhängig zu 
machen, daß die Abnehmer ihren Bedarf ausschließ- 
lich bei der Südzucker-Verkaufs GmbH deckten. Eine 
weitere, nach Artikel 85 EWGV verbotene Wettbe- 
werbsbeschränkung sieht die Kommission in den 
„Handelsvertreter-'" bzw. „Kommissionärsverträgen" 
der Westdeutschen Zuckervertriebsgesellschaft mbH 
& Co. KG und der Firma Pfeifer und Langen, weil 
diese die Zwischenhändler verpflichtet hätten, den 
von ihnen gelieferten Zucker nur in einem be- 
stimmten Gebiet und nur an bestimmte Abnehmer 
weiterzuveräußern und Zucker anderer Herkunft 
weder als Handelsvertreter noch als Eigenhändler 
zu vertreiben. Die betroffenen Unternehmen haben 
gegen die Entscheidung der Kommission Klage beim 
Europäischen Gerichtshof erhoben. 

Gegen die Deutsche Philips GmbH hat die Kommis- 
sion eine Geldbuße in Höhe von 60 000 Rechnungs- 
einheiten festgesetzt, da die Preis- und Vertriebs- 
bindungsverträge für Elektrorasierer den deutschen 
Händlern noch immer ein Exportverbot auferlegten 
(Entscheidung vom 5. Oktober 1973 ■ — IV/27.010 
„Deutsche Philips GmbH", ABLEG Nr. 293/40 vom 
20. Oktober 1973). Die Kommission stellt in ihrer 
Entscheidung darüber hinaus fest, daß die folgen- 
den Verpflichtungen, die von der Deutschen Philips 
GmbH ihren deutschen Händlern auferlegt worden 
waren, Zuwiderhandlungen gegen Artikel 85 Abs. 1 
EWGV darstellen: Die Ausdehnung der Preisbin- 
dung auf Verkäufe durch deutsche Einzelhändler an 
Abnehmer in den anderen EWG-Ländern; die Ein- 
beziehung der von ausländischen Lieferanten bezo- 
genen Vertragsware in die Preisbindung (Reimport- 
preisbindung); die den deutschen Großhändlern auf- 
erlegte Verpflichtung, andere Großhändler nur nach 
vorheriger schriftlicher Zustimmung der Deutschen 
Philips GmbH zu beliefern, sowie die den deutschen 
Einzelhändlern auferlegte Verpflichtung, Vertrags- 
ware nur an Endverbraucher zu verkaufen (Quer- 
lieferungsverbot); die Verpflichtung der Einzelhänd- 
ler, keine Werbung in Offertenblättern zu betreiben, 
die an Wiederverkäufer gerichtet sind; das den 
deutschen Großhändlern auferlegte Verbot, Endver- 
braucher zu beliefern (Sprunglieferungsverbot); das 


den deutschen Einzelhändlern aufcriegte Verbot, 
Vertragsware an Großhändler zu verkaufen (Rück- 
lieferungsverbot). 

Einer Vereinbarung zwischen drei belgischen Her- 
stellern und zwei belgischen Importeuren über den 
Vertrieb von Gas-Warmwasserbereitern und-Bade- 
öfen auf dem belgischen Markt versagte die Kom- 
mission die Freistellung (Entscheidung vom 3. Juli 
1973 — IV/25.963 „Gas-Warmwasserbereiter und 
-Badeöfen", ABLEG Nr. L 217/34 vom 6. August 
1973). Die Vereinbarung, die zum 31. Dezember 1970 
beendet wurde, legte u. a. verbindlich fest, daß nur 
bestimmte Gruppen von Zwischenhändlern beliefert 
werden durften und einheitliche Verkaufsbedingun- 
gen und Rabattsätze auf die einzelnen Gruppen der 
Abnehmer anzuwenden waren. Darüber hinaus sah 
die Vereinbarung ein Gesamtumsatzrabattsystem 
vor, bei dem Außenseiterbezüge mitgezählt wurden. 
Eine Freistellung dieser gegen Artikel 85 Abs. 1 
EWGV verstoßenden Klauseln nach Artikel 85 
Abs. 3 EWGV lehnte die Kommission ab, da der 
Ausschluß bestimmter qualifizierter Käufergruppen 
sowie die Beschränkung der Möglichkeiten der in 
den Vertriebsweg einbezogenen Zwischenhändler, 
sich Aufträge zu verschaffen, die Verbesserung des 
Absatzes dieser Erzeugnisse eher behindern als för- 
dern könne. 

Mit zwei Entscheidungen hat die Kommission wett- 
bewerbsbeschränkende Regelungen auf dem Markt 
für Kalidünger untersagt. Für die Zusammenarbeit 
zwischen der Societe Commerciale des Potasses et 
de l'Azote und der Kali und Salz AG hat die Kom- 
mission eine Freistellung nach Artikel 85 Abs. 3 
EWGV abgelehnt (Entscheidung vom 11. Mai 1973 
— IV/791 u. a. „SCPA/Kali und Salz (früher VDK)", 
ABLEG Nr. L 217/3 vom 5. August 1973). Die Vor- 
aussetzungen für eine Freistellung seien nicht ge- 
geben, da die Zusammenarbeit von SCPA und Kali 
und Salz bei ihrer Größe nicht notwendig und im 
Interesse der Abnehmer auch nicht erforderlich sei. 
Die Kommission hat die Unternehmen verpflichtet, 
die Kooperationsvereinbarungen sowie den Verkauf 
in den Niederlanden und Italien über ein gemein- 
sames Vertriebsunternehmen zu beenden, und 
SCPA außerdem verpflichtet, den Vertrieb ihrer Er- 
zeugnisse in der Bundesrepublik Deutschland über 
ein von der Kali und Salz kontrolliertes Unterneh- 
men einzustellen. 

Auch für eine Vereinbarung zwischen der Kali und 
Salz AG und der Kali Chemie AG über den Vertrieb 
von Kali-Einzeldünger der Kali Chemie AG durch 
die Kali und Salz AG hat die Kommission eine Frei- 
stellung nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV nicht erteilt 
(Entscheidung vom 21. Dezember 1973 — IV/795 
„Kali und Salz/Kali Chemie", ABLEG Nr. L 19/22 
vom 23. Januar 1974). Aufgrund des Vertriebsver- 
trages war Kali und Salz verpflichtet, den Kali- 
Einzeldünger der Kali Chemie nach Maßgabe eines 
von den Vertragspartnern jeweils im voraus er- 
stellten Mengenplanes abzunehmen und zu vertrei- 
ben. Die Kali Chemie war zwar nicht verpflichtet, 
ihren Kali-Einzeldünger ausschließlich Kali und Salz 
anzubieten, überließ der Kali und Salz aber tatsäch- 
lich ihre gesamte Produktion mit Ausnahme der für 
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die Herstellung ihres eigruHui Mc'hrnährstoffdüngers 
bestimmte Mengen, Eine Freistellung der Verein- 
barung lehnte die Kommission ab, weil es für die 
von den Vertragspartnern angeführten Rationalisie- 
rungserfolge nicht der vorliegenden Vereinbarung 
bedürfe. Vor allein aber schaffe die Vereinbarung 
der Kali und Salz die Möglichkeit, über ihre bereits 
starke Stellung auf dem Kalisektor hinaus zum ein- 
zigen Anbieter von deutschem Kali-Einzeldünger in 
Deutschland zu werden. Damit schließe die Verein- 
barung für einen wesentlichen Teil der betreffenden 
Waren den Wettbewerb aus. Die betroffenen Unter- 
nehmen haben Klage beim Europäischen Gerichtshof 
erhoben. 

Zum ersten Mal hat die Kommission eine Frei- 
stellungserklärung nach Artikel 85 Abs. 3 EWGV, 
die sie 1967 für eine Vereinbarung von Schiffs- 
farbenherstellern abgegeben hatte (Tätigkeitsbericht 
1967 S. 92), gemäß Artikel 8 Abs. 2 VO 17 bis zum 
31. Dezember 1978 verlängert (Entscheidung vom 
21. Dezember 1973 — IV/223 „Transocean Marine 
Paint Association", ABLEG Nr. L 19 T 8 vom 23. Ja- 
nuar 1974). Die Kommission hielt die Freistellungs- 
voraussetzungen weiterhin für gegeben. Zwar seien 
zwei der Transocean-Mitglieder in bedeutende Un- 
ternehmensgruppen eingegliedert worden, die im 
allgemeinen Farbensektor eine starke Stellung ein- 
nähmen, jedoch sei die Stellung dieser Unterneh- 
mensgruppen im speziellen Schiffsfarbensektor zur 
Zeit nur gering. Zwei Bestimmungen, die für Ex- 
porte von Transocean-Farben in das Gebiet eines 
anderen Mitgliedes dessen Zustimmung und gewisse 
Provisionszahlungen vorsahen, hielt die Kommis- 
sion nicht mehr für erforderlich, da sie sich ange- 
sichts der gefestigten Marktstellung der Transocean- 
Mitglieder als Mittel zur Gewährung einer terri- 
torialen Vorzugsstellung darstellten. Die Freistel- 
lung erfolgte deshalb unter der Bedingung, daß 
diese Bestimmungen innerhalb von 6 Monaten außer 
Kraft gesetzt werden. Der Vereinigung wurden dar- 
über hinaus verschiedene Mitteilungspflichten zur 
Auflage gemacht. 

Die Kommission hat eine Vereinbarung zwischen 
der William Prym-Werke KG und der Manufacture 
Beige d'Aiguilles Beka vom Verbot des Artikels 85 
Abs. 1 EWGV freigestellt (Entscheidung vom 8. Ok- 
tober 1973 — IV/26.825 „Prym/Beka", ABLEG 
Nr. L 296/24 vom 24. Oktober 1973). Auf Grund der 
Vereinbarung hat Prym ihre Produktion von Nadeln 
für Haushaltsnähmaschinen aufgegeben und bezieht 
diese nunmehr ausschließlich zu einem Vorzugspreis 
von Beka. Wegen des Verbots für Prym, derartige 
Nadeln selbst herzustellen, ihrer Verpflichtung, 
ihren gesamten Bedarf an derartigen Nadeln bei 
Beka zu decken und der Verpflichtung von Beka, 
Prym alle von ihr benötigten Mengen zu Vorzugs- 
preisen zu liefern, fällt die Vereinbarung zwar 
unter das Verbot des Artikels 85 Abs. 1 EWGV, 
wurde von der Kommission jedoch freigestellt, da 
die Vereinbarung durch die Einführung der Fließ- 
bandherstellung eine Rationalisierung der Produk- 
tion und die Herstellung von Erzeugnissen gleich- 
mäßigerer Qualität zu günstigeren Preisen ermög- 
liche. 


Für di(' Mustc'rverträgo und allgemeinen Geschäfts- 
bedingungen, die die Du Pont de Nemours (Deutsch- 
land) GmbH beim Vertrieb ihrer Fotoprodukte an- 
wendet, hat die Kommission ein Negativattest er- 
teilt (Entscheidung vom 14. Juni 1973 — IV/ 14/1 11 
„Du Pont de Nemours Deutschland", ABLEG Nr. L 
194-27 vom 16. Juli 1973). Die von den Fachhändlern 
mit der Du Pont de Nemours bzw. ihren Rechtsvor- 
gängerinnen abgeschlossenen Vertriebsverträge ent- 
halten nur noch die Verpflichtung zur Einhaltung 
der allgemeinen Geschäftsbedingungen des Her- 
stellers. Diese enthalten lediglich Bestimmungen 
über Auftragserteilung, Preisstellung, Versand, Ei- 
gentumsvorbehalt etc, sowie die Verpflichtung, den 
brancheüblichen Kundendienst zu leisten und nur 
original verpackte Artikel zu liefern. Diese Bestim- 
mungen enthalten keine Wettbewerbsbeschränkung 
im Sinne von Artikel 85 Abs. 1 EWGV. Da die 
Musterverträge in ihrer ursprünglichen Fassung 
mehrere wettbewerbsbeschränkende Klauseln ent- 
hielten, diese jedoch aufgehoben worden sind, hat 
die Kommission gemäß Artikel 7 Abs. 1 VO 17 fest- 
gestellt, daß das Verbot des Artikels 85 Abs. 1 
EWGV für den Zeitraum seit Inkrafttreten der 
VO 17 nicht gilt. 


4. Entscheidungen der Gerichte 

a) Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 

Das Verfahren „Brasserie de Haecht gegen Wilkin 
und Janssen", das bereits im Jahre 1967 Gegenstand 
einer Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes 
war (Tätigkeitsbericht 1967 S. 94) führte aufgrund 
einer erneuten Vorlage des Tribunal de Commerce 
Lüttich zum Urteil des Europäischen Gerichtshofes 
vom 6. Februar 1973 (Rechtssache 48/72). Da das 
Tribunal de Commerce Lüttich davon ausging, der 
Gerichtshof lehne die Theorie der rückwirkenden 
Nichtigkeit offensichtlich ab, stellte es die Frage, ob 
die Feststellung der Nichtigkeit einer Vereinbarung 
nach Artikel 85 Abs. 2 EWGV vom Zeitpunkt des 
Eingangs eines entsprechenden Feststellungsantrags 
oder erst vom Zeitpunkt des Erlasses der die Nich- 
tigkeit feststellenden Entscheidung an wirke. Der 
Gerichtshof stellte hierzu fest, die nach Artikel 85 
Abs. 2 EWGV verbotenen Vereinbarungen und Be- 
schlüsse seien ohne weiteres nichtig. Diese Nichtig- 
keit sei derart, daß sie diese Vereinbarung und 
Beschlüsse in allen ihren vergangenen oder zukünf- 
tigen Wirkungen erfasse. Folglich äußere die in 
Artikel 85 Abs. 2 EWGV statuierte Nichtigkeit auch 
Wirkungen für die Vergangenheit. Der Gerichtshof 
erklärte weiter, wie die richterliche Anwendung 
von Artikel 85 Abs. 2 EWGV mit der Wahrung des 
Grundsatzes der Rechtssicherheit in Einklang zu 
bringen sei, sei völlig in das Ermessen der Gerichte 
gestellt. Bei Kartellen, die nach Inkrafttreten der 
VO 17 zustande gekommen seien (Neukartelle), 
gehe die Verordnung davon aus, daß die Kartell- 
absprache, solange die Kommission nicht entschie- 
den habe, von den Parteien nur auf eigene Gefahr 
befolgt werden könne. Es sei Sache des Richters zu 
entscheiden, ob es angebracht erscheine, das Ver- 
fahren auszusetzen, damit die Parteien Gelegenheit 
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t'rhielten, (une Stellungridhnu^ dtn .Kommission (un- 
zuholen. Bei Kartellen, die zur Zeit des Erlasses der 
VO 17 bereits bestanden hätten (Altkartelle), er- 
fordere allerdings der vertragliche Vertrauens- 
schutz, daß der Richter über ihre Nichtigkeit erst 
befinde, nachdem die Kommission aufgrund der 
VO 17 eine Entscheidung getroffen habe. Damit 
hat der Gerichtshof der Theorie von der vorläufigen 
vollen Wirksamkeit angemeldeter bzw. von der An- 
meldung befreiter Kartelle für Neukartelle ein Ende 
gesetzt. 

Auf eine weitere Frage des Tribunal de Commerce 
Lüttich hin entschied der Gerichtshof, die bloße Be- 
stätigung des Eingangs eines Antrags auf Erteilung 
eines Negativattestes bzw. einer Freistellungserklä- 
rung stelle noch keine Verfahrenseinleitung im 
Sinne der VO 17 dar, da Artikel 9 Abs. 3 VO 17 
offensichtlich einen hoheitlichen Rechtsakt der Kom- 
mission voraussetzc, der deren Willen zum Aus- 
druck bringe, eine Entscheidung nach Artikel 2, 3 
oder 6 VO 17 herbeizuführen. Schließlich erklärte 
der Gerichtshof, die ordnungsgemäße Anmeldung 
eines Mustervertrages gelte als Anmeldung aller 
von den betreffenden Unternehmen - auch zu 
einem früheren Zeitpunkt — getroffenen Kartell- 
vereinbarungen gleichen Inhalts. 

Mit seinem Urteil vom 21. Februar 1973 im Einzel- 
fall „Continental Can Company" (Rechtssache 6/72) 
hat der Gerichtshof die Entscheidung der Kommis- 
sion vom 9. Dezember 1971 aufgehoben, in der diese 
festgestellt hatte, Continental Can Company und 
deren europäische Tochter Europemballage Corpora- 
tion hätten mit dem Erwerb des niederländischen 
Unternehmens Thoinassen Drijver Verblifa gegen 
Artikel 86 EWGV verstoßen und seien zur Ab- 
stellung dieser Zuwiderhandlung verpflichtet (Tätig- 
keitsbericht 1971 S. 104). In ihrer Klage gegen diese 
Entscheidung hatte Continental Can vor allem gel- 
tend gemacht, Artikel 86 EWGV sei keine geeignete 
Rechtsgrundlage für eine Fusionskontrolle. Conti- 
nental Can sei nicht marktbeherrschend, da die 
Kommission die relevanten Märkte falsch abge- 
grenzt und die Marktanteile falsch festgestellt habe; 
auch liege in einer strukturellen Unternehmensver- 
änderung durch Anteilserwerb kein Mißbrauch. Der 
Gerichtshof hält es demgegenüber für möglich, 
Artikel 86 EWGV auch auf Unternehmenszusam- 
menschlüsse anzuwenden. Zum einen kann nach 
seiner Auffassung bei der Feststellung der miß- 
bräuchlichen Ausnutzung einer marktbeherrschen- 
den Stellung nicht zwischen Maßnahmen, welche 
die Struktur eines Unternehmens betreffen, und 
Verhaltensweisen, die sich auf dem Markt auswir- 
ken, unterschieden werden, da auch strukturelle 
Maßnahmen die Marktverhältnisse beeinflussen 
könnten. Zum anderen hebt der Gerichtshof den Zu- 
sammenhang des Artikels 86 EWGV mit Artikel 2 
und 3 Buchstabe f sowie Artikel 85 EWGV hervor. 
Artikel 85 und Artikel 86 EWGV strebten das 
gleiche Ziel an. Eine Wettbewerbsbeeinträchtigung, 
die verboten sei, wenn sie das Ergebnis eines unter 
Artikel 85 EWGV fallenden Verhaltens sei, könne 
nicht dadurch zulässig werden, daß dieses Verhalten 
unter dem Einfluß eines beherrschenden Unter- 


ludmuMis zum Erfolg lühi(' und in (druMi Zusammen- 
schluß der beteiligtem Unternehmen münde. Arti- 
kel 86 EWGV gebe lediglich Beispiel von miß- 
bräuchlichen Verhaltensweisen, aber keine erschöp- 
fende Aufzählung. Er beziehe sich sowohl auf Ver- 
haltensweisen, durch die den Verbrauchern ein un- 
mittelbarer Schaden erwachsen könne, als auch auf 
solche, die den Verbrauchern durch einen Eingriff 
in die Struktur des tatsächlichen Wettbewerbs, von 
dem Artikel 3 Buchstabe f EWGV handele, Schaden 
zufügten. Ein mißbräuchliches Verhalten könne da- 
her auch vorliegen, wenn ein Unternehmen in be- 
herrschender Stellung diese dergestalt verstärkt, 
daß der erreichte Beherrschungsgrad den Wett- 
bewerb wesentlich behindere, so daß die auf dem 
Markt noch verbleibenden Unternehmen in ihrem 
Marktverhalten von dem beherrschenden Unter- 
nehmen abhingen. Ein Verstoß gegen Artikel 86 
EWGV lag nach Auffassung des Gerichtshofes im 
konkreten Fall jedoch nicht vor, da die Kommission 
nicht Widerspruchs- und zweifelsfrei genug angege- 
ben habe, daß die von ihr vorgenommene Markt- 
abgrenzung zutreffe und daß Wettbewerber aus 
anderen Bereichen nicht in der Lage seien, dank 
einfacher Produktionsumsteilung auf diesen Märk- 
ten tätig zu werden. 

b) Deutsche Gerichte 

Die Auswirkung der Vorschriften des EWG-Vertra- 
ges auf die Preis- und Vertriebsbindung in der Bun- 
desrepublik (Tätigkeitsbericht 1971 S. 33 f., 1972 
S. 23 f.) war Gegenstand weiterer Entscheidungen. 
Das OLG Frankfurt (Urteil vom 12. Juli 1973 — 6 U 
40 72) hat seine Auffassung bekräftigt, eine Preis- 
und Vertriebsbindung sei gedanklich lückenhaft, 
wenn vertragliche Export- und Re-Importverbote 
gegen Artikel 85 Abs. 1 EWGV verstoßen und des- 
halb nichtig sind. Die Tatsache, daß die Kommission 
in diesem Fall bereits ein Verfahren nach Artikel 9 
Abs. 3 VO 17 eingeleitet hatte, war nacli Auffassung 
des Gerichts kein Hindernis, die Nichtigkeit nach 
Artikel 85 Abs. 1 EWGV selbst festzustellen. Aus 
Artikel 9 Abs. 3 VO 17 ergebe sich zwar, daß die 
Gerichte der Mitgliedstaaten nur berechtigt seien, 
Artikel 85 Abs. 1 EWGV anzuwenden, solange die 
Kommission kein Verfahren eingeleitet habe; je- 
doch habe der Europäische Gerichtshof in seiner 
Entscheidung vom 6. Februar 1973 (Tätigkeitsbe- 
richt 1973 6. Abschnitt Ziffer 4 a) ausgeführt, daß die 
Zivilgerichte die Nichtigkeitsfolge des Artikels 85 
Abs. 2 EWGV bei sogenannten Neukartellen wegen 
der unmittelbaren Geltung des EWG-Vertrages 
feststellen könnten, wenn die Unvereinbarkeit mit 
Artikel 85 EWGV außer Zweifel stehe. Um ein der- 
artiges Neukartell handele es sich in dem zu ent- 
scheidenden Fall. Zu einer Aussetzung des Verfah- 
rens bis zur Entscheidung der EG-Kommission habe 
kein Anlaß bestanden, da die Re-Importverbote im 
vorliegenden Fall ohne Zweifel mit Artikel 85 
EWGV unvereinbar seien und eine Freistellung 
offensichtlich nicht zu erwarten sei. Die Frage nach 
den Auswirkungen einer Verfahrenseinleitung nach 
Artikel 9 Abs. 3 VO 17 auf Verfahren in Zivilrechts- 
streitigkeiten stellt sich auch als Vorfrage in einem 
dem Europäischen Gerichtshof vorliegenden Ersu* 
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eben um Vorabentscheidung des Landgerichts Brüs- 
sel (Rechtssache 127 73, ABLEG Nr. C v55 15 vom | 
12. Juli 1973). 

I 

5. Anwendung der Artikel 85 und 86 EWGV durch 
das Bundeskartellaml 

Das Bundeskartellamt hat seine Praxis fortgesetzt, 
darauf hinzuwirken, daß wettbewerbbeschränkende 
Vereinbarungen, die den Anwendungsbereich des , 
Artikels 85 EWGV berühren, den Vorschriften des 
Gemeinschaftsrechts angepaßt oder gegebenenfalls : 
bei der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- | 
ten angemeldet wurden. Entscheidungen nach Arti- i 
kel 85 Abs. 1 und 2 oder Artikel 86 EWGV im Rah- ! 
men seiner Zuständigkeit aus Artikel 9 Abs. 3 VO 17 j 
hat das Bundeskartellamt nicht getroffen. I 


6. Zusammenarbeit des Bundeskartellamtes mit der | 
Kommission 

a) Berotender Ausschuß für Kartell- und Monopol- 
fragen (Artikel 10 Abs. 3 VO 17) 

Der Beratende Ausschuß für Kartell- und Monopol- | 
fragen trat zu acht Sitzungen zusammen. Der Aus- 
schuß gab in diesen Sitzungen Stellungnahmen zu 
einem Verordnungsentwurf und zu neun Entschei- j 
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dungsvorschlägen der Kommission ab, welche die 
Anwendung der Artikel 85 und 86 EWGV betrafen. 

b) Beratender Ausschuß für Kartell- und Monopol- 
fragen auf dem Gebiet des Verkehrs (Artikel 16 
Abs. 3 VO 1017168) 

Der Beratende Ausschuß für Kartell- und Monopol- 
fragen auf dem Gebiet des Verkehrs trat zu einer 
Sitzung zusammen, an der Präsident Prof. Dr. Gün- 
ther als eines der beiden von der Bundesregierung 
bestellten Mitglieder des Ausschusses teilnahm. 

c) Konferenz der Kartellsachverständigen 

Im Berichtsjahr fanden zwei Konferenzen der Kar- 
tellsachverständigen der Mitgliedstaaten statt. Eine 
Konferenz beschäftigte sich mit Fragen einer sy- 
stematischeren Kontrolle von Konzentrationsfällen, 
die andere mit Problemen der Anwendung der Ar- 
tikel 85 und 86 EWGV auf selektive Vertriebs- 
systeme. 

d) Anhörung nach Artikel 19 Abs. 2 VO 17 

Die Unternehmen, denen die Kommission Beschwer- 
depunkte zugestellt hat, haben von ihrem Recht auf 
eine Anhörung nach Artikel 19 Abs. 2 VO 17 in Ver- 
bindung mit den Vorschriften der Verordnung Nr. 
99/63 in der Regel Gebrauch gemacht. Beamte des 
Bundeskartellamtes haben an verschiedenen An- 
hörungen teil genommen. 
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Stichwortverzeichnis 


A 

Abgestimmte Verhaltensweisen 7 , 23, 76, 104, 119 
Agenturverträge 74 f., 84 
Alleinvertriebsverträge 118 
Allgemeine Geschäftsbedingungen 120 
Altkartelle 120 f. 

Aluminium 69, 79 
Andienungspflicht 119f. 

Anfechtungsbeschwerde 116 
Anteilserwerb 12 
Arzneimittel 89 
Automatenaufsteller 82 
Aufgreiftatbestände 6, 59 ff. 

Außenumsatz 1 1 
Ausschließlichkeit 74, 87, 99, 113 
Außenseiterbezüge 83, 119 
Aussetzung des Verfahrens 117, 120, 121 


B 

Bagatellgrenzen 13 
Bauwirtschaft 16 f., 101 f. 

Bekanntmachung der EG-Kommission über Patentlizenzverträge 114 

Beratender Ausschuß für Kartelh und Monopolfragen 122 

Berufung in Kartellsachen 117 

Beschlagnahme 117 

Beschwerde 116 

Betriebsgeheimnis 113 f. 

Beweiserleichterung 5 
Bezugs Verpflichtung 114 f. 

Blumen 104 f. 
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Anhang zum Tätigkeitsbericht 1973 des Bundeskartellamtes 


Geschäftsübersicht für das Jahr 1973 


L Kartelle 

Einen Überblick über die Anmeldungen und Anträge 
auf Erlaubnis von Kartellen nach den §§ 2 bis 7 seit 
dem 1. Januar 1958 vermitteln die Tabellen A und B. 
Die Tabelle A gibt eine Übersicht über die Zahl und 
den Stand der Bearbeitung der Anmeldungen und 
Erlaubnisanträge beim Bundeskartellamt. 

In der Tabelle B sind Anzahl und Stand der Be- 
arbeitung der Verfahren aufgrund der §§ 2, 3 und 5 
vor den Landeskartellbehörden aufgeführt. 

Die Tabelle C enthält eine Zusammenstellung über 
angemeldete, beantragte und in Kraft befindliche 
Kartelle nach Wirtschaftszweigen, geordnet nach 
dem Aktenplan des Bundeskartellamtes und folgt, 
soweit möglich, dem Aufbau des „Systematischen 
Warenverzeichnisses für die Industriestatistik", 
Stand Januar 1958 *}. Innerhalb der verschiedenen 
Wirtschaftszweige sind in fortlaufender Numerie- 
rung zunächst die Verfahren vor dem Bundeskartell- 
amt, sodann die Verfahren vor den Landeskartell- 
behörden aufgeführt, jeweils unterteilt in bekannt- 
gemachte und nicht bekanntgemachte (wegen § 6 


*) Ausgabe 1957 nebst Ergänzungslieferung 1958, heraus- 
gegeben vom Statistischen Bundesamt, Wiesbaden, 
Verlag W. Kohlhammer 


Abs. 1 in Verbindung mit § 10 Abs. 1 oder wegen 
fehlender Bekanntmachungsreife) Anmeldungen und 
Verträge. 

Um die Entwicklung der Tätigkeit des Bundeskar- 
tellamtes und der Landeskartellbehörden im Rah- 
men der Berichte verfolgen zu können, sind — so- 
weit dies sinnvoll war — in die einzelnen Felder 
der Tabellen drei Zahlen untereinander eingetragen 
worden, und zwar obere Zahl: Stand am Stichtag 
des letzten Berichts (31. Dezember 1972); mittlere 
Zahl: Veränderung in der Berichtszeit; untere Zahl: 
Stand am Stichtag dieses Berichts (31. Dezember 
1973). Eine mittlere Zahl ist nicht eingetragen wor- 
den, soweit sie nur eine Durchgangsstation im Ver- 
fahren kennzeichnen würde. Diese Art der Darstel- 
lung ist in den Tabellen A, B, E, F, G, J, K, L, M, 
N, O, P, Q, R, S, T, U, V und W verwendet worden. 

Die nach § 6 Abs. 1 angemeldeten Exportkartelle 
sind in den Tabellen A und C als „rechtswirksam 
geworden" nur insoweit aufgeführt, als aufgrund 
der Prüfung des Bundeskartellamtes bereits fest- 
steht, daß sie sich im Rahmen der Voraussetzungen 
des § 6 Abs. 1 halten. Die übrigen nach § 6 Abs. 1 
angemeldeten Exportkartelle erscheinen noch in der 
Spalte „rechtliche und wirtschaftliche Prüfung", ob- 
wohl sie unter Umständen ebenfalls schon rechts- 
wirksam sind. 
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Tabelle A 


Übersicht über die Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen 
nach den §§ 2 bis 7 beim Bundeskartellamt 
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— 


5 

1 

— 

— 

— 

— 

— 


— 

— i 

1 

— 

4 

— 

§ 5 

10 

— 

— 

8 

8 

— 

— 

■ — 

— 

— 

— 

— 

2 






























Abs. 1 

10 

— 

— 

8 ; 

8 

~ 

— 

— 

— 

— 

— . 

— 

2 , 

— 

§ 5 

28 i 

1 

1 

— 

— 

— 


17 

1 


— 

1 

— 

9 


Abs. 2 

28 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

18 

4 

— 

1 

— 

9 

— 

§ 5 1 

51 

23 

2 1 


— 


— 

19 h 

10 

— 

7 

4 

18 ; 

1 

Abs. 2 1 

— 


— 


— 

— 

— 

1 

— 

— 

— 

- — 

— 

— 

und 3 1 

51 

23 

1 

— 

— 

— 

— 

20 

11 

— 

7 


18 

1 

§ 5a 1 

45 ^ 

— 

1 ' 

42 ' 

25 

1 

— ■ 

— 






1 1 



Abs. 1 ! 

4 

— 

„ ' 

1 


— 




— 

— 

— 

2 1 

— 

Satz 1 ' 

49 

— 

2 

43 

27 

1 

— 

— 

- - 

— 

— 

— 

3 

— 

§ 5a 

29 

— 

— ' 

26 

23 

— 1 

1 

I- 1 

~_7 1 

1 

— i 

! 

3 I 



Abs. 1 

2 




— 

— 

— 


— ■ 


— ' 

— ' 

— 

1 

— 

Satz 2 

31 

— 

2 

26 

21 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

— 

§ 5b 

Abs. 1 

1 [ 
1 

i 

1 

— 

i 

— 


- 

— 


— " ! 


— 

— 
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Kartell- 

art 

Anmeldungen; Anträge 

1 

1 davon Kartellverträge 
' nach § 106 Abs. 2 






Sachstand 





rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

rechtswirksam 

geworden 

davon noch in Kraft 

Widerspruch; 

^ unanfechtbar geworden 

Widerspruch; 

Rechtsmittel eingelegt 

: Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar geworden 

Erlaubnis erteilt; 
davon noch in Kraft 

Erlaubnis erteilt; 
Rechtsmittel eingelegt 

Erlaubnis abgelehnt; 
unanfechtbar geworden 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt ' 

1 

zurückgenommen | 

§ 6 

104 

2 

4 

94 

64 



— 

— 


— 

— 

6 4) 

Abs. 1 

3 

— 

— 

6 

— 

— 


— 

— 


— 

— 

— 


107 

2 

1 

100 

66 

— 

— 

— 

— ' 

— 

— 


6 

§ 6 

20 

1 

— 

— 





1 1 

5 

— 

— 

— 

9'^) 

Abs. 2 

— 

— 


— 

— 


— 

— 

— 

— . 

— 

— 

— 


20 

1 



— 

— 

— 

11 

5 

— 

— 

— 

9 


6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

— 

— 

— 



3 

§ 7 

— 

— 

— 

— 

— 

— - 


— 

— 

— 

— 

— 

— 


6 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 


— 

— 

— 

3 

Gesamt ! 

421 

28 

12 

260 

194 

6 



49 

18 



9 

4 

77 


13 

— 

— 

12 

— 

— 

— 

2 

— 

— 





2 


434 , 

28 

9 

272 

200 

6 i 

— 

51 1 

20 

— 

9 

4 i 

79 


! 1 

i 

4 


*) GUR = Gesamtumsatzrabattkartell 

h Davon 1 nur als Rabattkartell, Konditionenvereinbarung zurückgenommen; 

1 anderes nur als Konditionenkartell, Widerspruch gegen Rabattregelung unanfechtbar geworden; 
5 weitere nur als Konditionenkartell, Rabattvereinbarung zurückgenommen. 

“) Davon 1 übergeleitet in ein Verfahren nach § 5a Abs. 1 Satz 1 (Zugang bei § 5 a Abs. 1 Satz 1). 

Davon in 1 Fall Erlaubnis nach § 5 Abs. 2 erteilt, 
h Davon 2 übergeleitet in Verfahren nach § 6 Abs. 2 (Zugang bei § 6 Abs. 2). 

Davon 3 übergeleitet in Verfahren nach § 3 (Zugang bei § 3). 
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unanfechtbar geworden 
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noch Tabelle B 


Kartell- 

art 

Anmeldungen; Anträge 







Sachstand 






davon Kartellverträge 
nach § 106 Abs. 2 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

rechtswirksam geworden 

davon noch in Kraft 

Widerspruch; 
unanfechtbar geworden 

Widerspruch; 

Rechtsmittel eingelegt 

Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar geworden 

Erlaubnis erteilt; 
davon noch in Kraft 

Erlaubnis erteilt; 
Rechtsmittel eingelegt 

Erlaubnis abgelehnt; 
unanfechtbar geworden 

Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

zurückgenommen 

an Bundeskartellamt 
abgegeben 

§ 5 

4 

— 

— 



— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

1 

Abs. 2 



■ ■ 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 


• — 


4 

— 

— • 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 


3 

1 

§ 5 

20 

3 

— . 


— 

— 

— 

10 

4 







9 

1 

Abs. 2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 





und 3 

20 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

10 

4 

— 

— 

— 

9 

1 

§ 5a ! 

4 





3 

3 








_ 




1 



Abs. 1 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 










j 

Satz 1 

4 



3 

2 



— 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

§ 5a 

3 

— 

— 

— 

— 

— 

— 





— . 





2 

1 

Abs. 1 



— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 






Satz 2 

3 




— 

— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

2 

1 

§ 5b 

— 

— 

~ 

— 

— 

— 

— 

~ 

— 

~ 

~ 

— 

— 

— 

Abs. 1 

— 

- 

; — j 

i — 

— 

[ — 

— 

— 

i 

— 

— 

— 

— 

— 


37 

3 

1 

5 

5 

1 

__ 

10 

4 







16 

4 

Gesamt 

2 

— 

— 

1 

— . 

. — 

— 

. — 

. — . 

— 

— . 



2 




39 j 

3 1 

— 

6 

i 5 

1 

— i 

10 

4 

— 

; — 

— 

18 

! 4 


h GUR — Gesamtumsatzrabattkartell 
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Tabelle C 


Übersicht über Anmeldungen und Anträge auf Erlaubnis von Kartellen 
und in Kraft befindliche Kartelle nach Wirtschaftszweigen 





Kartell- | 



Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

, Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 


Bergbauliche Erzeugnisse 
Verfahren vor den Landeskartellbehörden 

1 Lava-Union eGmbH Rheinland- — Erlaubnis erteilt; 1/72 BAnz. Nr. 126 

§ 5 Abs. 2 und 3 Pfalz unanfechtbar gewor- vom 11. Juli 1972 

II1/4-7300- den; eingetragen 

96/72 ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 48 


Steine und Erden 


1 Nordbayerische Basalt- 

B 1-251100- 

Erlaubnis bis zum 

11/73 BAnz. Nr. 43 

union GmbH 

J-600/58 

3. Januar 1976 erteilt; 

vom 2. März 1973 j 

§ 5 Abs. 2 und 3 

22/63 

unanfechtbar gewor- 

j 


44/66 

den; eingetragen 



85/69 

ins Kartellregister 

j 


172/72 

Abt. A, Bd. I, Nr. 42 

1 

2 Basalt-Union GmbH 

B 1-251100- 

ja Erlaubnis bis zum 

67/73 BAnz. Nr. 5 

§ 5 Abs. 2 und 3 

J- 1799/58 

15. November 1974 

vom 9. Januar 1974 


322/62 

erteilt; unanfechtbar 



255/65 

geworden; eingetragen 



147/66 

ins Kartellregister 



83/68 

Abt. A, Bd. I, Nr. 29 



137/69 




191/70 




233/70 




321/72 




176/73 



3 Nordhessische Basalt- 

B 1-251100- 

— Erlaubnis bis zum 

10/74 BAnz. Nr. 28 

Union 

J- 130/70 

23. November 1976 

vom 9. Februar 1974 , 

§ 5 Abs. 2 und 3 


erteilt; unanfechtbar 




geworden; eingetragen 




ins Kartellregister 




Abt. A, Bd. III, Nr. 60 


4 Rabattgemeinschaft 

B 1-251255- 

— rechtswirksam gewor- 

12/63 BAnz. Nr. 29 

Schiefertafel 

C-254/62 

den; eingetragen 

vom 12. Februar 1963 

GUR-Kartell 


ins Kartellregister 


§3 


Abt. A, Bd. I, Nr. 93 

i 
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noch Tabelle C 


Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
Vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

5 

Zementexport 

B 1-253100- 


Erlaubnis bis zum 

10/73 BAnz. Nr. 41 


Rhein-West GmbH 

K- 188/60 


31. Januar 1976 erteilt; 

vom 28. Februar 1973 


§ 6 Abs. 2 

214/63 


unanfechtbar gewor- 




13/64 


den; eingetragen 




227/66 


ins Kartellregister 




298/69 


Abt. A, Bd. I, Nr. 67 




358/72 




6 

Konditionenkartell 

B 1-253100- 



rechtswirksam gewor- 

42/73 BAnz. Nr. 176 


westfälischer Zement- 

B-408/68 


den; eingetragen 

vom 19. September 


werke 



ins Kartellregister 

1973 


§2 



Abt. A, Bd. 11, Nr. 100 

1 

7 

Liefergemeinschaft 

B 1-253200- 



Erlaubnis bis zum 

36/71 BAnz. Nr. 155 


Niedersächsischer 

J-208/59 


31. Juli 1976 erteilt; 

vom 24. August 1971 


Kalkwerke 

121/61 


unanfechtbar gewor- 



§ 5 Abs. 2 und 8 

172/62 


den; eingetragen 




95/63 


ins Kartellregister 




99/66 


Abt. A, Bd. I, Nr. 56 




114/71 




8 

Liefergemeinschaft 

B 3-253200- 

ja 

Erlaubnis abgelehnt; 

29/58 BAnz. Nr. 157 


Mitteldeutscher 

J-133/58 


Rechtsmittel eingelegt 

vom 19. August 1958 


Düngekalkwerke 






§ 5 Abs. 2 und 3 





9 

Liefergemeinschaft 

B 3-253200- 

ja 

Erlaubnis abgelehnt; 

30/58 BAnz. 157 


Westdeutscher 

J- 134/58 


Rechtsmittel eingelegt 

vom 19. August 1958; 


Düngekalkwelke 




Nachtrag: 


§ 5 Abs. 2 und 3 




(30)/58 BAnz. Nr. 173 






vom 20. September 






1958 

10 

Süddeutsche Dünge- 

B 3-253200- 

_ 

Erlaubnis abgelehnt; 

31/58 BAnz. Nr. 157 


, kalkgesellschaft 

J- 135/58 


Rechtsmittel eingelegt 

vom 19. August 1958 


§ 5 Abs. 2 und 3 





11 

Konditionenvereinba- 

B 1-253300- 


rechtswirksam gewor- 

82/65 BAnz. Nr. 211 


rung von Gipswerken 

B-677/58 


den; eingetragen 

vom 9. November 1965 


§2 

122/64 


ins Kartellregister 






Abt. A, Bd. I, Nr. 3 


12 

Rabatt- und 

B 1-254134- 

_ 

rechtswirksam gewor- 

5/72 BAnz. Nr. 27 


Konditionen verband 

D-2026/58 


den; eingetragen 

vom 9. Februar 1972 


Baukeramik 

326/60 


^ ins Kartellregister 



GUR-Kartell 

319/62 


Abt. A, Bd. I, Nr. 7; 



§§ 2 und 3 

32/66 


Änderung des Mengen- 




45/66 


rabattbeschlusses ; 




195/71 


Widerspruch; unan- 






fechtbar geworden 

i 

1 
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noch Tabelle C 


Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachs tand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

13 

Verkaufsgemeinschaft 
Deutscher Steinzeug- 
werke 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-254200- 
J-488/58 
65/62 
19/63 
172/63 
160/64 
132/65 
175/66 
30/67 
234/70 

Ja 

Erlaubnis bis zum 

31. Dezember 1975 
erteilt; unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 20 

32/72 BAnz. Nr. 112 
vom 21. Juni 1972 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




14 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-29/59 
82/63 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

15 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-267/62 
213/63 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

16 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-282/62 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

17 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-210/66 

— . 

rechtswirksam 

geworden 

1 

Verfahren vor den Landeskartellbehörden 




18 

Konditionen- 
vereinbarung von 
Moränekiesw^erken 
§2 

Baden- 

Württem- 

berg 

3732-M 1370 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr, 51 

2/60 BAnz. Nr. 151 
vom 9. August 1960 

1 

19 

Bayerische Düngekalk- 
gesellschaft 
§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 

7631e-JU/c- 

43117/59 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt A, Bd. I, Nr. 73 

8/72 BAnz. Nr. 160 
vom 16. August 1972 

20 

Verkaufsstelle der 

Walhalla-Kalkwerke 

GmbH 

§ 5 Abs. 2 und 3 

Bayern 

7631e-JU/c- 

44869/60 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt A, Bd. I, Nr. 54 

7/72 BAnz. Nr. 96 
vom 25. Mai 1972 

21 

Konditionenkartell 
der Schotter Nürnberg 
GmbH und der ange- 
schlossenen Liefer- 
werke 
§2 

Bayern 
5551 a-KC- 
68320/71 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 46 

6/72 BAnz. Nr. 90 
vom 16. Mai 1972 
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1 


Kartell- 



Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

1 

Geschäfts- 

zeichen 

! 

vertrag 
' nach 

1 § 106 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

1 


, § 106 
I Abs. 2 


Westdeutsche Grau- 

! Nordrhein- 


Erlaubnis erteilt bis 

1 

2/70 BAnz. Nr. 199 

wacke-Union GmbH 

Westfalen 


zum 31. Juli 1974; 

vom 24. Oktober 1970 

§ 5 Abs. 2 und 3 

I/D 2-73-13 


eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 3 



Eisen und Stahl 

(Erzeugnisse der Hochofen-, Stahl- und Warmwalzwerke 
sowie der Schmiede-, Preß- und Hammerwerke) 


1 

i 

! 

Spezialisierungskartell 
für die Herstellung von 
Freiformschmiede- 
stücken 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 1-274000- 
1-244/70 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 29 

8/71 BAnz. Nr. 27 | 

vom 10. Februar 1971 

2 

i 

! 

Deutsche Radsatz- und 
Radreifengemeinschaft 
e.V. 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 1-274700- 1 
J-2060/58 
185/63 
36/65 
209/70 
91/73 


Erlaubnis bis zum 

30. November 1976 
erteilt; unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 64 

48/73 BAnz. Nr. 192 1 

vom 11. Oktober 1973 

i 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-467/58 


rechtswirksam 

geworden 


4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-180/65 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

5 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-263/66 

— 

rechts wirksam 
geworden 

— 

6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-176/71 

— 

rechtswirksam 

geworden 

1 


NE-Metalle und -Metallhalbzeug 

(einschließlich Edelmetalle und deren Halbzeug) 


1 


Exportvereinigung 

B 1-285120- 



Erlaubnis bis zum 

Schwermetallhalbzeug 

K-35/60 


19. Februar 1976 

§ 6 Abs. 2 

131/64 


erteilt; eingetragen 


146/68 


ins Kartellregister 


49/70 


Abt. A, Bd. I, Nr. 72 

1 

325/71 




17/73 BAnz. Nr. 62 
vom 29. März 1973 
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t ■ 

Lfd. 

Nr. 

Eczeichnung des Kartells; 
i Kartellart 

Geschäfts- 
1 Zeichen 

1 

1 __ 

Kartell- 

vertrag 

1 nach 

§ 106 
; Abs. 2 

Sachstand 

i 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

2 

Güteschutz- 
gemeinschaft 
Bleihalbzeug e. V. 

§ 5 Abs. 1 

B 1-285141- 
E-79/64 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. 11, Nr. 21 

76/64 BAnz. Nr. 228 
vom 5. Dezember 1964 

3 

Hersteller von Edel- 
metallerzeugnissen für 
die elektrotechnische 
Industrie 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 1-285500- 
1-33/67 
116/67 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. 11, Nr. 72 

18/69 BAnz. Nr. 39 
vom 26. Februar 1969 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




4 

Exportkartell 
' § 6 Abs. 1 

B 1-203/59 


' rechtswirksam 
geworden 

— 



Gießereierzeugnisse 


1 

Rabatt- und Kondi- 
tionenvereinbarung 
für Straßenkanalguß 
GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 1-291100- 
D- 186/65 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 42 

73/67 BAnz. Nr. 181 
vom 26. September 

1967 

i 

2 

Rabatt- und Kondi- 
tionenvereinbarung 
für Haus- und Hof- 
kanalguß 

GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 1-291100- 
D- 187/65 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 41 

74/67 BAnz. Nr. 181 
vom 26. September 1 

1967 , 

nicht bekanntgemacht: 




3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-1925/58 
219/60 
125/64 


rechtswirksam 

geworden 

1 

4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 1-338/60 
49/62 

— 

rechtswirksam 

geworden 

i 


Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und der Stahlverformung 

1 

1 

Rabatt- und Kondi- 
tionenkartell lager- 
haltender Edelstahl- 
rohrhändler 
§§ 2 und 3 

B 5-301 170- i 
D-43/73 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 57 

26/73 BAnz. Nr. 1 14 
vom 23. Juni 1973 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Karteliart 

! 

Geschäfts- 
j Zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

2 

Konditionenkartei} 
für Stahlflanschen 
§2 

B 5-302140- 
B-8/61 
113/66 
206/72 

i 

rochtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 70 

3 

Exportgemeinschaft 
der deutschen Kraft- 
fahrzeugfedern- 
hersteller 
§ 6 Abs. 2 

B 5-302190- 
K-337/60 
136/64 
116/67 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abi. A, Bd. I, Nr. 79 

4 

Hersteller technischer 
Federn 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-302194- 
1-92/68 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. IT, Nr. 93 

5 

Hersteller von rohen 
Schrauben und Muttern 
GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 5-302310- 
D-96/68 
317/68 
132/69 
109/70 

7/73 

160/73 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. 11, Nr. 90 

n i c h 

t b e k a n n t g e m a c h 

t : 



6 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-145/60 
142/65 
79/66 


rechtswirksam 

geworden 

7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-167/60 
197/66 

— 

rechtswirksam 

geworden 

8 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-264 '68 

— 

rechtswirksam 

geworden 



Maschinenbauerzeugnisse 

1 

Gebr. Boehringer 

GmbH und H. Wohlen- i 
berg KG 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-321148- 
Ia-222/73 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

2 

Gebr. Boehringer 

GmbH und Tiefbohr- 
technik GmbH und Co. 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

i 

B 5-321148- 
Ia-223/73 

i 

1 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 


Drucksache 7/2250 


noch Tabelle C 


Bekanntmachung 
Nr. iin Bundesanzeiger 


95/61 BAnz. Nr. 227 
vom 25. November 

1961 


60/69 BAnz. Nr. 199 
vom 24. Oktober 1969 


125/68 BAnz. Nr. 231 
vom 11. Dezember 1968 


99/68 BAnz. Nr. 161 
vom 29. August 1968 


6/74 BAnz. Nr. 17 
vom 25. Januar 1974 


7/74 BAnz. Nr. 17 
vom 25. Januar 1974 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschdfts- 
1 Zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sadistand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesan/eiger 

3 

Wafios Maschinen- 
fabrik Wagner & 

Schmid und Ernst Koch 
& Co. 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-321259- 
1-66/70 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 20 

59/70 BAnz. Nr. 171 
vom 16. September 

1970 

4 

Maschinenfabrik 

Esterer AG und 
Gebrüder Linck KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-321700- 
1-239/69 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 14 

21/70 BAnz. Nr. 57 
vom 24. März 1970 

5 

Hersteller von Druck- 
luftwerkzeugen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-323170- 
1-167/73 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

43/73 BAnz. Nr. 182 
vom 27. September 

1973 

6 

Maschinenfabrik Fahr 
AG, Bucher-Guyer AG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-323500- 
1-143/68 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 94 

126/68 BAnz. Nr. 231 
vom 11. Dezember 1968 

7 

Continental Gummi- 
Werke AG und Rhein- 
stahl AG, Maschinen- 
bau 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-323540- 
Ia-221/73 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

8/74 BAnz. Nr. 19 
vom 29. Januar 1974 

8 

Limburger Eisen- 
gießerei und 
Maschinenfabrik 
Theodor Ohl KG und 
Huhter & Co. KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-323600- 
1-102/70 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 27 

78/70 BAnz. Nr. 217 
vom 21. November 1970 

9 

Johannes Fuchs KG 
und Kramer-Werke 
GmbH 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-323640- 
1-33/70 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 17 

1 

40/70 BAnz. Nr. 116 ! 

vom 1. Juli 1970 j 

10 

Seitz-Werke GmbH 
und Enzinger-Union- 
Werke AG 
§ 5a Abs. 1 Satz 1 

B 5-324610- i 
1-168/71 

j 

rechtswirksam gewor- 
' den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 45 

9/72 BAnz. Nr. 67 
vom 8. April 1972 

11 

Carl Ganzler und 

E. F. G. Küster-Rud. A. 

Hartmann 

§ 5a Abs. 1 Satz 1 

B 5-325229- 
1-1/70 

1 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 18 

46/70 BAnz. Nr. 117 
vom 2. Juli 1970 

1 

! 

12 

Librawerk Pelz & 

Nagel KG und PWA 
Papierwerke Waldhof- 
Aschaffenburg AG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-325460- 
1-88/71 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 41 

43/71 BAnz. Nr. 212 ' 

vom 12. November 1971 | 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

! 

Ge.schäfts- 1 
Zeichen 

1 

Kartell- 
vertrag 
nach ' 
§ 1Ü6 1 

Abs. 2 i 

Sach stand 

1 

1 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

13 

Hersteller von Schuh- 
reparaturmaschinen 
§ 5a Abs. 1 Satz 2 

B 5-326931- 
1-118/67 

— 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 78 

92/67 BAnz. Nr. 218 
vom 18. November 1967 

14 

Vereinigte Armaturen- 
gesellschaft (VAG) 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-327300- 
1-21/66 
121/67 
48/71 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 47 

61/73 BAnz. Nr. 221 
vom 27. November 1973 

15 

Deutsche Babcock & 
Wilcox Dampfkessel- 
werke AG und 
Stahlarmaturen 

Persts GmbH KG 
§ 5a Abs. 1 Satz 2 

B 5-327300- 
1-114/67 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 77 

i 

87/67 BAnz. Nr. 207 | 

vom 3. November 1967 1 

i 

j 

j 

16 

Hersteller von 

Armaturen 

§ 5a Abs. 1 Satz 2 

B 5-327300- 
1-54/70 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 19 

60/70 BAnz. Nr. 171 
vom 16. September 

1970 

17 

Hersteller von 
Armaturen 
§2 

B 5-327300- 
B- 157/73 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

44/73 BAnz. Nr. 185 
vom 2. Oktober 1973 

18 

Rabattkartell der 
Hersteller von Metall- 
balgreglern ohne Hilfs- 
energie 

GUR-Kartell 

§3 

B 5-327338- 
C- 168/63 
172/73 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 10 

47/73 BAnz. Nr. 192 
vom 11. Oktober 1973 

t 

19 

Hersteller von 

Ableitern 
§ 5a Abs. 1 Satz 1 

B 5-327350- 
1-138/69 

— 

rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 6 

57/69 BAnz. Nr. 188 
vom 9. Oktober 1969 j 

20 

Hersteller von 
Kondensatableitern 
§ 5a Abs. 1 Satz 1 

B 5-327350- 
1-157/69 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 9 

65/69 BAnz. Nr. 216 
vom 21. November 1969 

21 

Hydraulikelemente 
und Zubehörteile 
§ 5a Abs. 1 Satz 1 

B 5-327395- 
1-45/68 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 88 

88/68 BAnz. Nr. 144 
vom 6. August 1968 

22 

Normen- und Typen- 
kartell für Hydraulik- 
anlagen und deren 
Einzelteile 
§ 5 Abs. 1 

B 5-327395- 
E-56/69 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 1 

25/69 BAnz. Nr. 66 
vom 9. April 1969 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

Zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

1 

nicht bekanntgemacht: 




23 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-133/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

1 24 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-164/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

i 25 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-262/60 


rechtswirksam 

geworden 

— 

i 

! 26 

j 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-238/63 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

27 

1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-1 11/61 

i 


rechtswirksam 

geworden 

— 


Landfahrzeuge 

(ohne Schienenfahrzeuge, Ackerschlepper und Elektrofahrzeuge) 


MAN und Saviem 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 5-331300- 
1-48/68 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 97 

134/68 BAnz. Nr. 242 
vom 31. Dezember 1968 

Rationalisierungs- 
kartell zwischen 

Daimler Benz AG und 
Maschinenfabrik Augs- 
burg-Nürnberg AG 
§ 5 Abs. 2 

B 5-331853- 
H-92/71 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 40 

42/71 BAnz. Nr. 203 
vom 29. Oktober 1971 

Wohnwagenherste] 1er- 
Industrie 
§ 5 Abs. 1 

B 5-334510- 
E-1 75/63 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 11 

13/64 BAnz. Nr. 33 
vom 18. Februar 1964 

Wohnwmgenhersteller- 

Industrie 

§2 

B 5-334510- 
B- 176/63 


rechtswirksain gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 12 

12/64 BAnz. Nr. 33 
vom 18. Februar 1964 

Wohnwagenwerk 
Helmut Knaus KG und 
KALI-Beiwagen- und 
Anhängerfabrik KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 5-334510- 
1-169 71 


rechtswirksam gewor- 
den; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 44 

12/72 BAnz. Nr. 74 
vom 19. April 1972 

i 
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noch Tabelle C 


1 

Lfd. 

1 Nr. 

i 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sdchstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

1 


Wasserfahrzeuge 


nicht bekanntqemacht: 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-220/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

2 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-221/60 
203/62 


rechtswirksam 

geworden 

— 

3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 5-185/70 


rechtswirksam 

geworden 

— 



Elektrotechnische Erzeugnisse 


1 

Siemens und AEG- 
Tel ef unken 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-361100- 
1-181/69 



rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 11 

7/70 BAnz. Nr. 22 
vom 3. Februar 1970 

2 

G. Bauknecht GmbH 
und Brown, 

Boveri & Cie AG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 4-361150- 
1-135/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartei iregister 

Abt. A, Bd. 111, Nr. 28 

81/70 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1971 

3 

Robert Bosch GmbH, 
Ero-Starkstrom 
Kondensatoren 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 4-361700- 
1-180/66 
268/66 


rech LS wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Karteliregister 

Abt. A, Bd. 11, Nr. 70 

46/67 BAnz. Nr. 94 
vom 23. Mai 1967 

4 

Rabattkartell 
Installationsmaterial 
(Schalter und 
Steckdosen) 

GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-362310- 
C-1 16/60 
439/61 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 46 

32/62 BAnz. Nr. 101 i 

vom 26. Mai 1962 

' ^ i 

! 

1 

Rabattkartell 

Installationsmaterial 

(Fassungen) 

GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-362330- 
C- 118/60 
8/62 

■ — 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. 1, Nr. 48 

38/62 BAnz. Nr. 101 
vom 26. Mai 1962 ' 

6 

i 1 

i ! 

Rabattkartell 
Installationsmaterial 
(D-Schmelzeinsätze) 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-362370- 
C-1 17/60 
363/61 

7/62 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 47 

37/62 BAnz. Nr. 101 
vom 26. Mai 1962 
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Lfd. 
Nr. 1 

Bezeichnung des Kartells; I 
Kartellart j 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 1 
vertrag 1 
nach 
§ 106 : 
Abs. 2 

Sachstand 

7 

Fernmeldekabel- 
Gemeinschaft, Köln 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 4-362630- 
J-176/65 
243/66 

— 

Erlaubnis bis zum 

31. Mai 1974 erteilt; 
unanfechtbar gewor- 
den; eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. II Nr. 51 

8 

Preßverbinder und 
Preßkabelschuhe 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 4-362800- 
1-52/67 
323/67 
117/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 73 

9 

Vakuummetailurgische 
Anlagen W. C. Heraeus 
GmbH und DEGUSSA 
§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 4-363400- 
1-47/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 52 

10 

Brown, Boveri & Cie 

AG und Heinrich 

Neitz KG 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-363400- 
1-127/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 5 

11 ' 

Brown, Boveri & Cie 

AG und Dr. Schmitz & 
Apelt GmbH 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-363400- 
1-128/69 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 4 

12 

Spezialisierungskartell 
über Saunaanlagen 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-363655- 
1-280/67 
53/68 

“ 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Karteilregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 83 

13 

Osram GmbH und 
Radium Elektrizitäts- 
Gesellschaft mbH 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-364000- 
1-35/66 

■ 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 50 

14 

Hersteller von 
elektrischen Lampen 
GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-364400- 
C-1 93/63 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 14 

15 

AEG-Telefunken und 
Robert Bosch GmbH 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 4-366192- 
1-33/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 50 


nicht b e k a n n t g e m a c h t ; 


16 ! 

Exportkartell 

B 4-125/59 

1 

rechtswirksam 


§ 6 Abs. 1 

255/62 


geworden 



18/63 





98/67 




Bekanntmachung 
Nr. im Bundesanzeiger 


37/69 BAnz Nr. 102 
vom 7. Juni 1969 


24/73 BAnz. Nr. 109 
vom 14. Juni 1973 


111/67 BAnz. Nr. 7 
vom 11. Januar 1968 


56/69 BAnz. Nr. 187 
vom 8. Oktober 1969 


55/69 BAnz. Nr. 187 
vom 8. Oktober 1969 


29/68 BAnz. Nr. 67 
vom 4. April 1968 


58/66 BAnz. Nr. 110 
vom 16. Juni 1966 


24/62 BAnz. Nr. 81 
vom 29. April 1964 


68/72 BAnz. 205 
vom 28. Oktober 1972 
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1 Lfd. 
Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger j 

i 

17 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-152/59 


rechtswirksam 

geworden 


18 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-317/60 

— 

rechtswirksam 

geworden 

i 

19 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-256/62 


rechtswirksam 

geworden 

' i 

1 

20 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-37/63 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— i 

21 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-418/64 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

22 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-544/64 


rechtswirksam 

geworden 

i 

23 

Exportkartell 

1 § 6 Abs. 1 

B 4-18/67 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

24 

' Exportkartell 
' § 6 Abs. 1 

B 4-294/67 

— 

rechtswirksam 

geworden 


25 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-266/67 

— 

reditswirksam 

geworden 

1 

i 

26 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-207/71 

— 

rechtswirksam 

geworden 

i 

i 

27 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-126/73 

— 

rechtswirksam 

geworden 

i 

28 

! 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-57/73 
58/73 
59/73 
60/73 
61/73 
62/63 
63/73 


rechtswirksam 

geworden 


29 

1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-143/72 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 


Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 


1 

Porta Uhrenfabrik 

B 5-377170- — rechtswirksam 

47/71 BAnz. Nr. 223 


Wehner KG und Nepro 

1-111/71 geworden; eingetragen 

vom 1. Dezember 1971 


Watdi 

ins Kartellregister 



§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

Abt. A, Bd. III, Nr. 43 
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i 
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Kartell- 
vertrag 
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I § 106 
Abs. 2 


Sachstand 


Bekanntmachung 
Nr. im Bundesanzeiger 


2 

Peter-Uhren GmbH und 

B 5-377300- 


Jaz S, A. 

1-69/70 


§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

1 



rechtswirksam j 76/70 BAnz. Nr. 217 

geworden; eingetragen vom 21. November 
ins Kartellregister 1970 

Abt. A, Bd. III, Nr. 261 


Eisen-, Blech- und Metallwaren 


1 

Buderus'sche 

B 5-384210- 

— 

rechtswirksam 

74/70 BAnz. Nr. 206 ^ 


Eisenwerke und Clima 

1-92/70 


geworden; eingetragen 

vom 4. November 1970 , 


Chapee 



ins Kartellregister 

1 


§ 5 a Abs. 1 Satz 1 



Abt. A, Bd. III, Nr. 24 

1 

2 

Interessengemeinschaft 

B 5-384211- 



rcchtswirksam 

40/65 BAnz. Nr. 123 


Stahlradiatoren 

C-210/62 


geworden; eingetragen 

vom 7. Juli 1965 


GUR-Karteli 

213/64 


ins Kartellregister 



§ 3 

255/64 


Abt. A, Bd. II, Nr. 1 




19/66 




3 

Rationalisierungs- 

B 5-384300- 



Erlaubnis bis zum 

65/73 BAnz. Nr. 234 


gemeinschaft Stahl- 

J-28/60 


30. April 1975 mit 

vom 14. Dezember 1973 : 


blechverpackung e. V. 

21/62 


Auflagen erteilt; unan- 

I 


§ 5 Abs. 2 und 3 

171/62 


fechtbar geworden; 




84/64 


eingetragen ins 




256/64 


Kartellregister 

i 



38/65 


Abt. A, Bd. I, Nr. 41; 

! 



42/70 


Erlaubnis zu 1. bis 




128/73 


4. Änderung des Kar- 






tellbeschlusses erteilt; 






unanfechtbar 






geworden 


4 

Rudolf Fissler KG 

B 5-384610- 



rechtswirksam 

33/70 BAnz. Nr. 93 


Aluminium und Metall- 

1-228/69 


geworden; eingetragen 

vom 23. Mai 1970 


warenfabrik und Ritter- 



ins Kartellregister 



Aluminium GmbH 



Abt. A, Bd. III, Nr. 15 



§ 5 a Abs. 1 Satz 2 





5 

Metallkapselfabrik 

B 5-388570- 

— 

rechtswirksam 

36/70 BAnz. Nr. 99 


Loos & Co. GmbH 

1-18/70 


geworden; eingetragen 

vom 4. Juni 1970 


und Mannes & Co. 



ins Kartellregister 



§ 5 a Abs. 1 Satz 2 



Abt. A, Bd. III, Nr. 16 


6 

Spezialisierungs- 

B 5-389000- 



rechtswirksam 

6/69 BAnz. Nr. 19 


Gemeinschaft Rohr- 

1-281/68 


geworden; eingetragen 

vom 29. Januar 1969 


und Montagewerk- 

[ 

ins Kartellregister 



zeuge 


Abt. A, Bd. II, Nr. 99 



§ 5 a Abs. 1 Satz 2 




1 nicht bekanntgemacht: 

! 



i 7 

Exportkartell 

B5-319/'59 

ja 

rechtswirksam 


1 

§ 6 Abs. 1 

268/60 1 

geworden 


1 


95/70 





132/72 
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1 

Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 



Anorganische Chemikalien und Grundstoffe 


1 

Deutsche Ammoniak- 
Vereinigung (DAV) 
Bochum 

§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413410- 
J- 136/58 
132/63 
276/64 
135/69 

ja 

Erlaubnis erteilt; 
vorläufige Verlänge- 
rung durch einstweilige 
Anordnung; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 71 

63/69 BAnz. Nr. 200 
vom 25. Oktober 1969 

2 

Superphosphat 
Industrie-Gemeinschaft 
Hamburg 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413431- 
J-222/58 


Erlaubnis abgelehnt; 
Rechtsmittel eingelegt 

24/58 BAnz. Nr. 148 
vom 6. August 1958 

3 

Superphosphat 
Industrie-Gemeinschaft 
Hamburg 
§ 5 Abs. 2 und 3 

B 3-413431- 
J-256/68 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

101/68 BAnz. Nr. 171 
vom 12. September 

1968 

4 

Verein der Thomas- 
phosphatfabrikanten 
§ 5 Abs. 2 und 3 

1 

! 

B 3-413440- 
J-127/58 
138/63 
165/68 

ja 

Erlaubnis 

bis zum 31. Juli 1968 
erteilt; vorläufige Ver- 
längerung durch einst- 
weilige Anordnung: 
eingetragen ins Kartell- 
register 

Abt. A, Bd. II, Nr. 20 

59/68 BAnz. Nr. 98 
vom 28. Mai 1968 

5 

Konditionenverband 
der Hersteller von 
flüssiger Kohlensäure 
§ 2 

B 3-415155- 
B- 130/62 
382/64 

4/74 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 88 

9/74 BAnz. Nr. 19 
vom 29. Januar 1974 

6 

i ; 

n i c h 

Interessengemeinschaft B 3-415160- 
Acetylen Nord C-359/69 

GUR-Kartell 60/70 

§ 3 1 128/71 

t b e k a n n t g e m a c h t : 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 13 

50/71 BAnz Nr. 232 
vom 14 Dezember 1971 

7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-280/58 

— 

! rechtswirksam | 

geworden 

— 

' 8 ' 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 13-213/59 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

i 9 

i 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-20/61 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 
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Lfd. 

Nr. 

10 

11 

12 

13 


Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-124/61 

— 

rechtswirksam 

geworden 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-129/62 

_ 

rechtswirksam 

geworden 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-6/70 



rechtswirksam 

geworden 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-122/71 

— 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 


Mineralfarben und Teerfarben 


1 


Internationale Litho- 
pone Associate „ILA" 

§ 6 Abs. 2 

B 3-441110- 
K-1 15/59 
294/64 
101/67 
167/70 


Hersteller von Blei- 
Mennige und Bleiglätte 
GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 3-44 1145- 
D-234/61 

— 


Erlaubnis bis zum 
31. Oktober 1970 
erteilt; vorläufige Ver- 
längerung durch einst- 
weilige Anordnung; 
eingetragen ins 
Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 74 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 82 


Kunststoffe 


1 


Hersteller von Phenol- 

B 3-453171- 

— 

harzpreßmassen 

D-11/62 


GUR-Kartell 

1/63 


§§ 2 und 3 

329/64 



216/65 



211/67 



255/73 



rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 84 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


Exportkartell 

1 B 3-83/58 1 

— 1 rechtswirksam 

§ 6 Abs. 1 

1 ! 

1 geworden 


Chemisdi-tedinisdie Erzeugnisse 


1 


Rabatt- und Kondi- 

B 3-464700- 

— 

tionenkartell für die 

D-1 38/59 


Belieferung von 

189/73 


Friseuren 



§§ 2 und 3 




rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 26 


Bekanntmachung 
Nr. im Bundesanzeiger 


77/70 BAnz. Nr. 217 
vom 21. November 1970 


86/68 BAnz. Nr. 137 
vom 26. Juli 1968 


51/73 BAnz. Nr. 200 
vom 23. Oktober 1973 


62/73 BAnz. Nr. 221 
vom 27. November 1973 
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Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

2 

Inländische Mitglieder 
der Zündstein- 
konvention 
§ 6 Abs. 2 

B 3-465147- 
K-30/58 
252/62 
297/65 
278/68 
209/71 


Erlaubnis erteilt; 
weitere Verlängerung 
durch einstweilige 
Anordnung; eingetra- 
gen ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 16 

49/71 BAnz. Nr. 232 
vom 14. Dezember 1971 

nicht b e k a n n t g e m a c h 

t ; 




3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-253/58 

— 

rechtswirksam 

geworden 




Chemische Fasern 


1 

Exportförderung für 

Zellwolle 

§3 

B 3-491 100- 
C-1 42/58 
99/67 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 52 

60/67 BAnz. Nr. 142 
vom 2. August 1967 

2 

Exportförderung für 
Textilreyon 
§ 3 

B 3-491500- 
C-140/58 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 66 

26/61 BAnz. Nr. 49 
vom 10. März 1961 

3 

Exportförderung für 
Kupferkunstseide 
§ 3 

B 3-491 520- 
C-1 64/58 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 60 

119/60 BAnz. Nr. 230 
vom 29. November 1960 

nicht b e k a n n t g e m a c h 

t : 



i 

4 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-94/58 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

= 

Exportkarteil 
§ 6 Abs. 1 

B 3-149/58 
258/67 

— 

rechtswirksam 

geworden 


6 

Exportkarteli 
§ 6 Abs. 1 

B 3-89/62 

— 

rechtswirksam 

geworden 


7 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-270/69 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 



Feinkeramische Erzeugnisse 


1 

Marktgemeinsdiaft 

Sanitär-Keramische 

Industrie 

GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 4-515000- 
D-334/59 
62/62 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
inS' Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 25 

26/62 BAnz. Nr. 68 
vom 6, April 1962 
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Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

2 

Hersteller von Schleif- 

B 4-519100- 


rechtswirksam 

28/73 BAnz. Nr. 131 


scheiben und Schleif- 

C- 16/59 


geworden; eingetragen 

vom 18. Juli 1973 


körpern 

205/61 


ins Kartellregister 



GUR-Kartell 

191/63 


Abt. A, Bd. h Nr. 71 



§3 

277/66 






298/67 




nicht b e k a n n t g e m a c h t : 



1 

3 

Exportkartell 

B 4-121/60 



rechtswirksam 

1 


§ 6 Abs. 1 



geworden 


4 

Exportkartell 

B 4-48/71 



rechtswirksam 




§ 6 Abs. 1 



geworden 



I 


i 

Glas und Glaswaren I 


1 

Interessengemeinschaft 
deutscher Fen^terglas- 
hütten 

GUR-Kartell 
§ 3 

B 4-521110- 
C- 19/60 


rechtswirksam 
geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. III, Nr. 12 

11/70 BAnz. Nr. 35 
vom 20. Februar 1970 

2 

Rationalisierungs- 
gemeinschaft betref- 
fend die Verwendung 
genormter Bierflaschen 
§ 5 Abs. 1 

B 4-5221 12- 
E-200/61 
207/63 


rechtswirksam 
geworden: 
eingetragen ins 

S Kartellregister Abt. A, 

! Bd. I, Nr. 78 

28/64 BAnz. Nr. 92 
vom 21 . Mai 1964 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




3 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 4-75/72 

— 

1 rechtswirksam 

1 geworden 



Holzwaren 

(einschließlich Erzeugnisse aus natürlichen Schnitt- und Formstoffen) 


Konditionen- und 
Rabatt-Verein 
Schulmöbel e. V. 

§§ 2 und 3 

B 3-542340- 
D-258/64 
78/67 
28/69 
310/69 
71/70 
21/73 


rechtswirksam 
geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. II, Nr. 16 

53 73 BAnz. Nr. 204 
vom 27. Oktober 1973 

i 

1 

Einrichter naturwissen- 
schaftlicher Unter- 
richts räume 
Konditionenkartell 
§2 

B 3-542347- 
E-248/71 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 49 

36/72 BAnz. Nr. 136 
vom 25. Juli 1972 

i 
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Kartell- 1 



Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 


Papier- und Pappewaren 


1 

Interessengemeinschaft 
der deutschen Tapeten- 
fabrikanten 

GUR-Kartell 
§ 3 

B 3-561 100- 
C-234/58 
119/61 
38/67 
53/67 
128/67 
200/67 
269/67 
314/67 
296/68 
122/70 
151/71 
216/71 
63/72 
253/72 
63/73 
332/73 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 10; 
Widerspruch gegen 
Anderungs- und 
Ergänzungsbeschluß 
eingelegt; unanfecht- 
bar geworden 

3/74 BAnz. Nr. 12 
vom 18. Januar 1974 ! 

1 

! 

2 

! 

Rationalisierungs- 
kartell von Tapeten- 
herstellern und 
-händlern 
§ 5 Abs. 2 

B 3-561 100- 
H-260/69 


Erlaubnis erteilt; 
unanfechtbar 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 59 

41/73 BAnz. Nr. 176 i 

vom 19. September 

1973 ^ 

! 

3 

1 

j 

Hersteller von 

Kalendern 

§ 5 a Abs. 1 Satz 2 

B 3-562570- 
1-257/72 


rechtswirksam 
geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. III, Nr. 51 

3/73 BAnz. Nr. 27 
vom 8. Februar 1973 

nicht bekanntgemacht: 

i 




t 

! 4 

! 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 3-115/58 

— 

rechtswirkam 

geworden 

— 



Kunststoff erzeugnisse 


1 

Hersteller 

von Kunststoffrohren 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 und 2 

B 3-585110- 
1-5/66 
15/72 


rechtswirksam 
geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. II, Nr. 46 

28/72 BAnz. Nr. 106 
vom 10. Juni 1972 

2 

Hersteller 

von Tischbelägen 

§3 

B 3-585570- 
C-62/69 


rechtswirksam 
geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. III, Nr. 7 

61/69 BAnz. Nr. 200 
vom 25. Oktober 

1969 
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Kartell- 


1 

Lfd. 

Bezeichnung des Kartells; 

Geschäfts- 

vertrag 


Bekanntmachung 

Nr. 

Kartellart 

Zeichen 

§ 106 

»D lX L lX 1 1 

Nr. im Bundesanzeiger 




Abs. 2 



3 

Hersteller 

B 3-585570- 


rechtswirksam 

62/69 BAnz. Nr. 200 


von Tisdibelägen 

E-63/69 


geworden; 

vom 25. Oktober 


§ 5 Abs. 1 



eingetragen ins 

; 1969 





Kartellregister Abt. 

A, 





Bd. III, Nr. 8 

! 



Gummi- und Asbestwaren 


1 

Gesamtumsatzrabatt- 

B 3-592100- 


rechtswirksam 

64/68 BAnz. Nr. 108 


Kartell für technische 

C- 179/60 


geworden; 

vom 12. Juli 1968 


Gummiwaren 

127/65 


eingetragen ins 



§3 

308/65 


Kartellregister Abt, 

A, 



249/67 


Bd. I, Nr. 63 




312/67 




2 

Gesamtumsatzrabatt- 

B 3-592150- 


rechtswirksam 

15/70 BAnz. Nr. 49 


kartell für endlose 

C-241/60 


geworden; 

vom 12. März 1970 


Gummikeilriemen 

128/65 


eingetragen ins 



des technischen Bedarfs 

163/65 


Kartellregister Abt. 

A, 


§3 

307/65 


Bd. I, Nr. 68 

j 



291/67 






366/69 




3 

Hersteller 

B 3-592199- 


rechtswirksam 

69/70 BAnz. Nr. 187 


von Filterplatten und 

1-120/70 


geworden; 

vom 8, Oktober 1970 

i 

1 

Filterrahmen | 



eingetragen ins 

1 


§ 5 a Abs. 1 Satz 2 



Kartellregister Abt. 

A, 


i 


1 

Bd. III, Nr. 23 




Lederwaren und Schuhe 


1 

Mosbach, 

i B 2-621590- 

— i rechtswirksam 

93/66 BAnz. Nr. 178 


Gruber & Co., 

1-133/66 

geworden; 

vom 22. September 


Fritz Zerfass 


1 eingetragen ins 

1966 


GmbH & Co. 


Kartellregister Abt. A, 



§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

t 

i Bd. II, Nr. 58 



! 


I 


j 



I 
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Lfd. I Bezeichnung des Kartells; ; 
Nr. ! Kartellart ! 


Geschäfts- 

zeichen 


Kartell- | 
vertrag , 
nach j 
§ 106 i 
Abs, 2 j 


Sachstand 


I 


2 


Konditionskartell 
der Deutschen 
Schuhindustrie 
§ 2 


I 


I 


B 2-625000- 
B-1 17/61 
202/61 
203/61 
242/61 
162/62 
235/62 
227/63 
278/64 
332/64 
333/64 
239/65 
257/65 
117/66 
118/66 
345/66 
346/66 
294/67 
377/67 
419/68 
1/70 
3/71 
8/71 
264/71 
9/72 
2:00/72 
193/73 


rechtswirksam 
geworden; 
eingetragen ins 
Kartellregister Abt. A, 
Bd. I, Nr. 75, Abt. A, 
Bd. II, Nr. 53 


Textilien 


1 


2 


j Interessengemeinschaft 
i Textillohnveredlung 


WGF Wuppertaler 
Garnbleicherei und 
Färberei 

§ 5 a Abs, 1 Satz 1 


B 2-630200- i 
B-348/64 i 
116/65 
43/66 

160/66 ! 
171/66 
151/67 
423/68 
14/70 
143/70 
175/70 
176/70 i 
152/71 I 
1/72 
118/73 
207/73 

i 

I 

B 2-630200’ I 
1-183/67 i 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt, A, Bd. II, Nr. 23 


I 


; rechtswirksam 
I geworden; eingetragen 
' ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. II, Nr. 81 


Drucksache 7/2250 

noch Tabelle C 


Bekanntmachung 
Nr. im Bundesaiizeiger 


57/73 BAnz. Nr. 213 
vom 13. November 
1973 


64/73 BAnz. Nr. 228 
vom 6. Dezember 1973 


8/68 BAnz. Nr. 18 
vom 26. Januar 1968 
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Lfd. I Bezeichnung des Kartells; 
Nr. I Kartellart 


Geschäfts- 

zeichen 


j 3 I Stoffdruck-Konvention I B 2-630700- 
I § 2 B-86/60 

1/61 

15/61 

103/62 

75/65 

45/66 

342/66 

138/68 

177/68 

236/69 

289/69 

21/72 

116/72 

123/73 


Kartell- 1 
vertrag 

nach Sachstand 

§ 106 I 
Abs. 2 I 


j rechtswirksam 
I geworden; eingetragen 
I ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 49 


4 


Vereinigung Neder- 
landsche Textiel 
Conventie 

Konditionenkartell für 
bedruckte Textilien 
§ 2 


B 2-630700- 
B- 11 7/65 


5 


Konditionenkartell 
der Hersteller von 
Watte-Vliesen aus 
vollsynthetischen 
Fasern 
§ 2 


B 2-631871- 
B- 114/70 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. II, Nr. 31 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. III, Nr. 21 


Konditionenkartell 
Garne (Natur- und 
Chemiefasergarne) 
e. V., früher: 
Konditionenkartell 
der Deutschen Baum- 
wollspinnerei e. V. 

§ 2 


B 2-633000- 
B-408/58 
179/61 
194/66 
65/69 
125/69 
57/70 
121/70 
274/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 4 



Zusatzkartell zum 
Konditionenkartell 
Garne (Natur- und 
Chemie-Fasergarne) 
e. V., früher: 
Zusatzkartell zum 
Konditionenkartell 
der Deutschen Baum- 
wollspinnerei 
§ 2 


B 2-633000- 
B-252/60 
180/61 
21/62 
106/64 
238/64 
195/66 
66/69 
126/69 
58/70 
275/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 69 


8 


Dreizylinder- 
spinnereien 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 


B 2-633 100- 
1-206/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. II, Nr. 60 


Bekanntmachung 
Nr. im Bundesanzeiger 


53/72 BAnz. Nr, 177 
vom 20. September 
1972 


63/65 BAnz. Nr. 189 
vom 7. Oktober 1965 


63/70 BAnz. Nr. 173 
vom 18. September 
1970 


13/73 BAnz. Nr. 46 
vom 7. März 1973 


14/73 BAnz. Nr. 46 
vom 7. März 1973 


110/66 BAnz. Nr. 215 
vom 18. November 1966 
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Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

9 

Spezialisierungskartell 
für SYNtric-Garne 
§ 5 Abs. 2 

B 2-633180- 
H- 123/65 
1-334/68 
11/70 
296/72 

— 

Erlaubnis erteilt; 
eingetragen ins 
Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 32 

10 

Rationalisierungs- 
kartell der Hersteller 
von bunten Garnen 
für Maschenwaren 
§ 5 b Abs. 1 

B 2-6331 80- 
Ib-251/73 


rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

11 

Übereinkunft der 
Kammgarnspinner 
§ 2 

B 2-633300- 
B- 16/59 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 11 

12 

Kammgarnspinnerei 
Bietigheim AG, 
Schachenmayer, 

Mann & Cie. 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-633300- 
1-264/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Karteliregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 66 

13 

Rationalisierungs- 
kartell von Spinne- 
reien des Fach- 
verbandes der Hart- 
faserindustrie e. V. 

§ 5 Abs. 1 1 

B 2-633500- 
E-585/58 
154 '67 
67/72 

! 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 5 

14 

Rationalisierungs- 1 

kartell für Sisal- 
Erntegarn von Spinne- ■ 
reien des Fach- 
verbandes der Hart- 
faser-Synthetik- 
Industrle e. V. 

§ 5 Abs. 1 

B 2-633545- 
E-98/65 
155/47 
65/72 
28/73 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 29 

15 

Konditionenkartell 
von Spinnereien des 
Fachverbandes der 
Hartfaserindustrie e. V. 
§ 2 

B 2-633549- 
B-88/63 
230/63 
156/67 
64/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. li, Nr. 4 

16 

Konditionenkartell 
der Deutschen Jute- 
Industrie e. V. 

§ 2 

B 2-633550- 
B-53/65 
142/65 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 25 

17 

Konditionenkartell 
der deutschen 
Baumwollzwirnerei 
§ 2 

B 2-633910- 
B-84/60 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr, 50 


noch Tabelle C 


Bekanntmachung 
Nr. im Bundesanzeiger 


81/72 BAnz. Nr. 223 
vom 29. November 
1972 


50/73 BAnz. Nr, 200 I 
vom 23. Oktober 1973 | 


25/59 BAnz. Nr. 104 
vom 4. Juni 1959 


9/67 BAnz. Nr. 20 
vom 20. Januar 1967 


71/58 BAnz. Nr. 4 
vom 8. Januar 1959 


33/73 BAnz. Nr. 143 
vom 3. August 1973 


53/63 BAnz. Nr. 168 
vom 10. September 
1963 


89/65 BAnz. Nr. 215 
vom 13. November 
1965 


87/60 BAnz. Nr. 133 
vom 14. Juli 1960 
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noch Tabelle C 


Lfd. Bezeichnung des Kartells; I 
Nr. Kartellart i 


Gesdiäfts- 

zeidien 


! Kartell- 
j vertrag 
I nach 

I § 106 
1 Abs. 2 


Sachstand 


Bekanntmachung 
Nr. im Bundesanzeiger 


18 ; Vereinigung Neder- 

I landsdie Textiel 
Conventie; 
Konditionenkartell 
für Rohgewebe 
§ 2 


19 


Konvention der 
Deutschen Seidenstoff- 
und Samtfabrikanten 
§ 2 


i 


20 


Deutsche Tuch- 
und Kleiderstoff- 
konvention 
§2 


21 


j Konvention der 
j Baumwollweberei 
und verwandter 
Industriezweige 
§2 


B 2-637100- 
B-191/67 


I 

! 

I 

B 2-637200- | 
B-134/59 1 

208/59 i 
92/60 
217/60 
158/63 
193/65 
271/65 
135/68 
79/70 
167/70 ! 

17/71 ' 

17/72 i 
53/72 j 

I 

B 2-637200- ! 
B-1 44/59 
126/60 ' 
201/60 
72/64 
69/65 j 
201/68 
242/68 
359/69 I 
89/70 
83/72 

B 2-637200- i 
B-1 64/59 
144/68 ! 

20/69 

174/70 i 
77/72 
78/72 


! rechtswirksam l 58/68 BAnz. Nr. 95 

I geworden; eingetragen | vom 21. Mai 1968 
I ins Kartellregister ^ 

I Abt. A, Bd. II, Nr. 85 | 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 19 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
: ins Kartellregister 
I Abt. A, Bd. I, Nr. 17 


49/72 BAnz. Nr. 169 
vom 8. September 1972 


47/72 BAnz. Nr. 167 
vom 6. September 1972 


rechtswirksam 
: geworden; eingetragen 
I ins Kartellregister 
! Abt. A, Bd. II, Nr. 22 


i 


52/72 BAnz. Nr. 169 
vom 8. September 1972 


22 I Konvention Deutscher 
j Futterstoffwebereien 
:§2 



B 2-637240- 
B-133/59 
93/60 
196/62 
22/63 
136/68 
80/70 
168/70 
119/71 
16/72 
54/72 


rechtswirksam 48/72 BAnz. Nr. 169 

geworden; eingetragen vom 8. September 1972 
ins Kartellregister 
i Abt. A, Bd. I, Nr. 18 i 
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noch Tabelle C 


1 



Kartell- 



Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

vertrag 
nach 
§ 106 

Sachstand 

Bekanntmadiung 

Nr. im Bundesanzeiger 


— — 


Äbs. 2 




23 

Vereinigung Neder- 
landsche Textiel 
Conventie; 
Konditionenkartell 
für Futterstoffe 
§2 

B 2-637240- 
B-1 08/65 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 30 

62/65 BAnz. Nr. 189 
vom 7. Oktober 1965 

i 

! 

24 

Verband Deutscher 
Krawattenstoff- 
webereien 
§§ 2 und 3 

B 2-637280- 
D-260/58 
272/65 
117/71 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 1 

5/58 BAnz. Nr. 87 
vom 8. Mai 1958 j 

25 

Rationalisierungs- 

verband 

Krawattenstoffe 
§ 5 Abs. 2 

B 2-637280- 
H-341/66 
374/68 
26/70 
142/71 


Änderung des KartelT 
beschlusses; Erlaubnis 
erteilt; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 91 

38/71 BAnz. Nr, 182 
vom 30. September : 

1971 

j 

26 

Fa. FÖcking & Cohausz, 
Rheiner Zwirnweberei 
GmbH 

§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-637320- 
1-29/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 61 

! 

108/66 BAnz. Nr. 211 | 

vom 10. November 1966 

27 

Hersteller von Decken 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

B 2-637410- 
1-97/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 49 

59/66 BAnz. Nr. 110 
vom 16. Juni 1966 j 

28 

Vereinigung Neder- 1 

landsche Textiel 
Conventie; 
Konditionenkartell 
für Schlaf- und 
Reisedecken 
§ 2 

B 2-637410- 
B- 147/66 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 55 

81/66 BAnz. Nr. 154 

Tom 19. August 1966 

29 

Konvention der 
Deutschen Schirm- 
stoffwebereien 
GUR-Kartell 
§§ 2 und 3 

B 2-637700- 
B- 119/60 
210/60 
192/65 
258/65 
291/66 
246/68 
62/70 
141/70 
70/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 55 

50/72 BAnz. Nr. 169 
vom 8. September 1972 

1 

30 

Konvention der 
Deutschen Heimtextil- 
Industrie e. V. 

§ 2 

B 2-637800- 
B- 164/60 
31/62 
130-132/62 
224/67 
252/68 
10/69 
221/69 
217/70 
184/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 61 

89/72 BAnz. Nr. 242 
vom 28. Dezember 1972 
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noch' 

Fabelle C 





Lfd. 

Nr. 

, 

Bezeichnung des Kartells; ^ 
Kartellart j 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag ' 
nach 
§ 106 1 
Abs. 2 1 

Sachstand ! 

i 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

1 

31 

! 

Normenkartell für 
Kokosmatten aus 
Läuferstoffen 
§ 5 Abs. 1 

B 2-637820- 
E-422/68 
53/69 ; 

1 

i 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. 11, Nr. 98 

7/69 BAnz. Nr. 19 
vom 29. Januar 1969 

32 

Deutsche Wirker- und 
Strickerkonvention 
§ 2 

B 2-639000- 
B-248/59 
211/68 
122/68 
59/72 

1 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. 1, Nr. 30 

46/72 BAnz. Nr. 167 
vom 6. September 1972 

nicht bekanntgemacht: 




33 

Exportkartell 
§ 6 Abs, 1 

B 2-44/63 

— 

rechtswirksam 

geworden 

— 

34 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-1 10/64 
75/65 

45 '66 
342/66 
348/66 
22/72 


rechtswirksam 

geworden 


35 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-195/65 

— ' 

rechtswirksam 

geworden 

— 

36 

Exportkartell 

§ 6 Abs. 1 

B 2-42/66 


rechtswirksam 

geworden 

! 

37 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-184/67 
66/73 

: — 

rechtswirksam 

1 geworden 





Bekleidung 


1 

Kartellvereinigung 
Bekleidungsindustrie 
§ 2 

B 2-640000- 
B- 13/60 
125/68 
228/72 


rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. 1, Nr. 31 

96 72 BAnz. Nr. 8 

: vom 12. Januar 1973 i 

i i 

1 

2 

Fachkartell Ober- 
' bekleidungsindustrie 
DOB-HAKA 
§^2 

B 2-64 1000- 
B-275 73 


rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

1 

56 73 BAnz. Nr. 213 
vom 13. November 

1973 

3 

1 

Fachkartell der 

Herren- und Knaben- 
! Oberbekleidungs- 
j Industrie 

1§2 

B 2-641100- 
B- 17/60 
129/68 
34/70 
119/73 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 35 

34 73 BAnz. Nr. 146 
vom 8. August 1973 
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Lfd. ! Bezeichnung des Kartells; i Geschäfts- 
Nr. i Kartellart i Zeichen 


Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 


Saclistand 


4 Fachkartell der 

Herren- und Knaben- 
Oberbekleidungs- 
industrie 
§2 


B 2-641100- 
B-342/64 


rcchtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartcllregister 
Abt. A, Bd. 11, Nr. 27 


5 


Fachkartell Damen- 
oberbeklcidungs- 
industrie 
(Bundesgebiet) 

§2 


B 2-641200- 
B-15/60 
204/65 
127/68 
231/72 


rcchtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 33 


6 


7 


Fachkartell der Damen- 
oberbekleidungs- 
industrie 
(Berlin- West) 

§ 2 


! Kartellverband Berufs- 
i und Sportbekleidungs- 
industrie 
§ 2 


B 2-641200- 
B-16/60 
85/65 
202/65 
128/68 
176/68 
340/68 
38/69 
231/69 
213/70 
79/71 
114/72 
236/72 

B 2-641400- 
B-14/60 
126/68 
175/68 
37/69 
235/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 34 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 32 


8 I Fachkartell der 

Wäsche- und Haus- 
bekleidungsindustrie 
§ 2 


B 2-642000- 
B-21/60 
126/63 
264/65 
134/68 
174/68 
39/69 
135/70 
212/70 
45/71 
230/72 


9 


Fachkartell der 
Mieder- und Leib- 
binden-Industrie 
§ 2 


B 2-642500- 
B-20/60 
262/65 
133/68 
234/72 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 39 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt. A, Bd. I, Nr. 38 


D ruck sache 7/^250 

noch Tabelle C 


B ek a n n tiu d chun g 
1 Nr. im Bundesanzeiger 


44/65 BAnz. Nr. 133 
vom 21. Juli 1965 


54/73 BAnz. Nr. 207 
vom 3. November 1973 


92/72 BAnz. Nr. 6 
vom 10. Januar 1973 


91/72 BAnz. Nr. 6 
vom 10. Januar 1973 


97/72 BAnz. Nr. 8 
vom 12. Januar 1973 


35/73 BAnz. Nr. 150 
vom 14. August 1973 
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noch Tabelle C 


Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Gesdiäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

10 

Wirtschaftliche 

B 2-644100- 


rechts wirksam 

i 90/72 BAnz. Nr. 6 


Vereinigung Deutscher 

B- 19/60 


geworden; eingetragen | vom 10. Januar 1973 


Krawattenfabrikanten 

131/68 


ins Kartellregister 



§ 2 

132/68 


Abt. A, Bd. I, Nr. 37 

1 



39/69 






232/69 




: 


210/70 



1 


i 

233/72 




11 

Fadikartell 

B 2-644400- 



rechtswirksam 

95/72 BAnz. Nr. 8 


Hosenträger- und 

B- 18/60 


geworden; eingetragen vom 12. Januar 1973 

1 

Gürteiindustrie 

86/65 


ins Kartellregister 



§ 2 

130/68 


Abt. A, Bd. I, Nr. 36 




211/70 






232/72 





1 

171/73 

i 






Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 


' ‘ 

> i 

: ! 
! 1 

Kondiitionenkartell , 

norddeutscher Mühlen 
§§ 2 und 3 

B 2-681100- 
D-300/72 


Konditionenkartell 
rechtswirksam 
geworden, eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 52 

18/73 BAnz. Nr. 66 
vom 4. April 1973 ; 

1 

i 

' 2 

1 

i 

Konditionenkartell 
westdeutscher Mühlen 
§§ 2 und 3 

B 2-681 100- 
D-301/72 


Konditionenkartell 
rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 54 

19/73 BAnz. Nr. 66 ' 

vom 4. April 1973 i 

1 

1 

' 3 

Konditionenkartell 
s ü d we s t d e u ts ch e r 
Mühlen 
§§ 2 und 3 

B 2-681 100- 
D-302/72 
112/73 


Konditionenkartell 
rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartei Iregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 53 

20/73 BAnz. Nr. 66 
vom 4. April 1973 

4 

Konditionenkartell 
bayerischer 
Handelsmühlen 
§§ 2 und 3 

B 2-681100- 
D-303/72 


Konditionenkartell 
rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 55 

21/73 BAnz. Nr. 66 
vom 4. April 1973 

5 

Konvention der Brot- 
und Backwaren- 
industrie Hessen 
§§ 2 und 3 

B 2-681710- 
D-2 13/62 


Konditionenkartell 
rechts wirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 94 

19/63 BAnz. Nr. 63 ! 

vom 30. März 1963 
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Nr. 

Lfd. 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

6 

Konditionenkartell 

B 2-682700- 


rechtswirksam 


der Deutschen 

B-209/69 


geworden; eingetragen 


Süßwarenindustrie 

215/70 


ins Kartellregister 


e. V. 

53/71 


Abt. A, Bd. III, Nr. 10 


§ 2 

259/72 





281/73 



7 

Hersteller von 

B 2-682748- 



rechts wirksam 


kandierten Früchten 

1-266/67 


geworden; eingetragen 


§ 5 a Abs. 1 Satz 2 



ins Kartellregister 





Abt. A, Bd. II, Nr. 82 

8 

Molkerei J. A. Meggle 

B 2-6831 40- 


rechtswirksam 


i und Georg Jäger oFIG 

1-153/66 


geworden; eingetragen 


§ 5 a Abs. 1 Satz 1 



ins Kartellregister 



1 

i 


Abt. A, Bd. II, Nr. 57 

9 

Nordmilch eGmbH, 

i B 2-683530- 



rechts wirksam 


Zeven und Hansa 

1-43/73 


geworden; eingetragen 


Milch, Ostholstein- 


i , 

ins Kartellregister 


Lübeck eGmbH 



Abt. A, Bd. III, Nr. 56 


§ 5 a Abs. 1 Satz 1 




10 

Backhefe-Konvention 

B 2-687351 - 



rechtswirksam 


e. V. 

B- 149/61 


geworden; eingetragen 


§ 2 

25/62 


ins Kartellregister 



104/63 


Abt. A, Bd. I, Nr. 76 



106/65 





250/65 





14/66 





146/66 





127/70 




nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-199/58 

ja 

rechtswirksam 

geworden 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-228/61 
263/66 
8/67 
155/73 


rechtswirksam 

geworden 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-96/68 
102/70 
104/73 

— 

rechts wirksam 
geworden 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

1 1 

B 2-235/71 

i 

i 

i 

1 

1 


rechtswirksam 

geworden 


noch Tabelle C 


Bekanntmachung 
Nr. im Bundesanzeiger 


29/73 BAnz. Nr. 131 
vom 18. Juli 1973 


25/68 BAnz. Nr. 56 
vom 20. März 1968 


80/66 BAnz. Nr. 152 
vom 17. August 1966 


25/73 BAnz. Nr. 109 
vom 14. Juni 1973 


46/66 BAnz. Nr. 91 
vom 14. Mai 1966 
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noch Tabelle C 


j 

! Lfd. 
Nr, 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 

1 

Verfahren vor den Landeskartellbehörden 




1 

15 

1 

Molkereien in Krefeld 
und Rheydt 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/D 2-72-21 

■ 

rechtswirksam 
geworden; eingetragen 1 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. II, Nr. 87 

4/68 BAnz. Nr. 107 
vom 1 1 . Juni 1968 

16 

Konditionenkartell 
der in Niedersachsen 
Bier vertreibenden 
Brauereien 
§ 2 

Nieder- 

sachsen 

321-50.12 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 58 

1 2/73 BAnz. Nr. 195 
vom 16. Oktober 1973 

i 


I 

Tabakwaren 


Interessen- 

B 2-691100- 

— 

rechtswirksam 

44/72 BAnz. Nr. 163 

gemeinschaft der 

C-153/61 


geworden; eingetragen 

vom 31. August 1972 

Zigarettenhersteller 

5/67 


ins Kartellregister 


(IGZ) 

62/67 


Abt. A, Bd. I, Nr. 77 

j 

GUR-Kartell 

377/68 




§ 3 

101/72 



1 

Rabatt-Umsatz- 

B 2-697 100- 



rechtswirksam 

16/73 BAnz. Nr. 62 

Vereinigung 

C-2 18/59 


geworden; eingetragen 

vom 29. März 1973 

Rauchtabak (RUV) 

184/63 


ins Kartellregister 


früher: 

32/72 


Abt. A, Bd. I, Nr. 43 


Gemeinschaft der 

198/72 



i 

Deutschen Rauch- und 

216/72 




Kautabak-Hersteller 

111/73 




(RUV) 





|§ 3 




! 


Handel mit bergbaulichen Erzeugnissen 

i 


nicht b e k a n n t g e m a c h t ; 


1 

Exportkartell 

B 1-532/58 j 

— 

' rechtswirksam ! 


§ 6 Abs. 1 

76/65 


i geworden 



27/66 1 




Handel mit feinmechanischen und optischen Erzeugnissen; Uhren 


Konditionenkartell 

B 5-712520- 

— 

rechtswirksam 

5/74 BAnz. Nr. 17 

der Mitglieder der 

B-70/67 

i geworden; eingetragen 

vom 25. Januar 1974 

ZentRa-Garantie- 

134/69 

ins Kartellregister 


gemeinschaft e. V. 

84/70 


Abt. A, Bd. II, Nr. 74 


i§ 2 

74/71 




i 

224/73 
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Drucksache 11225 ^ 


noch Tabelle C 


1 

Lfd. 
Nr. 1 

! 

Bezeichnung des Kartells; 
Kartellart 

Geschäfts- 
j Zeichen 

Kartell- | 
vertrag 
nach 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

i 

Bekanntmachung j 

Nr. im Bundesanzeiger 

1 

: nicht b e k a n n t g e m a c h t : 

2 1 Exportkartell ! B 5-219/68 

§ 6 Abs. 1 


rechtswirksam 

geworden 

1 


Handel mit Erzeugnissen der Landwirtschaft, Fischerei, 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie 


1 I Fleurop 

I § 5 Abs. 2 und 3 


I 

I 



B 2-7 12860- 
J-359/58 
180/63 
45/64 
92/64 
243/64 
10/65 
100/65 
166/65 j 
256/65 
170/66 
240/66 
331/66 
175/67 
372/67 
204/68 
411/68 
115/69 
149/69 
249/69 
60/70 
146/70 
19/71 
212/71 
232/71 
229/72 
368/72 
67/73 ! 

290/73 i 


Erlaubnis erteilt; 
eingetragen 
ins Kartellregister 
Abt, A, Bd. II, Nr. 3 


60/73 BAnz. Nr. 219 
vom 23. November 
1973 


nicht b e k a n n t g e m a c h t : 


2 1 Exportkartell 

1 B 2-2/65 

— 

1 rechtswirksam 

, § 6 Abs. 1 

i 


1 geworden 


Handwerk 


Gewerbe für Gesundheits- und Körperpflege, chemische und Reinigungsgewerbe 


1 ! 

Lieferbedingungen- 

B 3-721607- 

— 

rechtswirksam 


Gemeinschaft 

B- 15/59 


geworden; eingetragen 


deutscher Färbereien 

94/67 


ins Kartellregister 


und Chemisch- 
reinigungsbetriebe 
§ 2 

265/69 


Abt. A, Bd. I, Nr. 15 


35/70 BAnz. Nr. 93 
vom 23. Mai 1970 
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noch Tabelle C 

Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung des Kartells; 

Kartellart 

' 

Geschäfts- 

zeichen 

Kartell- 
vertrag 
nadi 
§ 106 
Abs. 2 

Sachstand 

Bekanntmachung 

Nr. im Bundesanzeiger 



Kulturelle Leistungen 

(ohne Filmwirtschaft) 


1 

Konditionenkartell 
des Vereins für 
Verkehrsordnung 
im Buchhandel 
§ 2 

B 4-745100- 
B-88/62 
207/62 


recht swirks am 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. I, Nr. 89 

58/73 BAnz. Nr. 213 
vom 13. November 

1973 1 

i 

Verfahren vor den Landeskartellbehörden 




2 

Spezialisierungskartell 
von Zeitungsverlegern; 
Südwestpresse GmbH 
§ 5 a Abs. 1 Satz 1 

Baden- 

Württem- 

berg 

37-88.6-5 

1109 



rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd. III, Nr. 25 

2/70 BAnz. Nr. 217 
vom 21. November 

1970 

1 

i ; 

i 


Erzeugnisse der Landwirtschaft, Fischerei, Nahrungs- und Genußmittelindustrie 

nicht b e k a n n t g e m a c h t : 




1 

Exportkartell 
§ 6 Abs. 1 

B 2-127/71 

— 

rechtswirksam 

geworden 



1 



Geld-, Bank- und Börsenwesen 


1 

Konditionenkartell 
des Pfandkredit- 
gewerbes 
§ 2 

B 4-809000- 
B-225/64 
274/64 

B 1-346/68 


rechtswirksam 
geworden; eingetragen 
ins Kartellregister 

Abt. A, Bd, I, Nr. 65 

3/69 BAnz. Nr. 17 
vom 25. Januar 1969 

1 
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II. Wettbewerbsbeschränkungen in den Ausnahmebereichen 


Seit dem 1. Januar 1958 sind beim Bundeskartellamt 28 Anmeldungen 
nach § 99, 17 Meldungen nach § 100, 258 Meldungen nach § 102, 
201 Meldungen nach § 102 a Abs. 1 und 42 244 Anmeldungen nach 
§ 103 eingegangen. 

Im übrigen wird wegen der Wettbewerbsbeschränkungen in den Aus- 
nahmebereichen auf die Ausführungen im Ersten Abschnitt verwiesen, 


175 



Drucksache 7/2250 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle D 


Zahl der bestehenden Preisbindungen und -empfehlungen 
aufgeschlüsselt nach Warenklassen und Warenarten 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 1 

Preisbindungen 

1 Stand: 

31. Dezember 1973 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 

Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Bergbauliche Erzeugnisse 

3 

6 

12 

20 


(6) 

( 12 ) 

( 12 ) 

( 22 ) 

Mineralölerzeugnisse und Kohlenwertstoffe 

4 

19 

10 

120 


(6) 

( 27 ) 

( 10 ) 

( 74 ) 

darunter 





vor allem Kraft- und Leuchtstoffe 

3 

19 

4 

10 


(5) 

( 24 ) 

(4) 

( 10 ) 

Schmieröle und sonstige öle 



— 

6 

77 


( 1 ) 

(3) 

(6) 

(69) 

Steine und Erden 

3 

16 

9 

108 


(3) 

( 49 ) 

(8) 

( 67 ) 

NE-Metalle und Metallhalbzeug 

1 

5 

1 

38 


(1) 

(5) 

( 1 ) 

( 38 ) 

Erzeugnisse der Ziehereien und Kaltwalzwerke und 

5 

256 

8 

1 804 

der Stahlverformung 

(5) 

( 307 ) 

(7) 

(1 767 ) 

darunter 





vor allem Gleitschutz-Traktoren- und ähnliche 

— 

— 

3 

1 181 

Ketten 

(-) 

(-) 

(3) 

(1 181 ) 

Feld- und Gartengeräte 

2 

254 

1 

4 


(4) 

( 309 ) 

( 1 ) 

(4) 

Stahlbauerzeugnisse 

— 

— 

3 

494 


(-) 

(-) 

( 1 ) 

( 61 ) 

Maschinenbauerzeugnisse 

13 

3 873 

176 

52 676 


( 13 ) 

(3 734 ) 

( 184 ) 

(55 088 ) 

darunter 





vor allem Holzbe- und -Verarbeitungsmaschinen 

— 

— 

8 

626 


(-) 

(-) 

(7) 

( 609 ) 


Die Angaben in den Klammern enthalten die Vergleidiszahlen nadi dem Stand vom 31. Dezember 1972. 

2) Eine Anzahl von Unternehmen hat Preisbindungen und/oder Preisempfehlungen für mehrere Warenarten ange- 
meldet. Während bei den im Textteil unter 1. und 2. aufgeführten Gesamtzahlen jedes Unternehmen aber nur 
einmal gewählt wurde, erscheinen in der Aufstellung eine Reihe von Unternehmen mehrfach, soweit sie nämlich 
für die verschiedenen Warenarten jeweils Preisbindungen oder Preisempfehlungen angemeldet haben. Die Summe 
der Unternehmen in der Aufstellung ist daher größer als die im Textteil aufgeführten Gesamtzahlen. 
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noch Tabelle D 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1973 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 0 


Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen -) 

Erzeug- 

nisse 

Ottomotoren; Dieselmotoren 



7 

359 


(-) 

(-) 

(6) 

(328) 

Gewerbliche Kühlschränke und Tiefkühltruhen über 





3 

11 

2501 

(-) 

(-) 

(3) 

(11) 

Heizungsumwälzpumpen 

1 

155 

5 

73 


(2) 

(230) 

(5) 

(67) 

Trocknungsanlagen und Maschinen für die Landwirt- 

_ — 

— 

11 

1 489 

schaft 

(-) 

(-) 

(12) 

(1 653) 

Straßenbaumaschinen 



9 

65 


(1) 

(3) 

( 8 ) 

(61) 

Sonstige Landmaschinen, Zubehör und Schlepper- 

3 

92 

128 

33 602 

anbaulader 

( 3 ) 

(95) 

(136) 

(35 702) 

Dreirad- und Vierradschlepper (Ackerschlepper und 

_ 



22 

4 852 

Zubehör) 

(-) 

(-) 

(25) 

(5 2.38) 

Unterhaltungs- und Spielautomaten; Ausschütt wagen 

1 

3 

4 

116 


(3) 

(4) 

(4) 

(116) 

Büromaschinen und Zubehör 





1 

18 


(1) 

(20) 

(1) 

(18) 

Nähmaschinen 





2 

84 


(-) 

(-) 

(2) 

(10) 

Armaturen und Zubehör 

3 

3 621 

4 

2 100 


( 5 ) 

(3 380) 

(4) 

(2 100) 

Landfahrzeuge 

22 

84 664 

47 

2 904 


(22) 

(84 911) 

(47) 

(5 164) 

darunter 





vor allem Personenkraftwagen und Klein- 

16 

158 

6 

68 

omnibusse 

(17) 

(151) 

(6) 

(63) 

Kombinationskraftwagen 

6 

43 

2 

9 


( 7 ) 

(41) 

(1) 

(1) 

Liefer- und Lastkraftwagen ‘ 

3 

40 

2 

55 


( 5 ) 

(54) 

(-) 

(-) 
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noch Tabelle D 


Warenklassen und Warenarten j 

Zahl der bestehenden | 

Preisbindungen ; 

Stand: 

31 . Dezember 1973 0 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

3 . August 1973 ^) 

1 

Unter- j 

nehmen j 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

j 

1 

Krafträder 

1 

4 

5 

62 


(1) 

(4) 

(5) 

(62) 

Mopeds 

1 

4 

4 

21 


(1) 

(4) 

(4) 

(21) 

Teile und Zubehör für Kraftfahrzeuge 

16 

84 395 

17 

2 553 


(19) 

(84 642) 

(15) 

(2 126) 

Anhänger-Fahrzeuge (ohne Fahrradanhänger) 

— 

— 

10 

1 222 


(-) 

(-) 

(10) 

(1 222) 

Luftbereifte Gespannfahrzeuge und Zubehör 

— 

— 

11 

1 396 


(-) 

(-) 

(13) 

(1 608) 

Elektrotechnische Erzeugnisse 

69 

1 180 

136 

1 29 139 

darunter 

(78) 

(2 300) 

(133) 

j (27 638) 

vor allem Elektrowerkzeuge und Zubehör, 



— 

16 

5 546 

Geräteschalter 

(-) 

(-) 

(15) 

(4 385) 

Elektrowärmegeräte und Zubehör 

16 

159 

24 

397 


(19) 

(167) 

(24) 

(411) 

Elektrische Kühlschränke, Kühltruhen bis 250 1 und 

7 

33 

4 

131 

Zubehör 

(10) 

(38) 

(4) 

(111) 

Elektrische Leuchten 

1 

6 

13 

4 152 


(1) 

(6) 

(12) 

(3 250) 

Elektronenblitzgeräte, Batterie- und Dynamoleuchten 




5 

9 


(-) 

{-) 

(5) 

(9) 

Elektrische Glühlampen 




3 

251 


(7) 

(200) 

(4) 

(491) 

Entladungslampen und Zubehör 





3 

28 


(-) 

(-) 

(3) 

(28) 

Rundfunkgeräte und Musiktruhen 

13 

133 

25 

235 


(18) 

(206) 

(25) 

(232) 

Fernsehgeräte und Kombinationen 

8 

42 

12 

100 


(12) 

(60) 

(11) 

(97) 

Sonstige Hochfrequenzgeräte und Zubehör für Rund- 

— 

. — . 

9 

231 

funk- und Fernsehempfangsgeräte 

(4) 

(52) 

(9) 

(230) 
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noch Tabelle D 


Warenklasseii und Warenarten 

i 

1 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1973 b 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 ^) 

Unter- 
nehmen “) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen -) 

Erzeug- 

nisse 

Elektrische Tonaufnahme- und -Wiedergabegeräte 

9 

84 

20 

382 


(14) 

(150) 

(20) 

(370) 

Mikrophone, Tonabnehmer, Kopfhörer, Lautsprecher, 

17 

181 

29 

1 081 

Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für elektroakusti- 

(17) 

(239) 

(30) 

(1 086) 

sehe Geräte 





Schallplatten (bespielt) 

1 

285 

7 

12 595 


(1) 

(411) 

(8) 

(12 540) 

Feinmechanische und optische Erzeugnisse; Uhren 

37 

7 228 

153 

27 593 


(40) 

(10 781) 

(150) 

(24 105) 

darunter 





vor allem Ferngläser, Fernrohre und Zubehör 

1 

2 

4 

65 


(1) 

(2) 

(4) 

(65) 

Optische Meßinstrumente sowie Zubehör 

2 

418 

3 

96 


(2) 

(638) 

(2) 

(7) 

Objektive für Foto-, Projektions- und Kinoapparate 

1 

9 

8 

306 


(1) 

(9) 

(9) 

(456) 

Fotoapparate 

1 

5 

9 

88 


(1) 

(5) 

(9) 

(79) 

Foto-, Neben- und Zusatzapparate, Fotokopierma- 

1 

29 

10 

429 

schinen, Fotolaborgeräte 

(1) 

(29) 

(10) 

(314) 

1 

Fotobedarf, Belichtungsmesser sowie Zubehör, Ein- 

2 

248 

19 

2 276 

j zel- und Ersatzteile 

(2) 

(248) 

(19) 

(1 580) 

Projektions- und Kinogeräte 

3 

40 

17 

35 


(3) 

(40) 

(18) 

(36) 

Projektionswände, Filmbe- und -Verarbeitungsge- 

1 

2 

12 

475 

räte, Zubehör, Einzel- und Ersatzteile 

(1) 

(2) 

(12) 

(475) 

Lehrmittel und Laborgeräte 

4 

19 



i 

j 

(4) 

(19) 

(-) 

(-) 

: Ärztliche, zahnärztliche und tierärztliche Geräte 

2 

53 

6 

315 

i 

(2) 

(53) 

(5) 

(93) 

Kleinuhren 

16 

4 232 

79 

19 966 

1 

(18) 

(5 865) 

(79) 

(18 077) 
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noch Tabelle D 


Warenklassen und Warenarten 

' Zahl der bestehenden 

Preisbindungen 

Stand; 

31. Dezember 1973 h 

1 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 


Unter- 
nehmen “) 

1 Erzeug- 

! nisse 

Unter- 
nehmen ^) 

Erzeug- 

nisse 

Großuhren 

9 

677 

18 

1 859 


(10) 

(1 355) 

(18) 

(1 752) 

Kurzzeitmesser und Zeitauslöser 

2 

14 

4 

12 


(2) 

(19) 

( 4 ) 

(12) 

Eisen- und Metallwaren, Handelswaffen ^ 

68 

1 822 

118 

16 944 

darunter 

(75) 

(9 462) 

(111) 

(15 257) 

vor allem Pistolen und Revolver 

1 

1 

4 

16 


(1) 

(1) 

( 4 ) 

(11) 

Sport- und Jagdgewehre 

2 

27 

6 

185 

i 

(2) 

(27) 

(6) 

(178) 

Schießbedarf für Handelswaffen * 



3 

98 


(1) 

(118) 

( 3 ) 

(85) 

Öfen und Zubehör 

6 

90 

4 

101 


(?) 

(98) ^ 

( 4 ) 

(103) 

1 

Herde und Zubehör ' 

2 

13 

6 

37 


( 3 ) 

( 19 ) 

(6) 

(37) 

Geräte und Bedarfsartikel aus Stahlblech für Haus- 

5 

63 

12 

1 177 

und Landwirtschaft 

( 8 ) 

(106) 

(12) 

(771) 

Stahlrohrmöbel, geschweißte Stahlblechrohre 

3 

29 

7 

418 


( 5 ) 

(88) 

(?) 

(455) 

Haushalt- und Küchengeräte und Bedarfsartikel aus 

6 

124 

5 

201 

NE-Metallblechen 

(?) 

(128) 

( 5 ) 

(234) 

Schneidwaren 

7 

51 

6 

79 


(6) 

(53) 

(6) 

(77) 

Bestecke und Tafelhilfsgeräte 





14 

8 592 


( 4 ) 

(4 252) 

(12) 

(9 049) 

Küchenmaschinen und verwandte Geräte 

4 

36 

4 

59 


( 4 ) 

(38) 

( 4 ) 

(59) 

Haushalts-, Personenwaagen und Zubehör 

3 

3B 

3 

9 


( 3 ) 

(40) 

(2) 

( 5 ) 

Tafelgeräte 





9 

747 


(1) 

(1 488) 

( 9 ) 

(712) 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1973 h 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 ^) 


Unter- | 

nehmen -) | 

Erzeug- 
nisse 1 

Unter- 
nehmen -) 

Erzeug- 

nisse 

Galanteriewaren 

15 

233 

10 

112 


( 15 ) 

( 277 ) 

(9) 

( 94 ) 

Taschen- und Tischfeuerzeuge 

5 

372 

10 

225 


( 8 ) 

( 477 ) 

( 10 ) 

( 197 ) 

Büro- und Schreibgeräte 

6 

196 

9 

507 


( 6 ) 

( 313 ) 

( 8 ) 

( 262 ) 

Haushalts- und gewerbliche Drahtwaren 



— 

1 

1 

( 2 ) 

(3) 

( 1 ) 

( 1 ) 

Metallfolien, Dosen, Hülsen und sonstige Metall- 

2 

7 

3 

13 

kapseln 

(3) 

( 12 ) 

(3) 

( 14 ) 

Metallkurzwaren 

3 

3 

6 

460 


(3) 

(3) 

(5) 

1 ( 309 ) 

Füllhalter, Kugelschreiber u. ä. 

5 

377 

16 

805 


(5) 

( 570 ) 

( 16 ) 

( 728 ) 

Musikinstrumente, Spielwaren, Turn- und Sportge- 

92 

11 099 

158 

21 062 

räte, Schmuckwaren, bearbeitete Edelsteine, Musik- 
instrumente aller Art 

( 92 ) 

(10 845 ) 

( 151 ) 

(17 413 ) 

darunter 





vor allem Klaviere, Flügel und Harmonien 

6 

230 

5 

94 


( 10 ) 

( 357 ) 

(5) 

( 94 ) 

Zupfinstrumente 

2 

51 

3 

500 


( 2 ) 

( 45 ) 

(3) 

( 500 ) 

Schlag-, Effekt- und Signalinstrumente 

1 

4 

6 

1 349 


( 1 ) 

(4) 

( 6 ) 

(1 349 ) 

Blasinstrumente 

1 

82 

8 

637 


( 1 ) 

( 77 ) 

( 8 ) 

( 673 ) 

Mund- und Handharmonika 





2 

177 


(-) 

M 

( 2 ) 

( 180 ) 

Blech- und Metallspielwaren 

17 

2613 

3 

154 


( 13 ) 

(2 491 ) 

(3) 

( 194 ) 

Holzspielwaren 

10 

322 

1 

2 


(9) 

1 

( 347 ) 

( 1 ) 

( 2 ) 
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noch Tabelle D 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1973 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 


Unter- 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Musik- und Sportspielwaren 

5 

35 

3 

28 


(4) 

(18) 

(2) 

(25) 

Stoff- und Fellspielwaren 

4 

887 






(4) 

(891) 

(-) 

(-) 

Papier-, Pappe- und Massespielwaren 

12 

2 079 

9 

1 091 


(10) 

(1 834) 

(7) 

(1 014) 

Sonstige Spielwaren 

24 

3 629 

6 

2 171 


(24) 

(3 588) 

(5) 

(87) 

Geräte für Tennissport 

6 

39 

4 

114 


(6) 

(38) 

(4) 

(109) 

Geräte für Eis- und Wintersport 

11 

174 

6 

125 


(13) 

(192) 

(6) 

(118) 

Geräte für Schwimm- und Wassersport, Geräte für 





7 

1 505 

Angelsport 

(1) 

(9) 

(6) 

(1 099) 

Uhrenarmbänder aus Silber, Gold, Platin, Platin- 

2 

115 

103 

11 132 

beimetallen und der Plattierungen 

(3) 

(146) 

(102) 

(11 220) 

Anorganische Chemikalien und Grundstoffe 

3 

55 

16 

234 

darunter 

(2) 

(57) 

(14) 

(148) 

vor allem Düngemittel für Topf- und Garten- 

3 

55 

13 

220 

pflanzen 

(2) 

(57) 

(11) 

(134) 

Organische Chemikalien 

3 

6 

4 

1 

12 


(4) 

(9) 

(4) 

(12) 

Pharmazeutika 

46 

707 

56 

638 

darunter 

(48) 

(717) 

(50) 

(461) 

vor allem pharmazeutische Chemikalien 

3 

9 

1 

1 


(3) 

(8) 

(1) 

(1) 

; 1 

Desinfektionsmittel 

6 

24 

10 

88 


(6) 

(26) 

(9) 

(86) 

Humanpharmazeutische Spezialitäten 

31 

342 

28 

117 


(32) 

(336) 

(24) 

(89) 
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Drucksache 7/2250 


noch Tabelle D 


Warenklassen und Warenarten 

I 


Drogen sowie Extrakte pflanzlicher und tierischer 
1 Herkunft 


Dentalmedizinische und dentaltechnische Erzeugnisse 


: Veterinär-pharmazeutische Erzeugnisse 

j 

Mineralölfarben und Teerfarbstoffe 


Kunststoffe 

darunter 

vor allem Schmalfilme, Packfilme, Roll- und Klein- 
I bildfilme, Planfilme und sonstige Filme 

Fotografische Papiere 

Fotochemische Materialien 

Chemische Technische Erzeugnisse 
: darunter 

i vor allem öl-, Leim- und Wasserfarbe, Lacke 

Klebstoffe und Bindemittel 

i 

Feinseifen- und Körperpflegemittel — Geschenk- 
packungen 

Feinseifen 

I Rasierseifen und Rasiercreme 
Haarwaschmittel 


Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen -) 

Erzeug- 

nisse 

8 

173 

4 

42 

(8) 

(173) 

( 5 ) 

(42) 

6 

118 

6 

216 

(8) 

(135) 

( 5 ) 

(81) 

1 

8 

2 

14 

(2) 

( 6 ) 

(2) 

(7) 

2 

3 

3 

27 

(2) 

(8) 

(4) 

(38) 

3 

272 

11 

2 371 

( 3 ) 

(272) 

(11) 

(2 350) 

1 

48 

5 

1 454 

(1) 

(48) 

(5) 

(1 439) 

1 

15 

5 

488 

(1) 

(15) 

( 5 ) 

(465) 

1 

9 

7 

424 

(1) 

(9) 

(7) 

(411) 1 

136 

8 434 

224 

5 497 

(142) 

(8 705) 

(204) 

(5 088) 



5 

120 

(1) 

(1) 

(4) 

(127) 

1 

2 

6 

14 

252 

(3) 

(13) 

(13) 

(245) 

1 

25 

512 

11 

i 

159 i 

(25) 

(708) 

(13) 

(153) 1 

47 

492 

41 

1 

184 

(49) 

(470) 

(43) 

(201) 

27 

109 

24 

51 

(29) 

(108) 

(20) 

(40) 

31 

170 

43 

182 

(30) 

(168) 

(42) 

(209) 


Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1973 
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noch Tabelle D 



Zahl der bestehenden | 

Zahl der bestehenden 

1 

, Preisbindungen 

Preisempfehlungen 

1 

Stand; 1 

Stand: 

1 Warenklassen und Warenarten 

1 31. Dezember 1973 h | 

' 1 

3. August 1973 



Unter- 
nehmen “) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen “) 

Erzeug- ! 

nisse 

Waschmittel für Grob-, Bunt- und Feinwäsche 

5 

17 

17 

134 


( 4 ) 

(17) 

(16) 

(129) 

Rostlösemittel, Schleifpasten und sonstige Reini- 

14 

89 

51 

352 

gungs- und Putzmittel 

(17) 

(94) 

(48) 

(333) 

Autowasch- und Pflegemittel 

2 

6 

14 

309 


(1) 

(6) 

(12) 

(298) 

Alkoholische Duft- und Hygiene-Wasser 

67 

1 639 

48 

465 

(72) 

(1 659) 

(39) 

(400) 

Parfüms 

39 

706 

6 

35 


(39) 

(678) 

( 4 ) 

(21) 

Kopf- und Haarwasser, Haarfestlegemittel 

35 

215 

54 

399 


(34) 

(179) 

(52) 

(400) 

Hautcremes und -emulsionen 

59 

1 901 

59 

614 


(62) 

(1 876) 

(49) 

(522) 

Zahnpflegemittel 

18 

65 

17 

124 


(13) 

(67) 

(16) 

(116) 

Gesichtspuder und sonstiger Puder 

36 

257 

17 

50 


(35) 

(283) 

(16) 

(44) 

Schönheitspflegemittel 

42 

1 388 

21 

341 


(44) 

(1 359) 

(18) 

(268) 

Saaten- und Pflanzenschutzmittel, Schädlings- 

2 

2 

17 

95 

bekämpfungsmittel 

(2) 

(15) 

(16) 

(68) 

Schuhcreme, sonstige Schuh- und Lederpflegemittel, 

_ 


10 

48 

Schwärzen und Tinten für Leder und Schuhe 

(2) 

(2) 

(11) 

(48) 

Fußbodenpflegemittel 

5 

52 

11 

59 


( 5 ) 

(55) 

(12) 

(64) 

Rechen- und Büromaschinen 

4 

11 

10 

985 

darunter 

( 4 ) 

(36) 

(6) 

(858) 

vor allem Datensysteme 



i 

3 

51 


(-) 

(-) 

(1) 

(19) 
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noch Tabelle D 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1973 h 

Zahl der bestehenden 
Prcisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 g 


Unter- 
nehmen “) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen “) 

Erzeug- 

nisse 

! 

Rechenmaschinen, Spezialrechenmaschinen elektr. 



2 

55 

(-) 

(-) 

(2) 

(55) 

Vervielfältigungs- und Offsetumdruckvervielfälti- 

1 

5 

2 

849 

gungs-Maschinen, Adressiermaschinen 

(3) 

(34) 

(1) 

(761) 

Feinkeramische Erzeugnisse 

4 

155 

15 

46 827 

darunter 

(5) 

(184) 

(8) 

(31 249) 

vor allem Haushaltsgeräte aus Porzellan, undeko- 

— 


10 

40 924 

riert und dekoriert 

M 

(-) 

(3) 

(26 497) 

Feinkeramische Schleifscheiben und andere Schleif- 

2 

3 

2 

125 

mittel 

(2) 

(3) 

(2) 

(125) 

Glas und Glaswaren 

7 

239 

19 

5 828 

darunter 

(8) 

(388) 

(17) 

(4 681) 

vor allem Konservenglas, Haushalts- und Wirt- 

2 

216 

14 

2718 

schaftsglas, gepreßtes Bleikristall, weiße Flaschen 

(5) 

(370) 

(11) 

(2 078) 

Hohlglas für Laboratorien und Krankenpflege 

1 

1 

! 

2 

3 101 


(1) 

(1) 

(2) 

(2 616) 

Holzwaren 

22 

562 

175 

176 565 

darunter 

(24) 

(719) 

(164) 

(158 068) 

vor allem Einbauküchen 

1 

7 

52 

67 415 


(1) 

(7) 

(53) 

(59 258) 

Zimmer- und Küchenmöbel aus Holz 

5 

440 

91 

76 275 


(5) 

(480) 

(84) 

(64 211) 

Büromöbel aus Holz 





11 

8 457 


{-) 

(-) 

(11) 

(10 950) 

Pinsel, Bürsten und Besen 

15 

104 

19 

159 


(16) 

(119) 

1 

(17) 

(160) 

Holzschliff, Zellstoff- Papier und Pappe 

4 

89 

4 

19 


(7) 

(155) 

(4) 

(19) 
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noch Tabelle D 


! 

Warenklassen und Warenarten | 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1973 i) 

1 

Zahl der bestehenden 1 

Preisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 ^) 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen -) 

Erzeug- i 

nisse 

Papier- und Pappewaren 

28 

2 535 

58 

t 

3 232 ' 


(46) 

(7 736) 

(53) 

(2 996) i 

darunter 





vor allem Tapeten und Tapetensorten aus Papier 

7 

2 388 

6 

619 ! 


(25) 

(7 460) 

(4) 

(467) ; 

Imprägniertes und gummiertes Papier 

1 

10 

11 

486 ! 


(1) 

(10) 

(11) 

(455) ! 

Geschäftsbücher, System-Buchungsmittel und Büro- 

2 

5 

7 

1 144 

hilfsmittel 

(2) 

(5) 

(7) 

(1 143) 

Briefumschläge und Papierausstattungen 

3 

38 

4 

291 i 


(3) 

(63) 

(4) 

(291) 

Zellstoffwattewaren und Kreppwaren 

8 

59 

20 

207 ! 


(12) 

(110) 

(17) 

(151) 

Abreißrollen, Einschlagpapier und sonstige Erzeug- 

5 

22 

13 

120 

nisse aus Papier und Pappe 

(10) 

(60) 

(11) 

(112) 

i 

Druckereierzeugnisse, Lichtpaus und verwandte 

4 

203 

11 

229 1 

Waren 

(5) 

(201) 

(11) 

(111) 

Kunststoff erzeugnisse 

42 

3 147 

67 

4 668 


(45) 

(3 231) 

(63) 

(4 538) 

darunter 





vor allem Konfektionsmaterial 

6 

680 

6 

20 


(6) 

(690) 

(6) 

(31) ; 

1 

Kunststofferzeugnisse für den Haushalt und täg- 

19 

2 030 

24 

1 352 i 

lichen Bedarf 

(22) 

(2 096) 

(22) 

(1 297) 

i 

1 

1 

Fußbodenbeläge und sonstige Beläge aus Kunststoff 

2 

258 

7 

230 


(2) 

(166) 

(5) 

(114) 

Plastikfolien 

1 

6 

6 

84 


(1) 

(6) 

(5) 

(73) 

Gummi- und Asbestwaren 

19 

8 587 

23 

7 016 


(21) 

(8 521) 

(22) 

(6 880) 

darunter 





vor allem Personenwagendecken 





1 

10 

2 461 


(-) 

(-) 

(10) i 

(2 429) 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSdChG 712.250 


noch Tabelle D 


Wdrenklassen und Warenarten 

1 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1973 h 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 h 

1 

Unter- 
1 nehmen-) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen -) 

Erzeug- 

nisse 

Personenwagenschläuche 



9 

297 


(-) 

(-) 

(9) 

(297) 

1 Lastwagendecken 

— 



10 

1 879 


(-) 

(-) 

(10) 

(1 791) 

Lastwagenschläuche 



10 

361 


(-) 

H 

(10) 

(342) 

! Keilriemen 

9 

8 333 






(9) 

(8 225) 

(-) 

(-) 

Hochdruckdichtungsplatten sowie Ringe, Rahmen 

1 

4 

1 

1 

11 ! 

und Formstücke aus It-Platten, Asbest-Filtriermate- 
i rial 

(1) 

(4) 

(1) 

(11) 

j 

1 Leder, Lederwaren und Schuhe 

9 

3 047 

37 

2 671 

! darunter 

1 

(9) 

(1 416) 

(37) 

(1 307) 

vor allem Geschirr- und Blankleder; Sattler- und 

— 

— 

12 

124 

Feinsattlerwaren aus Leder 

(-) 

(-) 

(14) 

(128) 

Feinsattler- und Feintäschnerwaren aus Austausch- 

4 

25 

8 

151 

j stoffen 

i 

(4) 

1 (25) 

(8) 

(144) 

: 

Lederstraßenschuhe 

1 

2 957 

5 

1 705 


(1) 

1 (1 348) 

(5) 

(688) 

Textilien 

64 

10 762 

94 

11 012 

darunter 

(66) 

(10 547) 

(89) 

(10 175) 

vor allem Näh- und Stopfmittel, Handstrick- und 

6 

173 

2 

41 

Handarbeitsgarn 

(6) 

(178) 

(2) 

(41) 

Bänder, Gurte, Flechtartikel, Posamentenartikel aller 

5 

316 

7 

131 

Art 

(5) 

(291) 

(7) 

(89) 

Spinnstoffwaren der Grobgarnindustrie und sonstige 

3 

48 

6 

20 

Spinnstoffwaren 

(3) 

(47) 

(6) 

(19) 

Haus-, Bett- und Tischwäschestoff sowie Frottierge- 

9 

839 

12 

825 

webe und Dekorationsstoff aus sonstigem Material 

(8) 

(932) 

(11) 

(617) 
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Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1973 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 0 

Unter- 
nehmen -) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- j 

nehmen -) 

Erzeug- 

nisse 

Teppiche 

3 

1 165 

19 

580 


(3) 

(831) 

(15) 

(479) 

Gewirkte oder gestrickte Oberbekleidung für Man- 

6 

316 

2 

47 

ner 

(6) 

(336) 

(3) 

(65) 

Gewirkte oder gestrickte Oberbekleidung für Frauen 

8 

735 

4 

1 163 

und Mädchen 

(9) 

(769) 

(5) 

(1 002) 

Gewirkte oder gestrickte Leibwäsche für Männer 

7 

718 

13 

1 213 

und Knaben 

( 7 ) 

(590) 

(12) 

(1 172) 

Gewirkte oder gestrickte Leibwäsche für Frauen und 

25 

3 395 

20 

946 

Mädchen 

(26) 

(3 492) 

(21) 

(900) 

Herrenstrümpfe und Socken 

7 

150 

5 

259 


( 7 ) 

(160) 

( 4 ) 

(258) 

1 Frauenstrümpfe 

14 

250 

14 

88 


(14) 

(256) 

(14) 

(87) 

Trainingsanzüge, -Jacken und -hosen, Bade-, Strand- 

14 

1 825 

3 

324 

und Sportbekleidung und sonstige Wirk- und Strick- 

(11) 

(1 703) 

( 3 ) 

(324) 

waren 





Bekleidung 

52 

3 996 

55 

4 377 


(50) 

(3 828) 

(50) 

(4 101) 

darunter 





vor allem Sport-, Strand- und Badebekleidung 

5 

585 

10 

1 161 


( 4 ) 

(440) 

(7) 

(676) 

Leibwäsche für Knaben und Männer 

5 

110 

3 

9 


(5) 

(110) 

( 3 ) 

(43) 

Leibwäsche für Frauen und Mädchen 

7 

1 252 

9 

133 


(8) 

(1 091) 

(9) 

(131) 

Mieder-, Medizinische Leibbinden u. ä. 

14 

951 

9 

397 


(13) 

(900) 

(11) 

(391) 

Haus-, Bett- und Tischwäsche 

9 

557 

7 

157 


( 9 ) 

(519) 

(7) 

(234) 

Kopfbedeckungen für Männer und Knaben 

8 

34 

— 

— 


(8) 

1 (31) 

(-) 

(-) 
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noch Tabelle D 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1973 h 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 i) 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- | 

nehmen 

Erzeug- 

nisse 

Taschenschirme für Damen und Herren 

5 

56 




( 5 ) 

(56) 

(-) 

(-) 

Matratzen mit und ohne Federkern 

1 

4 

10 

1 380 


(1) 

( 4 ) 

(10) 

(1 380) 

Erzeugnisse der Ernährungsindustrie 

130 

2 408 

640 

21 083 

darunter 

(166) 

(4 493) 

(606) 

(16 906) 

vor allem Mahl- und Schälmühlenerzeugnisse 

8 

38 

23 

106 


(15) 

(101) 

(23) 

(106) 

Nährmittel 

24 

553 

89 

1 532 


(52) 

(1 116) 

(91) 

(1 139) 

Brot, Pumpernickel, Knäckebrot usw. 

2 

96 

122 

3 866 


( 4 ) 

(146) 

(110) 

(3 418) 

Kleingebäck und Feingebäck 

3 

52 

88 

4 539 


(1) 

(51) 

(77) 

(4 101) 

1 

1 Verbrauchszucker, Kandis und sonstige Erzeugnisse 

8 

44 

7 

42 

der Zuckerindustrie 

1 

(8) 

(45) 

1 

( 7 ) 

(42) 

Verarbeitetes Obst und Gemüse 

12 

236 

64 

1 125 

i 

(23) 

(959) 

(64) 

(1 115) 

Süßwaren; Dauerbackwaren 

5 ^ 

137 

24 

483 


( 9 ) 

i 

(360) 

(24) 

(396) 

Kakaoerzeugnisse 

4 

17 

20 

77 

1 

( 7 ) 

(20) 

(20) 

(65) 

Massive Schokolade 

9 

96 

19 

219 


(11) 

(91) 

(20) 

(219) 

j Gefüllte Schokolade 

2 

12 1 

13 

138 


(2) 

(10) 

(13) 

(136) 

Pralinen 

8 ' 

246 

17 

778 


(10) 

(267) j 

(16) 

(695) 

Karamellen, Kaugummi, Dragees, Fondant u. ä. 

10 

42 

49 

552 


(12) 

(51) 

(44) 

(516) 
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noch Tabelle D 


Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1973 ^) 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 


Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Unter- 
nehmen 2) 

Erzeug- 

nisse 

Milch, Butter und Molkereikäse 

4 

8 

67 

908 


(4) 

(8) 

(65) 

(862) 

Margarine 

4 

17 

10 

37 


(9) 

(37) 

(9) 

(33) 

Fleisch-, Wurst- und Misdikonserven, Fleischsalat 

1 

1 

27 

340 

und -extrakte 

(3) 

(81) 

(24) 

(323) 

Marinaden, ölpräserven, Fischkonserven und son- 

4 

65 

13 

211 

stige Fischerzeugnisse 

(4) 

(65) 

(13) 

(211) 

Kaffee und Kaffee-Extrakte 

2 

36 

49 

965 


(8) 

(193) 

(47) 

(814) 

Tee und teeähnliche Erzeugnisse 

13 

216 

46 

576 


(15) 

(229) 

(44) 

(561) 

Trinkbranntweine 

4 

18 

51 

251 


(7) 

(39) 

(50) 

(285) 

Liköre 

2 

10 

32 

310 


(3) 

(18) 

(31) 

(299) 

Dessertweine 

3 

6 

18 

119 


(3) 

(6) 

(19) 

(122) 

T r aub ens ch aum w eine 

4 

17 

13 

20 


(4) 

(17) 

(13) 

(20) 

Mineralbrunnen, Mineralwasser und Limonaden 

2 

3 

15 

52 


(2) 

(3) 

(16) 

(50) 

1 

Essig, Senf, Essenzen, Gewürze u. ä. 

12 

225 

38 

1 196 1 


(17) 

(290) 

(35) 

(1 184) , 

Tabakwaren 

9 

388 

4 

11 i 

darunter 

(9) 

(329) 

(4) 

(11) 

vor allem Zigaretten 

9 

289 



— 


(9) 

(239) 

(-) 

(-) 

Rauchtabak und Kautabak 

2 

99 

3 

1 

10 


(2) 

(92) 

(3) 

(10) 

i 
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Drucksache 7/2250 


noch Tabelle D 

Warenklassen und Warenarten 

Zahl der bestehenden 
Preisbindungen 

Stand: 

31. Dezember 1973 ^) 

Zahl der bestehenden 
Preisempfehlungen 

Stand: 

3. August 1973 ^) 

Unter- 
nehmen -) 

! Erzeug- 

; nisse 

Unter- 
nehmen “) 

Erzeug- 

nisse 

Land- und Forstwirtschaft, Garten- und Weinbau, 

1 1 
1 1 
1 

23 

■ 289 

1 

17 

69 

Fischerei und Jagd 

(20) 

(298) 

(17) 

(75) 

darunter 





vor allem Honig 

7 

37 

14 

69 


(7) 

(39) 

(15) 

(73) 

Saaten- und Pflanzgut 

17 

252 






(14) 

(260) 

(1) 

(1) 


insgesamt | 156 063 448 832 

I (174 283) (396 766) 
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Tabelle E 


IV. Lizenzverträge 

Zusammenfassende Ubersidit über Anträge nach § 20 Abs. 3 
— audi in Verbindung mit § 21 — 


a) beim Bundeskartellamt 


Sadistand 


Gegenstand 

Zahl der 

rechtliche 


Erlaubnis abgelehnt; 

aus son- 


der Verträge 

Verträge 

und wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Rechts- 

mittel 

eingelegt 

unanfecht- 
bar ge- 
worden 

stigen 

Gründen 

erledigt 

zurück- 

genommen 

Patente 

110 

— 

55 

— 

— 

35 

20 

§ 20 

1 



__ 






1 

21 

111 

— 

55 

— 

— 

35 

Gebrauchsmuster 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

§ 20 

1 

— 

— 

— 


— 

1 

Sortensdiutz- 












_ 

rechte 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 20 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Technische Be- 

41 



29 





- 

12 

triebsgeheimnisse 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 21 Abs. 1 

41 

— 

29 

— 

— 

— 

12 

Saatgutverträge 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 21 Abs. 2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 









152 

— 

84 



35 



33 

Gesamt 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 


153 

— 

84 

— 

35 

— 

34 


b) bei den Landeskartellbehörden 


Patente 

§ 20 

1 

1 

— 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

Gebrauchsmuster 

— 



— 

— 

— 

— 

— 

§ 20 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 





‘ 


— 

Sortenschutz- 

— 













rechte 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 20 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Technische Be- 

— 

— 

— 

— 



1 

- 

triebsgeheimnisse 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 21 Abs. 1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Saatgutverträge 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 21 Abs. 2 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 





‘ 




1 



1 

1 





___ 

Gesamt 

— 

— 


— 

— 

— 

— 


1 

— 

1 

— 

— 

— 

— 


192 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 1I22S0 


Tabelle F 


Nach Wirtsdiaftszweigen aufgegliederte Übersicht über Anträge nadi § 20 Abs. 3 
— auch in Verbindung mit § 21 — 

a) beim Bundeskartellamt 




Sachstand 

Gegenstand 
der Verträge 

Zahl der 

rechtliche 


Erlaubnis abgelehnt; 

aus sonsti- 


Verträge 

und wirT 
schaftliche 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Rechts- 
mittel ein- 
gelegt 

unanfecht- 
bar ge- 
worden 1 

gen Grün- 
den erle- 
digt 

zurück- 

genommen 


Patente 

2 

2 

Ste 

ine und Erd< 

en 



1 

1 

1 

1 

Erzeugr 

Patente 

lisse der Zie 

1 

1 

bereien und 

l Kaltwalzw 

1 

1 

erke und de 

r Stahlverfo 

rmung 

— 

Patente 

1 

1 

Stahl 

ibauerzeugn 

1 

1 

isse 

— 

— 



Patente 

74 

2 

76 

Masdiii 

lenbauerzeu 

33 

1 

34 

ignisse 

— 

33 

33 

8 

1 

9 

Betriebs- 

geheimnisse 

6 

6 


3 

3 


— 


3 

3 

Betriebs- 

geheimnisse 

1 

1 

Elektrote( 

dhnisdie Erz 

1 

1 

eugnisse 

— 

— 

— 

Patente 

Feinme« 

3 

3 

[banisdie ur 

id optische I 

3 

3 

irzeugnisse; 

Uhren 



— 

Betriebs- 

geheimnisse 

1 

1 





— 





1 

1 
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Sachstand 


Gegenstand 

Zahl der 

rechtliche 


Erlaubnis abgelehnt; 

1 aus sonsti- 


der Verträge 

■ Verträge 

und wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Rechts- 
mittel ein- 
gelegt 

unanfecht- 
bar ge- 
worden 

■ gen Grün- 
i den erle- 
digt 

zurück- 

genommen 


Eisen-, Blech- und Metallwaren 


Betriebs- 

geheimnisse 

1 

1 

— 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

Patente 

2 

2 

Pharmazeutik 

a 

— 

— 

2 

2 

Betriebs- 

geheimnisse 

3 

3 

— 

2 

2 


— 


1 

1 

Patente 

2 

2 


Kunststoffe 

— 

— 

1 

1 

1 

1 


Chemisch- technische Erzeugnisse 


Patente 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

Betriebs- 

geheimnisse 

14 

14 

E 

10 

10 


— 

— 

4 

4 

Patente 

Schnitthol 

1 

1 

z, Sperrholz 

und sonstic 

\es bearbeiti 

Btes Holz 

— 

1 

1 

Patente 

3 

3 

Papier- 

■ und Pappen 

2 

2 

waren 

— 

1 

1 

1 


Patente 


Kunststofferzeugnisse 
1 — 1 - 

1 — 1 - 
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Sachstand 



Gegenstand 
der Verträge 

Zahl der 
Verträge 

rechtliche 
und wirt- 
schaftliche 
Prüfung 

Erlaubnis 

erteilt 

Erlaubnis 

Rechts- 
mittel ein- 
gelegt 

abgelehnt; 

unanfecht- 
bar ge- 
worden 

aus sonsti- 
gen Grün- 
den erle- 
digt 

zurück- 

genommen 

Betriebs- 

1 

Gummi- 

und Asbesl 

1 

twaren 




geheimnisse 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



1 

— 

1 


— 

— 


Patente 

18 


Textilien 

13 




5 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


18 

— 

13 

— 



— 

5 

Betriebs- 

13 

— 

11 

— 

1 — 

— 

2 

geheimnisse 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


13 

— 

11 

— 

— 

— 

2 

Gebrauchs- 

1 



— 

— 

— 

— 

1 

muster 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


1 

— 

— 




1 

i 

! 

! 

Betriebs- 

E 

1 

Irzeugnisse < 

1er Emähru] 

ngsindustrie 



1 

geheimnisse 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 


1 






1 


b) bei den Landeskartellbehörden 


Steine und Erden 


Patente 

1 

— 

1 1 — 

— 

— 


1 

— 

1 1 — 

— 

— 
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Tabelle G 


V, Übersicht über die Anmeldungen von Empfehlungen 
nach § 38 Abs. 2 Nr. 2 

(Normen- und Typenempfehlungen) 







Sachstand 




Zahl der 
Anmel- 
dungen 

rechtliche 
und wirt- 
schaft- 
liche 
Prüfung 


davon 
für unzu- 
lässig 
erklärt; 
unan- 
fechtbar 
gewor- 
den 


abgegeben 

Bekannt- 
machung im 
Bundesan- 
zeiger im 
Berichtszeit- 
raum 

Kartellbehörde 

rechts- 

wirksam 

zurück- 

genom- 

men 

an Bun- 
deskar- 
tellamt 

(an an- 
dere) 
Landes- 
kartell- 
behörde 

Bundes- 

8 

— 

1 7 

— 

1 

— 

— 



kartellamt 

1 

9 

— 

i 1 
; 8 

— 

1 

— 

— 

— 

Landes- 

! 

— 

— 

■ — ' 

— 

— 





kartellbehörden 

— 

— 

; — 

— 

— 

— 

1 

— 


Übersicht über die Anmeldungen von Empfehlungen nach § 38 Abs. 2 Nr. 3 

(Konditionenempfehlungen) 


Bundes- 

kartellamt 

1 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Landes- 

- — 1 

* — 

— 

— 

— 

— 





kartellbehörden 

— ! 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 




— 

— 

— 


— 

— 
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VI. Wettbewerbsregeln 

Übersicht über die Anträge auf Eintragung von Wettbewerbsregeln 

nach § 28 Abs. 3 

a) beim Bundeskartellamt 


Wirtsdiafts- und 
Berufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Geschäfts- 

zeichen 

Sachstand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

An 

abge 

M 

fÖ 

'6^ 
c g 

Ö OJ 

D & 

Rechtsmittel g'tg 

eingelegt rr 

zurückgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

1. Hersteller 
von Hütten- 
aluminium 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Bl-281100- 

Y-222/72 





X 


46/73 BAnz. Nr. 192 
vom 11. Oktober 1973 

2. Wirtschafts- 
vereinigung 
Ziehereien 
und Kalt- 
walzwerke 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B5-300000- 

Y-23/61 


X 





27/60 BAnz. Nr. 43 
vom 3. März I960; 

19/61 BAnz. Nr. 34 
vom 17. Februar 1961 

3. Verband der 
deutschen 
Automaten- 
industrie 
e. V. 

! 

Wett- 
bewerbs- 
regeln 
dieses Ver- 
bandes für 
den Vertrieb 
von Waren 
und Lei- 
stungsauto- 
maten 

B5-325300- 

Y-28/65 


X 





91/65 BAnz. Nr. 227 
vom 3. Dezember 1965; 
83/66 BAnz. Nr. 157 
vom 24. August 1966 

4. Bundesver- 
band der 
Pharmazeu- 
tischen Indu- 
strie e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-430000- 

Y-65/71 

50/73 


X 





Antrag: 

16/71 BAnz. Nr. 64 
vom 2. April 1971 ; 
Antrag: 

30/71 BAnz. Nr. 135 
vom 27. Juli 1971 ; 
Eintragung: 

3/72 BAnz. Nr. 12 
vom 19. Januar 1972 
Antrag: 

37/73 BAnz. Nr. 165 
vom 4. September 1973 

5. Verband der 
Lackindustrie 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B3-461100- 
Y- 172/69 


X 

1 


1 


71/66 BAnz. Nr. 139 
vom 29. Juli 1966; 

4/67 BAnz. Nr. 14 
vom 20. Januar 1967 
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Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Geschäfts- 

Zeichen 

Sachstand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

unanfechtbar g. 

geworden ta ^ 

Rechtsmittel ^ cS 

eingelegt rr 

zurüdcgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

6. Fachverband 
der Schäl- 
mühlen- 
industrie 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-681100- 
Y- 136/69 


X 





87/61 BAnz. Nr. 206 
vom 25. Oktober 1961; 
Änderung: 

22/63 BAnz. Nr. 73 
vom 18. April 1963; 
Eintragung: 

12/65 BAnz. Nr. 37 
vom 24. Februar 1965 

7. Verband der 
diätetischen 
Lebensmittel- 
industrie 
e. V. 

Grundsätze 
eines laute- 
ren Wett- 
bewerbs 

B2-681360- 
Y- 134/69 
49/72 


X 





55/58 BAnz. Nr. 214 
vom 1. November 1958; 
Änderung: 

81/63 BAnz. Nr. 210 
vom 9. November 1963; 
Eintragung: 

33/64 BAnz. Nr. 109 
vom 19. Juni 1964; 
Änderung: 

2/69 BAnz. Nr. 12 
vom 18. Januar 1969; 
Änderung und 
Ergänzung: 

11/72 BAnz. Nr. 71 
vom 14. April 1972; 
Eintragung; 

93/72 BAnz. Nr. 6 
vom 10. Januar 1973 

8. Bundesver- 
band der 
Deutschen 
Süßwaren- 
industrie 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-682767- 

Y-59/71 


X 





Antrag: 

17/71 BAnz. Nr. 64 
vom 2. April 1971 ; 
Antrag; 

1/72 BAnz. Nr. 10 
vom 15. Januar 1972; 
Eintragung; 

25/72 BAnz. Nr. 101 
vom 3. Juni 1972 

9. Bundesver- 
einigung 
der Deutschen 
Hefeindustrie 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-687351- 
Y-1 17/69 


X 





16/64 BAnz. Nr. 51 
vom 13. März 1964; 
Änderung: 

24/67 BAnz. Nr. 56 
vom 21. März 1967; 
Eintragung: 

5/68 BAnz. Nr. 16 
vom 24. Januar 1968 

10. Verband der 
Marken- 
spirituosen- 
Industrie 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

1 B2-687500- 
j Y- 124/69 

i 


X 





51/65 BAnz. Nr. 159 
vom 26. August 1965; 
Änderung: 

13/68 BAnz. Nr. 29 
vom 10. Februar 1968; 
Eintragung: 

132/68 BAnz. Nr. 241 
vom 28. Dezember 1968 
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t ! Sachstand ! 


11. Haupt- Wett- I B2-701000- j X 1 15/60 BAnz, Nr. 221 

verband der bewerbs- j Y-147/69 ' vom 15. Novem- 

Deutschen regeln | ber I960; 

Bauindustrie ! Änderung: 

e. V. , 65/62 BAnz. Nr. 147 

vom 7. August 1962; 
Eintragung; 

28/63 BAnz. Nr. 88 
vom 11. Mai 1963; 
Änderung und 
i Eintragung: 
j 32'64 BAnz. Nr. 106 
vom 12. Juni 1964; 
Eintragung: 

115/66 BAnz. Nr. 218 
I vom 23. Novem- 
I ber 1966 

I Antrag: 

; 23/70 BAnz. Nr. 66 
I vom 9. April 1970; 
Antrag: 

4/72 BAnz. Nr. 18 
vom 27. Januar 1972; 
Änderung: 

12/73 BAnz. Nr. 43 
vom 2. März 1973 


13. Verband der Wett- 
Flüssiggas- ^ bewerbs- 

Großver- regeln 

triebe e. V. 

Bl-711130- 
Y- 127/69 


X 

i 





88/63 BAnz. Nr. 244 
vom 17. Dezem- 
ber 1963; 

80/64 BAnz. Nr. 243 
vom 30. Dezem- 
ber 1964 

14. Bund Deut- ! Wett- 
scher Bau- , bewerbs- j 

Stoffhändler ! regeln 

e. V. 1 

Bl-711150- 
i Y- 114/69 


X 





42/67 BAnz. Nr. 91 
vom 18. Mai 1967; 

61/^68 BAnz. Nr. 103 
vom 5. Juni 1968 


15. Bundesver- ! Wett- B3-711510- X | | 28/70 BAnz. Nr. 78 

band des ! bewerbs- Y-146/69 j j vom 25. April 1970; 

Eintragung: 

54/71 BAnz. Nr. 2 
vom 5. Januar 1972 


16. Fachverband I Wett- B3-711670- X 

des Deutschen bewerbs- Y-137/69 

Tapetenhan- regeln 
dels e. V. 

(FDT) 


110/68 BAnz. Nr. 193 
vom 12. Oktober 1968; 
Eintragung: 

19/71 BAnz. Nr. 71 
vom 16. April 1971 


Deutschen regeln 
Farbengroß- 
handels e. V. 



12. Fachverband Wett- j B2-701100- 1 ■ X 

Hausschorn- bewerbs- I Y-70/70 | j 

steinbau e. V. regeln ! 
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Geschäfts- 

zeichen 

Sachstand 

Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

unanfechtbar g. 

geworden ^ ^ 

Rechtsmittel 1 

eingelegt " 

zurückgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

17. Fachverband 
des Deutschen 
Linoleum- 
handels e. V. 

Wett- 
bewerbs- 
und Schieds- 
gerichtsord- 
nung 

B3-7 12640- 
Y- 163/69 


1 

1 



X 


13/58 BAnz, Nr. 125 
vom 4. Juli 1958 

18. Zentralver- 
band des 
Kraftfahr- 
zeughandels 
und -gewer- 
bes e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B5-712730- 
Y- 112/69 

1 

X>) 


1 


1 

23/62 BAnz. Nr. 52 
vom 15. März 1962; 
24/63 BAnz. Nr. 84 
vom 7. Mai 1963 


19. Gesamtver- 
band Büro- 
maschinen, 
Büromöbel, 
Organisa- 
tionsmittel 
und zwei 
weitere 
Verbände 

Wett- 
bewerbs- 
regeln 
zur Förde- 
rung des 
Leistungs- 
wettbewerbs 
und zur Ver- 
hinderung 
unlauterer 
Geschäfts- 
methoden 

B5-712830- 
Y-1 11/69 


X 





29/65 BAnz. Nr. 97 
vom 25. Mai 1965; 
Eintragung: 

84/66 BAnz. Nr. 158 
vom 25. August 1966 

20. Bundesver- 
band des 
Deutschen 
Kohleneinzel- 
handels e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B 1-7 12880- 
Y-124/69 


X 


i 

1 



Antrag: 

19/59 BAnz. Nr. 76 
vom 22. April 1959; 

67/59 BAnz. Nr. 221 I 

vom 3. November 1959; 
Eintragung: 

17/60 BAnz. Nr. 25 
vom 6. Februar 1960 


21. Bundesver- 
band des 
Deutschen 
Versand- 
handels e.V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

B2-713000- 
Y-1 23/69 


X 





12/67 BAnz. Nr. 30 
vom 11. Februar 1967; 
Eintragung: 

2/68 BAnz. Nr. 14 
vom 20. Januar 1968 

22. ADW Ver- 
band Deut- 
scher Werbe- 
agenturen 
und Wer- 
bungsmittler 
e. V. 

Berufungs- 
grundsätze 
für Wer- 
bungsmittler 
und Werbe- 
agenturen 

B4-7 16400- 
Y-97/69 



i 


X 

i 

5/61 BAnz. Nr. 6 
vom 24. Januar 1961; 
(5/61) BAnz. Nr. 28 
vom 5. Februar 1961 ; 
Berichtigung: 

44/61 BAnz. Nr. 85 j 

vom 4. Mai 1961 


Antrag teilweise abgelehnt; unanfechtbar geworden. 

Je ein nicht bekanntgemachter Antrag aus den Gruppen „Steine und Erden", „Elektrotechnische Erzeugnisse", 
„Feinmechanische und optische Erzeugnisse, Uhren", „Einzelhandel", „Chemische Erzeugnisse", und „Freie Be- 
rufe" ist zurückgenommen worden. 
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i 

Sachstand 

Wirtschafts- und 
Berufs Vereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
rcgeln 

o 

fü cn 

^ ? 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

unanfechtbar g. 

geworden «g ^ 

Rechtsmittel 
eingelegt | rr 

zurück genommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

23. Wirtschafts- 

Wett- 

Bl-716620- 

X 

87/63 BAnz. Nr. 233 

verband Ver- 
sicherungs- 
Vermittlung 

bewerbs- 

regeln 

Y-301/68 


vom 14. Dezem- 
ber 1963; 

Rücknahme: 

94/67 BAnz. Nr. 218 





vom 18. November 1967 

24. Ring Deut> 

Wett- 

B3-716700- X 


57/62 BAnz. Nr. 124 

scher Makler 
für Immobi- 
lien, Hypo- 
theken und 
Finanzierun- 
gen (RDM), 
Bundesver- 

bewerbs- 

regeln 

Y- 164/69 


vom 5. Juli 1962; 

59/63 BAnz. Nr. 178 
vom 24. Septem- 
ber 1963 

band 





25. Fachverband 

Wett- 

B3-721710- X 


Antrag: 

Chemiegra- 

bewerbs- 

Y- 139/69 


15/^69 BAnz. Nr. 29 

phie e. V. 

regeln 

1 


vom 12. Februar 1969 

26. Börsenverein 

Wett- 

B4-745000- X | 


40/59 BAnz. Nr. 139 

des Deutschen 
Buchhandels 
e. V. 

bewerbs- 
regeln (Ab- 
schnitt III 
der Ver- 
kehrs- und 
Verkaufs- 

Y-89/69 

1 

vom 24. Juli 1959 


ordnung) 




27. Verband der 

Wett- i 

B4-745100- 

X 

7/61 BAnz. Nr. 18 

Verleger von 
Kundenzeit- 
schriften e. V. 

bewerbs- 

regeln 

Y-98/69 


vom 26. Januar 1961; 
Änderung: 

25/62 BAnz. Nr. 63 
vom 30. März 1962; 
Rücknahme: 

69/62 BAnz. Nr. 131 





vom 11. August 1962 

28. Bundesver- 

Wett- 1 

B4-745100- X 


84/72 BAnz. Nr. 231 

band Deut- 
scher Zei- 
tungsverleger 

bewerbs- ‘ 

regeln 

Y- 185/70 

1 

vom 9. Dezember 1972 

e. V. 





29. Arbeitskreis 

Wett- 

B3-772200- 

X 

35/72 BAnz. Nr. 134 

Deutscher 
Marktfor- 
schungsinsti- 
tute e. V. 

bewerbs- 

regeln 

Y-2 17/70 


vom 21. Juli 1972 

(ADM) 


1 
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noch Tabelle H 


b) bei den Landeskartellbehörden 


Bezeichnung 

Wirtschafts- und der Wett- 

Berufsvereinigung bewerbs- 

regeln 


Geschäfts- 

zeichen 



30. Verband 
Deutscher 
Fliesen- 
geschäfte, 
Landesver- 
band Rhein- 
land-West- 
falen 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/C 2-73- 
16/8 


X 





2/61 BAnz. Nr. 84 
vom 3. Mai 1961 ; 

2/62 BAnz. Nr. 115 
vom 20. Juni 1962 

31. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer Nord- 
rhein 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Nordrhein- 
Westfalen 
I/C 2-75-17 


X 




1 

1 

1/65 BAnz. Nr. 77 
vom 24. April 1965; 

3/65 BAnz. Nr. 153 
vom 18. August 1965 


32. Verband der 

Wett- 

Nordrhein- 


Kraftfahr- 

bewerbs- 

Westfalen 


lehrer 

Westfalen 

regeln 

I/C 2-75-17 ■ 



2/65 BAnz, Nr. 77 
vom 24. April 1965; 
4/65 BAnz. Nr. 153 
vom 18. August 1965 


33. Verband der 
Brauereien 
von Nieder- 
sachsen e. V. 


Wett- 

bewerbs- 

regeln 


Nieder- 

sachsen 


I/l (PK) 
b-22.22 


X 


1/62 BAnz. Nr. 55 
vom 20. März 1962; 
Antrag: 

1/63 BAnz. Nr. 149 
vom 14. August 1963; 
Eintragung: 

2/63 BAnz. Nr. 214 
vom 15. Novem- 
ber 1963 


34. Baden-Würt- 

Wett- 

Baden- 


tembergischer 

bewerbs- 

Württem- 


Brauerbund 

regeln 

berg 


e. V. und Lan- 
desverband 
Baden-Würt- 
tembergischer 
Mittelstands- 
brauereien 


3720.10 



Antrag: 

2/64 BAnz. Nr. 177 
vom 23. Septem- 
ber 1964; 

Antrag: 

3/66 BAnz. Nr. 135 
vom 23. Juni 1966; 
Eintragung: 

2/68 BAnz. Nr. 19 
vom 27. Januar 1968; 
Änderung: 

BAnz. Nr. 164 

vom 1. September 1973 


35. Landes- 
verband 
Bayerischer 
Kraftfahr- 
schulen e. V. 


Wett- 

bewerbs- 

ordnung 


I 


Bayern 
5898 m 
11/10-44136 



3/65 BAnz. Nr. 130 
vom 16. Juli 1965; 
4/65 BAnz. Nr. 187 
vom 5. Oktober 1965 
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noch Tabelle H 

Wirtsdiafts- und 
Berufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Geschäfts- 

zeichen 

Sachstand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

unanfechtbar g. 

geworden ^ ^ 

Rechtsmittel g' 

eingelegt zT 

zurückgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

36. Verband der 
Brauereien 
des Saar- 
landes e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Saarland 

I c 4-564/65 


X 





1/65 BAnz. Nr. 152 
vom 17. August 1965; 

1/66 BAnz. Nr. 58 
vom 24. März 1966 

37. Fahrlehrer- 
verband 
Hamburg 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Hamburg 
WO 32/702 
102-9/4 


X 





BAnz. Nr. 165 
vom 3. Septem- 
ber 1965; 

BAnz. Nr. 68 
vom 7. April 1966 

38. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer 

Pfalz e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

Wi O VI/2 
7795-891/65 


X 





1/65 BAnz. Nr. 134 
vom 22. Juli 1965; 

4/65 BAnz. Nr. 239 
vom 21. Dezember 1965 

39. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer Rhein- 
land e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

Wi O VI/2- 
7795/1063/ 
65 


X 





2/65 BAnz. Nr. 134 
vom 22. Juli 1965; 

3/65 BAnz. Nr. 239 
vom 21. Dezember 1965 

40. Landesver- 
band der 
Kraftfahr- 
lehrer Baden- 
Württemberg 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Baden- 
Württem- 
berg 
3792.70- 
L 270 


X 





1/66 BAnz. Nr. 19 
vom 28. Januar 1966; 

4/66 BAnz. Nr. 169 
vom 9. September 1966 

41. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer von 
Schleswig- 
Holstein 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Schleswig- 

Holstein 

IV/274-J 

4-7795 


X 





1/66 BAnz. Nr. 40 
vom 26. Februar 1966; 
2/66 BAnz. Nr. 83 
vom 31. Mai 1966 

42. Verband der 
rheinisch- 
pfälzischen 
Frisch- 
getränke- 
industrie 
e. V. 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

Wi O VI/2- 
6879-432/66 
und 421/67 


X 





1/66 BAnz. Nr. 194 
vom 14. Oktober 1966; 
1/67 BAnz. Nr. 98 
vom 31. Mai 1967 

43. Verband der 
Kraftfahr- 
lehrer e. V. 
Nieder- 
sachsen 

Wett- 

bewerbs- 

ordnung 

Nieder- 

sachsen 

I/3a-22.22 


X 





1/67 BAnz. Nr. 88 
vom 12. Mai 1967; 
Berichtigung: 

BAnz. Nr. 103 
vom 7. Juni 1967; 
Eintragung: 

2/67 BAnz. Nr. 213 
vom 1 1. Novem- 
ber 1967 
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Wirtschafts- und 
Berufsvereinigung 

Bezeichnung 
der Wett- 
bewerbs- 
regeln 

Geschäfts- 

zeichen 

Sachstand 

rechtliche und wirt- 
schaftliche Prüfung 

eingetragen 

unanfechtbar g. 

geworden ^ ^ 

Rechtsmittel g' ^ 

eingelegt rr 

zurückgenommen 

gelöscht 

Bekanntmachung Nr. 
im Bundesanzeiger 

44. Landes- 
innungs- 
verband des 
Steinmetz- 
und Bild- 
hauer- 
Handwerks 
Rheinland- 
Pfalz 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Rheinland- 

Pfalz 

111/4-7211- 
1533/69 
und 10/72 


X 





1/69 BAnz. Nr. 108 
vom 19. Juni 1969; 

1/72 BAnz. Nr. 105 
vom 9. Juni 1972 

45. Landes- 
innungs- 
verband des 
Bayerischen 
Steinmetz-, 
Stein- und 
Holzbild- 
hauer- 
Handwerks 

Wett- 

bewerbs- 

regeln 

Bayern 
5898 m-II/ 

8 b-60883 

X 






1/69 BAnz. Nr. 85 
vom 8. Mai 1969 


Ein weiterer noch nicht bekanntgemachter Antrag liegt aus der Gruppe „Ernährungsindustrie" vor, er befindet sich 
in rechtlicher und wirtschaftlicher Prüfung. 
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Tabelle J 


VIL Verfahren wegen Verdachts eines Mißbrauchs 

Verfahren vor dem Bundeskartellamt 




davon ab 1967 

Sachstand 






! 

Verfügung der 

Verfahren 





auf 

Antrag 

oder 

Anre- 

rechtliche 1 

Kartellbehörde; 

eingestellt; 

an 

Grundlegende 

Bestimmung 

Zahl der 
Ver- 
fahren 

von 

Amts 

wegen 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

unan- 

fechtbar 

Rechts- 

mittel 

nachdem 

bean- 

standeter 

Miß- 

brauch 

aus 

anderen 

Landes- 

kartell- 

behörde 

ab- 




gung 

Prüfung 

geworden 

eingelegt 

Gründen 

gegeben 

abgestellt 


46 

12 

— 

9 

— 

1 

3 

33 


§ 11 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

— 


47 

13 

— 

7 

— 

1 

3 

36 

— 


154 •) 

47 

14 

41 


2 

29 

CN 

00 

— 

§ 12 

5 

3 

2 

— 


— 

4 

3 

— 


159 

50 

16 

39 

— 

2 

33 

85 

— 

§ 17 

1 747 

470 

190 

139 

111 

5 

629 

863 *) **) 

— 

(Preis- 

64 

54 

10 

— 

2 

— 

20 

143 

— 

bindung) 

1 811 

524 

200 

37 

113 

6 

649 

1 006 

— 

§ 17 

188 

69 

47 

27 

6 


81 

73 

1 

(Preis- 

16 

13 

3 

— 

— 

— 

12 

25 

— 

empfehlung) 

204 

82 

50 

6 ; 

6 

j 

93 

98 

' 1 


378 

1 52 

76 

34 

1 

4 

52 

254 

1 33 

§ 18 

1 22 

1 5 

17 

— 

— 

— 


17 

: 3 


400 

^ 5^ _ 

, 93 

1 34__ i 

1 

1 4 

i 54 1 

271 

i 

§20 

! 7 

i 

1 

1 

1 — 

— 

— 

5 

2 

— 

Abs. 3 

1 

! 7 

L 

1 

; — i 

— 

— 

i 5 1 

2 

— 

t 

§21 

1 

i ^ 

! 

1 

! 

i i 

— 

i 

1 

1 

1 

^ j 


1 469 

! 63 

268 

21 

— 

2 

61 

299 

86 

§22 

1 81 

16 

65 

i 

— 

— 

7 

11 

23 


1 550 

79 

333 

1 61 1 

— 

2 

68 

310 

109 j 


*) davon ein Verfahren nach § 3 Abs. 4 

**) davon fünf unter Zurückweisung eines Antrages nach § 17 
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Grundlegende 

Bestimmung 


davon ab 1967 

Sachstand 

an 

Landes- i 
kartell- 
behörde 
ab- 
gegeben 

Zahl der 
Ver- 
fahren 

von 

Amts 

wegen 

auf 

Antrag 

oder 

Anre- 

gung 

rechtliche 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

Prüfung 

Verfügung der 
Kartellbehörde; 

unan- Rechts- 
fechtbar mittel 

geworden, eingelegt 

1 

Verfahren 

eingestellt; 

nachdem 
bean- 
standeter i 

Miß- ; anderen 

brauch ^ Gründen 
abgestellt | 

§ 38 

Abs. 3 

— 

— 

E 

— 


— 

— 

— 

— 

§ 38 a 

— 

— 

— 


- ! 

— 

— 

— 

— 

Abs. 3 

32 

31 

1 



— 

— 

— 

— 


32 

31 

1 

32 

— 1 

— 

— 

— 

— 

§ 102 

97 

7 

! 11 

1 

1 





96 


Abs. 2 

1 

j — 

1 

■ — - 

— 





1 



und 3 

CD 

00 

i 7 ^ 

1 12 1 

i 1 1 

— 1 

— 

— 

CD 

— ! 

§ 104 

80 

1 3 

7 

6 

— 


8 

63 

3 

i. V. m. § 99 ; 

— 

1 — • 

— 

— 

— ! 



— 



Abs. 2 

80 

1 3 

7 1 

6 

1 

— 

8 

63 

3 

§ 104 

19 

1 ^ i 

■ 1 1 

6 1 

2 t 


1 4 

5 

1 2 

i. V. m. § 100 

8 

6 

2 j 

1 

-r- 

— 

1 1 

5 

— 


27 

12 

^ i 

8 

2 1 

j 

l 5 

10 

2 


§ 104 

i. V. m. § 103 

84 

12 

1 96 

5 

5 

49 

1 12 
; 61 

i 6 

1 6 

— 

— 

15 

1 15 

1 13 

13 

50 

12 

62 


3 270 

735 

1 664 

290 

120 

14 

887 

1 784 

175 

Gesamt 

242 

129 

! 113 

i — 

, 2 

— 

46 ! 

208 

38 


3 512 

864 

777 

237 

122 

15 

1 933 j 

1 992 

213 
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i 


Verfahrei 

davon ab 1967 

1 vor den Landeskartellbehörden 

Sachstan 

d 

Tabelle K 

i 

Zahl 

der 

Ver- 

fahren 

8 

1 

9 


auf 

Antrag 

oder 

Anre- 

gung 

3 

1 

4 

rechtliche 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

Prüfung 

1 

Verfügung der 
Kartellbehörde; 

Verfahren 

eingestellt; 

abgo- 


Grund- 
j legende 

i Bestimmung 

i 

§ 11 

von 

Amts 

wegen 

unan- 

fechtbar 

gewor- 

den 

Rechts- 

mittel 

ein- 

gelegt 

nachdem 

bean- 

standeter 

Miß- 

brauch 

abge- 

stellt 

aus 

anderen 

Grün- 

den 

7 

7 

geben 

an 

andere 

Landes- 

kartell- 

behörde 

an 

Bundes- 

kartell- 

amt 

1 

1 

§ 12 

3 

1 

4 


3 

1 

4 

1 

1 

E 



2 

2 


1 

1 

§ 18 

192 

20 

212 

11 

11 

72 

20 

92 

11 

18 

1 

1 

1 

1 

33 

3 

36 

126 

10 

136 

4 

4 

16 

16 

§ 20 

3 







3 













Abs. 2 

3 

— 

— 

_ 

— 


“ 

3 


i 


1 1 



— 

— 

— 

— 

1 

— ^ 

— 

§ 21 

1 

1 

— 


— 

— 

— 

1 

— 

— 


i 2 

1 





— 

2 

— 

— 


325 

12 

271 

49 

— 

1 

47 

191 

4 

33 

§22 

133 

8 

125 


— 

— 

14 

66 

— 

6 1 


458 

20 

396 

96 

— 

1 

61 

257 

4 

39 1 

§38 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 



— 










; ! 

Abs. 3 

1 

1 i 

— 

— 

i 

-__i 



— 


— 

i _ 

1 

§ 102 

10 1 

— 

4 

1 ! 

— 1 

! 

2 

6 

— i 

1 

! Abs. 2 

— 1 

— 1 

— 


— 1 

j 

— 

— 

— 

— 

1 und 3 

10 

— 

i _J__ 

1 

1 

— 1 

2 

6 

— 1 

1 

§ 104 

29 

t 

17 i 

4 

9 

1 ; 

4 

12 

— 

— 

i. V. m. § 99 

ö 

2 

^ i 

— 

3 

' — 1 

— 

i 5 

— 

t — 

! Abs. 2 

37 

2 

23 

i 4 1 

12 

1 — 

4 : 

1 1'^ i 

— 

— 

§ 104 1 

15 

1 1 

2 

4 

1 1 

4 


“ 1 

2 

1 

^ i 

8 

— 

1 

; i. V. m. § 100 i 

— 


1 

1 * 



— 

16 i 

2 


4 

— 1 

; ; 

3 

8 ; 

— 

1 

§ 104 

i. V. m. § 103 

608 

154 

198 

56 

1 

2 

364 

: 172 

1 ! 

12 

i 37 

3 

i 34 

— 

— 

, — 

16 

19 

-- 

— 

i 645 

157 

1 232 

58 

1 

1 2 

380 

; 191 

1 

12 i 

! 

1 194 ; 

179 

572 

127 

11 

4 

452 i 

528 

9 

63 

Gesamt 

202 

14 

188 

— 

3 

■ — 

34 

101 


8 


1 396 

193 

760 

183 

14 

4 ; 

486 

i 629 

9 

71 

i 
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Tabelle L 


VIII. Verfahren wegen Aufnahme in eine Wirtschafts- oder 
Berufsvereinigung 


Sachstand 


i 

! 

1 

! 

i 

rechtliche und 
wirtschaftliche Prüfung 

Verfügung 
der Karteli- 
behörde? 

Verfahren eingestellt, 
nachdem Antragsteller 
aufgenommen 

Antrag 
abgelehnt; ' 

i 


abgegeben 

Kartellbehörde 

Zahl der 
Anträge 
nach § 27 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

unanfechtbar 

geworden 

Rechtsmittel 

eingelegt 

Antrag zurück- 
genommen 

an Landes- 
kartellbehörde 

an Bundes- 
kartellamt 

Bundeskartellamt 

! 61 

A 

! 6 

6 

— 

1 16 
i 1 

4 

1 

— 

24 

5 

— 


4 

65 

7 

6 

— 

i 17 

1 

5 



1 

25 

5 

— 

Landeskartellbehörde 

41 

2 

1 

9 

1 

13 

6 

— 

16 

— 

2 

1 1 


\ 44 

2 

Z 

3 

1 

13 

6 

— 

16 

— 

1 1 

3 


208 



Drucksache 7/2250 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Tabelle M 


IX. Bußgeldverfahren wegen Verdachts eines Verstoßes 
gegen Verbote des GWB 
Verfahren vor dem Bundeskartellamt 


Sachstand 




davon ab 1967 

'f, 

Bußgeld festgesetzt; 

Verfahren 

eingestellt; 

abgegeben 

Grundlegende 

Zahl 

c 

q; 

tJi ! 

in 

1-1 



CU 

1-1 

TB 

c 

(Ü 


o; 

'S 


Bestimmungen 

fahren 

Cn 

o; 




o; 


(Ü 


in 



in 

B 

< 

c 

o 

uf Antrag 
der Anregi 

§ § 
o; 

:§£ 

nanfeditba 

eworden 

inspruch 

ingelegt 

echtsbesch 

ingelegt 

ußgeldbes< 

ufgehoben 

adidem be 
etes Verhe 
ufgegeben 

US anderen 
ründen 

n Landes- 
artellbehö 

< 



> 

(ü O 

1-1 ^ 

P CD 

W QJ 

Ä CU 

PQ tt) 

C T3 (0 

rti ü 

fti ^ 

ö O 


2 283 

443 

408 

266 

10 

10 

2 

1 

363 

1 444 

187 

. — 

§ 1 

182 

70 

112 

— 

1 

— 

— 

2 

19 

112 

28 

— 


2 465 

513 

520 

288 

11 

9 

1 

3 

382 

1 556 

215 

— 


280 

CO 

46 

18 

4 

1 

— 

1 

123 

117 

16 

— 

§ 15 

30 

16 

14 

— 

1 






15 

10 

— 

— 


310 

65 

60 

22 

5 

1 

— 

1 

138 

127 

16 

— 

§ 20 

Abs. 1 

543 

76 

75 

12 




— 

— 

257 

273 

1 

— 

26 

10 

16 


— 

— 

— 

— 

17 

15 

— 


569 

86 

91 

1 Ö 

— 

— 



274 

00 

CO 

CN 

1 

— 


261 

15 

17 

3 : 

1 

— 

— 

— 

97 

159 

1 

— 

§ 21 

! 6 

2 

4 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

4 

1 

— 


1 267 

17 

21 

1 

1 

— 

— 

— 

100 

163 

2 

i 

§ 24 ! _ 1 — 

Abs. 2 1 — ' — 

Satz 4 ■ — ' — 

1 

1 



— 

— 



— 

Z 

j 

__ 1 

§ 24 a 

Abs. 4 







— 

i 

} 




— 

— 

, 

1 

§ 25 

i — 

— 

— 

- 

' — 

1 — 

j — 

1 

— 

— 

— 

— 

Abs. 1 

— 

— 

— 


! — 

: — 


i ■ 

— 

- 

i — 

— 

§ 25 

281 

31 

73 

15 

4 

' 2 

1 

■ . — . 

74 

145 

40 

— 

Abs. 2 

20 

3 

17 

— 

1 — 


— 

— 

3 

12 

6 

— 

und 3 

301 

34 

90 

13 

' 4 

3 

1 

— 

77 

157 

46 

— 
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noch Tabelle M 


i 







Sachstand 






davon ab 1967 

1 

1 




1 , , . 




i 




■g 

Bußgeld festgesetzt; 

Vertanren 

eingestellt; 

abgegeben 

Grundlegende 

Zahl 

c 

(D 

1 

1 

Ö) 

ö 

3 

in 

y-i 



i CD 

T3 

i 

1 

B 

p 

cd 

CJ 




Bestimmungen 

fahren 

Cn 

0) 


y-t 


1 

CD 

'6 

p 

! 

CD 

X3 

ui 



t/1 

g 

< 

a 

o 

Sc 

i-i 

^ CU 

P T3 

== § 

(D 

fd 

1 ^ 

c 9 

fd ^ 

P 0) 

'S 'S) 

P CD 

M ■ — 1 

Ul CD 

.P _P 

'S 

in 

^ CD 

rO q; 

Ul —i 

^ ? 
o B 

Ul P 

CD CD 

rO 

TJ O 

g,'S 

p» p 

CL» « c 

’S <D 

ö CD ^ 

C CD 

CD CD 

TJ c/3 (D 

.g q; ^ 

fd P p 

P 

CD 

t-i 

0) p 

T3 CD 

P T3 
fd p 

gB 

1 =o 

Ul jp 

CD CD 

T3 

c p: 

P (D 

'S 

P P 

p i:^ 



> 

(ü O 

j-t 

P CT) 

w 3 

Pi CD 

CQ td 

P Td fd 

P ü 

P ^ 

p 0 

§ 26 

201 

18 

43 

10 

3 

— 

— 



42 

105 

41 

— 

' Abs. 1 

i 

16 

1 

15 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

9 

5 

— 

217 

19 

58 

10 

3 

— 

— 

— 

44 

114 

46 

— 

§ 26 

Abs. 2 

828 

62 

248 

30 



— 


169 

532 

97 


44 

10 

34 

— 



- 

— 

3 

14 

12 

— 

872 

72 

282 

45 

— 

— 

— 

— 

172 

546 

109 

— 

, § 38 

1 Abs. 1 

2 

— 

T 

— 

— 



— 

— 

— 

— 

1 

— 

Nr. 11 1 

2 

— 

2 


— 


— 

— 

— 

— 

1 


§ 38 1 

1 729 1 

274 

424 ! 

122 

9 



1 

889 

656 

51 

1 

’ Abs. 1 

105 1 

54 

1 51 i 

— 

4 



— 

77 

59 

1 

_ 

j Nr. 12 1 

1 834 1 

328 

1 475 

86 

; 13 

1 — 

1 — 1 

! 1 i 

966 

715 

52 

1 1 

§ 39 1 

2 ! 

1 

j 





1 

1 

! 


2 

1 



Abs. 1 

— i 

— 

— , 

— 

■ — 

1 


i 


— 



— 

Nr. 1 i 

2 

1 


— 

— 

i 

1 - 

- 1 

— 1 

2 

— 


§ 39 

Abs. 1 

14 

2 

' 1 

j 

1 

— 

— 

— 

— 

10 

4 

— 

— 

Nr. 2 ! 

14 

2 

4 i 

_ 


1 

— 

— 

10 

4 

— 

— 

§ 39 1 

Abs. 1 j 

Nr. 3 1 

i 

— 

— 

j 

— 

— 

— 

— 



— 

- — ■ 

— 


6 422 

971 

1 338 

476 

31 

13 1 

3 

3 

2 024 

3 437 

434 

1 

Gesamt | 

431 

166 

265 

— 

6 

— ' 


2 

139 

235 

54 




6 853 

1 137 

1 603 

472 

37 1 

13 ' 

2 ! 

5 

2 163 

3 672 

488 

1 
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Tabelle N 


Bußgeldverfahren wegen Verdachts eines Verstoßes gegen Verbote des GWB 
Verfahren vor den Landeskartellbehörden 


davon ab 1967 


Grund- 

legende 

Bestim- 

mungen 


Zahl 

der 

Ver- 

fahren 



tj) 

ö 

S’® 

2s 

CD 

^ TJ 
rO O 


Sachstand 


rO 

■6 


0) 

i'i 

•S 


Bußgeld festgesetzt; 


Q) 

)-i 

<D 

-e 



d 

Q) 

•e-g, ■ 

Ui 

0) 


0} 

'Ö 

l>H 

2 ü 

t/5 


's 

d 

d 

o 

<D 

(/! d) 
d d ; 

1 

0) 

'S 

td 

^d 

d 


w ’S 


'S 


'S 

'qj 

'u 

in ü 
<D 0) 
-Q 

-ö o 


0) 
d 


Verfahren 

eingestellt; 


abgegeben 


0) 2 

0) ^ 
'S 

'S ^ 

(Ü <D 
Ö -ö 


Ö) 
o; I 
& ' 

d ' 


'ö ä 

d -ü 

d ü 
ifi !d 
d 

dü 


o; 


^ :0 
OJ ^ 
>1 0) 
0) 

dJ ^ 
Ö 0) 

fO ^ 

ö d 
d ^ 


üi 

< 







! 


I 


§ 1 

1 785 

155 

1 940 

142 ! 
i 19 

i 161 

415 
136 ' 
1 551 

83 

i 106 

223 

7 

230 

3 

4 

! 

1 

1 

242 

15 

257 

1 078 
87 

1 165 

131 

17 

148 

12 

3 

15 

12 

2 

14 


104 i 

3 

33 

3 

1 

— 

— ' 

— 

22 

56" 

19 I 

3 1 

, — 

§ 15 

9 

1 


— 

— ' 


— ' 

' 

— 

5 

1 1 

— 

1 


113 

4 

1 

41 

5 1 

1 1 

1 

— 

: — * 

22 

61 

20 

3 

1 

§ 20 

Abs. 1 

311 

— j 

1 , 

— 

— i 

— : 

: 

1 

114 

103 

94 

— 

— 

— i 

— 


— 

— ’ 

— 

— : 

— 

— 

— 

! — 

— 

— 

311 1 

— 

i 1 

— 

— 


— ' 

— 

114 ! 

103 

1 94 

: — 

: 


46 1 

1 

j 

— 1 

— 

— : 

1 

— 

20 

17 

9 

' 

— 

§ 21 


_ ! 


— ! 


— 


— 

— ' 

— 

' — 

— 

— 


46 

, — ^ 


— 


— 

— 

1 

20 

17 

9 

~ 

— 

§ 25 

— 

— ! 

i 

— ^ 

— 1 

1 


— 


— 

— 

— 

— 

Abs. 1 


— 1 

6 

— ' 

1 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 6 


6 ' 

6 ! 

— i 

— 

— 1 

i 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 25 

1 191 

13 

85 

1 20 

9 

1 ! 

— 

— 

33 

118 

5 

3 

2 

Abs. 2 

37 

4 

33 

— 

2 


— ^ 

— 

3 

24 

2 

2 

— 

und 3 

1 228 

17 

118 

24 

11 

1 

1 — 

1 

36 

142 

7 

5 

2 

§ 26 

191 ! 

4 ! 

87 1 

14 i 

— i 

' 

— ^ 

— 

38 

131 

8 

: — 

: — 

Abs. 1 

20 

— ! 

20 1 

— ' 

1 

— 

— 

— 

1 

12 

6 

; 

— 

211 

4 

107 

15 

— : 

— 

— 

— 

39 

143 

14 


— 

§ 26 

Abs. 2 

1 423 

3 

1 276 

42 ; 

■ — ■ 

■ 

— 

1 — 

i 95 

j 256 

1 27 

! 3 

— 

1 70 

1 1 

69 

— 

! — ' 

, 

— 

, 

, 14 

1 36 

i 5 

— 

— 


i 493 

4 

345 

57 

, — , 

i 

— 

■ — 

1 109 

1 292 

1 32 

3 

— 

§ 38 

161 

24 

13 

6 ’ 

4 

— 

— ' 

— 

1 49 

81 

19 

2 



Abs. 1 

21 

5 

1 16 

— 


— 

— ' 

— - 

9 

12 

1 


— 

Nr. 11 

182 

29 

29 

5 

' 4 

' ~ 

— 

— 

58 

93 

20 

i 2 

— 

§ 38 1 

560 

118 j 

141 

57 

^ i 

— 

— 

' 

165 

243 

; 84 1 

6 



Abs. 1 

17 

8 ' 

9 

— 

1 


— 

— 

6 

10 

14 


1 

Nr. 12 

577 

126 

150 

1 43 

5 


1 — 

. — 

171 

253 

' 98 

6 

1 

§ 39 


’ — 


1 

■ — 


! — 


1 

— 

i — 


1 

j 

Abs. 1 


; — 

j 

1 

— 




1 

i 

— 



Nr. 1 

— 

— 


i — 

— 

— 

! 

— 

— 


— 

— 

1 — 

§ 39 

1 — 

— 


— 1 



■ 

— 

1 

— 

— 




Abs. 1 

— 

— 

i — 

— i 


— 1 

— 1 

— ' 

— 1 

— 

— 

' 

1 — 

Nr. 2 

— 

— 

: — 

— 

i — 

: 

' 

— 

— 

i — 

— 

— 


§ 39 

— 

— 


1 

! _ 

— 

— 

— 

! 









Abs. 1 

— 



j 

— 

i 

1 

i — 

— 

1 

i — 

1 

— 

— 





Nr. 3 

— 

— 

l 


— 

1 — 

— 

~ 

— 

— 

1 

— 



3 772 

307 

1 051 

225 

i 242 

4 

— 

1 

778 

2 083 

396 

29 

14 

Gesamt 

335' 

38 

297 

i 

1 9 

— 

— 

— 

48 

186 

46 

5 

4 


4 107 

345 

1 348 

261 

1 251 

1 5 

— 

1 

j 826 

2 269 

442 

34 

18 
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Tabelle O 


X. Übersicht über 

A) die von den Beschlußabteilungen in Kontrollverfahren nach § 24 Abs. 2 
geprüften Zusammenschlüsse ohne 

B) die nach § 24 a angemeldeten Zusammenschlüsse 


A 


Zahl der Verfahren 
nach § 24 Abs. 2 


Sachstand 


rechtliche und 
i wirtschaftliche 
Prüfung 


keine 

Untersagung 


Zusammen- 

schluß 


Rechtsmittel Verfahren in 
eingelegt gegen ' anderer Weise 
Untersagung j erledigt 


5 

5 


1 

1 


B 


Sachstand 


Zahl der 
Anmeldun- 
gen nach 
§ 24 a 


i 


15 

15 


'6 

<D C/D 
T3 


g < 

O 

> CN 


C73 

C 

1-4 

Oh 


§1 

(D ^ 
^ (Ü 

.5:^ 'fi 


'S z 


C 

(D 

_ t/3 

CN T! 


*6 3 

CC _ 

c ^ 

C 

0 m 
^ cs 


O) 

c 

p 

CD 

fC 

t/3 , 

1-H ^ 

O) 



CD 

C 

P 

CD 

tÜ 




S D3 
rO 

B 

P S 

V3 Z» 

=3 C 
N 3 


11 — 3 8 

11 2 3 8 


CD zi 
C 03 

'S s 

— > t-i 

QJ 03 

S c 

S c 

-e g. 

QJ OJ 
CD 


:0 

P ^ 

C OJ 
^ Ol 

"ES 

I 6;s 


< c; 


2 
2 


Antrag 


Erlaubnis 


t/3 

i ^ 

< 

1 B i 

c 1 

OJ 


OJ 

B 

o 

ö 

OJ 


c 

"oj 

CS 

CD 


B 

CD 

i ! 

xz 

B 


; 


l-H 


B i 

OJ 

t/3 —4 
-i-> QJ 

’€ 

1 :0 

>-4 

QJ 

OJ 

■■P 

a 1 

:ra 1 

OJ 

CD 

'Ö ® 

rö 

i 3 



P 

QJ ! 

rO 

OJ .5 

c 

N 

01 


N 

CD ; 


pcZ OJ 

■ 

1 1 

1 


1 

— 

— 1 

: 

— 

— 

— ; 

— 

— 

— 

— ^ 

— 

— 











j 
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Tabelle P 


XL Rechtsmittel 
Verwallungsverfahren 


Sachstand 


Entscheidende 

Kartell- 

behörde 

Zahl der 
Beschwer- 
den nach 
§ 62 Abs. 1 

Beschwerde 

Entscheidung aufgehoben 
oder abgeändert 

1 

Beschwerde- ; 

1 verfahren 
! in anderer 
Weise 
erledigt 

anhängig 

zurück- 

genommen 

zurück- 

gewiesen 

auf Grund 
veränderten 
j Sachver- 
1 haltes 

aus 

anderen 

Gründen 

Bundes- 

288 1) 

79 

94 j 

— 

30 

75 

10 

kartellamt 

7 

— 

4 ' 

— 

4 

— 

— 


295 ') 

79 

98 i 

i 

34 

_______ 75 1 

9 

Landes- 

27 2) 

10 

3 

1 

3 

5 i 

6 

kartell- 1 

— 

— 

1 

— 

— 

2 1 

— 

Behörden j 

27 -) 

10 

4 

— 

3 

7 

3 


) davon 105 Beschwerden gegen Kostenentscheidungen 

1 Beschwerde gegen Entscheidung nach § 14 Geb.VO GWB 
) davon 8 Beschwerden gegen Kostenentscheidungen 

in einem weiteren Fall wurde Unterlassungsbeschwerde zurückgenommen 
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Tabelle Q 


Rechtsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 


Eingelegt 

durch 


Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 


zurück- 

genommen 


Sachstand 


zurück- 

gewiesen 


, Entschei- i 
j düng 
I aufgehoben i 
oder j 
I abgeändert | 


zurück- 

verwiesen 


Rechts- 
beschwerde- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
erledigt 


anhängig 1 


Bundes- 

kartellamt 


Beteiligte 


13 
1 

14 





2 

2 


5 
1 

6 


3 

3 


5 I 4 I 2 

2 I — I — 

7 i ^ 

1 I 6 — 

1 ' 6 — 


*) In 3 weiteren Fällen wurde Nichtzulassungsbeschwerde vom Bundesgerichtshof zurückgewiesen. 


Tabelle R 


Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 


1 


1 


1 Sachstand 

Eingelegt j 
durch j 

1 

i 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 

zurück- 

genommen 

i 

zurück- 

gewiesen 

1 

1 Entschei- 
! düng 

aufgehoben 
oder 

abgeändert 

zurück- 

verwiesen 

Rechts- 
beschwerde- 
verfahren 
in anderer 
Weise 
erledigt 

i 

anhängig j 

i 


Landes- 

kartell- 

behörden 


Beteiligte j 3 


3 

3 
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Tabelle S 


2. Bußgeldverfahren 

Rechtsbeschwerden in Verfahren des Bundeskartellamtes 


Eingelegt 

durch 

Zahl der | 


Sachstand 



Kecnts- 1 

beschwerden | .. , 

1 Satzl 1 genommen 

verworfen 

Beschluß 

aufgehoben 

zurück- ; 
verwiesen 

anhängig 

Bundeskartellamt 

' - 1 = 

1 4 1 -- 1 

1 

1 

2 

2 

— 

1 

1 1 

! 


5 ; ~ 

4 

1 



1 

Betroffene j 

1 

. — 

-- ! 

1 




5 i — 

4 

- 1 

1 

1 i 


Tabelle T 


Rechtsbeschwerden in Verfahren der Landeskartellbehörden 


Eingelegt 

durch 

Zahl der 
Rechts- 
beschwerden 
nach § 83 
Satz 1 

Sachstand 

zurück- 

genommen 

verworfen 

Beschluß 

aufgehoben 

zurück- 

verwiesen 

anhängig 


4 

— 

1 



3 


Landeskartellbehörden 

1 

■ — 

— 








4 


1 


3 

— 


38 

2 

28 



! 8 


Betroffene 

— 

— 

— 






i 

38 

2 

28 

— 

8 

— 
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Tabelle IJ 


XIL Übersicht über die Anträge auf Erlaubnis in anderen Fällen 

a) beim Bundeskartellamt 


Sachstand 




rechtliche 

und 

Erlaubnis erteilt; 

Erlaubnis abgelehnt; 


an 


Anträge 

wirt- 

sdiaft- 

lidie 

Prüfung 




zurück- 

andere | 



unan- 

davon Rechts- 

unan- Rechts- 

genom- 

Behörden ' 



feciitbar 

noch i mittel- 

fechtbar mittel 

men 

ab- 



geworden 

in Kraft ' eingelegt 

i 

geworden eingelegt 


gegeben 

§ 14 

Abs. 1 



' 

— 



— 

1 

1 

i 

— — 


— 

§ 91 

Abs. 1 

Satz 2 

22 

— 

22 

20 1 — 

Z Z 

— 

— 

1 22 

— 

22 

19 — 



— 

§ 105 



— 



— — 

j 

— 



b) Landeskartellbehörden 


§ 14 
Abs. 1 


§ 105 5 I — I — j — I — i 3 — 2 I — 

3 - 2 |- 
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Tabelle V 


XIII. Untersagungsverfahren nach § 37 a 
Verfahren vor dem Bundeskartellamt 




davon 

Sachstand 



I 



Verfügung der 
Kartellbehörde; 

Verfahren 

eingestellt; 


Grundlegende 

Bestimmung 

Zahl 

der 

Ver- 

fahren 

von 

Amts 

wegen 

auf 

An- 

regung 

rechtliche 
und wirt- 
schaft- 
liche 
Prüfung 

unan- Rechts- 
fechtbar mittel 

geworden eingelegt 

nachdem 
bean- 
standetes aus 

Ver- anderen 

halten Gründen 

aufge- 
geben 

an Lan- 
deskar- 
tellbe- 
hörde ab- 
gegeben 

§ 1 

1 

1 

— 

— 





— 


1 

1 

— 

— 

— 1 

— 1 — 

— 

§ 15 


— 

E 

— 



— — 

— 

§ 20 

— 

— 

— 

— 

— — 

— — 

— 

Abs. 1 

— 


— 

— 

— — 

— — 

— 

§ 21 


— 

E 



— — 

— 

§ 25 

— 


— 

— 

— — 

— — 

— 

Abs. 1 

— 


— 

— 

— — 

— — 

— 

§ 25 

— 

— 

— 

— 


— — 

— 

Abs. 2 und 3 


— 

— 

— 

— — 

— — 

— 

§ 26 

— 

— 

— 

— 

— — 

— — 

— 

Abs. 1 

— 

— 

— 

— 

— — 

— — 

— 

§ 26 

— 

— 


— 

— ~ 

— — 


Abs. 2 

— 

— 



— — 

— — 


§ 36 

— 

— 

— 

— 

— — 

— — 

— 

Abs. 1 Nr. 11 

— 

— 

— 

— 

— — 

— — 

— 

§ 38 

— 

— 

— 

— 

— — 



— 

Abs. 1 Nr. 12 

— 

— 

— 

— 

— — 

— — 

— 

§ 100 

— 

— 

— 

— 

— — 

— — 

— 

Abs. 1 Satz 3 

— 

— 

— 

— 

— — 

— — 

— 

§ 103 

— 

— 

— 

— 

— — 

— — 


Abs. 2 

— 

— 

— 

— 

— — 

— — 

— 


1 

1 

1 

1 

— 

— 

— 1 

— — 

— 
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Tabelle W 


Untersagungsverfahren nach § 37 a 
Verfahren vor den Landeskartellbehörden 


davon j Sachstand 


i 

Zahl 

der 

Ver- 

fahren 



recht- 

Verfügung der 
Kartellbehörde; 

Verfahren 

eingestellt; 

abge- 

geben 

an 

andere 

Landes- 

kartell- 

behörde 


Grundlegende 

Bestimmung 

von 

Amts 

wegen 

auf An- 
regung 

liehe 

und 

wirt- 

schaft- 

liche 

Prüfung 

unan- 
fecht- 
bar ge- 
worden 

Rechts- 

mittel 

einge- 

legt 

nach- 
dem be- 
anstan- 
detes 
Verhal- 
ten auf- 
gegeben 

aus an- 
deren 
Grün- 
den 

an Bun- 
deskar- 
tellamt 

§ 1 

1 

1 

E 

1 

1 


■ 


1 

1 



— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

§ 15 

— 

— 

— 

■ 



— 


— 

— 


— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 § 20 

Abs. 1 

— 

— 


— 


— 

— 





— 

— 

— 


— 


— 

— 

— 

— 

— 








— 

— 

— 


1 

— 


— 

— 

— 

— 


— 



— - 

§ 21 

— 




— 

— 


— 

— 

— 


— 



— 

— 

— 




— 

§ 25 





















Abs. 1 










— 


■ ■ 





__ 




— 

§ 25 

— 

1 




— 

— 

— 

— 


Abs. 2 

; — 

j 

— 




— 

1 

— 

— 

— 

und 3 

— 




i 


i 

— 

— 

— 

— 

§ 26 













j 


i 






Abs. 1 



















i 



1 — 

j 


1 


*■ ■ 

— 

— 

— 1 

— 

1 § 26 



! 



1 







1 

1 



! 





1 Abs. 2 
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XIV. Sonstige Zahlen und Angaben 


Während des Berichtszeitraums sind beim Bundeskartellamt 15 733 
Eingänge und 28 094 Ausgänge gezählt worden, ohne Anmeldungen 
von Preisbindungen und Preisempfehlungen. 

2 041 Vertreter und Rechtsberater von Unternehmen und Verbänden 
suchten das Bundeskartellamt zu Besprechungen auf. 
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Organisationsplan des Bundeskartellamtes 

Zuständigkeiten der Beschlußabteilungen: 

Alle Entscheidungen in Verwaltungssachen und in Buß 
geldsachen; Stellung der Anträge und Vertretung vor 
den Oberlandesgerichten in Beschwerdeverfahren so- 
wie vor dem Bundesgerichtshof in Rechtsbeschwerde- 
verfahren ; Vertretung in Verfahren nach Einspruch 
gegen Bußgeldbescheide. 


REFERAT 
Verwaltung 
RR SCHLEGEL 

32)31 


L 1 PRÄSIDENT 


L/Pr 

Prof. Dr. GÜNTHER 


PRESSEREFERAT 

3200 


RR SCHLEGEL 

, 1 

3213 


L 2 

VIZEPRÄSIDENT 
Dr. GUTZLER 

3210 ■ 


Fernsprechnummern sind m 
Kursivschrift angegeben. 


w 


ABTEILUNG 


WIRTSCHAFTSBEOBACHTUNG UND 
BETRIEBSPRÜFUNGEN 
Dir. b. BKartA 

Dr. GRIESBACH 3230 


W.1 REFERAT 


W2 REFERAT 


W3 REFERAT 


W4 REFERAT 

Grundsatz- und 


Markt- 


Markt- 


Betriebe und 

Querschnittsfragen 


Untersuchungen 


beobachtung 


Unternehmen 

ORR Dr. HANSEN 


ORR KAMMHOLZ 


RD Dr. SCHULTES 


RR MATSCHUCK 

(komm.) 3209 


(komm.) 3207 


3053 


3095 


ZR Abteilung Recht 
Reg. Dir. Dr. SAUTER 
(komm.) 2220 


j: 


7p 9 

REFERAT 
Nationales 
und EWG- Recht 

Reg. Dir. Dr. SAUTER 
3220 


ZR3 


REFERAT 

EDV 


Dr. GROSCHE 


3235 




ZR4 


REFERAT 


Internationale 
Wettbewerbs- 
beschränkungen 
ORR STOCKMANN 
(komm.) 3226 


REGISTER 


1. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 

Dr. KLAUE 3^20 

1 

2 . BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
MÜLDER 3100 

3 . BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
SCHÖNE 3Q1Q 

4 . BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 

Dr. CHRISTL 3020 

5 . BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
KAZMEYER 306 O 

6. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Dir. b. BKartA 
LANZENBERGER 

7 , BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Ltd. Reg. Dir. 

Dr. MARKERTgogg 

B8 

8. BESCHLUSS- 
ABTEILUNG 

Ltd. Reg. Dir. 

Dr. BARNIKEL3^25 

Geschäftsbereich: 
Bergbauliche Erzeug- 
nisse, Mineralölerzeug- 
nisse und Kohlenwert- 
stoffe, Steine und Erden, 
Eisen und Stahl (Erzeug- 
nisse der Hochofen-, 
Stahl- und Warmwalz- 
werke sowie der 
Schmiede-, Preß- und 
Hammerwerke), NE-Me- 
talle und -Metallhalbzeug 
(einschl. Edelmetalle und 
deren Halbzeug), Gieße- 
reierzeugnisse, Geld-, 
Bank- und Börsenwe- 
sen, Versicherungen, 
Wasser- und Energie- 
versorgung 

Geschäftsbereich : 

Leder, Lederwaren und 
Schuhe, Textilien, Be- 
kleidung, Erzeugnisse 
der Ernährungsindustrie, 
Tabakwaren, Bauwirt- 
schaft und Wohnungs- 
unternehmen, Land- und 
Forstwirtschaft, Garten- 
und Weinbau, Fischerei 
und Jagd 

Geschäftsbereich : 
Chemische Erzeugnisse 
einchl. Düngemittel, 
Schnittholz, Sperrholz 
und sonstiges bearbei- 
tetes Holz, Holzwaren 
(einschl. Erzeugnisse 
aus natürlichen Schnitz- 
und Formstoffen), Holz- 
schliff, Zellstoff, Papier 
und Pappe, Papier und 
Pappewaren, Druckerei- 
erzeugnisse, Lichtpaus- 
und verwandte Waren, 
Kunststofferzeugnisse, 
Gummi- und Asbest- 
waren. 

Sonstige Dienstlei- 
stungen, Freie Berufe, 
Verkehrs- und Fern- 
meldewesen 

Geschäftsbereich : 
Elektrotechnische Erzeug- 
nisse, Feinkeramische 
Erzeugnisse, Glas- und 
Glaswaren, Kulturelle 
Leistungen, Filmwirt- 
schaft, Verträge nach 
§§ 20 und 21 GWB 
einschl. der Verträge, 
auf die nach § 20 Abs. 4 
GWB§1 i.V.m.§38 

Abs. 1 Nr. 1 GWB anzu- 
wenden ist, 

Datenverarbeitu ngsge- 
räte und -einrichtungen 

Geschäftsbereich : 
Erzeugnisse der Ziehe- 
reien und Kaltwalzwerke 
und der Stahlverformung, 
Stahlbauerzeugnisse, 
Maschinenbauerzeug- 
nisse, Landfahrzeuge 
(ohne Elektrofahrzeuge), 
Wasserfahrzeuge, Luft- 
fahrzeuge (einschl. Flug- 
betriebs-, Rettungs-, 
Sicherheits- und Boden- 
geräte), Feinmechanische 
und optische Erzeug- 
nisse, Uhren, Eisen-, 

Blech- und Metallwaren, 
Musikinstrumente, 
Spielwaren, Turn- und 
Sportgeräte, Schmuck- 
waren, bearbeitete 
Edelsteine, Büroma- 
schinen. Mißbrauchs- 
aufsicht über Preis- 
empfehlungen nach 
§ 38 a und die Anwen- 
dung des § 38 Abs. 1 

Nr. 12 GWB i.V. mit Re- 
ferat W 3 

Verwaltungs 

a) der §§ 

b) des § 26 
gegen ein 
richtet, ur 

und Bußgeldsachen in An 
1 23 bis 24 a GWB 

Abs. 2 Satz 1, sofern das Ve 
1 marktbeherrschendes Unte 
id des § 26 Abs. 2 Satz 2 G 

Wendung 

erfahren sich 
>r nehmen 
.WB 


I 


Gegenüber dem Handel und Handelshilfsgewerbe, den Genossenschaften und dem Handwerk richtet sich die Zuständigkeit nach den Wirtschaftszweigen. 
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